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Wölkecrecht. 8 


: und Ulles, was damit zuſammenhängt, werben in je⸗ 
nem Staate der gemäßigten Zone am größten und 
am meiſten entwidelt fein, welcher die tropifchen 
Märkte beherrſcht, diefe von fi abhängig macht und 
feine Mitbewerber verdrängt over überflügelt. Das 
begreifen die britischen Staatsmänner; fie wiſſen, daß 
England dur die Emancipation ſich ſelbſt Wunden 
ſchlug und Fehler beging; diefe möchten fie wieder gut 
- maden. Es fragt fi nun: durch welche Mittel kann 
Großbritannien fein früheres Webergewidt in der 
Herſtellung tropifcher Erzeugniſſe wieder gewinnen 
und feinen Handel austehnen? In diejer Beziehung 
richtet es fein Augenmerk einerfeits auf Dflindien, 
»Eentral⸗ und Oſtafrika, und fucht den weftindifchen 
Ruſeln durch fogenannte freie Acbeiter, „Einmande- 
ver“ aus Afrika, und duch Kulies ans Dflindien neue 
Arbeitskräfte zu verfchaffen. Andererſeits fucht eg die 
Produktionskraft feiner Itebenbuhler zu ſchwächen, und 
diefen Zweck würde es vollfommen erreichen ,. fobald' 
es ihm gelänge, die Sklaverei auf dem amerifanifchen 
Eontinent und auf Cuba zu befeitigen. Darauf arbei- 
tet es mitt allen Kräften geheim und offen hin. Die 
Kolgen einer Emancipation würden aller Orten noch 
weit unheilvoller fein, wie auf den Antillen. Enge 
. land machte feinen Verfuch unter den allergünftigfien 
Umfländen, konnte allmälig damit vorgehen, vie Sfla- 
venbefiger entfchädigen und auf Den verfchiedenen In⸗ 
ſeln jede etwa ausbrechende Empörung, jeden Wider⸗ 
ſtand leicht unſchädlich machen. In Brafilien, den 
Vereinigten Staaten und auf Cuba würde aber nicht 
allein ein ſo kläglicher Zuſtand eintreten, wie etwa auf 
Jamaica, ſondern der ganze Jammer, wie er auf Haiti 
laſtet. Die gegenſeitige Abneigung der Racen würde 
in blutigem Streite ſich Luft machen. Die eine oder 
die andere müßte entweder unterjocht, oder vertrieben, 
oder ansgerotiel werden, und welchen Ausanny Ür 
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Vitemeqhi. 3 
und Ulles, was damit auiammenbängt, werden in je- 
mem Ötaate ber gemafigten Zone am größten und 
am teilten entwidels ſein, welder die tropiſchen 
Märfte beherrſcht, dieſe von üb abhängig macht und 
feine Mirbeiserber verdrängt oder übrrilägelt. Tas 
begreifen die britiigen Staatsmänner; fie willen, daß 
Ensiend dur vie Gmonripation fid ſelbſt Wunten 
ſchlag und Fehler beging; diefe möchten fie wieder gut 
machen. Es frage ũch wun: durch melde Mütel kann 
Großbritannien fein frũheres Uebergewicht in ber 
Sertlellung tropiiher Erzengnifle wieder gewimen 
und feinen Handel austehnen? u diejer Beziehung 
richtet es fein Augenmerk einerſeits aui Dflindien, 
Central⸗ uud Dflafrila, und ſucht den weſtindiſchen 
Jufeln durch fogenannte freie Arbeiter, „Einmante» 
ver“ aus Afrika, und durch Kuliedans Dflintien neue 
Urbeitstrajte zu verihaffen. Andererſeits fucht es die 
Produktionsfraft feiner Nebenbuhler zu ſchwãchen, und 
dieſen Zweck würde ed vollfommen erreichen, ſobald 
es ihm aelänge, die Sklaverei auf dem amerikaniſchen 
Cominent und auf Cuba zu befeitigen. Darani arbei⸗ 
tet es mit allen Kräften gehrim und oifen bin. Die 
Kolgen einer Emancipation würden aller Orten noch 
weit unheilvoller fein, wie auf den Antillen. Eng⸗ 
land machte feinen Berfuch unter ten allergünftigften 
Umfänden, konnte allmälig damit vorgehen, tie Sfla- 
venbefiger eutfhädigen und auf den verſchiedenen In⸗ 
fen jede etwa ausbrechende Empörung, jeden Wider⸗ 
ſtand leicht unſchädlich machen. In Braflien, den 
Vereinigten Staaten und auf Cuba würde aber nicht 
allein ein fo kläglicher Zuſtand eintreten, wie etwa auf 
Jamaica, fondern der ganze Jammer, ıwie er auf Haiti 
laſtet. Die gegenjeitige Abneigung der Racen würde 
in bistigem Steeite ſich Luft maden. Die eine oder 
die andere müßte entweder unterjocdht, Oder vertärhen, 
.. Oder amsgerotiet werden, und welhhen Yusıpany ÜR 
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vom Jahre 1805, enthält unter Auderm folgende 
Beflimmungen: 

: „Der Sklave braucht am Sonntage nicht zu arbeis 
ten, es fei denn, der Herr zahle ihm 4 Schillinge. 

Der Here ift verpflichtet, jedem Sklaven monatlid) 
ein Barrel Diehl zu geben, ferner eine Pinte Salz, 
ein Hemde und ein Paar baummollene Hofen für 
den Sommer ; ein wollenes Hemd, ein Paar wollene 
Hofen und eine Müge für den Winter; außerdem ein 
Stüd Land zum beliebigen Anbau. Der Here muß 
den Körperſchwachen, Hocbetagten und Blinden näh⸗ 
ren und Heiden, überhaupt für folche Leute forgen, bei 
Strafe von 35 Dollars für jeden Betretungsfall. 

Der Here ift der Sorge für die Ernährung Des 
Sklaven nicht überhoben, wenn er ihm auch wöchent⸗ 
lich einen freien Tag erlaubt. 

Zum Srühftüde erhält der Sklave eine halbe 
Stunde, für das Mittagseffen zwei Stunden Zeit. 

Kinder unter zehn Jahren dürfen ohne ihre Mut⸗ 
ter nicht verlauft werden. 

Der Slave kann nichts befißen, nichts verkaufen, 
feine Waffen tragen oder jagen ohne Brlaubniß fei- 
. nes Herrn; auch kann er weder in bürgerlichen, noch 
peinlihen Rechtsfällen Partei oder Zeuge fein. 

Der Herr ift gehalten, für Alles aufzufommen, 
was fein Sklave entwendet, falls dieſer nicht erweis⸗ 
lich ein Maroon, d. h. ein Gntlanfener iſt. 

Ein Sklave, der ohne Erlaubnigfchein feines Herrn 
zu Pferde angetroffen wird, kann angehalten, mit 
25 Hieben beflraft und feinem Herrn zurückgeſchickt 
werben. Dieſer Leptere hat für jede Dieile dem Heim⸗ 
bringer einen Schillinz zu zahlen. 

Wer einen SHaven ſchlägt, ver in feines Herrn 
Dienft arbeitet, muß zehn Dollars Strafe zahlen. 
Ber einen Sklaven entfernt von feines Hecxvo 

Pflanzung antrifft, Bann ihn anhalten, efmaick un 
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neuen nord» und ſüdamerikaniſchen Republiken, häufig 
durch den Abſchluß förmlicher Friedens⸗ oder Freund⸗ 
Idaftsverträge geſchieht. Und ganz entihieden ha- 
ben dieſes und die Rechtsgültigkeit poſitiv anerkann⸗ 
see Normen, 4. B. über das Geſandiſchaftsrecht, nicht 
bloß theilweiſe fhon die alten Völker, fondern voll- 
ende Die neueren gefitteten Völker praktiſch anerkannt. 
Es iſt aber ein großer wiflenfchaftlicher und prafti- 
ſcher Unterſchied zwiſchen dem objektiven, allgemein 
erkenn⸗ und beweisbaren juriſtiſchen Recht und zwi⸗ 
ſchen den bloß auf individuellen, fubjeltiven Anjichten 
der Winzelnen beruhenden philoſophiſchen und mora- 
liſchen Lehren. Wenn man deshalb das Völkerrecht 
leugnen will, weil es öfter verlegt wird, fo muß man 
alles Recht und alle Moral leugnen, Denn beide wer⸗ 
den leider fehr viel verlegt. Wenn man es aber des⸗ 
balb leugnet, weil es ſchwerer volllnmmen erhalten 
werde, als das Privat- und Staatsrecht, indem es 
feinen gemeinfchaftlichen Richter über die Völker gebe, 
fo verwechſelt man die Schugmittel des Rechts, und 
noch Dazu ein einzelnes, mis dem Mechte ſelbſt. Asch 
für das Völkerrecht im völkerrechtlichen Bunde, wie 
im europäiſchen Völkervereine, giebt es rechtliche 
Schutzmittel, zuerft Die Berufung auf das objektiv 
exkennbare juriſtiſche Recht und das erımiefane Unrecht, 
die Berufung vor der gefitteten Welt, die Berufung 
duch Rechtsausführung, dann Unterhandlungen, 
Schiedsgerichte, die wohlthätigen Einflüſſe des Sy⸗ 
ſtems des Bleichgewichts, rechtlich geordnete Zwangs⸗ 
mittel, Repreſſalien, Retorſion und zuletzt die rechtlich 
geordnete, rechtlich begrenzte Kriegsgewalt, als eine 
Art der Berufung an das Bokedustheil. und diq⸗fje⸗ 
gende Kraft für die gerechte Sache. Auch für Die 
Privatrechte iſt richterlicher Schuß oft änferft man- 
gelhaft, vollends aber für die flaatsrechtliehen, wo. ja 
‚oft zwiſchen Megierung und Ball ober Ständen ehen⸗ 
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und Ulles, was damit zuſammenhängt, werben in je⸗ 


nem Staate der gemäßigten Zone am größten und 
am meiſten entmwidelt fein, welcher die tropifchen 
Märkte beberrfcht, diefe von ih abhängig macht und 
feine Mitbewerber verdrängt over überflügelt. Das 
begreifen die britiigen Staatsmänner; fie wiſſen, daß 
England dur die Emancipation fi felbft Wunden 
ſchlug und Fehler beging; diefe möchten fie wieder gut 
machen. Es fragt fi nun: durch welche Mittel kann 
Großbritannien fein früheres Uebergewicht in der 
Herflellung tropifcher Erzengniſſe wieder gewinnen 
und feinen Handel ausdehnen? In diejer Beziehung 
richtet es ſein Augenmerk einerfeits auf Dflindien, 
‚&entral- und Oſtafrika, und fucht den weftindifchen 
Juſeln durch fogenannte freie Arbeiter, „Einwande⸗ 
rer“ aus Afrika, und duch Kulies aus Oflindien neue 
Arbeitskräfte zu verſchaffen. Andererſeits ſucht es Die 
Produktionskraft ſeiner Nebenbuhler zu ſchwächen, und 
dieſen Zweck würde es vollkommen erreichen, ſobald 
es ihm gelänge, die Sklaverei auf dem amerikaniſchen 
Cominent und auf Cuba zu beſeitigen. Darauf arbei⸗ 
tet es mitt allen Kräften geheim und offen hin. Die 
Kolgen einer Smancipation würden aller Orten noch 
weit unbeilvoller fein, wie auf den Antillen. Eng⸗ 
land machte feinen Verſuch unter den allergünftigfien 
Umfländen, konnte allmälig vamit vorgeben, die Sfla- 
venbefiger entfchädigen und auf den verfchiedenen In⸗ 
ſeln jede etwa ausbrechende Empörung, jeden Wider⸗ 
fand leicht unfhäplich machen. In Brafilien, den 
Vereinigten Staaten und auf Cuba würde aber nicht 
allein ein fo kläglicher Zuftand eintreten, wie etwa auf 
Jamaica, fondern der ganze Jammer, wie er auf Haiti 
laftet. Die gegenjeitige Abneigung der Racen würde 
in blatigem Streite fi Luft maden. Die eine oder 
die andere müßte entweder unterjocht, oder vertrieben, 
oder ausgerottet werden, und welden Ausanny ir 
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beime Bejandifhaften, öffentliche Perfonen, welche 
feine Geſandten find, Eouriere. 

5) Länder und Mecre der Souveraine, 
anfprüchige, eingeſchloſſene, lehnbare u. dgl. Län⸗ 
der, Orenzſachen, Rechte und Pflichten benachbarter 
Mächte, Verlegung eines jremten Gebiets, Ober⸗ 
berrichaft und Freiheit ver Meere, Flaggenſachen, Co⸗ 
lonien außerhalb Europa, Entdeckung und Befipnahme 
in anderen Welttheilen gelegener Länder, Taufch oder 
Abtretung der Länder, Sarantirung derfelben, Diſpo⸗ 
nirung fiber Länder eines dritten Souverains. 

6) Bedienten und Uinterthanen der Sous 
veraine, Rechte des Souverains über Diefelben in 
. feinen eigenen und in fremden Ländern, desgl. über 
fremde Bedienten und Untertbanen. 

7) Religionsſachen, Rechte eines Souverains 
in ſolchen in ſeinen eigenen und fremden Ländern, das 
Verhältniß zwiſchen den nicht römiſch⸗katholiſchen 
Sounverainen und dem römiſchen Papſt, andere Re⸗ 
ligionsangelegenheiten unter den Souverainen. 

8) Staatsſachen, Rechte eines Souverains In 
Anſehung feiner eigenen, fo wie der Staatsverfaſſung 
einer andern Macht, Das Recht, einen andern Souve⸗ 
soim zur Rede zu fiellen, und einigen Souverainen 


.. mehr oder weniger zu bemwilligen, als anderen. 


9) Juſtizſachen, Rechte eines Souverains Im 
folgen in feinen eigenen und fremten Ländern, dag 
- Recht, Uebelthäter durchzuführen, zu verfolgen und 
deren Auslieferung zu begehren. 

10) Militairfadhen, Rechte eines Souverains 
in folden in feinen eigenen und fremden Ländern, 
Deferteure, Cartels u. dal., das Kreuzen an den Kü⸗ 
fon und Binlaufen in die Häfen anderer Souveraine. 

4) Cameralſachen, Rechte eines Souverains 
in ſolchen in feinen eigenen und- fremden Ländern. 
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vom Jahre 1805, enthält unter Auderm folgende 
Beflimmungen: 

: „Der Sklave braucht am Sonntage nicht zu arbeis 
ten, es ſei denn, der Here zahle ihm 4 Schillinge. 

Des Here iſt verpflichtet, jedem Sklaven monatlid) 
ein Barrel Mehl zu geben, ferner eine Pinte Salz, 
ein Hemde und ein Paar baummollene Hofen für 
den Sommer; ein wollenes Hemd, ein Paar mollene 
Hoſen und eine Mütze für den Winter, außerdem ein 
Stüd Land zum beliebigen Anbau. Der Hers muß 
den Körperſchwachen, Hocdbetagten und Blinden näh⸗ 
. zen und Heiden, überhaupt für folche Leute forgen, bei 
Strafe von 35 Dollars für jeden Betretungsfall. 

Der Here ift der Sorge für die Ernährung Des 
Sklaven nicht überhoben, wenn er ihm auch wöchent⸗ 
lich einen freien Tag erlaubt. 

Zum Frühſtücke erhält der Sklave eine halbe 
Stunde, für das Mittagseffen zwei Stunden Zeit. 

Kinder unter zehn Jahren dürfen ohne ihre Mut⸗ 
ter nicht verkauft werden. 

Der Sklave kann nichts befißen, nichts verkaufen, 
Feine Waffen tragen oder jagen ohne Erlaubniß ſei⸗ 
.. nes Herten; auch kann er weder in bürgerlichen, noch 
peinlihen Nedtsfällen Partei oder Zeuge fein. 

Der Herr ift gehalten, für Alles aufzulommen, 
was fein Sklave entwendet, falls diefer nicht erweig-' 
lich ein Maroon, d. h. ein Entlanfener if. * 

Ein Sklave, der ohne Erlaubnißfchein feines Herrn 
zu Pferde angetroffen wird, kann angehalten, mit 
25 Hieben beflraft und feinem Herrn zurückgeſchickt 
- werden. Diejer Legtere hat für jede Meile dem Heim⸗ 

bringer einen Schillinz zu zablen. 

: Wer einen Sklaven fchlägt, ver in feines Herrn 
Dienft arbeitet, muß zehn Dollars Strafe zahlen. 

Ber einen Sklaven entfernt von feines Herrn 
Pflanzung antrifft, Bonn ihn anhalten, oranick yo 





Völkerrecht. 9 


mußte den Werth des Sklaven erſetzen; vermochte er 
das letztere nicht, fo wurde die Strafe verdoppelt. 

Ein Sklave, der mit Vorbedacht feinen Heren, def- 
fen Frau oder Kinder verwundete, wurde mit dem 
Tode beftraft. 

Gin Sklave, der feinen Auffeher ſchlug, oder einen 
andern dazu verleitete, befam 25 Hiebe, und war 
Blut gefloffen, 50; war der Tod erfolgt, fo wurde 
der Strang zuerkannt. Diefe Strafe war auch über 
jeden SHaven verhängt, der rebellirte oder zu einer 
Rebellion aufreizte. 

Ein Sklave, der zum dritten Male fih an einem 
Weißen 'thätlich vergriff, erlitt ven Top, 

Ein Herr, der feinen Sklaven in graufamer Weiſe 
beftrafte, mußte 200 bis 300 Dollars Strafe zahlen. 

Kein Sklave fonnte freigelaffen werden, wenn er 
nicht 30 Jahre alt war und fi) durchweg gut betra- 
gen hatte. 

Keine freie Verfon darf einen Sklaven beiratpen 
u. f. m.’ 

Diefe und ähnliche Verfügungen, die in den ringe» 
nen Etaaten milder oder firenger waren, haben feit» 
dem manderlei Abänderungen erlitten; im Ganzen 
find aber feit 1830 die Verordnungen über Sklaven 
und Neger verichärft worden. „Um das Yahr 1830 
ergab ſich, daß einige PBerfonen im Lante umberreis 
ften und fi bemühten, die Schwarzen zum Aufſtande 
zu reizen. Das Volk würde diefe Perfonen fehr ſum⸗ 
marifch beftraft haben, wenn die Behörden nicht ein⸗ 
geſchritten wären. Die Legislatur genehmigte darauf 
ein ®efeg, welches Jeden mit der Todesſtrafe belegt, 
welcher die Sklaven gegen die Weißen aufreizt, fei es 
durch Drudioriften, Predigten und Reden vor Ge⸗ 
richt, oder im Schaufpielhaufe, oder wer in der Stadt 
| Fiugſchriften von derartiger Tendenz einführt. Aber 
man hielt es nicht für ausreichend, \oleld Suui- 
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diefer Stärke betroffen wurden, und nicht erweifen 
konnten, daß fie durch Verluſt auf dieſelbe herabge- 
Ihmolzen waren, als Marodeurs; dieſe Convenienz 
iR aber, ale mit dem Weſen des Krieges unvereinbar, 
längft abgefommen. 
. 6) Der Krieg erlaubt zwar alle Mittel gegen den 
Feind, da indeſſen bei gefitteten Bölcern nur Gleiches 
mit Gleichem vergolten, nicht die Greuel des Krieges 
aber gefleigert werden follen, fo beruht das Recht, 
ven Feind zu tödten oder zu verwunden, allein auf 
dere Gewalt, die ed ung entgegenfegt. Daher follen 
Kinder, Weiber, Greife und überhaupt Alle, welche 
‚wit die Waffen ergriffen haben, nicht getödtet, ver» 
wundet oder gemißbandelt werden, und eben fo we» 
nig die nicht zum Militärfiande gehörigen Perſonen, 
als Keldprediger, Aerzte und Wundärzte, Kriegscom⸗ 
miffäre, Duartiermeifter und Marketender. Indeſſen 
nimmt man diefe Doch jeßt gefangen. 

7) Offiziere und Soldaten wurden von jeher, fo 
lange fie Waffen führten, auch mit allen rechtmäßigen 
Waffen befämpft; fobald fie aber die Waffen nieder⸗ 
legten, galten fie für Striegsgefangene. In älieſter 
Zelt waren die Kriegsgefangenen Eigenthum und 
Sklaven defien, der fie gefangen, fo bei den Hebräern, 
Griechen und Römern. Bei den letzteren wurden die 
Bornehmeren und Könige gewöhnlich im Triumph 
- aufgeführt und dann nicht felten umgebradt. Wenn 
aber römifhe Gefangene zu Zeiten der Republik zu- 
rüdehrten, fo ward vermöge des Jus postliminium 
angenommen, als ob fie nie gefangen geweſen wären. 
Erſt die Cornelia lex (gegeben 81 v. Chr.) verord«» 
nete, daß römifche Kriegsgefangene in der Zeit ihrer 
Gefangenſchaft als bürgerlich todt betrachtet werden 
follten. In der fpätern römiſchen und byzantinifchen 
Gecſſchichte finden fi Beifpiele von großer Braufam- 
: feld gegen die Kriegsgefangenen. So feibere eraumni 
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und Perſer machen zwar ſelten Gefangene, indem ſie 
ihre Feinde meiſt tödten, behandeln aber dieſe in dem 
jeßigen Kriege beſſer als ſonſt. In Erbitterungskrie⸗ 
gen oder auch von einzelnen Truppentheilen wird oit 
Sein Pardon gegeben und genommen, aud wird zu. 
weilen als Repreffalie, eben fo wenn der Feind gegen 
den Kriegsgebrauch gehandelt, 3. B. mit gehadtem 
Blei ſchießt, oder wenn man die Kriegsgefangenen 
nicht fortbringen zu können fürdtet, fein Pardon ge- 
geben. Nach bemwilligtem Pardon den Feind noch zu 
tödten, iſt barbarifh und treulos. Selbſt wenn eine 
Eapitulation auf Gnade und Ungnade geſchloſſen 
wird, iſt es unmenfhlih, den Feind au tödten. — 
Sind die Kriegsgefangenen am dem Orte ihrer Be- 
fimmung angelangt, fo werden fie entweder in eine 
Feſtung gebracht oder, wenn der Kriegsſchauplatz fehr 
entfernt ift, auf das Land verteilt. Sie zu zieingen, 
ia vem Heere des Ueberwinders Dienfte zu nehmen, 
iR weder rechtlich, noch rathſam, indem fie bald Ge⸗ 
legenheit fuchen und finden werden, zu dem freinde 
und fo zu den Ihrigen zu enttommen. Gefährlich iſt 
8, fehr viele Kriegsgefangene in einer Feſtung zu 
verwahren, indem durch Empörung derfelben die Fe⸗ 
fung leicht verloren geben kann, wie dies Friedrich 
dem Großen zu Ende des fiebenjährigen Krieges 
faſt mit Magdeburg und Küftrin begegnet wäre. Die 
Gefangenen erhalten in Feindesland nur fpärlichen 
Unterhalt, und oft muß der Staat, dem die Kriegs⸗ 
gefangenen angehören, die Unterhaltungskoflen der- 
felben noch bezahlen, wenn er fie wieder erhalten will. 
Zuweilen findet noch während eines Krieges eine 
Auswechfelung der Kriegsgefangenen flatt, meiſt 
während eines Waffenflillfiandes. Es geht hierbei 
Grad für Grad, fo daß ein General gegen einen Ge⸗ 
- weral, ein Capitän gegen einen foldhen, ein Bemeiner 
: gegen einen Gemeinen ıc. ausgeweclelt wird. Aue 
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den Kriegsliften gehören Borjpiegelungen durch falfche 
Nachrichten, Demonftrationen, Sceinanariffe, ver» 
flellte Rüdzüge ꝛc. Berficde und Ueberfälle gehören 
auch zu den Kriegsliften. 

11) Hür Beftattung der Todten und Unterbrin- 
gung der Bermundeten, die nad ihrer Heilung als 
Kriegsgefangene betrachtet werden, forgt der Theil, 
der das Feld behauptet; fonft ſchloß man nach bedeu- 
tenden Gefechten oft Waffenftillftand, um die Todten 
zu beerdigen. 

123) Waffenſtillſtand wird aud in Fällen, 3.3. 
um Unterbandlungen anzufnüpfen, geſchloſſen; jeder 
heil fol ſolchen Waffenſtillſtand wie Berträge im 
Frieden halten. Gleiches gilt von Cartels, die über 
isgend einen Gegenſtand, 3. B. über Auswechſelung 
ver Befangenen, geſchloſſen werden. Zur Befefligung 
der Treue und des Glaubens giebt man fich bei fol» 
hen Gelegenheiten oft gegenfeitig Geißeln. 

13) Um mitten im Kriege Unterhandlungen anzu- 
fnüpfen, hat man gewiffe Zeichen als Merkmale an- 
genommen, daß man die Einftellung der Feindſelig⸗ 
feiten wünfde. Im Felde fendet man einen Trom⸗ 
peter oder Tambour (fatt des fonft gewöhnlichen 
Herolds) ab, der, wenn ihn der Feind auch nicht an⸗ 
nimmt, doch unverleglih if. Ein Trompeter beglei- 
tet auch die Parlementärg; in Ermangelung eines 
Trompeters geben fie fi durch Wehen mit einem 
weißen Zuche zu erkennen. 

14) Der feindlihe Souverän und deſſen Familie 
kann zwar, dem firengen Rechte nach, feine Schonung 
mehr als Andere begehrten, indefien if es doch in cie 
vilifirten Heeren gewöhnlich, daß man dahin, wo man 
weiß, daß fich der feindliche Regent oder deſſen Prin⸗ 
zen befinden, die Kanonen nicht richten läßt, daß 
man ferner ihn oder deſſen Familie, wenn er in Ge⸗ 
fongenfchaft geräth, nicht ale eigentliche Krieagaefans 
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’ der Feind verkauft hat, fallen ohne Cutſchädigung ‚des 
Käufers au den erſten Befiger zurück, wenn ee wicht 
. auspeidlicde Berträge anders beflimmen. Ä 
18) Unders if es aber mit dem feindlichen Privat- 
eigenthum zur See, das fih im Augenblide des Aus⸗ 
bruch® des Krieges in feindlichen Häfen befindet oder 
wäßeend des Krieges von feindlichen Capern oder 
Kriegeſchiſſen genommen wird, und das man ale 
‘Beute betsachtet. Auch die Matroſen und Paſſagiere 
folder Rauffahrer werden zumeilen als Kriegsgefan- 
gene behaudelt. Zu Ende des vorigen Jahrhunderts 
machte man zwar eine Zeit lang den Grundfag gel- 
tend, und beflätigte ihn aud noch durch beſondere 
Berträge, daß Schiffe und Güter, die fih beim Aus⸗ 
bruche des Krieges in diefleitigen Häfen befinden, und 
ſolche, die aus Häfen Famen, wo zur Zeit ihrer Ab- 
fegelung die Rriegserflärung noch nicht bekannt ge- 
weien wäre, vor dem Embargo frei wären und 
- einer beſtimmten Friſt zum Abfegeln genöflen; allein 
biefer Brundfag ward, wenn es zum Kriege kam, nur 
felten gehalten. Die Engländer haben dies noch wei⸗ 
ten ausgedehnt, indem fie den Grundfag: „Frei Schiff, 
frei But”, der früher allgemeine Kriegsregel war, in 
‚ neuerer Zeit als ſolche anzuerkennen fi weigerten, 
md auch Durchſuchung neutraler Kauffahrieiſchiffe 
und ihrer Schiffspapiere die Ladung, die fie in frem⸗ 
ven Höfen eingenommen hatten, erkennen und con« 
- keiten zu dürfen, prätendirten. 
19) Bei Schiffen und überhaupt bei beweglicher 
Beute güt überhaupt noch der Grundſatz, daß, fobald 
ein Schiff Über 24 Stunden in den Händen des 
Feindes geweien ift und Dann wieder genommen wird, 
- der utlprüngliche Befiger feinen Anſpruch auf daſſelbe 
.ı bat; wird es hingegen früher zurüderobert, fo wird es 
ihm, nach Abzug der Eroberungsfoften, als Eigenthum 
susüdgegeben. . Dieraus folgt, daß, wenn Jevaaoı 
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einen Unterfchied zu machen, ob ſolche Perfonen von 
einem großen Herrn und Staat an den andern ge» 
fit würden, oder nur von Reichs⸗ oder Landſtän⸗ 
den an ihre eigenen Yandesherren, oder an andere 
große Herren. Diele legteren hieß man nun Ab⸗ 
geordnete oder Deputirte, die anderen hingegen Be» 
fandte. 

Nach und nach aber, befonders von Zeit der wel» 
phälifchen Friedensverbandlungen im Jahre 1645 :c. 
an, machte man auch unter denen, Die von großen 
Herren und Staaten abgeſchickt waren, gewiffe Klaf- 
fen und Brade, je nachdem 1) ihre Prinziyale unab- 
bängige Herren und Staaten waren oder nicht, oder 
2) auch der Stand und das Creditiv einer folden 

erfon einen Unterfchied zu erfordern ſchien. — Hier 
if alfo Die Rede eigentlich von förmlichen Geſandten. 

Das Geſandiſchafisrecht iſt eine Befugniß gemiller 
großer Herren und Stoaten, Perſonen andermärts 
bin zu verfchiden oder felbft zu empfangen, welche 
überall als förmliche Geſandte angefehen und behan- 
deit werben. 

Das Geſandiſchaftsrecht wird in dDoppeltem Ver⸗ 
flaude genommen. 

Einmal bedeutet es etwas Actives, oder das Ned, 
förmliche Geſandte anderwärts hin verſchicken zu 
Dürfen. 

Man verfteht aber auch etwas Palfives Darunter, 
nämlich das Recht, von anderen Höfen oder Staaten 
‚mit förmlichen Geſandten beehrt zu werden. 

Die Regel hierbei it: Wer das Recht hat, Be» 
fandte zu fhiden, hat auch Das Recht, Hefandte zu 
empfangen, und fo umgekehrt: Wer das Recht hat, 
. @efandte zu empfangen, der hat auch das Recht, Ge⸗ 
fandte zu ſchicken. 

- Richt alle große Herren und Staaten, welche das 
‚Sefandifchaftsrecht haben, befigen es auch in gleichen 
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Ausdruck felten vor, außer etwa bei den Faiferlichen 
Geſandien an den Papfi und den türkifchen Kaiſer. 

Das Wort Botfchafter wird in Deutfhland, ver. 
möge alten Herkommens, ſelbſt in Staatshandlungen, 
auch in einem Verſtande gebraucht, wo es feinen Ge⸗ 
fandten vom erfien Rang anzeigen kann. 

Unch unter den Befandten vom erften Rang giebt 
e6 Grade, welche aber felten vorkommen. 

Der Titel eines ordentliden oder außeror» 
dentlichen Botjchafters macht Teinen weſentlichen 


n ed. 

Mächte, vie befländig einen Befandten vom erſten 
Rang an einem Hofe zu halten pflegen, betiteln den- 
ſelben gewöhnlich als ordentlichen Ambafladeur. 

Wenn hingegen ein Botſchafter nur zumellen und 
nur auf einige Zeit oder zu einer einzigen Handlung 
an einen Hof oder auf einen Congreß verſchickt wird, 
Kir er den Titel eines «ußerordentlihen zu er. 
halten. 

Vebrigens haben fie einerlei Rang und einerlei ſon⸗ 
ige Gerechtſame. Nur wenn von eben dem Hofe 

fomohl ordinaire als ertraorpinaire Botſchafter zu 
gleicher Zeit vorhanden find (welches aber ein fehr 
feltener Fall iR), läßt ver ordentliche dem außeror⸗ 
dentlichen von feinem eigenen Hofe den Vorrang. 

Doc kommt es auch darin auf Die Etiquette des 
Hofes, an den der Ambaſſadeur kommt, an: ob er in 
dem Geremoniel zwifchen beiden einen Unterſchied 
maden will oder nidt. 3. B. in Frankreich fol 
einem außerordentlichen Borfhafter mehr Ehre wider⸗ 
fahren, als einem ordentliden. 

Es giebt auch zuweilen Befandte, die nur als bes 
‚v0Umächtigte Miniſter actreditirt werden und doch die 
meiſten Reibte dee Botſchafter genießen. 
Dies geſchieht, wenn Miniſter vom höchſten Range 

von ihrem Hofe an einen Congreß geiandt und dod 
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vorhin befagte Faſſung des Creditivs an, ob er ein 
Geſandier vom erſten oder zweiten Rang fein foll. 

Uebrigens hat es mit den Ausprüden „ordentlicher“ 
oder „außerordentlicher” eben die Beichaffenheit, ‚wie 
von ben Gefandten vom eriten Rang gemeldet wor⸗ 
den if; fie find nämlich willführlich und ordentlicher 
Weife gleihgültig. Wie denn manche Sefandte, bie 
befländig an einem Hofe verbleiben und das eine oder 
andere vorübergehende Geremoniel» oder Staatsge⸗ 
fhäft beforgen follen, gar oft als außerordentliche Ge⸗ 
fandte accreditirt werden. 

Bevollmädtigte Miniſter oder Ministres pleni- 
potentiaires find aud) Geſandte vom zweiten Rang. 

Drdentliher Weile bekommt fein Geſandter vom 
zweiten Rang bie Excellenz, wohl aber außerorbent- 
liher Weife, wenn namlich Dinifter, denen von Amts 
wegen unflreitig die Excellenz gebührt, ale bevoll- 
mädtigte Minifler ıc. accreditirt werden, in welchem 
Fall fie zwar nicht Die Geſandiſchafts⸗, wohl aber die 
Amts.Excellenz erhalten. 

Der Regel nah kann fonft fein Sefandter vom 
zweiten Rang das Errellenz- Prädikat verlangen ; Doc 
giebt es theils unftreitige Ausnahmen, theils macht 
man dergleichen wenigfieng hier und da. 

So ift wohl gewiß, daß, wenn ein Geſandter vom 
zweiten Rang zugleich ein folcher königlicher Geheimer 
Rath if, der an feinem Hofe die Excellenz befommt, 
felbige ibm auch von Anderen nie verweigert werben 
könne. 

Hingegen iſt zu bezweifeln, daß einem Geſandten, 
der vormals z. B. bei einem Kaiſerwahl⸗ oder Reichs⸗ 
tage Ambafladeur war, nun aber als Befandter vom 
zweiten Rang arcrebititt ift, um jenes Umftandes wil- 
len doch noch die Excellenz an allen Höfeg gegeben 
werben würde. 

Au an gewiffen halb jouveraluen Häfen wur 
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es ihrer mehrere find, feinem Mitgefandten, Jeman⸗ 

' den fubflituiren könne, und der Fall ereignet ſich, fo 
paffirt der alfo von dem Oefandten Subflituirte als 
ein wirklicher Befandter, doch nur fo fange, bis er ein 
neues auf ihn felbft gerichteles Creditiv oder eine 
Vollmacht beibringen kann. 

Ein dergleichen Fall ereignete ſich im Jahre 1711 
auf dem Kaiſerwahltag bei der kur» brandenburgis 
fden Befandtichaft. 

Ein folder fubfiituirter Befandier hat ebenfalls 
ale Rechte und Pflichten der Gefandten. 

Ordentlicher Weiſe und meiftens werben die Ge⸗ 
fandten an den Hof eines andern Ganz⸗ oder Halb- 
Douberains oder an eine unabhängige Republik ge- 


Wenn ein Sonverain verſchiedene Eigenſchaften 
und mehrere von einander unabhängige Länder be⸗ 
fitzt, ſo können auch die Geſandten an ihn an verſchie⸗ 
dene Orte geſchickt werden. 

Ein einziger Geſandier kann zu gleicher Zeit on 
mehrere Höfe accreditirt fein. | 

So pflegte 3. B. der römiſche Kaifer einen Ge⸗ 
fandten bei dem kur⸗ und oberrheinifchen Kreis zu hal⸗ 
ten, welcher auch noch insbefondere an jeden Purfärft- 
Iihen Hof am Rhein accreditirt war. 

Im Jahre 1776 ſchickte der Kurfürſt zu Köln einen 
Gefandten an den in feiner Activität ſtehenden niever- 
ſächſiſchen Kreis, folglih an alle in vemfelben gele- 
gene einzelne Reichsſtände. 

Im Jahre 1777 war Here Morton von Eden zu- 
gleich großbritannifcher Diinifter bei dem Reichſscon⸗ 
vent zu Regensburg und an dem kur⸗bairiſchen Hofe 
zu Münden. 

‚Wenn Friedens. oder andere Congrefie an dritten 
Dirten gehalten werden, befchidt man foldhe auch durch 
förmlide Geſandie. | 
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Große Herren ſchicken zuweilen Geſandie in Fa⸗ 
milienangelegenheiten an einander. Nämlih um 
wegen einer Prinzeffin zur Braut anzubalten und fie 
zu begleiten, ein Kind aus der Taufe zu heben, oder 
zu einer Geburt zu gratulicen, oder ſich wegen einer 
Gerpratterſchaft zu bedanken, oder fonft in traurigen 
oder Bamilienbegebenheiten vefp. zu gratulicen oder 
zu condoliren. 

- &o können auch gewiſſe Umflände fonft Belegen- 
heit geben, daß man aus bloßer Höflichkeit Geſandte 
und Gegengefandte ſchickt. 

Ordentlicher Weile fann ein Souverän au feinem 
Sefandten ernennen, wen ex will, doch iſt zu berück⸗ 
fihtigen, daß die Perfon deſſelben auch bei dem ande- 
ren Horte beliebt iſt, und es geichleht deshalb oft eine 
vorläufige Anzeige oder Anfrage. Ein Gefandter be- 
darf allemal eines Erepitivs oder Beglaubigungs- 
ſchreibens, durch welches er fi legitimirt; außerdem 
aber noch einer beflimmten Vollmacht, durch welche 
der Brad der ihm übertragenen Gewalt und die Art 
und Brenze des Auftrages, der ihm geworden iſt, nä⸗ 
ber bezeichnet iſt. Diefe Ereditive müfjen erneuert 
: Hder geändert werben, wenn in der Megierung des 
Staates felbft eine Veränderung vorgegangen ifl, 
z. B. wenn der Eouverän flirbt. 

Durch die Annahme des Creditivs wird die Aner- 
fennung und Annahme des Befandten erklärt, durch 
die. Nichtannahme oder durch die Verweigerung der 
Andienz defien Zurückweiſung. So lange ein Ge⸗ 
ſandter nicht wenigſtens eine Copie von feinem Cre⸗ 
ditiv übergeben hat, kann er um keine Audienz anhal⸗ 
ten. Dieſe Audienz iſt in der Regel zuerſt eine Pri- 
vataudienz, bei welcher kein beſonderes Ceremo⸗ 
niell beobachtet wird, und bei welcher der Fürſt ent⸗ 
weder allein, oder nur in Begleitung eines Miniſters 
. :erfcheint. . 
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Große Herren fchiden zumeilen Befandte In Fa⸗ 
milienangelegenbeiten an einander. Nämlich um 
wegen einer Prinzeffin zur Braut anzuhalten und fie 
zu begleiten, ein Rind aus der Zaufe zu heben, oder 
zu einer Geburt zu gratuliren, oder fich wegen einer 
Gevatterſchaft zu bedanken, oder ſonſt in traurigen 
oder Kamilienbegebenheiten reſp. zu gratulicen oder 
zu condoliren. 

.. &o können aud gewiſſe Umſtände fonft Belegen- 
heit geben, daß man aus bloßer Höflichkeit Geſandte 
und Gegengeſandte ſchickt. 

Ordentlicher Weiſe kann ein Souverän zu feinem 
Befandten ernennen, wen er will, doch iſt zu berück⸗ 
fichtigen, daß die Perfon deſſelben auch bei vem ande- 
ren Hote beliebt if, und es gefchieht deshalb oft eine 
. vorläufige Anzeige oder Anfrage. Ein Geſandter be- 
darf allemal eines Creditivs oder Beglaubigungs- 
ſchreibens, durch welches er ſich legitimirt; außerdem 
aber noch einer beſtimmten Vollmacht, durch melde 
der Grad der ihm übertragenen Gewalt und die Art 
und Grenze des Auftrages, der ihm geworden iſt, nä⸗ 
ber bezeichnet iſt. Diefe Ereditive müfjen erneuert 
: Hder geändert werden, wenn in Der Regierung Des 
©taates felbft eine Veränderung vorgegangen ifl, 
z. B. wenn der Souverän flirbt. 

Durch die Annahme des Creditivs wird die Aner- 
fennung und Annahme des Befandten erklärt, durch 
die. Nichtannahme oder durch die Verweigerung ber 
Uudienz.defien Zurückweiſung. So lange ein Ge⸗ 
fandter nicht wenigſtens eine Copie von feinem Cre⸗ 
ditiv übergeben hat, kann er um keine Audienz anhal- 
ten. Diefe Audienz if in der Regel zuerfi eine Pri- 
vataudienz, bei welder Fein beſonderes Ceremo⸗ 
niell beobachtet wird, und bei welcher der Fürſt ent- 
weder allein, oder nur in Begleitung eines Minifterg 
vrſcheint. J 
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Landes üblich iſt, auch darf er ſich dazu einen beſon⸗ 
deren Prediger halten und eine beſondere Kapelle er⸗ 
bauen. Gewöhnlich geflattet er feinen Glaubens ge⸗ 
noſſen, die ſich in der Stadt, wo er reſidirt, auf⸗ 
halten, freien Zutritt zu dieſem @ottesienfl, und läßt 
. tiefen Überhaupt feinen Schuß in Religionsjahen 
angedeihen. Im Fall feines Todes wird er feierlich 
.. nad dem Ritus feiner Kirche beerdigt oder feine Leiche 
. in augemeflener Weife nach feinem Vaterlande trans⸗ 


Wegen der Gerichtsbarkeit Über die zu dem Ge⸗ 
folge eines Befandten gehörige Perſonen haben nicht 
alle Höfe gleiche Grundſätze, und es ensfcheidet hier 
leviglih das Herlommen. 

Als Verbrechen und Vergeben werben dem Ge- 
fandten angerechnet: Verrath wichtiger Geheimniſſe, 
- Ungebhorfem, Ueberfchreitung feiner Vollmacht, ſtaats⸗ 

verbrecherifche Verbindungen und Umtriebe. 

- Muß ein Sefandter wegen wichtiger Geſchäfte ver- 
zeifen, fo hat er fi bei vem Souverän zu beurlau- 
ben, und da, wo er hiureift, zu melden; bei der Zu⸗ 
vüdkunft erbittet er wieberum eine Audien;. 

Der Abbruch der diplomatilden Berbintungen: bei 
drohendem Kriege u. dergl. geſchieht durch Ueberſen⸗ 
dung der Päſſe oder durch Forderung der Päffe, je 
naachdem die Lage der Suche dem einen oder nem an⸗ 

deren Hofe einen folchen Abbruch nothwendig erſchei⸗ 
nen läßt. Auch kann der Geſandte von ſeinem Hofe 
 sabberufen werden, indem dies zugleich dem Souve⸗ 
rän, bei dem ex acsteditict war, angezeigt wird. Iſt 
der Grund nicht ein ausbrechender Krieg, fo wird ges 
wöhnlich noch eine Abſchiedsaudienz gewährt. Wird 
der Poften nicht wieder bejegt, fo pflegt meiſtens einer 
vom Belandifchaftsperfonal oder auch die Nefldenten, 
Confuln u. dergl. mit der Beforgung Der lauſenden 
Geſchäfte beauftragt zu werden. 
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Sönnen alſo einander wohl auch Länder und deren 
Befig ſchlechterdings garantiren, ungeachtet fie von 
einem Anderen angeiproden werden; es maa num 
einer oder der andere Theil an und für fi vor Bott 
und der umparteiifchen Welt fo viel oder wenig Recht 
. haben, als er will. 

Halb fouveraine Herren hingegen haben, in An- 
febung der Länder, welche fie in diefer Eigenichaft be⸗ 
figen, einen Oberheren, der in rechtlicher Ordnung 
ſprechen und entſcheiden kann, wer Das befte Recht AU 
dem Lande habe, der Befiper oder ein Anderer; wird 
nun gegen den Beſitzer geſprochen, ſo ſchlägt es in 
die Grundgeſetze ein, mittelſt deren alle andere Sou⸗ 
vereinen das ale Medht erkennen und befolgen müf- 
fen, was in einem dritten fouverainen Staat nad 
deſſen Berfaffung für Recht erkannt wird. 

Die Wirkung der Garantien kommt mit dem Ver⸗ 
fpreden oft gar nicht überein. Zuweilen ift ein 
zufälliger Umfland Schule daran, daß die Sarantie, 
: wenn man fie auch leiften wollte, nicht geleiftet wer⸗ 
den kann. 

In Deutfchland landen früher auf den Reichstagen 
während eines Zwiſchenreichs alle Staatsgeſchäfte 
ſtill; mithin war ed auch nicht möglich, eine Garantie 


n ‚wirfom zu machen. 


Im Jahre 1745 wollte Rußland Kurſachſen die 
verfprodene Garantie leiften; Churfachfen aber fah 
ſich genöthigt, mit Preußen Friede zu machen, ehe die 
- die entfernte ruſſiſche Hülfe herbeilommen konnte. 
Zuweilen wird aud ein Staat, Der die verfprochene 
Garantie gern leiſten möchte, DuRh die Drohungen 
oder doch fonft zu befürchtende Gewalt eines dritten 
mächtigen oder doch gefährlichen Souverains zurück⸗ 


alten 
Rod viel öfter aber fehlt es im Brunde am guten 
Willen, wo man dann leicht einen Porwand Kater, 
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es ihrer mehrere find, feinem Mitgeſandten, Jeman⸗ 
" den fubftituiren könne, und der Fall ereignet ſich, fo 

paffirt der alfo von dem Geſandten Subflituirte als 
ein wirklicher Sefandter, doch nur fo lange, bie er ein 
neues auf ihn felbft gerichteles Creditiv oder eine 
Vollmacht beibringen Fann. | 

Gin dergleichen Fall ereignete ſich im Jahre 1711 
auf dem Kaiſerwahltag bei der kur» brandenburgi- 
fden Befandtfchaft. 

Ein folder fubflituirter Geſandier bat ebenfalls 
ale Rechte und Pflichten der Gefandten. 

Drvdentlicher Weiſe und meiſtens werben die Ge⸗ 
fandten an den Hof eines andern Banz« oder Halb- 
Donberaine oder an eine unabhängige Republik ge» 
ſchickt. 

Wenn ein Souverain verſchiedene Eigenſchaften 
und mehrere von einander unabhängige Länder be⸗ 
fißt, fo Fönnen auch die Befandten an ihn an verfchie- 
dene Orte gefchicdt werden. 

Ein einziger Befandter kann zu gleicher Zeit an 
mehrere Höfe accreditirt fein. | 

So pflegte 3. B. der römiſche Kaiſer einen Ge⸗ 
fandten bei dem kur⸗ und oberrheinifchen Kreis zu hal⸗ 
ten, welcher audy noch insbefondere an jeden kurfürſt⸗ 
lichen Hof am Rhein accreditirt war. 

Im Jahre 1776 ſchickte Der Kurfücft zu Köln einen 
Geſandten an den in Feiner Activität ſtehenden nieber⸗ 
ſächſiſchen Kreis, folglih an alle in demſelben gele- 
gene einzelne Reichsſtände. 

Im Jahre 1777 war Here Morton von Eden zu⸗ 
gleich großbritannifcher Diinifter bei dem Reichscon⸗ 
vent zu Regensburg und an dem kur⸗bairiſchen Hofe 
zu Münden. 

‚Wenn Friedens» oder andere Congreſſe an driiten 
Otfen gehalten werden, beſchickt man ſolche auch durch 
förmlide Geſandie. 
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Große Herren ſchicken zumeilen Befandte in Fa⸗ 
milienangelegenheiten an einander. Nämlih um 
wegen einer Prinzeffin zur Braut anzubalten und fie 
zu begleiten, ein Kind aus der Taufe zu heben, oder 
zu einer Geburt zu gratulicen, oder fi) wegen einer 
Gevatterſchaft zu bedanken, oder fonft in traurigen 
oder Samilienbegebenheiten vefp. zu gratuliven oder 
zu condoliren. 

So können auch gewiſſe Umflände fonft Belegen- 
heit geben, daß man aus bloßer Höflichkeit Geſandte 
und Gegengefandte ſchickt. 

Ordentlicher Weiſe fann ein Souverän zu feinem 
Gefandten ernennen, wen er will, doch iſt zu berück⸗ 
fihtigen, daß die Perfon deſſelben auch bei dem ande- 
ren Horte beliebt ift, und es gefchleht deshalb oft eine 
. vorläufige Anzeige oder Anfrage. Ein Gefandter be- 
darf allemal eines Creditivs oder Beglaubigungs- 
ſchreibens, durch welches er ſich legitimirt; außerdem 
aber nod einer beflimmten Vollmacht, durch welche 
der Grad der ihm übertragenen Gewalt und die Art 
und Grenze des Auftrages, der ihm geworden iſt, nä⸗ 
ber bezeichnet iſt. Diefe Ereditive müſſen erneuert 
: oder geändert werben, wenn in Der Regierung Des 
Staates felbft eine Veränderung vorgegangen ifl, 
z. B. wenn der Souverän ſtirbt. 

Dur die Annahme des Creditivs wird die Aner- 
fennung und Annahme des Geſandten erklärt, durch 
die. Nichtannahme oder durch Die Verweigerung der 
Uudienz. defien Zurückweiſung. So lange ein Ge⸗ 
fandter nicht wenigſtens eine Copie von feinem Gre- 
ditiv übergeben hat, kann er um Feine Audienz anhal⸗ 
ten. Diefe Audienz ifl in der Regel zuerſt eine Pri- 
vataudienz, bei welcher Bein befonderes Geremo- 
niell beobachtet wird, und bei welcher der Fürſt ent- 
weder allein, oder nur in Begleitung eines Minifterg 
. ‚wefcheint. J 
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Landes üblich iſt, auch darf er ſich dazu einen beſon⸗ 
deren Prediger halten und eine beſondere Kapelle er⸗ 
bauen. Gewöhnlich geſtattet er feinen Glaubensge⸗ 
noſſen, die ſich in der Stadt, wo er reſidirt, auf⸗ 
halten, freien Zutritt zu dieſem Gottesdienſt, und läßt 
dieſen überhaupt feinen Schutz in Religionsjaden 
angedeihen. Im all feines Todes wird er feierlich 
w nach dem Ritus feiner Kirche beerdigt oder feine Reiche 
; in angemeffener Weiſe nach ſeinem Vaterlande trans⸗ 


Weg en der Gerichtobarkeit über die zu dem Ge⸗ 
folge eins Befandten gehörige Perfonen haben nicht 
alle Höfe gleihe Grunpfäge, und es eniſcheidet hier 
leviglih das Herlommen. 

Als Verbrechen und Vergeben werden dem Ge- 
ſandten angerechnet: Verrath wichtiger Beheimniffe, 
- Ungeborfam, Ueberichreitung feiner Vollmacht, ſtaats⸗ 

verbrecheriſche Verbindungen und Umtriebe. 
Muß ein Sefandter wegen wichtiger Geſchäfte ver- 
zeifen,, fo bat ex ſich bei vem Souverän zu beurlau⸗ 
ben, und ba, wo er hinreift, zu melden; bei der Zu⸗ 
sücktunft erbittet er wieberum eine Audienz. 

Der Abbruch der diplomatiſchen Berbintungen: bei 
broßendem Kriege u. dergl. geſchieht durch Ueberfen- 
dung der Päfle oder durch Forderung der Päſſe, je 
nachdem Die Lage der Sache dem einen oder dem an- 

deren Hofe einen ſolchen Abbruch nothwendig erſchei⸗ 
nem läßt. Auch kann der Geſandte von ſeinem Hofe 
cabberufen werden, indem dies zugleich dem Souve⸗ 

rärn, bei dem ex acsteditirt war, angezeigt wird. Iſt 

der Grund nicht ein ausbrechender Krieg, fo wird ge- 

wöhnlid noch eine Abſchiedsaudienz gewährt. Wird 

der Poften nicht wieder bejegt, fo pflegt meiftens einer 
: vom Befendifchaftsperfonal oder auch die Reſidenten, 

Conſuln u. dergl. mit der Beforgung der lerſenden 
Geſchäfte beauftragt zu werden. 
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Sönnen alfo einander wohl auch Länder und deren 
Befig ſchlechterdings garantiren, ungeadhtet fie von 
einem Anderen angelproden werden; ed maa nun 
einer oder der andere Theil an und für fi vor Bott 
und der unparteiifchen Welt fo viel oder wenig Recht 
haben, als er will. 

Halb fouveraine Herren hingegen haben, in An⸗ 
ſehung der Länder, welche fte in diefer Eigenſchaft be» 
figen, einen Dberheren, der in rechtlicher Ordnung 
fprehen und enticheiden kann, wer Das befte Recht zu 
dem Lande habe, der Befiger oder ein Anderer; wird 
nun gegen den Befiger gefprocden, fo ſchlägt es in 
die Orundgefege ein, mittelft deren alle andere Sou⸗ 
verainen das ale Recht erkennen und befolgen müf- 
fen, was in einem dritten fouverainen Staat nad 
deſſen Verfaſſung fir Recht erkannt wird. 

Die Wirfung der Garantien kommt mit dem Ver⸗ 
fpreden oft gar nicht überein. Zuweilen ift ein 

zufälliger Umſtand Schule daran, daß die Garantie, 
: were man fie auch leiten wollte, nicht geleiftet wer⸗ 
den fann. 

In Deutſchland ftanden früher auf den Reichetagen 
während eines Zwiſchenreichs alle Staatsgefchäfte 
Kill; mithin war e6 auch nicht möglich, eine Garantie 
wirkſam zu maden. 

Im Jahre 1745 wollte Rußland Kurfachien die 
verfprochene ©arantie leiften; Churſachſen aber fah 
fih genöthigt, mit Preußen Friede zu machen, ehe die 
die entfernte ruſſiſche Hülfe herbeikommen konnte. 

Zuweilen wird aud ein Staat, Der die verſprochene 
Barantie gern leiten möchte, dumb die Drohungen 
oder doch fonft zu befürchtende Gewalt eines britten 
mädhtigen oder doc gefährlichen Souverains zurück⸗ 


"gehalten, 
Noch viel öfter aber fehlt es im Grunde am guten 
Willen, wo man dann leicht einen Vorwaur Anti, 
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Mau hat ſogar eine nicht verlangte Garantie zu 
einem Gtastsvenbrecdhen machen wollen. 

Ein Theil Der Großbritanniſchen Nation made 
im Jahre 1748 eine Befchwerde daraus, Daß Groß⸗ 
britannten in den in dieſem Jahr gefchloffenen Aache⸗ 
ner Frieden ſich nicht eine Sarantie wegen Gibraltar 
and Minorca ausbedungen habe. 

Es hat feit 1740 nit an Beijpielen gemangelt, 
wo man Die veriprochene Barantie gefordert hat, der 
Erfolg aber nicht immer glei geweſen iſt: 

Großbritannien verlangte und erhielt im Zahre 
1745, ale rine Rebellion in Schottland ausbrach, 
von den vereinigten Niederlanden die Sarantirung 
dee Großbritaniſchen Zhronfolge. 

Die Königin von Ungarn rief im Jahre 1741, 
nach ihres Vaters Tore, alle Souveraine, welche 
deſſen Erbfolge⸗Ordnung garantirt hatten, zu Hülfe, 
erhielt aber Anfangs gar feine und fpäter nur von 
Oroßbritannien und den vereinigten Niederlanden. 
Kurſachſen bat im Jahre 1745 feine Baranıd um 
Beiſtand, erhielt aber feinen zu rechter Zeit. 

Die europäifhen Staaten hielten es nicht für un- 
seht, unter gewiflen Umſtänden über die Länder eines 
Drittes, ohne deſſen Wiſſen und Willen zu Disponiren. 

Nach dem Naturresht möchte es vielleicht, nachdem 
die Umnſtände beſchaffen wären, um des allgemeinen 
Beflens von Europa willen, aus dem Grunde einer 
abesfien Herrſchaft der gefammten Staaten Europa's 
über Die Länder ihrer einzelnen Mitfouveraine, ge⸗ 
wiſſermaßen geſcheben können; es iſt aber nicht zu 
leugnen, daß man in den neueren Zeiten hierin wei⸗ 
er gegangen ift, und dergleichen aud wohl nur im 
Privat⸗Intereſſe einiger Höfe oder Souverainen un⸗ 
 ternommen babe; und alle folde Fälle gehen nicht 
nur über alle Beustheilungen der Privatperfonen hin» 
ms, unb werden auch wohl von den Souneraiurn 


D2 
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eingenommen, hätten fie die Herrichaft des Meeres 
ausgehbt; nad ihnen die Angelfachfen und die Kö⸗ 
nige normannifcher Abkunft. Der neueren Zeit zu 
gedenken, fo habe König Heinrich IV. den Spa- 
niern die freie Schifffahrt von London bis Rochelle 
erlaubt; unter König Heinrich VI. fei von dem 
Darlament ein Zribut zur Beihügung des Meeres 
ausgefchrieben worden, und die Niederländer, nebfl 
dem Herzoge von Bretagne, hätten von ihm die Cr- 
laubniß nachgefucht und erhalten, auf den englifchen 
Küften fiſchen zu dürfen; König Heinrich VIIL 
babe das britannifhe Meer von den Seeräubern ge⸗ 
reinigt; Rönigin Maria habe den Spaniern Die 
freie Schifffahrt und Fiſcherei auf der englifhen See 
auf 21 Jahre geflattet, auch den Dänen und Ham- 
burgern erlaubt, ihre Waaren zur See nah Spanien 
zu bringen; König Jacob habe im Jahre 1602 al» 


len Fremden verboten, ohne feine Erlaubniß auf den 


fhottifhen Küſtengewäſſern zu filchen. 

Im Jahre 1617 forderte der König von England 
den Niederländern, welche gewöhnlich an die Küſten 
auf den Heringefang kamen, einen Zoll ab, erhielt 
ihn aber nicht; die vereinigten Niederlande behaupte» 
ten, das Meer fei frei und keiner Herrſchaft unter» 
worfen, 

Am Jahre 16231 und namentlib 1635 wurde dies 
fee Streit von Neuem rege, und 1636 verbot der 
König den Heringsfang an feinen Küflen dur ein 
Patent; die Holländer hingegen fchügten ihre Poſſeſ⸗ 
fion und das Herlommen vor, und behaupten Die 
Freiheit, in der offenen See zu filben, worüber Eng» 
land feine Botmäßigkeit hätte. Weil aber England 
feine Anſprache mit einer Flotte unterflügte, fo.muß- ° 
ten die Holländer nachgeben und veriprechen, jährlich 
ein Gewiſſes für die Kreiheit des Heringsfanges zu 
‚bezahlen... 
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beſſer gewußt Hätte, fo hätte ed doch wie Regierung 
beſſer verfichen follen, denn in dem Tractat zwiſchen 
- Sranfteih und den Niederlanden vom Jahre 1635 
. ehe Art, 12 Har: Die Schiffe ver vereinigten Nie⸗ 
derlande ſollen vor den franzöſiſchen Die Flagge ſtrei⸗ 
den, wie fie es vor den engliſchen zu thun pflegen; 
alfo hätten fie ja damals ſolches Recht der Engländer 
anerkannt. Es fei vor dieſem gebräuchlich geweſen, 
. wenn des Staats Orlogsſchiffe einem engliſchen Kö⸗ 
aigofchiff begegnet, welches die Flaggen eines Admi⸗ 
rals, Biceadmirals oder Schout by Nagt führte, fo 
hätte der holländiſche Admiral die Flaggen und den 
Maſtſegel niedergelaffen und fünf oder mehr Chren⸗ 
ſchüſſe gethan, denen die Sugländer auf gleiche Weiſe 
‚geantwortet hätten. Die Flaggen hätte man auch 
: fo fange Hängen laſſen, bis man von einander geſchie⸗ 
dven umd einen oder drei Abſchiedsſchüſſe geiban; als⸗ 
dann hätten fie ihre Flaggen wieder aufgelegt. 
Die Engländer kündigten auch den Holländern 
wirklich den Krieg au, und meldeten in ihrem Mani⸗ 
: ef: Obwohl nad dem uralten Oebrauch, welchen 
ſie uud ihre Vorfahren, wie dies mit unwiderſprech⸗ 
: lien Dorumenten zu erweifen ift, gehalten und be⸗ 
. Yauptet, die Niederländer die Hauptfahne vor Den 
englifhen Kriegoſchiffen zu freien, nicht nur aus 
Höflichkeit und Reſpekt ſchuldig wären, fondern aud 
- zur Erkennung der unzweifelhaften Dberherrichaft Der 
engliſchen Nation über die umliegenden Meere, welche 
‘ Ihnen auch alle angrenzenden Potentaten zugeſtehen; 
ſo habe doch ein holländifcher Capitain, welcher einem 
engliſchen Kriegsſchiffe begegnet, ſich deſſen geweigert, 
»und auf die ihm freundlich gegebene Warnung ge⸗ 
ſagt;: es würde ihm feinen Kopf koſten, wenn er es 
ihäte, und bald daxanf fei Die Rencontre mit bem hol» 
ländifhen Admiral Tromp vorgefallen. 
ni 2 Die veseimbgten Niebeclande aber ſchrieben in ihrem 
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Yabre 1674 geſchloſſenen Frieden wiederum nachge⸗ 
ben, indem es in dem Aten Artikel heißt: Die Gene⸗ 
.xalaaten der vereinigten Niederlande erkennen ſchul⸗ 
digermaßen das Recht Des Könige von Großbritan⸗ 
wien, daß feine Flaggen in nadhbenannten Meeren 
geehrt werden follen; erklären ferner, Daß alle Schiffe 
und Fahrzeuge, welche den vereinigten Niederlanden 
angehören, es mögen Kriegs⸗ oder andere Schiffe 
und dieſe einzeln oder in ganzen Flotten beifammen 
fein, in deu Meeren vom Vorgebirge Finisterra an 
bis zur. Hälfte der Staaten von Norwegen, vor allen 
GSchiffen und Fahrzeugen des Königs von Oroßbri⸗ 
taunien, denen fie begegnen, wenn ſolche Die König⸗ 
. lich Broßbritannifche Flagge (Jac genannt) führen, 
ihre Flagge von dem Daft abnehmen und das oberfie 
Segel niederlaflen follen, auf diefelbe Art und mit 
denfelben Ehrenbezeugungen, wie es zu irgend einer 
Zeit oder an anderen Drten von einigen Schiffen 
der Beneralfiaaten oder ihrer Vorfahren gegen einige 
. Schiffe des Königs von Großbritannien oder defien 
Vorfahren üblich gemefen if. 

Im Jahre 1704 begegnete cin ſchwediſches Kriegs⸗ 
f&iff, begleitet von neun Kauffahrteifchiffen, in Der 
Broßbritannifhen See dem engliſchen Contre⸗Admi⸗ 
ral Weſthon mit acht Kriegsſchiffen, wollte aber vor 
diefem Admiral die Segel nicht fireihen, ſondern 
ſchidte, auf die an das ſchwediſche Schiff ergangene 
Erinnerung, nur einen Offizier mit einem Compli⸗ 
ment an den Admiral; diefer war aber damit nicht 
zufrieden, fondern ließ einen Schuß durch die Segel 
then, worauf das ſchwediſche Schiff dem Admiral 
die volle-Lage gab, darüber aber von den engliſchen 
Schhiffen in Grund gefhoflen und endlich gefangen 
fortgeführt wurde. 

Der König von Schweden mißbilligte aber des Ca⸗ 
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werben und feiner Raturaliſation bedürfen, wie Die, 
welde in anderen Meeren zur Welt kommen. 

Zu gleiber Zeit, ale die Rabinette ſelbſt im Jahre 
1735 darüber Aritten, ergriffen auch die Gelehrten 
ihre Federn, größtentheils für England. Die in den 
Sächriften für Broßbritannien angeführten Gründe 
befieben außer denen, welcher wir fon gedacht, in 
Folgendem: 1) Nur nad den römischen Rechten fei 
das Meer Jedermann gemein, nad dem Völker⸗ und 

engliichen Recht fei es der Herrſchaft eben ſowohl fä- 
bie, ale andere Sachen. 2) Der Canal würde we⸗ 
gen Großbritauniens Herrſchaft darüber das britan- 
niſche Meer genannt. 3) Alle Sachen, welde an 
vie Küften geipült würden, und alle Schiffe, pie auf 
den Strand liefen, fielen dem Föniglichen Fiscus an- 
yeim. 4) Alle Ausländer erkenneten folde großbri- 
tanniſche Herrſchaft durch das gemöhnlide Segel⸗ 
ſtreichen, welches ſchon zu König Johanns Zeiten 
bekannt geweſen ſei, als derſelbe im Jahre 1200 ein 
beſonderes Ediet deshalb habe ergeben laflen. 

Die niederländiſchen Skribenten hingegen antwor⸗ 
teten auf das, was Großbritannien zu ſeinem Behuf 
anführt: 1) Die See ſei allen Völkern gemeinſam, 
fei auch Feiner Herrichaft fähig, und habe die Königin 
Eliſabeth ſelbſt Dänemark entgegnet: England habe 
Die freie Schifffahrt und Fiſcherei in dem irländiſchen 
Meere niemals Anderen verboten, weil Niemand ein 
Herr des Meeres und der Küſten wäre. 2) Der 
Canal habe feinen Namen von der Bretagne und den⸗ 
felben bereits geführt, ale England noch Albion ge- 
heißen. 2) Von der alten Britten Seemacht und 
Hexrrſchaft wiffe man nichts. 4) Die römifhe Flotte 
Habe Fraukreich und nicht England beſchützen follen. 
5) Was von den Angelſachſen und normänniſchen 
Köuigen angeführt werde, beweiſe viefe Herrſchaft 
auch nicht. 5) Die Erlaubniß, von Londen nah Ro⸗ 
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Die engliſchen Gcribenten dagegen antworteten 
hierauf: 1) Daß das Meer Allen gemeinfam fei, dar» 
aus folge noch nicht, daß es aud, Allen, außer was 
den unſchädlichen Gebrauch des Waflerfchöpfeng, 
Durchfahrens ıc. betreffe, gemein ſei, und die Nutzung 

davon könne allerdings von den Angrenzenden ein» 

genommen und zu ihrem Eigenthum gemacht werden. 
Die Erde ſei auch allen Menſchen gemeinfam, deswe⸗ 
gen aber doch nicht Allen gemein, ſondern ein jedes 
Bolt habe fein Theil daran. 2) Daß das Meer 
Beine Grenzen leide, fei irrig, denn es fönnte nach den 
gradibus Longitudinis et Latitudinis gemeſſen 
- werden; wie alfo Pabft Alexander VI. die In⸗ 
diſchen Meere unter den Eaflilianern und Portugie- 
fen getheilt hätte. Was aber die Engländer gegen 
ven Bell der Niederländer in Anfehung des He⸗ 
ringfangs einwendeten, ift nicht befannt. 
- Webrigens haben Diejenigen vet, welche melden, 
daß diefer ganze Etreit wegen der Oberherrfchaft des 
Britannifchen‘ Meer geftillt, ale beigelegt und aus⸗ 
gemacht fei; es wird ihn auch nicht leicht eine oder 
die andere Nation wieder hervorſuchen und rege 
machen, man tolle denn gern und gefliffentlich eine 
Urſache haben, fi an der andern zu reiben. Weber» 
baupt kommt es freilich aber darauf an, Daß, je mäch⸗ 
tiger Großbritannien zur See und Anderen diesfalle 
überlegen ift, es um fo mehr diefe Herrſchaft in der 
That wird behaupten fönnen, und hingegen um fo 
weniger, wenn andere ihm zur See gleich oder gar 
überlegen find. 

Das an die Küften eines Landes floßende Meer 
ſteht nad dem Völkerrecht unter der Oberherrſchaft 
des angrenzenden Landes unſtreitig, fo weit es mit 
ven Kanonen von der Küfle aus beftrichen werden 
Fann. Daffelbe gilt von dem die Infeln umgebenden 
Meere. Das freie offene Meer dürfen alle Rotiaurn 
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.. fülle es, wenn fein meuer Zraftat geichloffen würde, 
. Dei dem Bertrage von 1543 (u Speier geſchloſſen) 
verbleiben. Dabei wurde die Bifitation der Schiſſe 


nn 
Jobse 1684 wollte Dänemark die Vifitation 
‚wieder einfühern, Holland verſtand fi jedoch nicht 
dazu, und erſt 1688 wurde man über die Prälimi⸗ 
narien eines weues Traktates einig, nach welchem die 
Unterifauen des Vereinigten Niederlande nach ziel 
: Sabre lang und fo weiter, auf fo lange man ſich des⸗ 
wegen vor Ablauf dieſes Zermins vergleihen würde, 
auf deu Fuß der Trakiate von 1645, 1647, 1666 
und 1669 behandelt werden jollten. Zugleich foll- 
tem Die darch den König den fogenannten Defenfions-, 
Cxemtions⸗ und dergleichen Schiffen ertheilten Vor⸗ 
rechte ſowehl in Anjehung Des Zolle auf die ein- und 
- gehenden Waaren, mit Ausnahme des Sundzolle, 
wienfallen , eben fo das Verbot der Einfuhr gewiſſer 
Magren und Bictualien und alte Nebenzölle und 
Abgaben. 

Auch in Beziehung auf das Recht des Fiſchſanges 
an den ſchotiländiſchen Küſten und auf Terra nuova 
wmßten befondere völlerrechtliche Beflimmungen ge⸗ 
. woffen werden, deren Nluslegung no bis in die 
acnueſte Zeit hinein zu mannigfachen Grörterungen 
und diptomaliſchen Controverſen Beranlaflung gege- 
ben haben. Zu den völkerrechtlichen Materien gehört 


auch Bas Stranderecht, d. h. das Recht, nad wel⸗ 


dım, ſobald das Schiff an einer Küfe gefitandet if}, 
van Schiffsgut, welches geborgen werden kann, ent- 
weber dem Sonverän, welchem die Küfte gehört, oder 
den Steandbewohnern zufüllt. — Das Recht einer 
‚eigenen Flagge Neht eigentlich nur unabhängigen 
Staaten zu. Durch pie Flagge wird zu erkennen ge- 
geben, welder Nation ein Schiff zunehört, ob das 
: GH. ein Kauffahrteiſchiff oder ein Kriegsihik IR, 
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und freien Städte Deutſchlands, mit Einſchluß ihrer 
Majefläten des Kaiſers von Oeſterreich und die Kö⸗ 
nige von Preußen, von Dänemark und der Nieder. 
lande, und zwar der Raifer von Deflerreich und der 
König von Preußen beide für ihre gefammten vor- 
mals zum deutfchen Reihe gehörigen Befiguugen, der 
König von Dänemark für Holftein, der König der 
Miederlande für das Großherzogthum Luxemburg, 
vereinigen fi zu einem beſtändigen Bunde, welder 
der „Deutihe Bund” heißen fol. Der Zweck des 
Bundes if: Erhaltung ber äußern und innern Öi- 
cherheit Deutſchlands und der Unabhängigkeit und 
Unverleglichkeit der einzelnen Deutfchen Staaten. Alle 
Bundesglieder haben, ale folche, gleiche Rechte. Sie 
verpflichten ſich Alle gleichmäßig, die Yundesafte un- 
verbrüchlich zu halten. 

Artikel 4—6. Bundesverfammlung, enge- 
ver Rath ıc. Die Angelegenheiten des Buntes wer» 
den durch eine Bundesverfammlung beforgt, in wel⸗ 
her alle Blieder veflelben durch ihre Bevollmädtig- 
ten theils einzelne, theils Geſammiſtimmen folgen- 
dermaßen, jedoch unbeſchadet ihres Ranges, führen: 
Defterreih, Preußen, Baiern, Sachſen, Hannover, 
MWürtemberg, Baden, Kurheflen, Großherzogthum 
Heflen und bei Rhein, Dänemark wegen Holflein, 
Miederlande wegen Luxemburg und Limburg, jeder 
Staat eine Stimme; die großherzoglich und herzog- 
lich fähfifhen Häufer eine, Braunſchweig und Naſſau 
eine, Medlenburg- Schwerin und Medlenburg-Sitre- 
fig eine, Holftein-Divenburg, Anhalt und Schwarz- 
burg eine, Hohenzollern, Lichtenſtein, Reuß, Schauen- 

burg⸗Lippe, Lippe und Waldeck (feit 1838), auch 
Heflen-Homburg, eine, die freien Städte Lübeck, Bre⸗ 
men, Hamburg und Sranffurt am Main eine, zufam- 
men 17 Stimmen. Deſterreich hat bei der Bundes. 
x verfammlung den Vorfig. Jedes Bundesglied iſt be⸗ 


Der. tern. Th. Enc. CCXXVIII. & 


“ Bribertvqht. | | 
fugt, Borfhläge au machen und in Worteng zu:bein- 
gen, und der Vorſitzende iſt verpflichtet, ſolthe in riner 
zu beſtimmenden Zeitfriſt ver Berathung zu überge⸗ 
ben. — Wo es auf Abfaſſung nnd Abaͤnvberung von 
Mrundgeſetzen des Bundes, auf Veſchlüffe, welthe die 

.Bundesakte ſelbſt betteffen, auf organiſche Bundes⸗ 
eintichtungen und auf gemeinnützige Anordtungen 
ſonſtiger Art aukommt, bildet ſich die Verſammlbung 
zu einem Plenum, wobei jedoch, mit Rüdficht auf die 
Verfchiedenheit ver Größe der einzelnen Bundesſtaa⸗ 
ten, folgende Berechnung und Vetthrilang des Stim- 
men verabredet iſt: Deftreid, Preußen, Sachſen, 

Baiern, Hannover und Würtemberg, jeder Btwat er- 
hält vier Stimmen; Barden, Kur- Hefien, Großher⸗ 

zogthum Heflen, Holftein, Luxemburg feder di; 
Braunſchweig, Mecklenburg⸗Schwerin and Rafau 
jeder zwei; Sachſen⸗Weimar, Sadfen-Botha, Sach⸗ 

ſen⸗Coburg, Sahfen- Meiningen, Sachſen⸗Hildburge⸗ 
Haufen, Mecklenburg⸗Strelitz, Holſtein⸗Mfdenburg, 
Anbalt⸗Deſſau, Anhalt⸗Bernburg, Anhalt⸗Cbthen, 
Schwarzbutg⸗Sondershauſen, Schwarzburg⸗Rudol⸗ 
ſtadt, Hohenzollern⸗Hechingen, Hohenzollere » Sig⸗ 
mariugen, Lichtenſtein, Waldeck, Reuß, ältete Linie, 
Reuß, jüngere Linie, Schauenburg⸗Lippe, Lippe und 
die Fteiſtädte Lüibed, Bremen, Hamburg und Yranl- 
furt am Main jeder Staat und fee freie Stadt eine 
Stimme, zuſammen 69 Stimmen. Ob den mebia- 

: tifisten vormaligen Reichsßädten auch einige Klar 

Alınmen in pleno zugeflanden werden follen, wird Die 
-Bundesverfammlung bei der Berathung der organi⸗ 
fen Bundesgefege in Erwägung nehmen. In wie 
fern ein Gegenſtand nad obiger Beſtimmung für das 
Plenum geeignet fei, wird in der engern Verſamm⸗ 
lung durch Stimmenmehrheit entfchieven. Die der 
Ourideivung des Plent zu unterzeichnenden Beſchluß⸗ 
Entwätfe werden in der ungern Verſammtung vor⸗ 
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Mitglieder zum; 


: Bent: ER 
bebeit wabrıble' ur inne! reihe zur 
Miſe gebeacht · Obwotl in der Inge: Veekſainin⸗ 
my, As. tin Pleinan: die Geſchluſſe nach ver Mehr. 


Has der Bitmmen: gefaßt ,--febsh in der Art; duß im 


der erfien die abfolute, in ven letztern aber mr eine 
u zweße heinheilen dev: Adſtimmmung:deruhende 
Mehdeheit⸗entſcheidel. - Ber: Stimmen gleichheit in der 
eugren Berſammlung Neben Borſtzenden BR Ente 
rang zn. Wi rs: uber af Alnabine Our Mhän- 
bevang der Grundgeſetge, auf orgäniſche Bundesein⸗ 
richtangen, af Zura singulorun odet Neliglonsun⸗ 
gele genhetten anforiimt, kann, weder in der vugeren 
Vechamimntung, noch im Boni, eln Befchluß durch 
Shämtenmehrheitigefupt-Werven. Die Bundesver- 
ſalnmalung Bürrh:; wenn ‚die ihret Beraihung vinterzo⸗ 
weh Getgenſmiiwveerleditſte ſiud, ſich bis duf vier 
Ute siragen. Bei Ben Weir Dre Vun⸗ 


. ‚delsinisgtiedee wide fellgeliut, daß / fo-lange diet Bun⸗ 


desverfammkung mi Abfaſſung der veganiſchen Ges 
ſetze⸗beſchufligt iR, dieruber feinerlel Beſfimmnug gelte, 
und vie zuͤfallig ſich fügende Orbnung?keinem der 
evt — eile gereichen, woͤch dine Regel 
bogranven ſoll. Nich Abfaſſungdet vrganiſchen Ge⸗ 
fans Wied: Vle:Bundesvcfannilung die künftige, als 


beſadige Folge rinzuführende Stimmendeonang -in 
Drtamung nehmen, und ſich darin ſo wenig als mög⸗ 


lich von Deu ehemats auf deni Rbichstage and näntöhte 
ſich in Demäßheit des Neichs Deputationd- Haupte 
ſwhuffes von 1803 beobachteten Ordnung entfernen. 
Dieſt Ordnung kann uber Auf den Rangber Bum⸗ 


drerglieber AÄberhanpt und ihten Wotteltt außer ven 


Verbautaiffen der Bundesverſammlung feinen Cinfluß 


wahl - - 


Attiket 9 nv 10, Die Bunde dverfa mmlung hat 
Wear: Sig zu: Frankfutt ati Man. Die Gröffnung 
werfkäben IB -auf den 1. Orpwmbee 1835 fefkurfeht. 

€2 


& Bölterredt; 

Das erie Befchäft der Bunpesverfammiung nad ih⸗ 
. ser Eröffnung wird die Abfaſſung der Orundgeſetze 
des Bundes und deſſen organifhe Einrichtung in 
. Rüdficht auf feine auswärtigen, militaitiſchen und in⸗ 

neren Verhältniſſe fein- 
Arnmkel 11. Alle Mitglieder des Bundes verſpre⸗ 
cen, ſowohl ganz Deutſchland, als jeden einzelnen 
, Bundesflaat gegen jeden Angriff in Schutz zu neh⸗ 
- men, und garantiren ſich gepenfeidig ihre ſämmtlichen, 
‚unter dem Bunde begriffenen Befigungen. Bei ein 
mal erklärtem Bundesftiege darf Fein Mitglied ein- 
„ feitige Unterbandlungen mit dem Feinde eingeben, 
noch einſeitig Waffenſtillſtand oder Frieden fließen. 
Die Bumdesglieder. behalten zwar Das Medt der 
Buͤndniſſe aller Art, verpflichten ſich jedoch, in feine 
‚ Verbindungen einzugeben, welche gegen die Sicher⸗ 
. heit des Bundes oder einzelner Bundesſtaaten gerich⸗ 
tet wären; auch machen fie fich ebenfalls verbindlich, 
einander unter feinerfei Vorwand zu beftiegen, voch 
ihre Streitigkeiten mit Gewalt zu verfolgen, fondern 
: fie bei der Bundesverſammlung anzubringen, Dit 
; jer. liegt alsdann‘ob, die Bermittlung durch einen 
Ausſchuß zu verfuchen und, falls dieſer Verſuch febl⸗ 
-  fihlagen: follte und dennoch eine richterliche Entſchei⸗ 
‚dung notbwendig würde, folche Durch eine wohlgeord⸗ 
age Anfträgal-Inflanz zu bewirken, deren: Ausiprnd 
„die ſtreitenden Theile ſich fofort zu unterwerfen haben. 
DE Befonvdere Befimmungen. Artifel 12. 
«Bon dem höchſten Seridte. in den Fleineren . 
Staaten. Diejenigen Bundesglieder, deren Ber 
afigungen nicht: eine Volkszahl von 300,000 Seelen 
.. erreichen, werden ſich mit den ihnen verwandten Häu- 
fern oder. anderen Bundesgliedern, mit melchen fit 
zwenighens eine ſolche Volkszahl ausmachen, zur Bil⸗ 
„Bang. eines gemeinſchaftlichen oberſten Gerichtes ver⸗ 
cjnigen. Inden Staaten, we ſchon jeht dergleichen 
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Orrhßte britwe Inſtanz vorhanden flad, werden jedoch 
diefe in ihter bisherigen Eigenſchaft: erhalten, wofern 
nur die Volkszahl, über melde fie ſich erftrecken, nicht 
unter 150,000 Seelen if. Den vier freien Städten 
ſteht das Rech zu, fich under einander über die Er⸗ 
richtung eines gemeinfamen-oberften Berichtes zu ver⸗ 
einigen. - Dei diefen oberften Gerichten ſoll jeder Der 
Parteien geflattet fein, auf die Verſchickung der Alten 
auf eine deutſche Fofaftät oder an einen Schöppen⸗ 
ſtuhl zur Abfaſſung des Endurtheits anzutragen. 

Artikel 13. In allen Bundesflanten wird eine lan⸗ 
desſtändiſche Berfaflung Rattfinden. - 

Artikel 14 betrifft Die Privilegien des ehemaligen 
reichsſtändiſchen und des reichsritterſchaſtlichen Adels. 
Um den mittelbar gewordenen ehemaligen Reichsſtän⸗ 
den und Reichsangehörigen in allen: Bundesſtaaten 
einen: gleihförmig bleibenden Reichszuſtand zu ver» 

ſchaffen, fo vereinigen die Bundesſtaalen ſich dahin: 
a) daß dieſ⸗ fürſthlichen und gräflichen Häuſer fortan 

zu dem hohen Adel in Deutſchland ‚gerechnet wer⸗ 
den und ihnen das Recht der Ebenbürtigkeit in dem 
bisher damit verbundenen Begriffe verbleibt. 
b} Die Häupter diefer Häuſer find die erſten Stan- 
desherren in dem Staate, zu dem fie gehören; fie 
- nad ihre Familien bilden die privilegirteſte Klafie 
in Demfufben, imsbefondere in Anfepung der Bes 
fleuerung. 
0) Es follen ihnen überhaupt, in Räder. ihrer Per⸗ 
ſonen, Familien und —— alle diejenigen 
Meiste und Vorzüge gefichert werden odet bleiben, 
welde aus ihrem Kigenthum und deſſen ungelör« 
tea Genuß herrühren und nicht zu der Staats ge⸗ 
walt und den höheren- Regieuungsrechten gehören. 
Unter vorerwähnten Reiten Rad insbei ORderE und 

“namentlich begriffen: - 

TV): vie unbeichekntte Foeiheit, ihren Aufenthalt in 


w Milben. 


mjadenn zu dev Runde :elfücendan edagmminen- 
Alben m in Frieden Icheuden Giasie zu mahıen ; 
9 worden. nad ven Grundſätzen Zeufeüßeren 
pausfchen. Berfaflung Die. och beßelenwen: Fa⸗ 
wilienvarväge awäreris eubalten ugd ihnen die 
.Mefuguiſſe augefichart, über ihre Güten men Fo⸗ 
« Muinsperhältnifie verbindliche Verfügungen zu 
teilen, welche jedoch dem Sauverän vangplegt 
- und hei den höchſten Landesſſellan zum allgemei-⸗ 
nen Kenntniß und. Nachahtuug gehrach wer- 
den müſſen; alle bisher Dagegen: -erisflenen 
Verordnungen fallen. für fünftige Foͤlle nicht 
weiter anwendhar fein ; 
3) ‚peivlagister .Berihtslund: und efkeiugg von 
oleı Milicarpflichnigleit für ſich wa dm. Fa⸗ 


4) hie Wabung der bürgerlihen uen yaaliben 
Gerechtigkeitspflege in erßer ugd, merRie Be⸗ 
gung droß genug iR, in zweine Suflapg der 
Forſtgerichts barkeit, Orispolizei und Auf &i in 
Kirchen⸗ und Gculfehen, and üher milde 

Stiftungen, jedoch nah Vorſchrift ger: fandes- | 
geſetze, melchen fie, fo. wie die Militärtegfaſ⸗ 

;n. Wang und der Obaraufſicht ver Rogiernngen über 
:Y jones Zuſtändigkeiten unterwotfer bleiben. 

‚Beh ver nähern Beſtimmans ber augafühmen Be- 

fugnifle fomopl, wie überhaupt und in aflen Übrigen 


- „Bumlten wixd zur weiteren Begrünnung und Fefiſtel⸗ 


lung. eints in allen deutſchen Bundesſtaatenüberein⸗ 
. Risumeunen Rechtszuſtandes veusmitisihau geimordenen 
ſten, GOrafen mad Herren die. in. neys MWesreff er- 

€ königliche Boiriſche Perocdnuug van Jahre 


.:: 4807 .ola Boſis und Norm unterlegt merden. Dem 


ehemaligen Reichsadel werhen die unier 3 aD 2 an- 
geführten Rechte, Antheit dar Begütenten on. Land- 
ſtandſchaft, Barimonial- war. Fonſigetichtabarkeit, 





Milerrecht. q1 
Drtspolkgei,, Oivchenpatronat uad der pribifegiete Be- 
richtoſtaud -zugefichent. Diefe Rechte werben jedoch 
nur nad Vorſchrift Der Sandesgefege ausgeübt. In 
den durch ben Frieden zu Lünevillo vom D. Februar 
1801 von Deuitſchland abgeivetenen und jet wieder 
bamit vereinigten Provinzen werben: bei Aumendung 
ber obigen Grundſaãtze auf den ehemaligen unmittel- 
baren Reichsadel diejenigen Beſchraänkungen ſtaitfin⸗ 
den, welche die Dort beſtohenden befonberen BDerbhält- 
niffe nötpig. machen. | 
‚Beriäeh 15 enthält Die Fortdaner von Renten und 
von Penftonen, vom alten Reiche herrührend. Die 
Farwaner der anf die Nkeinfihiffahris- Detrol ange» 
wieſenen directen und ſubſtdiariſchen Reuten, Die durch 
ven Reichs⸗Deputattonsſchluß vom 25. Februar 1803 
getroffenen Verfüguugen, in Betschh des. Schulden⸗ 
weſens und feſtgefetzter Penfion an geiſtliche und 
weltliche Individnen werden von dem Bunde garan⸗ 
tiet. Die Mitglieder wer ebemaligen Dom⸗ und 
freien NRrichsſtifter haben Die Befugniß, ihre durch 
ben.ermähnden Reichs⸗Devutationsfchluß feſtgeſetzten 
Penßianen, ohne Abzug, in jedem mit Dem deuiſchen 
Bande im Acieden ſtehenden Ehlante verzehren zu dür⸗ 
fu. Die Mitglieder ws deutſchen Ordens werden 
chenſaits amd den in dem Reichs Deputationshatipt- 
ſchluß von 1808 für die. Dumkifter fefigefeßten 
Penfionen erhalten, in fo feen fie ipnen 
noch micht hiuteachend bewillige worden, nu diejeni⸗ 
gen Furſten, welche. eingezogene Beſitzungan des deut⸗ 
ſchen Ordens erhalten haben, werden dieſe Penfio- 
nen, nach dom Berhältmiß ihres Autheild an ben eher 
maligen. Dxbend be füßungen; bazahken. | 
Wurde 16 Gbeirifkt. Die Sleichpeit deu aeiſlichen 
—— onen nut: Maxhältniſſe var Jaraeliten. Die 
Perſchirercheit Des deuifklädenn: Moligionsparteien be- 
Grögben ige nd Rünteın und Gakieten des deuiſcen 





re Wilerrecht. 

Bundes keinen Uaterſchied in. dem Benufle der bür⸗ 
gerlichen und politiſchen Rechte. Die Bundesver⸗ 
ſammlung wird in Berathung zichen wie auf eine 
möglich übereinflimmenpde Weiſe die bürgerliche Ber⸗ 

beſſerung der Bekenner des jüdiſchen Glaubens in 

Deuiſchland zu bewirken ſei, und wie imfondexheit 

denfelben der Genuß der bürgerlichen Rechte, gegen 

- die Uebernahme aller Bürgevpflichten, in den Bun⸗ 
desſtaaten verſchafft und gefichert werben könne. Je⸗ 
doch werden die Bekenner dieſes Glaubens, bis da⸗ 
bin, die denſelben von den einzelnen Bandesflanten 
: ‚bereite eingeräumten Nechte erhalten. 

Artikel 17 enıhält dad Zarie'fche. Poſtweſen und 
Ensfhädigungen darauf . an das fürfiihe Haus 

e Thurn und Taris. Dieſes Haus bleibt in: dem 

durch den Reichs⸗Deputatiousſchluß vom 25. Februar 
1803 over in fpäteren Verträgen beflätigten Befig 
und Genuß der Poften in den verfchiedenen Bundes⸗ 
- flaaten, fo lange, als nicht etwa durch freie Ueberrin⸗ 
funft anderweitige Verträge abgefchlofien werben 
foßten. In jedem Falle werden demfelben, in Folge 
des Art, 13 des erwähnten NReidhs- Deputationg- 
Haupiſchluſſes, feine auf Belafiung der Poften oder 

auf eine angemeſſene Entſchädigung gegründeten 

16 Rechte und Anfprüche verfihert. Dieles fol auch da 
fattfinden, wo die Aufhebung ‚der Poſten feit 1803 
gegen den inhalt des Reihe. Deputations «Haupt 
ihlufles bereits geſchehen wäre, in fo fern dieſe Ent- 
—— durch Verirage nicht ſchon definitiv feſt⸗ 

eſetzt 
Artikel 18 betrifft die Rechte der deutſchen Unter⸗ 
thanen. Die verbündeten Fürſten und freien Städte 
kommen überein, den Unterthanen der deutfchen Bun- 
desſtaalen folgende Rechte zugufichern: 
. Grundeigenthum außerhalb des Staates, den fie 
bewohnen, zu erwerben und zu befigen, ohur. des⸗ 


halb. in dem fremven Staate mehreren Abgaben 

. und Laſten unteemorfen * ſein, ale weile eigene 
- Wnterthanen; Ä * 

die Befugniß: . 

1} des ‚freien. Wegʒie hens aus einem deriſchen 

Bundrsſtaat in den andern, der erweislich ſie 
zu Unteribanen annehmen will; auch | 

2) in Givil- und Militärvienfte deſſelben gu tre⸗ 

ten, Beides jedoch nur, in fo fern Beine Ber- 
bikhkichfeit. zu Militärdienſten gegen das bis⸗ 
herige Vaterland im Wege fiche. 

Und damit, wegen der dermal vorwaltenden Ver⸗ 
ſchiedenheit ver geſetzlichen Vorschriften über Mili- 
tärpflichtigkeit hierunter nicht ein ungleichattiges, 
für einzelne Bundesftaaten nachtheiliges Berhält- 
niß entſtehen möge, fo wird bei der Bundesver⸗ 
ſammlung die Einführung möglihk gleichförmi⸗ 
ger Grundſätze über diefen Gegenfland in Bera⸗ 
thung genommen werden. 

o) Die Freiheit von aller Nahkeuer (Jun deteaotus, 
gabella emigrationis), in fo fern das Vermoͤ⸗ 
gen:in einen dndern veutfchen Bundesftaat über- 
geht und mit dieſem nicht befondere Berhältnifie 
durch Freizügigkeitsverträge beſtehen. 

d) Die Bundesverſammlung wird ſich, bei ihrer er⸗ 
ſten Zuſammenkunft, mit Abfaſſung gleichförmi⸗ 

ger Verfügungen über die Preßfreiheit und Si⸗ 
cherſtellung ver Rechte der Schritfteller und Ber, 
leger gegen ven Nachdruck beſchäftigen. 

Artikel 19 enthält den Vorbehalt einer Berathung 
über Handel und Verkehr zwifchen den verjchiedenen 
Bundesſtaaten, fo wie wegen der Schifffahrt nad 
Anleitung der auf dem Eongrefle zu Wien angenom⸗ 
menen Srundfäge. 

Antitel 20 enthaͤlt die Ratifeationen ı und Unter 
ſchriften. 


—* 
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VDie am 18. Mai in Wien 1920 untetgeihnete 


> Gchlufintte, welche in folge des im Yahre 4819 zu 


Tr 


‚ Karlsbad abgehaltenen Congreſſes drutſcher Minifter 


enifland, wurde am 8. Juni 1820 vonder Vundes⸗ 
vevfammiung in Bramkfunt zu einem ber. Bundesafte 


an Kraft und Gültigkeit gleihen &eundgefeb Des 


Bundes erhoben, Cie if eine Ergänzung und Er- 


läuterung der Bundesafte, die der Geundverttag und 


das erſte Grundgeſeß des Bundes iR; indefien ſteht 


- der Geßammtheit der Bundesglieder die Veſugniß der 


Entwideluug und Ausbildung der Bundesakte zu, 


. wenn bie Crfüllung Der davin aufgefleltten Zwecke es 
nothwendig macht. Die deshalb zu faſſenden Be⸗ 
ſchlüſfſe dürſen aber mit dem Geiſte der Bundesafte 
nicht im Wivderſpruch fliehen, ned von dem Grund⸗ 
: aralter des Bundes abweichon. Mad Bisfer Schluß“ 

abe, von der hier im Auszuge das Akiftägfe mitge- 


thoilt wird, findet Über Die Unnahme neuev Grundge⸗ 
feße oder "Abänderung der brfichenven, üben orga⸗ 


niſche Sinrichtungen, d. h. bleibende Anſtalten, ale 
-. Mittel zur Erfüllung der ausgeſprochenen Bundes. 


zwede, Aufnahme neuer Witglieder in ven Bund 


uns Neligionsangelegenheiten fein Veſchluß durch 


Stimmenmehrheit Rast; es kaun aber eine bofinitive 


:Abflimmung über Gegenflände Biefer Art nur nad 


- genauer Prüfung und ‚Erörterung deu deu MWider- 
ſpruch einzelner Bundosglieser baſtimmenden Bründe, 


Deren Darlegung in Beinem alle veumeigert werden 


darf, erfoßgen. Die Vorfrage: ob organifde Ein- 
rachtungen unter Den ebwalteuden Unflänwen noth- 
wendig find, und fo.auc fiber Entmurf und Anlagen 
derſelben in ihren aligemeinen Umriſſen uni meient- 


: Sichern Beſtimmungen, muß im Plenum um Bach 


| Stimmeneinpelligfeit entſchieden wonden) firlktı. die 


—Entſcheidung zu Guuften der vorgaſchlaganen Ein⸗ 


richtung aus, fo bleiben die ſämmtlichen maitenBer- 
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derdiaegen vaber die· Wuffülrtmag: iur Sinschiaen ber 
ongeren Verſammlung üherlaſſen, welche alle debei 

mach varbomwenden Fragen durch Stimmenmohrheit 
emdchecidet, und nach den Umſtänden eine Cammifſion 
aus ihren Mitte anordnet, um die verſchiedenen Mei⸗ 
nungen und Baträge mit möglichſter Schemung und 
Berüdſichigung der. Berbältaifte und Wünſcho der 

‚ ‚Gingsineenuszugieiihen... In Fällen, wo Die Bun- 
Reögkieder nicht in. ihrer ‚vertragsmäßigen : Eiapeit, 
Mn nie. einzelne, thhfäindige und. ungbhängige 
2: Sitauca vrſcheinen, folglich jars singolanum: ob- 
woßter, oder: wa einzelnen Bundasghedern eine be⸗ 
fombere, vicht In den gemainſawen Verpflichtumgen 
alter begriffene Leißung oder Verwilligung für. den 
Bund zugemmubat werden ſollte, kaun ohng ſreie Zu⸗ 
ſtimmung fämmilich⸗er Becheiligten Fein dieſelben ver⸗ 
: biaacender Beichluß ‚gefaßt werden. Wenn die Be⸗ 
‚tego eines ſosverginen deutſchen Hauſes durch 
auf ain auderes übergehen, fo hängt as bon 

Bar Geſarmniheit des Bundes ab, ob und ia wie fern 
die auf jenen Refibungen haftenden Stimmen: im 
Plmum, Da im eageren Rathe Erin Bundesmitglied 
mer als eine Stimme führen Tann, dem neuen Be⸗ 
ſiper heigelngt werden ſoll. — Wenn zwiſchen Bun⸗ 
dregliedern ihönicpkeiten zu beſorgen oder wirklich 
ausgeübt ſind, fe iſt die Burdasverſammlung berufen, 
vorläufige Maaßregeln zu eygreifen, wodurch jeder 
Seibſthaalſe vorgebeugt and Der bereits unternomme⸗ 
nen Sinhalt gethan wurde. Wenn Die Bunbedver- 
fammiung sen. emem Bundesgliede zum Schutze bes 
Baſttzſtaudes augetufen wiad, und Der jüngfig * 
Rama ſtocitig ft, fa fall fie das Recht haben, ein bei 
Des Sache nicht betheiligtes Bundosglied in deu Mähe 
non zu ſchaͤtzenden Gehietes .aufzufoxrdern. Die That⸗ 
Sale das jüngfen Beſitzes und Die angegeigto Gtö- 
sg. daflelben- ohne Zeuverluſt nuych fainen. oberſten 
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of fummariſh unterfuchen, und daruber einen 


+ sechtlihen Beſcheid abfaffen zu laflen, deſſen Bollzie⸗ 
hung die Bundesverfammlng, wenn dee Bundes 


flaat, gegen den er gerichtet ift, fich nicht auf vorgän- 


gige Aufforderung freiwillig dazu verſteht, durch Die 


ihm dazu angerwiefenen Mittel zu bewirken hat. ‚Die 
Bundesverfammlung bat in allen nach Vorſchrift der. 


Buandesakte bei iye anzubringenden Streitigkeiten der 


* Bundesglieder die Bermittelung durch "einen Aus⸗ 
ſchuß zu verſuchen. Können die entflandenen Strei⸗ 


- tigkeiten auf diefem Wege nicht-beigelegt weuven, ſo 


> has fie die Entſcheidung verfelben durch eine Aufträ⸗ 


gal⸗Inſtanz zu veranlaffen, und beobachtet Dabei die 
+ An. dem Bundestagsbefhluß vom 16. Juni 1817 ent» 


haltenen Borfchriften. (nach denen flatt eines perma⸗ 
nenten Auſträgal⸗Gerichts beſtimmt worden, daß die 
Oberappellations⸗Gerichte zur Auſträgal⸗Enifchei⸗ 
dung verwendet werden), ſo wie den in Folge gleich⸗ 
zeitig an die Bundestags⸗Geſandten ergehenden In⸗ 


fſtruftionen zu faffenden beſondern Beſchluß zu beob⸗ 


achten. Wenn nad Anleitung dieſes Beſchluſſes der 


oberſte Gerichtshof eines Bundesſtaates zur Auſtraͤ⸗ 


gal⸗Inſtanz gewählt iſt, ſo ſteht demſelben die Lei⸗ 


tung des Prozeſſes und die Entſcheidung des Streites 
in feinen Haupt⸗ und-Nebenpunkten uneingeſchränlt 
. wad ohne alle weitere Einwirkung der Bunvesser- 


femmlung oder der Landesregierung zu; legtere wird 
jedoch auf Antrag der Bundesverfammliung oder bet 
ftreltenden Theile im alle einex Zögerang von Sei⸗ 


: ten des Berichte die jur Beförderung der Cutſchei⸗ 


Düng nöthigen Verfügungen erlafien. Wo keine be⸗ 
fonderen Gnifheidungsnormen vorhanden find, ent⸗ 
ſcheidet das Aufträgal-Gericht nad) den in Rechtsſtrei⸗ 


| tigkeiten derfelben Act vormals von den Reichsge⸗ 
richten ſubſidiariſch befolgten Rechtsquellen, iufofern 


fie :auf die jetzigen Verhältnifſe ver Bundesglieder 
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noch anwendbar. find, Übrigens flebt 26 ven Vundes⸗ 
gfiedem- frei, ſowohl bei einzelnen vorkommenden 
Streitigkeiten, als für alle fünftige- Fälle wegen bes 
ſonderer Austräge oder Kompromiſſe überein zu kom⸗ 
‚ men, wie denn auch frühere Familien⸗ oder Vertrags⸗ 
Austräge duch Errichtung der Bundes⸗Auſträpal⸗ 
Inſtanz nicht aufgehoben, noch abgeändert werden. 
— Die Aufrehthaltung der inneren Ruhe und Ord⸗ 
nung in den Bunbesftaaten fleht der Regierung, allein 
zu. Als Ausnahme kann jedoch, in Ruͤckſicht auf die 
- Innere Sicherheit des gefammten Bundes und in Folge 
der Verpflichtung der Bundesglieder zu gegenfeitiger 
Hülfsteiftung, die Mitwirtung der Geſammtheit ‘zur 
Erhaltung oder Wiederherfiellung der Ruhe, im Fall 
einer Wipderfeglichfeit der Unterthanen gegen. Die Re⸗ 
giexung, eines offenen Aufruhrs oder gefährlicher Bes 
wegungen in mebreren Bundesftaaten, flatt finden. 
. Wenn in einem Bundesftaate durch Widerſetzlichkeit 
der Untertbanen gegen. die Obrigkeit die innere Ruhe 
unmittelbar gefährdet und. eine- Verbreitung zu fürch⸗ 
ten oder ein wirkliher Aufruhr zum Ausbrucde ge» . 
kommen if, und die Regierung: felbit, nad Erſchö⸗ 
pfung der verfaffungsmäßigen und gefeglichen Mittel, 
den Beiftand des Bundes anruft, jo liegt der Bun- 
desverſammlung ob, Die ſchleunigſte Hülſe zur. Wie- 
darherſtellung der Ordnung zu peranlaffen. - Sollte 
in diefem Falle die Regierung notorifch außer Stande 
- fein, ven Aufruhr durch eigene. Kräfte zu unterdrücken, 
zugleich aber durch die Umflände gehindert werden, 
Die. Hülfe des Bundes zu begehren, fo ift Die Bun- 
Desverfammlung nichts deſtoweniger verpflichtet, auch 
unaufgerufen zur Wiederherſtellung der Ordnung 
und Sicherheit einzuſchreiten. In jedem Falle dür— 
‚sen die verfügten Maßregeln von keiner. längeren 
Dauer fein, als die Regierung, welcher die buntes- 
wmaßige Hüife geleiſtet wird, es als nochwendig er⸗ 
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er Wenn Vie Sffentliche Rutze und geſogliche 
Dednung in mehreten Bundeöfluaten durth geführ- 
- Tipe- Verbindungen und Anſchläge bedroht find und 
vagegen nut durch Zuſammenwirken der Gefawmt- 
belt zureichende Maßregeln ergriffen werben kOnnen, 
ſo iſt die Bundesverſauumlung brfugt und berufen, 
nach vorgängiger Rückſprache mit den zunkchſt bebroh⸗ 
ten Regietungen, die geeigneten Maßregeln zu bera⸗ 
bkyhen imd zu beſchließen. - En 
Wenn in einem Yundesftante der Fall einer Jaiz- 
- Verweigerung eintritt und austeichende Hulfe auf ge⸗ 
feglihem Wege nicht erlangt werben kann, fo hat bie 
Bundesverſammlung erwieſene, nad) ber Berfaffung 
und den befteheiden Geſetzen jenes Landes zu beur- 
lheilende Beſchwerden fiber vertweigerte oder gehemmte 
Rechtspflege anzunehmen und darauf die gerichtliche 
Hülfe bei ver Bundesregierung, die zu der BReſchwerde 
Anlaß gegeben hat, zu bewirken. Wenn Fordetun⸗ 
gen don Privatperfonen deshalb nicht befriedigt wer⸗ 
den können, weil Die Verpflichtungen dazu zwiſchen 
näheren Bunbesgliedern zweifelhaft oder befireiiend 
find, fo hat die Bundesverfammlung auf Antufung 
der Betheiligten zuerſt eine Ausgleihung auf gütlichem 
Wege zu verfächen; wenn aber dieſer Verſuch ohne 
»Erfolg bfeiben follte, und die in Anſpruch gensmme- _ 
nen Bundesglieder ſich nicht in einer zu beftimmunben 
Frei Aber ein Kompromiß vereinigten, fo ſoll die rocht⸗ 
He Eniſcheidung der flreitigen Vorftage durch eine 
Auſträgal⸗Inſtanz veranlaßt werden. Die Bemdes⸗ 
verfammlung hat das Recht und die Verbindlichfeit, 
nad Erſchöpfung aller anderen bundesverfaflungs- 
mäßigen Mittel, die erforderlichen Execiitionsmaßre- 
geht mit genauer Beobachtung der in einer befondern 
Executionsordnung dieferhalb feftgefeßten Beſimmun⸗ 
gen und Normen in Anwendung zu bringen. Dieſes 
Executionsverfahren findet In ver Regel nur gegen 
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die Nogtevang ſelbſt Watt; u treten jedvch: Auuuah- 
men vie, wenn vihe Bundesregierung, in Ermange⸗ 
Jung eigewer zureichender Mittel, ſelbſt ie Hülfe des 
Vundes in Anſpruch aimmt, oder wenn Die Bundes⸗ 
vorſammbung zus Miederherſtellung der allgemeinen 
Denung and Sichetheit unaufgeruſen einzafchreiten 
verpflichtet iſt. Die Exerutionsmaßregeln werden im 
Namen wer Geſammtheit des Bundes beſchloſffen und 
ausgefichrt. Die Bundesverfammlung ortheilt zu 
tem Ende, mit Berückſichtigung aller Lokalumſtände 
ua» ſonſtigen Verhältniſſe, riner oder mehreren bei 
ver Sache nicht betheiligten Regierungen ven Auftrag 
zur Bollyiehung der beſchloſſenen Maßtegeln, und 
beſtimmt zugleich ſywohl die Stärke der Dabei zu ver- 
wensenden Maunſchaft, ale die nuch dem jedesmali⸗ 
gen Zeile: des Executiondverfahreus zu vemeſſende 
Daurr deffelben. Die Regierung, an die ver Auf⸗ 
trag gerichtet iſt und die ihn als eine Bundespflicht 
überkimmi, ernennt. zu dieſem Behufe rinen Civil⸗ 
Commiſſair, der in Gemuͤßheit einer nach den Beflim- 
mungen der Bundeſsverſammlung von der beauftrag⸗ 
ten Negiernug zu entheitenten befondern Inſtruction 
dad Exeeutivnsverfahren ummittelbar leitet... Wenn 
der Auftrag an mehrete Regitrungen ergangen iſt, fo 
beſtimmt die Bundesvrrſamminug, welche derſelben 
den Eivil⸗KTommiſſair erneunt. — Wenn rin Bundes⸗ 
ftaut bei riaer zwiſchen ihm und einer auswärtigen 
Macht entſtandenen Irrung die Dazwiſchenkunſt des 
VBundes aucuft, fo hat die Bundesverſammlung ven 
Urſprung folder Irrung und das mahte Sachver⸗ 
häliniß fongfültsg zu prüfen, und. wonn ſith aus dieſer 
Prüfung ergiebt, daß dem Bundesſtaute Dad Recht 
nicht gar Seite ſtrht, fo bat Die Bunprsverfommiung 
denfelben von Foriſegung des Sireitrs ernſilith ab- 
zumahnen uud. Die begehrte. Dazwiſchenkunft zu ver⸗ 
weigern / auch erſorderlichen Falls zur Erhaltung des 
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Friedlenbſandes ‚geeignete Mittel anguwenden. Er⸗ 
giebt ſich das Gegentheil, fo iſt die Bundesverſamm⸗ 
lung verpflichtet, dem verletzten Bundesſtaate ihre 
wirkſamſte Verwendung und Vertretung angedeihen 
zu laſſen, und ſolche ſo weit auszudehnen, als nöthig 
: if, damit demſelben volle Sicherheit und angemeſſene 
Genugthuung zu Theil werde. — Wenn aus der An⸗ 
gabe eines Bundesſtaates oder aus anderen zuverläſ⸗ 
ſigen Angaben Grund zur Beſorgniß geſchöpft mird, 
daß ein einzelner: Bundesſtaat ohne die Geſammheit 
des. Bundes von einem feindlichen Augriffe bebropt 
- fei, fo muß die Bundesverfammlung fofort Die Frage, 
ob die Gefahr. eines ſolchen Angriffes wirklich: vor⸗ 
banden ift, in Berathung nehmen und darüber in der 
möglihft Fürzeften Zeit einen Ausſpruch thun. — 
Wird die Gefahr anerkannt, fo muß gleichzeitig mit 
dieſem Ausſpruche, wegen der in Wirkſamkeit zu fez« 
zenden Bertheivigungsmaßregeln, ein Beſchluß ge- 
faßt werden. Beides, jener Ausſpruch und vieler 
Beſchluß, ergeht von der engeren Berfammlung, die 
. dabei nach der in ihr geltenden abfoluten Stimmen- 
mebrheit verführt. Wenn das Bundesgebiet von 
- einer auswärtigen Macht feindlich überfallen wird, fo 
. tritt fofort der Stand Des Krieges ein, und es muß 
in diefem alle, mas aud) ferner von der Vundesver⸗ 
ſammlung befchloffen werben mag, ohne weiteren 
- Verzug zu den erforderlihen Vertheidigungsmaßre⸗ 
gein Hefchritten werden. Wenn fih der Bund zu 
riner förmlichen Kriegserklärung genöthigt fieht, fo 
kann folche nur in der vollen Verfommlung nach der 
für diefelbe vorgefchriebenen Stimmenmehrheit von 
zwei. Drittheilen befchloflen werden. Der in der en⸗ 
geren Verfammlung gefaßte Befchluß über die Witk- 
lichkeit der Befahr eines feindlichen Angriffes, fo mie 
die in der vollen Berfommlung ausgeſprochene Kriegs⸗ 
. erBiärung, verbindet ſämmiliche BVundesſtaaten zur un⸗ 





Mlerrrat —X 
Vinelbaren Theilnabme am. Dem: gemeitfchaſtlahen 
Ktioge· — Wenn die Vorfrage; ob Gefahr worhan⸗ 
den aiſt, durch die Seimmenmehrbeit: nerusinenmn ant- 
ſthieden wird, ſo bleiht denjenigen Bunbesfiasten, 
die von der Wirklichtei der Gefahr übenzeugteſnnd, 
umbenommen, gemeinſchaftliche Beribeitigungsmaß- 
regein water einanber zu varabveden. Wenn in offen 
Falle, wo es die Gefahr und Beſchützung eingelner 
. Yunnedfladien gilt, einer der ſtreitenden Tbeilt auf 
die förmiliche Bermittelung des Bundes anträgt, fo 
ſtbernimmt derſelbe, inſofern ernes dey Luge der Sa⸗ 
chen und ſeiner Stellung angemeſſen findet, unter 
vbecaus geſatzter Sinreilligung des andern Theilg Dieſe 
Mermeittelung; es: darf aber dadurch der Beſchluß der 
zur. Sichesheit des Bundesgebietes zu ergreifenden 
Maßnegeln nicht aufgehoben werden, noch in der Aus⸗ 
führung der bereits beſchloſſenen ein: Stillſtand oder 
wine. Bergögerung: lihteeten. : Bei -andgebro@enem 
Kriege. feht:eH jenem Bundeaflaste. frei, zur :gemein- 
famen VBertheinung einpo größere Macht zu fallen, als 
ſein Bunkesenutingent ‚beträgt. .: Wenn. in : dinem 
Kriege zwiſchen ausmänkigen: Mädten- oder in ande- 
sen Fällen Berhältnifier eintueten,. welche Me: Beforge 
wi: einen Verletzung: der Bententität des Bondesge⸗ 
ienxes pehanleſſen, ſo: beſchließt vie Bundesverſamm⸗ 
lung ohne Verzug im engern Rathe die zur Behaup⸗ 
tangldaefer Nemalität exforderlichen Viafieegeln. 
Begiaain Bunnesflaat, der zagleich außerbalbe des 
Mandesgehietes Befigungen: hat, in ſeiner Gigenſchaft 
als ennopaiſche Macht einen Kridg, fa bleiht.ein.tol- 
Ken; die Verhältniſſe und Verpflichtungen des Bun⸗ 
me micht berührander Krieg dem Bunde ıganz fremd. 
— Dres von Seuen des Windes Unterbandlungen 
übe Abſchluſi Bes Feiedens abder eines Waffenlil ſtan⸗ 
- Meaftapiienen, ſochat die Bunbesverſammlung au. ſpe⸗ 
- sirllenıPaitsgag darſalben einen -Ausichuß. zu beſtalſen, 
Der. techn. Enc. Th. cOxxvlil. 8 
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bereitet uud bis zur Annahme oder Verwerfung zur 
Neife gebracht. Sowohl in der engern Verfamm« 
lung, als im Plenum vie Beſchlüſſe nach der Mehr⸗ 
beit ver Stimmen gefaßt, jedo& in der Art, daß in 
der erfien die abfolute, in dem letztern aber nur eine 
auf zwei "Drinheilen der Abflimmung berabende 
Mehrheit enitſcheidet. Bei Stimmengleichheit in der 
engeren Drrfammiung ſteht dem Vorfigenden bie Ente 
ſcheidung zu. Wo es aber auf Annahme oder Abän- 
derung der Grundgeſetze, auf organifhe Bundesein⸗ 
richtungen, auf jura singulorum oder Meligiondan- 
gelegenheiten anfommt, kann, weder in der engeren 
Berfemmlung, no im Plenum, ein Beſchluß durch 
Stimmenmehrheit geiaßt werten. Die Bundesver- 
farnmlung kann, wenn bie ihrer Berathung unterzo⸗ 
genen Gegenſtände erledigt find, fi bie auf vier 
Monate Hörtaget. Wei der Beſtimmung der Bun- 
deöimitglieder wird feflgefegt, daß, fo lange die Bun⸗ 
vesverfommiung mit Abfaffung der organifchen Ge⸗ 
ſetze beſchäftigt ift, hierüber keinerlei Beſtimmung gelte, 
und die zufällig ſich fügende Ordnung keinem der 
Mitglieder zum Nachtheile gereichen, noch eine Regel 
begründen ſoll. Nach Abfaſſung der organiſchen Ge⸗ 
ſetze wird die Bundesverſammlung die künftige, ale 
beſtieadige Folge einzuführende Stimmenordnung in 
VDetathung nehmen, und ſich darin fo wenig als mög⸗ 
lich von der ehemals auf dem Reichstage und nament⸗ 
lich in Gemäßheit des Neichs Deputations⸗Haupt⸗ 
ſchluſſes von 1803 beobachteten Ordnung entfernen. 
Dieſe Ordnung kann aber auf den Rang der Bun⸗ 
desglieder überhaupt und ihren Vortritt außer dem 
Verhältaiſſen der Bundesverfammiung keinen Einfluß 
ansüben. 

Artikel 9 und 10. Die Bunvesverfammlung hat 
ihren Gig zu Frankfurt am Main. Die Eröffnung 
zerfeiben IR auf den 1. September 1815 fear. 


Er 
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Gerichte dritter Inſtanz vorhanden find, werden jedoch 
wiefe im ihrer bisherigen Sigenfchaft erhalten, wofern 
au die Bolkezahl, über welche fie ſich erſtrecken, nicht 
unter 150,000 ©eelen iſt. Den vier freien Städten 
ſteht das Recht zu, ſich unter einander über die Er⸗ 
richtung eines gemeinfamen oberflen Berichtes zu ver» 
einigen. Bei diefen oberften Berichten fol jeder der 
Parteien geftattet fein, auf vie Verſchickung der Alten 
auf eine deutſche Fakultät oder an einen Schöppen- 
ſtuhl zur Abfaſſung des Endurtheils anzutragen. 

Artitel 13. In allen Bundesſtaaten wiro eine lan« 
desſtändiſche Verfaſſung flattfinden. 

Artikel 14 betrifft die Privilegien des ehemaligen 
reichsſtändiſchen und des reichsritterſchaftlichen Adels. 
Um den mittelbar gewordenen ehemaligen Reichsſtän⸗ 
den und Reichsangehörigen in allen Bundesſtaaten 

einen gleichförmig bleibenden Reichszuſtand zu ver⸗ 
ſchaffen, fo vereinigen die Bundesſtaaten ſich dahin: 
:a) daß dieſe fürſtlichen und gräflichen Häuſer fortan 
zu dem hohen Adel in Deutſchland gerechnet wer⸗ 
den und ihnen das Recht der Ebenbürtigkeit in dem 
bisher damit verbundenen Begriffe verbleibt. 
b) Die Häupter diefer Häufer find Die erſten Stan⸗ 
desherren in dem Staate, zu dem fie gehören; fie 
- und ihre Familien bilden die privilegirtefte Klafie 
in demfelben, insbefondere in Anſehung der Be⸗ 
fleuerung. 
c) Es follen ihnen überhaupt, in Rüdfiht ihrer Per- 
-  fonen, Yamilien und Befigungen, alle diejenigen 
Rechte und Vorzüge gefichert werden oder bleiben, 
welche aus ihrem Sigenthum und deſſen ungeflör- 
tem Benuß berrühren und nicht zu der Staatsge⸗ 
walt und den höheren NRegierungsrechten gehören. 
Unter vorermähnten Rechten find insbefondere und 
“ namentlich begriffen: 
1) vie unbefchränfte Freiheit, ihren Aufenthalt in 
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Dirtspoligei, Kirdenpatrenat und der privilegirte Ge⸗ 
richtoſtand zugeſichert. Diefe Rechte werden jedod 
nur nach Vorſchrift der Landesgefege ausgeübt. In 
den durch den Frieden zu Lüneville vom 9. Februar 
1801 von Deutſchland abgetretenen und jetzt wieder 
Damit vereinigten Provinzen werden bei Anwendung 
Der obigen Brundfäge auf den ehemaligen unmittel. 
baren Reichsadel diejenigen Beſchränkungen ſtaitfin⸗ 
den, welche die dort beſtehenden beſonderen Verhält⸗ 
niffe nöthig machen. 

Artikel 15 enthält die Fortdauer von Renten und 
von Penftonen, vom alten Reiche herrührend. Die 
Foridauer der auf die Rheinſchiffahrts⸗Oetroi ange» 
wiefenen birecten und fubfipiarifchen Renten, die durch 
ven Reichs⸗Deputationsſchluß vom 25. Februar 1803 
getroffenen Verfügungen, in Betreff des Schulden» 
weiens und feſtgeſetzter Penſion an geiſtliche und 
weltliche Individuen werden von dem Bunde garan- 
tet. Die Mitglieder der ehemaligen Dom- und 
feeien Reichsſtifter haben die Befugniß, ihre durch 
den ermähnten Reiche» Deputationsfcbluß feftgefeßten 
Penfionen, obne Abzug, ia jedem mit dem deutfchen 
Bunde im Frieden ſtehenden Staate verzehren zu dür⸗ 
fen. Die Mitglieder des deutfchen Ordens werden 
ebenfalls nad) den in dem Reichſs⸗Deputationshaupt⸗ 
ſchluß von 1803 für vie Domflifter feſtgeſetzten 
Brumdfägen Penfionen erhalten, in fo feen fie ihnen 
noch nicht hinreichend bewilliget worden, und Diejeni- 
gen Fürſten, welche eingezogene Befigungen des beut- 
(hen Ordens erhalten haben, werten dieſe Penfio- 
nen, nad: dem Verhäliniß ihres Autheild an Den ches 
maligen Drvensbefißungen, bezahlen. 

Artilel 16 betrifft Die &leichheit der chriſtlichen 
Confeffionen und Verhältniſſe ver Joraeliten. Die 
Verſchiedenheit des chriſtlichen Religionsparteien be- 
gründen ig den Ländern umn Gebieten des deutſchen 
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1 «befferung‘ der —— * jüdiſchen Öloubens in 
+ Deutichlann ren —* und wie inſonderheit 
——— 


desſlaaten verſcha fft und geſichert werden könne. Je⸗ 
* werden die Befenner diejes Glaubens, bis da⸗ 
‚die denfelben von den einzelnen Bundesftonten 
J —— eingeräumten Rechte erhalten. U u 
or Artikel 17 enıhält das Taxis'ſche Poſtweſen und 
J Entfhädigungen darauf an das fürfilide Haus 
.Ehuen und Taxis. Diefes Haus bleibt indem 
durch dem Reihs-Depntationsihluß vom 25, Februar 
1.1803 (ober in fpäteren Berträgen beftätigten Befig 
und Genuß der Poften in ven verfchiedenen Bundes—⸗ 
 flaaten, jo lange, als micht —— durch freie Ueberein; 
—* —— ge abgeſchloſſen werden 
ſollten. Im jedem — demfelben, in Folge 
uw ——— 13, des erwähnten Reichs - Deputationg- 
I es, feine auf Belafjung der often oder 


ve ae definitiv 
{ 18 ‚betrifft die Rechte ber deutſchen Unter- 
verbündeten und freien Städte 


a) rer Baer fie 
| Br nbernupnen;iäu erwerben un Auhefigen,: ‚ohne des» 
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halb im dem fremden Staate mehreren Abgaben 
und Laften unterworfen zu fein, ale deſſen eigene 


-  Ünterthanen; 

b) die Berugaiß: 

1) des freien Wegziehens aus einem beutfchen 

- Bunpesflaat in den andern, der erweislich fie 
zu Unterthbanen annehmen will; auch 

2) in Civil» und Militärdienſte deſſelben zu tre⸗ 

ten. Beides jedoch nur, in fo fern feine Ver⸗ 

bindlichfeit zu Militärdienflen gegen das bis» 

berige Vaterland im Wege ſtehe. 
Und damit, wegen der dermal vorwaltenden Ver⸗ 
ſchiedenheit der gefeglihen Vorſchriften über Mili- 
tärpflichtigleit hierunter nicht ein ungleidhartiges, 
für einzelne Bundesflaaten nachtheiliges Verhäli⸗ 
niß entfliehen möge, fo wird bei der Bundesver- 
fammlung die Einführung möglichſt gleichförmi⸗ 
ger Brundfäge über diefen Gegenſtand in Bera- 
thung genommen werden. 

0) Die Freiheit von aller Nachſteuer (jun detractus, 
gabella emigrationis), in fo fern das Vermo⸗ 
gen in einen andern deutſchen Bundesſtaat über- 
geht und mit diefem nicht befondere Verhältnifie 
durch Freizügigkeitsverträge befteben. 

d) Die Bundesverfammlung wird ſich, bei ihrer er- 
fien Zufammenkunft, mit Abfaſſung gleichförmis 
ger Verfügungen über die Prepfreiheit und Si⸗ 
cherftellung der Rechte der Schriftſteller und Ver⸗ 
leger gegen den Nachdruck beſchäftigen. 

Artikel 19 enthält den Vorbehalt einer Berathung 
über Handel und Verkehr zwilchen den verjchiedenen 
Bundesftaaten, fo wie wegen der Schifffahrt nad 
Anleitung der auf dem Congrefje zu Wien angenom⸗ 
menen Orundfäge. 

Artikel 20 enthält die Ratificationen und Unter- 
ſchriften. 
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baudiungen über die Aufführung im Gbrzelnen der 
engeren Berfammlung überlaffen, welche alle Dabei 
noch vorlommenden fragen durch Stimmenmehrheit 
entſcheidet, und nach den Umſtänden eine Commiſſion 
aus ihrer Witte anordnet, um die verfchiedenen Mei⸗ 
nungen und Anträge mit möglichſter Schonung und 
Berückſichtigung der Berhältnifte und Wünſche Der 
Binzelnen auszugleichen. u Fällen, wo die Bun- 
desglioder nicht in ihrer vertragsmäßigen (Einheit, 
ſonders als einzelne, ſelbſtſtändige und unabhängige 
. Staaten ericheinen, jolglid jura singolorun ob- 
weiten, oder wo einzelnen Bundesgliedern eine be⸗ 
fondere, wit in den gemeinfamen Verpflichtungen 
alter begriffene Leiſiung oder Berwilligung für den 
Bund zugemutbet werden follte, kaun ohne freie Zu⸗ 
ſtimmung ſämmilicher Betbeiligten Fein diefelben ver- 
- Wanender Beſchluß gefaßt werden. Wenn die Be- 
ſizungen eines fouverainen deutſchen Hauſes durch 
Erbfolge auf ein anderes übergehen, jo hängt es von 
Ber Defammiheit des Bundes ab, ob und im wie fern 
Die anf jenen Befigungen haftenden Stimmen im 
Plenum, da im engeren Rathe fein Bundesmitglied 
mebr ale eine Stimme führen Fann, dem neuen Be- 
figer beigelegt werden fol. — Wenn zwiſchen Bun- 
Desgliedern shätlichleiten zu beforgen oder wirklich 
ausgeübt find, fo ift die Bundesverfammiung berufen, 
vorläufige Maaßregeln zu ergreifen, wodurch jeder 
Selbſthülſe vorgebeugt und der bereits unternomme⸗ 
nen Sinhalt gethan wurde. Wenn die Bundesver- 
fammlung von einem Bundeggliede zum Schuße Des 
Befufinudes angerufen wird, und der jüngfte Befip 
ſtand ſtreitig ift, jo ſoll fie das Recht haben, ein bei 
Der Sache nicht betheiligtes Bundesglied in der Nähe 
des zu Ihüßenden Gebietes aufzufordern. Die That⸗ 
ſache des jüngfien Befiges und Die angezeigte Stö⸗ 
: vung daſſelben ohne Zeitverluſt durch feinen aberten 
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noch anwendbar find, übrigens ſteht es den Bundes⸗ 
gliedern frei, ſowohl bei einzelnen vorkommenden 
Streitigkeiten, als für alle künſtige Fälle wegen be» 
ſonderer Austräge oder Kompromiſſe überein zu kom⸗ 
men, wie Denn auch frühere Familien⸗ oder Vertrage- 
Austräge duch Errichtung der Bundes⸗Auſträyal⸗ 
Jußanz nicht aufgehoben, noch abgeändert werden. 
— Die Aufrechthaltung der inneren Ruhe und Ord⸗ 
nung in den Bundesflaaten flieht der Regierung allein 
zu. Als Ausnahme kann jedoch, in Ruͤckſicht auf die 
innere Sicherheit des geſammten Bundes und in Folge 
der Verpflichtung der Bundesglieder zu gegenfeitiger 
Häffsleiftung, die Mitwirkung der Geſammtheit zur 
Erhaltung oder Wiederherfiellung der Ruhe, im Hall 
einer Widerfeglicpfeit der Unterthanen gegen die Re⸗ 
gierung, eines offenen Aufruhrs oder gefährlicher Be- 
wegungen in mehreren Bundesflaaten, flatt finden. 
Wenn in einem Bundesftaate durch Widerfeglichkeit 
der Unterthanen gegen die Obrigkeit die innere Ruhe 
uamittelbar gefährdet und eine Berbreitung zu fürch⸗ 
ten oder ein wirkliher Aufruhr zum Ausbruche ge- 
fommen if, und die Regierung ſelbſt, nad Erſchö⸗ 
pfung der verfafiungsmäßigen und gefeglihen Mittel, 
den Beiftand des Bundes anruft, fo liegt der Bun- 
desverfammlung ob, die ſchleunigſte Hülie zur Wie- 
Derberfiellung der Ordnung zu veranlafien. Sollte 
in dieſem Falle die Regierung notorifch außer Stande 
fein, ven Aufruhr durch eigene Kräfte zu unterdrüden, 
zugleich aber durch die Umflände gehindert werden, 
die Hülfe des Bundes zu begehren, fo ift die Bun- 
desverfammlung nichts deſtoweniger verpflichtet, auch 
unaufgerufen zur Wiederherfiellung der Ordnung 
und Sicherheit einzufdreiten. In jedem Falle dür- 
fen die verfügten Maßregeln von Feiner längeren 
Dauer fein, als die Regierung, welcher die bundes⸗ 
mäßige Hülfe geleiftet wird, es als nothwendig er« 
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die Regierung ſelbſt ſtatt; es treten jedoch Ausnah⸗ 
men ein, wenn eine Bundesregierung, in Ermange⸗ 
fung eigener zureihender Mittel, felbft die Hülfe des 
Bundes in Anſpruch nimmt, oder wenn die Bundes. 
verfammlung zur Wiederherftellung der allgemeinen 
Drenung and Sicherheit unaufgerufen einzufchreiten 
verpflichtet iR. Die Ererutionsmaßregeln werden im 
Ramen der Befammthelt des Bundes befchlofien und 
ausgeführt. Die Bundesverfammlung eribeilt zu 
ven Ende, mit Berädfihtigung aller Lokalumſtände 
nad fonfligen Verhältniſſe, einer oder mehreren bei 
ver Sache nicht beiheiligten Regierungen ven Auftrag 
zur Bollziehung der befchloffenen Maßregeln, und 
beſtimmt zugleich ſowohl vie Stärke der dabei zu ver- 
werdenden Mannicdaft, als die nad dem jedesmali⸗ 
geu Zwecke des Erecutionsverfahrens zu bemeſſende 
Dauer vefielben. Die Regierung, an die der Auf- 
trag gerichtet ift und die ihn als eine Bundespflicht 
übernimmt, ernennt zu diefem Behufe einen Eivil- 
Commiſſair, der in Bemäßpeit einer nach den Beftim- 
mungen ber Bundesverfommlung von der beauftrag⸗ 
ten Regierung zu ertheilenden befondern Inſtruetion 
das Executionsverfahren unmittelbar leitet. Wenn 
der Auftrag an mehrere Regierungen ergangen iſt, fo 
befimmt die Bundesverfammiung, welche derſelben 
den Eivil-Commiffair ernennt. — Wenn ein Bundes» 
Rast bei einer zwifchen ihm und einer auswärtigen 
Macht entfiandenen Irrung die Dazwiſchenkunft des 
Bundes anzuft, fo bat die Bundesverfammlung den 
Ueſprung folder Irrung und das wahre Sachver⸗ 
hältniß forgfältig zu prüfen, und wenn ſich aus dieſer 
Prüfung ergiebt, daß dem Bundesſtaate das Recht 
nit zur Seite fieht, fo bat die Bundesverfammlung 
denfelben von Foriſetzung des Streites ernſtlich ab- 
zumahnen und Die begehrte Dazwiſchenkunft zu ver- 
meigern, auch erforderlichen Falls zur Erhaltung tes 


ve EINER 
sirnere'and: Anfexe- Iwecke ſo vollfländig gr deere und 
‚0: feſtbegruͤndeter politiſcher⸗ Körper. gewordaus ifl, 
IPoah ri ale:ein Hauptbeſtandihei / des envopälfihen 
.@tadtehgebäunes, alle: Mitel beſttzt; um ohns ftende 
»nu Beihäffe. ſeine innere Ruhe: eben: fo ; als dio ıiner- 
. brüchliche Sicherheit aid Selbſtſändigkein nett im 
u. Bunde »oereintän. fonveränen Fürſten und. ıfewien 
Städte zu verbürgen. Der deutſche Bund donmieida- 
» "ber:in Dim Inhalte dev Rote des framzöflichen bevoll- 
mächtigten Miniſters som .30. Yun und jeheundes 
»tgeoßbultännifchen ' beuullmräcktägten. : Wöikiftere 1 vom 
+1. Juli: 1834 nur eine fremde Eimmiſchung'in deine 
inneren Angelegenheiten erkennen, welche, wenn fie 
:. .zugeflanden. würde, dem Buude eine: ven. Abiipten 
‚und Ziveden feiner Stifter widerſtrebende Abhängig. 
.  feit-gegen dad: Ausland geben würde. Die Bandes- 
verfammlung: beſchloß nun hierauf: 1} Daß: der 
weutfche Bund ſich gegen die: uben erwähnen Moten 
“der beiden fremden Miniſſer, abs: mit der deutſchen 
‚ ıBundesalte in Diveftem Widerſpruch ſtehend, feberlich 
verwwahre, daß derſelbe wen. ſtemden Mächtenztals 
= .Mitauterzeichnern der Cougbeßukte in Banpdädäge- 
rlegenheiten niemals Reihte zugefleen: werde]: elche 
na dem Wortlante des Bundeswertzagesuunisaben 
1. fo nad denk Inhalte ver Congreßalte, ausorällic 
mar Den Blisdern drs dentſchen Bundes an. Bellen 
Geſammihrit zuſtehen; daß der währe, Sup und 
Scdhirm des einzelum Bemvesflantengegen Viyrletzung 
. rer Unabhängigkeit in. ver ausſchließend aan: won 
den Bundesplivern gegenfeitig: Abernommenom Ma⸗ 
vautie Ihrer im Bunde begriffenen Beſitzuagen Uege, 
und Daß. der Bund. in der ruhigen und conſequenten 
Entwickelung um Ausbildung fehler Eeſezgelung 
nach Maßgabe der: Bundes wecke und.in Dex. gewiſſen⸗ 
:. haften: und treuen Anwendung der im. Vundesrenteage 
»: zwiſchen ven Gliedern bes Deutichen ‚Bundes: fafge» 
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fetzten Sruudſätze ſich durch Feinen. Verſach irgend 
einer Einmiſchung ſtören laſſen werde. — 2) Der 
Bundesverſammlung und beſonders dem Präſidium 
diene gegenwärtiger Beſchluß zur Richtſchnur für die 
Hülle, wenn wider Vermuthen von Seiten fremder 
Mächte ſich ähnliche Linfchreitungen in die inneren 
Umgrlegenheiten des Bundes oder eine Beſtreitung 
der Competenz deu Bundesverfammlung erneuern 
foßlten , und es werden ſonach Noten folchen Inhalte 
biefen Brundfägen gemäß behandelt. werben, ohne 
ſich in weitere Erklärungen einzulafien. — 3) In der 
durch das Präfidium zu bewirkenden Miüttheilung von 
Abſchriften dieſes Beſchluſſes an die Geſandiſchaften 
von Frankreich und Großbritannien werden die be⸗ 
vollmächtigten Miniſter der genannten Höfe die. Be⸗ 
antwortung ihrer Noten vom 30. Juni und vom 
1. Juli d. 3. finden. Ä 
Mas nun die Ausnahmegeſetze betrifft, wozu auch 
das Preßgeieh vom 20. September 1819 gehört, fo 
wurde das Letztere für Drudicriften, die ald Tages⸗ 
biätter oder heftweife erfcheinen, .ader nicht. über 
20: Bogen im Drucfe ſtark find, auf fünf Jahre fefl« 
tzt; allein am 16. Auguſt 1834 wurde Die Dauer 
diefes prosiforifchen Preßgeſetzes bis dahin ausge⸗ 
dehnt, wo ein definitives erinften fein würde, was 
aber bis. zum Jahre 1848 nicht geſchah, obgleich öf⸗ 
texe Mahnungen in den öffentlihen Blättern deshalb 
von den Tagesſchriftſtellern und Journaliſten erſchie⸗ 
nen, auch in einigen SSammern der deutfchen Bundes⸗ 
ſtaaten der Wunſch ausgeſprochen wurde, Das Provi⸗ 
ſoram bald aufgehoben und ein zweckmäßiges Preß⸗ 
geſetz an deſſen Stelle erſcheinen zu ſehen. Auch der 
Konig von Preußen, Friedrich Wilbelm IV., 
hatte im Jahre 1847 bei der deutſchen Bundesver⸗ 
famminng eine auf Cenſurfreiheit beruhende Preßge⸗ 
ſegebung in Antrag gebracht. Die wichtigſten Pa⸗ 
Der. techn. Enc. Th. COXXVIII. ® 
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ragraphen waren die 66. 1, 4, 5, 6, Tab 9. Der 
6. 1 beflimmt, vaß Schriften, die in der Form tägli- 
cher Blätter oder heftweiſe erfcheinen, dann ſolche, die 
nicht über 20 Bogen im Drude betragen, in feinem 
deutſchen Bundesſtaate ohne Vorwiſſen und vorgän- 
gige Genehmhaltung der Yandesbehörde zum Drud 
befördert werden follen. Diejenigen Schriften, welche 
nicht in eine.der hier namhaft gemachten Klaflen ge⸗ 
hören, follen nach den in den einzelnen Bundesflaaten 
exlafienen oder noch zu erlafienden Geſetzen behandelt 
werden; wenn aber dergleihen Schriften irgend kimem 
Bundesſtaate Anlaß zur Klage geben, fo foll dieſe 
* Klage im Namen der Regierung, an welche fie gerich⸗ 
tet ift, nach den in den einzelnen Bundesſtaaten befle- 
henden Formen gegen den Verfaſſer oder Verleger 
der dadurch betroffenen Schrift erledigt werden. — 
$. 4. Jeder Bundesſtaat iſt für Die unter feiner Ober⸗ 
aufficht erfcheinenden, mithin für ſämmtliche unter der 
Haupibeſtimmung ves $. 1 begeiffenen Druchkſchriſten, 
in fo fern dadurch die Würde oder Sicherheit anderer 
Bunvdesftaaten verlegt, die Derfaftung oder Bermal- 
tung derfelben angegriffen wird, nicht nur den unmit- 
telbar Beleidigten, fondern auch der Geſammtheit des 
Bundes verantworilich. — S. 5. Damit aber Diele 
indem Wefen des deutfchen Bundesvereins gegrün⸗ 
dete, von deffen Fortdauer unzertrennliche, wechſelſei⸗ 
tige Verantwortlichkeit nicht zu unnügen Gtörumgen 
des zwiſchen den Bundesflaaten obwaltenden freuno- 
ſchaftlichen Verhältniſſes Anlaß geben möge, ſo über⸗ 
nehmen ſämmtliche Mitglieder des deutſchen Bundes 
die feierliche Verpflichtung gegen einander, bei ter 
Aufficht Über die in ihren Ländern erfpeinennen Zei⸗ 
tungen, Zeit⸗ und Flugſchriften mit wachſamem Exnfle 
zu verfahren, und dieſe Aufſicht dergeſtalt handhaben 
zu laſſen, daß dadurch gegenſeitigen Klagen und un. 
angenehmen Grörtesungen auf jede Weiſe möglichſt 
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vorgebeugt werde. — F. 6. Damit durch gegenwär⸗ 
tigen Beſchluß Die wechſelſeitige Gewährleiſtung der 
moxaliſchen und politiſchen Unverletzlichkeit der Ge⸗ 
ſammiheit und aller Mitglieder des Bundes nicht auf 
einzelnen Punkten gefährdet werden könne, fo ſoll auf 
den Fall, wo die Regierung eines Bundesſtaates ſich 
durch die in einem anderen Bundesſtaate erſcheinen⸗ 
ven Druckſchriften verlegt glaubte, und durch freund⸗ 
ſchaftliche Rückſprache oder diplomatiſche Correſpon⸗ 
denz zu einer vollſtändigen Befriedigung und Abhülfe 
nicht gelangen könnte, derſelben ausdrücklich vorbe⸗ 
halten bleiben, über dergleichen Schriften Beſchwerde 
'bei der Bundesverſammlung zu führen, leßtere aber 
dann gehalten fein. Sollte, Die angebrachte Befchmerde 
kommiſſariſch unterſuchen zu laffen, und wenn folde 
begründei ift, Die Schrift fogleich zu unterdrüden, auch 
wenn fie zur Klaſſe der periodifchen gehört, und alle 
feenere Yortfegung derfelben durch einen entfcheiden- 
den. Ausſpruch zu verfügen. Auch foll die Bundes⸗ 
verſammlung befugt fein, Die zu ihrer Kenntniß ge- 
langenden, unter der Hauptbeſtimmung des. $. 1 be- 
griffenen Schriften, in welchem deutfchen Staate fie 
auch erfcheinen mögen, wenn folhe, nah dem But 
achten einer von ihr ernannten Sommiffton, der Würde 
des Bundes, der Sicherheit einzelner Bundesſtaaten 
oder der Schaltung des Friedens und der Ruhe in 
Deutſchland zuminerlaufen, ohne vorhergegangene 
Aufforderung aus eigener Autorität durch einen Ans⸗ 
fpusch, von welchem Feine Aypellation flattfindet, zu 
unierdrüden , und die betreffenden Regierungen find 
verpflichtet, dieſen Ausſpruch zu vollziehen. — $. 7. 
Wenn eine Zeitung oder Zeitichrift durch einen Aus⸗ 
ſpruch der Bundesverfammlung unterdrädt worden 
i®, fo darf des Redakteur derfelben binnen fünf Jab- 
zen in keinem Bundesſtaate bei der Mebaltion einer 
ähnlichen Schrift zugelafien werden. Die Berfafler, 

®2 \ 
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Heransgeber und Verleger der oben 5. 1 adgeführ- 
ten Schriften bleiben übrigens, wenn fie den: Bor- 
Schriften diefes Beſchluſſes gemäß gehandelt haben, 
von aller weiteren Berantwortung frei, und die im 
in $. 6 erwähnten Ausfprücde der Bundesverfamm- 
lung werden ausſchließend gegen die Schriften, nie 
- gegen die Perfonen gerichtet. — $.9. Alle in Deusfb- 
land erfcheinenden Drudicriften, fie mögen unter bie 
Beftimmungen dieſes Beſchluſſes begriffen fein oder 
‚ nicht, müflen mit dem Namen des Merlegers, und in 
fo. fern fie zur Klaſſe der Zeitungen oder Zeitichriften 
gehören, audy.mit dem Namen des Redakteurs verfes 
: hen fein. Drudfchriften, bei welchen dieſe Vorſchrif⸗ 
ten nicht beobachten worden, dürfen in feinem Bun⸗ 
desſtaate in Umlauf gefeßt, und müflen, wenn ſolches 
beimlicher Weife gefchieht, glei bei ihrer Erſcheinung 
in Beichlag genommen, auch die Verbreiter derfelben, 
nach Beſchaffenheit der Umflände, zu angemeſſener 
Geld» oder Befängnißftrafe verurtheilt werden. 
Arn demfelben oben angeführten Tage ward auch 
das Hortbeftehen des proviſoriſchen Geſetzes für vie 
Univerfitäten beſchloſſen und zugleich eine Kommiſſion 
ernannt, die die Fünftigen Beſchlüſſe über dieſelbe 
Materie vorarbeiten follte. Die Berfammlung br- 
ſchloß noch in diefer Sigung: Daß da, wo landflän- 
diſche Verfaſſungen beſtänden, von Bundeswegen Ge⸗ 
ſchäftsordnungen einzuführen ſeien, welche Ueberſchrei⸗ 
tungen der Abgeordneten gegen die Souveränetät des 
Bundes und der Fürften unmöglich) machen, auch auf 
die fhaatsrechtlihen und ſtaatswirthſchaftlichen Theo» 
rieen über Staatsrecht in Deutſchland fich verbreiten 
und deſſen Ginmwohner irre führen follten; beum ſchon 
am 11. December 1833 erließ die Bundesverfamm- 
fung folgende Erklärung: daß fie Beine dergleichen 
Lehren und Theorieen, Beine auf die BVundesbeſchlüſſe 


') 
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A au das Plenum mit derjelben zu bejchäftigen 


be x. Ä 
1:2) Eine weitere Ergänzung der Geſchäftsordnung 
ir ver Beſchluß Über die Vertagung der Bundesver- 
ſammlung, welcher in der 38ſten Sigung am 26ften 
mi 1817 angenommen worden iſt. Bei einer zu 
beiliegenden Vertagung der Bundesverfammlung 
werd von derfelben feſtgeſetzt: 
4. Da das Bundestags-Präflviam und die Prä⸗ 
- Rdiallanzlei als fortwährend im Amte, daher 
auch das Einreichungs⸗Protokoll immer ale er- 
üffnet zu betrachten feien. 
9, Muß der präfidicende Geſandte jederzeit, wenn 
er abgeht, alfo auch bei eintretender Vertagung 
des Bundestages, einen andern Bundesgefand- 
ten zu den Präfipialgefchäften fubflituiren. 
:: 9, Nebſt dem Bräfipialgefandten oder deſſen Stell 
 . vertreter müflen jederzeit wenigftens zwei Bun⸗ 
desgefandte fi am Sitze des Bundestages be- 
.: 2." finden, die ſich jedoch nur einzig im Vereine mit 
.. dem Präſidialgeſandten zu verfammeln haben, 
a) um in Kenntniß der Eingaben und Ge- 
fhäftslage erhalten zu werden; 
b) um mit dem Präfldio zu ermeflen, ob ein 
: dringender all vorhanden fei, welcher die 
l frühere Einberufung des Geſandten er⸗ 
1 beifche. Tritt ein folder Fall der Eile 
“en, ein, fo geſchieht die Einberufung dur 
in’ den präfidirenden Gefandten, und wenn 
J per Präſidirende ſelbſt abweſend wäre, fo 
hat deſſen Stellvertreter ihn, er ſelbſt aber 
a die Bundesgefandten von dem Orte aus, 
sh: wo er fih aufhält, alsbald zur Rückkehr 
ar einzuladen; 
0 y um im falle ver Verzugs gefahr die etwa 
il. zur Juſtruction eines Geſchäfts nothwen- 
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gend zu wänicdhen, daß deren mindeflene nicht weni« 
- ger zurückbleiben mögen), und die Abweſenden durch 
SGubſtitute vertreten werden, befugt find, zufammen- ' 
ieeten,, ſich von den verſchiedenen ernannten Rome 
wiſſtonen Berichte abflatten zu laflen, und Barauf das⸗ 
jenige zu verfügen, was feinen Aufſchub leidet, unter 
ver Berpflidtung, bei Wiedereröffnung der Sitzungen 
davon Der verfammelten Bundesverſammlung Bericht 
abzuſtatten und deren Beflätigung zu bewirken, mit 
welter Mepification fih ſämmtliche Geſandiſchaften 
solllommen einyerſtanden erklärten, und daher wurde 
dieſe Mopification auch für die nächſt eingetretenen 
- Werien auf Präfidialantrag ausdrücklich erneuert. 

4) Die Geſchäftsordnung für die Bundestags⸗ 
Kommiffionen, durch den Beſchluß vom 20. April 
1819 in der 15ten Siyung feftgefegt. 

Die Wahl aller Kommiffionen geſchah durch Die 
Mehrheit ver Stimmen im engeren Rathe, nachdem 
die Zahl der Mitglieder, welche diefelben ausmachen 
- Sollte, beſtimmt worden. Die Kommiffionen zur Be- 
gatachtung der Privateingaben befanden der Megel 
nach aus fünf Mitgliedern, welche preimal im Jahre 
gewählt wurden, nämlid, 1) zu Oſtern für Die Ein⸗ 
gaben von Dftern bis zu ven Sommerferien, 2) bei 
der Wiedereröffnung des Bundestages für die Ein- 
saben vom Anfange der Yerien bis zu Ende des 
Jahres, und 3) zu Neujahr für die Eingaben von 
. Renjahe bis Oſtern. Der Zweck diefer Reklama⸗ 

tons- Kommilfion war: 1) daß die Mitglieder die 
Eingaben unter ſich vertheilen; 2) fi) Das von Jedem 
Aber die ihm zu Theil gemorbenen Gegenſtände zu 
verjfaſſende Gutachten der Regel nad) untereinander 
mitiheilen; 3) ein Jeder das Seinige nad vorläufi- 











ges Rüdfgrage mit dem Präſidio der Verſammlung 
vorirage. Nach Endigung des für diefe Kommiſſion 


::: beſtien Zeitraums hatte dieſelbe der Bundesver⸗ 
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aus ſolchem hervorgehenden Schulden und Penſions⸗ 
weſens der Bundesglieder ankomme, war zwar auch 
ne: Zahl Der Mitglieder und die Dauer ber Kommiſ⸗ 
::fien mir Nückſſicht auf den Umfang und die Wichtig- 
keit des Geſchäfts angeordnet; es wurde aber dabei 
defßimmt, daß eine jede Kommilfion diefer Art in der 
::nädbften, auf ihre Ernennung folgenden förmlichen 
Bundestagsfipung ihre erfolgte Eonflituirung der 
Berſammlung anzuzeigen habe ıc. ıc. Auch bei dic» 
- fen Rommiffionen wurden Stellvertreter ale zuläffig 
auerlanut, ‚bei Kommilfionen von drei Mügliedern 
wur ein, bei Kommiffionen von fünf zwei Stellver- 
treten. Die Rellamationg- Kommilfionen endigten 
mit vollendetem Bortrage über ſämmtliche zu Ihrer 
Grörterung geftellten Eingaben. Alle andere Kom- 
miſſionen endigten mit dem von ibnen an die Bun- 
"desnerfammlung abgeflatteten Schlußberichte. Wenn 
"Ne Umfände noch eine fernere fommiflariiche Bear- 

- beitung diefes Begenflandes erfordern follten, fo jei 

- eine neue Kommilfion zu ernennen oder Die vorige 
: ausdrädii zu verlängern. Nad Beendigung einer 
Kommilfion hatte der VBorfigende Dafür zu jorgen, 
"daß die Akten derfelben zur Bundeskanzlei abgeliefert 
wurben; auch dafür, daß beim Abgange eines Rom- 

- wiffions» Mitgliedes die in deſſen Händen befindlichen 

. Wtenflüde an die Kommilfion zurüdgeliefert wurden. 
5) Die Aufträgal- Drdnung des deutfchen Bun- 

des, welche in der Z35ſien Sigung, am 16. Juni 1817, 
angenommen worden iſt. Es wurde hierin näher be» 
ſtimmt, wie die Streitigkeiten der Bundesglieder un⸗ 

- tee fi bei der Bundesverſammlung anzubringen 
::.felen, und wie es ihnen überlaffen bleibe, auch ohne 
.Zutritt der Bundesverfjammlung bie gütliche Aus⸗ 
- "gdeihung ihrer Streitigkeiten unter fich zu treffen, und 
- ih einunder die Austräge zu gewähren, indem bie 
Fhätigkeit der Bundesverfammlung nur danı eintxe- 
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burg; Landau, Ulm und Raflatt. Der Bau der bei. 


den letzteren aus den franzöſiſchen Kriegscontribu- 


tionen ward erſt 1841 beſchloſſen, und Raflatt zum 
großen Theile vollendet. Mainz hat eine Befagung 
von 20,985 Mann, Luxemburg von 7006, Landau 
von 6291 Mann gemifchter Bundestruppen. Nähere 


Beſtimmungen über die Bundesfeftungen Mainz, Lu⸗ 


zemiburg und Landan, als Nachtrag zu der Kriegs⸗ 
verfeflung des deutſchen Bundes, wurden am 28. Juni 
1835 angenommen. Hiernach fleben die Feſtungen 
Hi Frieden unter den Befehlen und der fpeclellen 


Aufficht ver Bundesverfommlung, wovon jedod Die 


Zerritortal» Oouverainität des Landeshertn und das 
Eigenthum der Eommunen ausgenommen ifl. Im 
Kriege übergiebt die Bundesverfammiung diefe ihre 






Nechte dem Oberfeldhetrn. Die Gouverneurs, Kom⸗ 
mandanten, Genie⸗ und Artillerie⸗Direktoren von 
NMainz, Luxemburg und Landau, fo wie auch die Rech⸗ 
naungsbeamten von Mainz und Luxemburg, fliehen in 
- Eid und Pflicht des Bundes. In Mainz werden der 


GBonvernenr und der Kommandant von 5 zu 5 Jahren 
alternicend von Preußen und Deftreich beflellt, und zwar 


- fo, daß bei einem Öftreihifchen Bouverneur ein preu- 
hiſcher Kommandant if, und fo umgekehrt. Dem 
-®onverneur find der Kommandant und die Be- 
fegungstruppen unbedingten Gehorſam ſchuldig, nur 


in Kriegszeiten kann der Kommandant unter Umflän- 


ven von den Entſcheidungen des Gouverneurs an den 


Kriegsrath appelliren. In Behinderungsfällen des 
Gonverneurs wird derſelbe vom Kommandanten ver⸗ 
treten, den dann der älteſte Offizier des Truppen⸗ 


theils, zu dem dee Gouverneur gehört, fubftituirt iſt. 


Um au die beiden oberfien Stellen in der Feſtung 


innmer von beiden Staaten befept zu erhalten, tritt 
für den verhinderten Kommandanten der ältefle Di- 


' Rule des Eorps ein, weldes der Kommandant u 
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festen Grundſätze ſich durch feinen Verſuch irgend 
einer Cinmiſchung ſtören laſſen werde. — 2) Der 
Bundesverſammlung und beſonders dem Präſidium 
diene gegenwärtiger Beſchluß zur Richtſchnur für die 
Fälle, wenn wider Vermuthen von Seiten fremder 
Mächte ſich ähnliche Einfchreitungen in die inneren 
Ungelegenheiten des Bundes oder eine Beflreitung 
der Competenz des YBundesverfammlung erneuern 
follten , und es werden fonad Noten folchen Inhalte 
piefen Grundſätzen gemäß behandelt werden, obne 
ich in weitere Erklärungen einzulaflen. — 3) In der 
Durch das Präfipium zu bewirkenden Mittheilung von 
Abſchriften dieſes Beichlufles an die Geſandiſchaften 
von Frankreich und Broßbritannien werden die bes 
vollmãchtigten Minifter der genannten Höfe die Be- 
antwertung ihrer Noten vom 30. Yunt und vom 
1. Juli d. 3. finden. 

Bas nun die Ausnahmegeſetze betrifft, wozu auch 
das Preßgeſetz vom 20. September 1819 gehört, fo 
wurde das Letztere für Drudicdriften, die ale Tages⸗ 
. blättee oder heftweiſe erfcheinen, oder nicht über 
20 Bogen im Drude ſtark find, auf fünf Jahre fefl« 

; allein am 16. Auguft 1844 wurde die Dauer 
dieſes proviſoriſchen Preßgeſetzes bis dahin ausge» 
» dehnt, wo ein definitive erloflen jein würde, mas 
aber bis zum Jahre 1848 nicht geſchah, obgleich öf⸗ 
tere Mahnungen in den öffentlichen Blättern deshalb 
von den Tagesichrififtelleen und Journaliſten erſchie⸗ 
nen, auch in einigen Kammern der deutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten der Wunſch ausgeſprochen wurde, das Provi- 
forium bald aufgehoben und ein zweckmäßiges Preß⸗ 
geſet an deilen Stelle ericheinen zu ſehen. Auch der 
:Aönig von Preußen, Friedrich Wilhelm IV., 
hatte im Jahre 1847 bei der deutfchen Bundesver- 
- fammlung eine auf Genfurfreiheit berubende Preßge- 
- ‚feggebung in Untrag gebradt. Die wichtigen Ya- 
Der. techn. Eur. Tb. CCXXVIL, O 
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einwirkende Autorität geitatten und Feiner Berathung 
auf felbige in ihrer Mitte Raum geben wolle. 
Auch die Breigniffe des Jahres 1830, in welchen 
man die Thätigkeit geheimer Verbündeten und vie 
Aufwirgelung der Völker durch Emifjäre zu erkennen 
glaubte, machten eine verdoppelte Aufficht auf Deutfch- 
land zur Erhaltung der Ruhe veffelben nothwendig, 
und diefen ward auch am 21. Detober das erfie Spe⸗ 
cialgefeß gewidmet, welches 5 Paragraphen enthält, 
und wovon der erfte Paragraph beflimmt, daß die 
fämmtlihen Bundesregierungen in der Art zur gegen- 
feitigen Hölfsleiftung verpflichtet fein follten, daß, 
wenn eine des Beiſtandes des Bundes bedürfende 
Regierung fih wegen Dringlichkeit der Befege unmit⸗ 
telbar an eine oder die andere benachbarte Regierung 
mit dem Erſuchen um militärifhe Hülfe wendet, diefe 
fogleih im Namen des Bundes geleiftet werde. In 
den übrigen Paragraphen wird den Regierungen 
Wachſamkeit und fofortige Anzeige beunruhigenvder 
Erfheinungen an den Bund empfohlen, und dic 
firengfte Befolgung des Preßgeleges vom 20. Sep⸗ 
tember 1819 eingeidhärft. Das Leptere wurde durch 
einen befonderen Beſchluß vom 10. November 1831 
wiederholt, dem ſich zunächſt ein anderer vom 14. Juni 
1833 anfhloß, wonach die Verantwortlichkeit der 
Berfafler, Herausgeber und Berleger von Schrifien 
gegen die Geſetze ihres Landes durch die Verantwort⸗ 
lichkeit gegen den Bund nicht aufgehoben wird; dazu 
kam der Beſchluß vom 29. November 1832, mit der 
Aufforderung an die Bundesregierungen, daß das 
proviforifche Bundes» Preßgefeg auch bei lithographir⸗ 
ten Schriften in Anwendung gebracht werde. Hier 
nach wurden nun aud die Mafregeln zur Aufrecht« 
- Haltung der gefeglichen Ordnung und Ruhe im deut⸗ 
ſchen Bunde befchloflen, die am 28. Juni 1832 an⸗ 
‚genommen wurden, welche ſechs Artikel enthalten, 
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erfeheinende Zeit» oder nicht über zwanzig Bogen be- 
tragende fonflige Druckſchrift politifchen Inhalts in 
einem Bundesflaate, ohne vorgängige Genehmbal- 
' mung der Regierung defielben, zugelaflen und ausge⸗ 
geben werden. Gegen die Viebertreter eines folchen 
Verbois ift eben fo, wie gegen die Verbreiten verbo- 
teuer Drudichriften zu verfahren. Rah Art. 2 fol« 
len alle Bereine, welche politifche Zwecke haben, oder 
unler anderem Namen zu politiihe Zwecken benugt 
werden, in fänmtlichen Bundesftaaten verboten, und 
gegen deren Ücheber und Theilnehmer mit angemeſ⸗ 
fenee Strafe verfahren werden. Nach Art. 3 follen 
außerordentliche Volksverſammlungen und Volksfeſte, 
nämlich folche, welche bisher in Hinficht der Zeit und 
des Ortes weder üblich, noch geftattet waren, unter 
welchem Namen und zu welchem Zwecke es auch im- 
mer fei, in feinem Bundesflaate ohne vorherige Ge⸗ 
uehmigung der fompetenten Behörde flattfinden. Die» 
jenigen, welche zu folden Berfammlungen oder Fe⸗ 
Ken durch Berabredungen oder Ausſchreiben Anlaß 
geben, find einer angemeflenen Strafe zu unterwer- 
fm. Auch bei erlaubten Volksverſammlungen und 
Volksfeſten ift es nicht zu dulden, daß öffentliche Re⸗ 
den politiichen Inhalte gehalten werden; diejenigen, 
welche fich dies zu Schulden fommen laflen, find nad» 
drücklich zu beſtrafen, und wer irgend eine Volksver⸗ 
ſammlung dazu mißbraucht, Adreſſen oder Beſchlüſſe 
in Borfchlag zu bringen und durch Unterfchrift oder 
münpliche Abflimmung genehmigen zu laffen, ift mit 
geſchürfter Ahndung zu belegen. Nah Art. 4 ift das 
Öffentliche Tragen von Abzeihen in Bändern, Kolars 
den oder dergleichen, fei e8 von In. oder Ausländern, 
in anderen Farben, als jenen des Landes, dem ber, 
welcher folche trägt, als Unterthan angehört — das 
micht autorifirte Anftedden von Fahnen und Flaggen, 
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feffungsmäßigen und mit den Geſetzen vereinbarlichen 
Wege zu deren genügender Befeitigung ohne Erfolg 
eingefblagen worden find, verpflichten fih die Bun- 
desglieder, ale folche, gegen einander, ehe fie die Da⸗ 
zwifcheufunft des Bundes nachſuchen, Die Entſcheidung 
folder Streitigkeiten duch Schiedsrichter auf dem in 
* folgenden Ariikel bezeichneten Wege zu veran⸗ 
laſſen. 

6. 4. Um das Schiedsgericht zu bilden, ernennt 
jede der 17 Stimmen des engeren Rathes ver Bun- 
desverſammlung aus den von ihr repräfentirten Staa⸗ 
- ten von Drei zu brei Jahren zwei durch Charakter und 
Sefinnungen ausgezeihnete Diänner, melde durch 
mehrjährigen Dienft hinlängliche Kenntniffe und Ge⸗ 
ſchäftsbildung, der Eine im juridifchen, der Andere im 
- adminiftrasiven Fache, fih erprobt haben. Die er⸗ 
folgten Grnennungen werden von den einzelnen Re⸗ 
gierungen der Bundesverſammlung angezeigt. 

6. 16. Berordnungen, welche von der Regierung, 
vermöge der Regierungsgewalt, in verfaflungsmäßi- 
ger Form erlaflen worden, haben für die Unterthanen 
verbindliche Kraft, und werden von Erfterer mit Nach⸗ 
drud gehandhabt werden. Kine Nichtanerkennung 
folder Verordnungen durch die Stände kann die Re⸗ 
gierung in Handhabung derſelben nicht hemmen, fo 
lange die ſtändiſche Beſchwerde nicht auf verfafiungs- 
mäßigem Wege als begründet anerfannt worden ifl. 

6. 17. Die Regierungen werden nidt geflatten, 
daß die Stände über Die Bültigleit der Buudesbe- 
ſchlüſſe berathen und befchließen. 

6. 18. Die Regierungen werden Ständeverfamm- 
lungen, weldye die zur Handhabung ter Bundesbe- 
ſchlüſſe vom 28. Juni 18323 erforderlichen Leiftungen 
verweigern, nach fruchtloſer Anwendung aller geſetz⸗ 
lichen und verfafiungsmäßigen Mittel, auflöfen, und 
e6 ſoll ihnen in folhem Halle die Hülfe des Bunnes, 


108 Völkerrecht. 
. Honorare mit von den Studirenden unmittelbar an 
die Profefforen gezahlt, fondern dafjelbe durch einen 
von der Univerfitätsbebörde ernannten Einnehmer er- 
- hoben und von diefem den Lehrern ausgehändigt 
gniderbenihmu m) saunnor2 an eine u hard 
Nach $. 41 follen von den Regierungen die Ferien 
nee wo möglich übereinftimmend, — 


und die Reiferoute wo * ai über — 288* 
verſitätsſtadt gerichtet Iuyvd 
„in Die $$. 42, 43,44,45 und-4ß. ‚Beziehen ſich auf 
Die Jmmatticulation der Studirenden, und die $$.47, 
48 und 49 auf verbotene Verbindungen unter denſel⸗ 
ben und auf geheime Geſellſchaften, wobei die Stifter 
+ dergleichen Berbindungen auf Univerfitäten mit dem 
» Consilium abeundi oder auch mit der Relegation, 
die nach Umftänden noch zu verſchärfen if, belegt wer⸗ 
den ſollen.Außerdem follen diefelben fo wenig zum 
Civildienſte, als zw einem kirchlichen oder Schul⸗ 
amte, zu einer akademiſchen Würde, zur Advocatur, 
zur ärgligen oder chirurgiſchen ‘innerhalb der 
+» Staaten‘ des deutſchen Bundes zugelaffen werten ıc, 
od 3) Bon den Rechten ver Staatsdienerund 
Unterthanen. ae Eu a Bit zen 27T EI 9 0 BETT er 


ne Es iſt bier die Rede von ganzen Nationen, ze B. 
Fre Spaniern, Deutſchen ꝛ . 

| en find einander gleih 1) an Ehre und 

Würden. Unter ihnen hat feine Rangordnung ſtatt, 

und der etwaige Rang ihres Souverains hat feinen 

Einfluß auf fie, Daß deswegen bie: deutfche Nation 
einer anderen N wſollte 7 10 

Wo dvaher im Tractaten oder: ſonſt wo ganzer Na- 


’ 
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allen gedacht wird, find fie alle einander glei zu 
alten. 

Deshalb find fie 2) au in denjenigen @erechtfa- 
men glei, welche nach dem enuropäiſchen Völkerrecht 
im gemeinen Leben und Wandel, in Handlungsfadhen, 
im Geremoniel und in allen anderen Begebenheiten 
ganzen europäiſchen Nationen zuſtehen. 

Der Orund von beiden iſt: weil eine Nation eben 
ſowohl ale die andere aus Dienfchen befleht, und zwar 
aus freien und von einander unabhängigen Menfchen, 
die moralifche Perfonen ausmachen, welche in ihrem 
angebornen natürlichen Zuſtande ſtehen; da Feiner 
beſſer oder fchlechter, höher oder geringer, würdiger 
oder unwürdiger ift, als der andere, und feiner dem 
andern etwas zu befehlen hat. 

Ebenſo find aud. die hoben und niedern Staats⸗ 
. diener aller Klaſſen eines europäiſchen Souverains 
einander in fo fern gleich. 

Jeder Souverain macht unter feinen Staatsdie⸗ 
nern fo viel Stlaffen, als er will, und jeder andere 
Souverain erkennt fie dafür an, weil man fonft Glei⸗ 
bes mit Gleichem vergelten und feine Staatsdiener 
anderwärts auch nicht für diejenigen paffiren laſſen 
würde, für welche fie in feinen Staaten angefehen 
werden. Was nun die Negenten felbfi thun, darnach 
müſſen fich natürlich auch ihre Unterthanen richten. 

Endlich gilt diefe Gleichheit auch von allen einzel- 
wen Untertbanen aller europäifchen Mächte, aus den 
bereits angeführten Gründen. 

Indeſſen erleiden diefe Regeln dennoch mancherlei 
Ausnahmen, und zwar 1) in Anſehung ganzer Na⸗ 
tionen, oder vielmehr der diefelben repräfentivenden 
Reichsſtände; da eine Nation vor Der andern etwas 
hierin hergebracht haben kann, und wenn fie in deſſen 
eubigem Beſitz if, Darin nicht geſtört werden darf. 

- 3) .In Anfehung einzelner Klafien und Gattungen 
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beirathei, find dennoch die aus einer folden Ehe er- 
zeugten Rinder der väterlichen Würden und Büter 
fäbi ° ’ 

* paſfiren zwar ſolche Kinder, wenn es nur um 
ihre perfönlide Würde zu thun ifl, aud in andern 
kändern für das, was fie in der Heimath find, fo 
lange ihnen Fein Streit wegen ihrer Geburt erregt 
wird oder erregt werden kann. Wenn aber eine ſolche 
Perſon Bütler erben will, die in einem Land lie- 
gen, wo man auf die ©leichheit des Standes bei den 
Chen der Oroßen fieht, wird fie davon ausgeſchloſſen. 

Endlich bleibt auch wohl in allen europälfchen 
Staaten ein großer Unterfchied zwiſchen Eingebornen 
und Ausländern, fo lange diefe Legtere nicht natura» 
lifiet werden. 

Es iR nämlich befannt, daß in allen Staaten von 
Europa die Eingebornen in Anfehung ihrer Perfon 
ſowohl, als ihrer Güter, mancherlei Vorzüge zu genie- 
Ben haben, 3. 8. daß fie allein zu gewiften Ehrenftel- 
len und Aemtern gelangen können, unbewegliche Gü⸗ 
ter beſitzen und gewiſſe Geſchäfte betreiben dürfen ıc., 
welches Alles von einem jeden Staate beſonders zu 
bemerken, der Raum hier nicht zuläßt. 

Bei der Raturalifation nun fommt 1) die Frage 
vor: mer fie ertheilen Eönne? und da fommt es aber- 
mals auf die Berfaflung an. 

In Deutichland kann es jeder Landesherr; wenn 
ec einen Ausländer zum Unterthanen annimmt, fo iſt 
er Dadurch in ganz Deutichland aller den eingebornen 
Dentichen zuſtehenden Freiheiten theilbaftig. 

In Großbritannien kann es in gewiſſen Fällen der 
König allein, in anderen hingegen muß das Parla⸗ 
ment es bewilligen. 

In Polen wurde das Indigenat nur auf allgemei- 
nen Reihstagen ertheilt; bald häufig, bald ſparſam. 

Auf dem im Jahre 1776 gehaltenen volniſches 


112 Völkerrecht. 


Reichstag hatte nur ein einziger Fremder das Indignat 
bekomme ——— — Fürſt De pfom. 
In den een Reichen aber ift es ein dem Regen⸗ 
ten zuftebendes Vorrecht. 
„Die Naturalifation widerfährt ferner: —52* 
nur Perſonen, oder es werden ganze 
—————— rd en em 
Der König von Dänemark hatte dem im Jahre 
1777 zu Warſchau verſtorbenen evangeliſchen Predi⸗ 
ger Scheidemantel das Indignat verliehen, um, 
m wenn er nach nit mehr 


I ein ee vortheilhafte £ dazu = 
0 Im Jahre 1758 ertheilte die Kaiferin von Oeſireich 
der venetianifchen Famile Rezzonico (aus welder 
der damalige Pabſt Clemens VIH. —— das Recht 
"der Eingebornen in allen ihren Ländern; wodurch fie 
‚aller Privilegien derſelben fähig wurden, befonders 
‚aber des’Nedhte, Kirchenpfründen zu erlangen. 
ni Ban an green oft ganze Gattungen 
von Leuten, im nal 
„Im Jahre 1740 wurden burhiein ru 
nig genehmigte Bill des Großbritannifhen Parla- 
ments alle Proteftanten ; wolche fib in den Großbri— 
tanniſchen Eolonien nieverlaffen würden, naturabifitt. 
Ferner werden aud ganze Nationen naturalifirt. 
© Die Untertanen der Staaten Frankreich, Sicilien 
N " und Spanien follen, ‚nad dem 23. Art. des-Bour- 
| Familien-Tractats von 1762, in allen die⸗ 
fen en erh an = ee 
34 — Reichen das Indigenat oder 
Per Raturalifation nur einerfei Wirkung, indem fie 
auf einmal die ſämmtlichen Rechte eines E 
ertheilt; in er . Bin Grofbrita- 
nien, ——— mehr oder 
weniger Rechte beilegt, als der andere 
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Bei allen Böltern übt der Souverain in Beziehung 
auf Die Ernennung feiner höchſten Beamten das Recht 
freier Ernennung und Entlaffung, namentlid beim 
Heere; in conflitutionellen Staaten, wo ein Volks⸗ 
wille, eine Volksſtimmung durch die Kammern und 
durch Die freie Preſſe fih aeltend machen fann, mird 
natürlich der Fürſt die Wahl feiner Beamten der 
Bollsmeinung gemäß zu treffen haben, wenn ihm die 
Ruhe und das Wohl feines Yandes am Herzen liegt. 
Der Rang diefer Beamten wird aud von anderen 
Souverainen in der Regel anerkannt; in biplomati- 
ſcher Beziehung correfpondiren die höchſten Staats⸗ 
beamten, 3. B. die Miniſter der auswärtigen Ange» 
legenheiten, direct oder indirert mit einander. Als 
völferrechtewidrig ift es jedoch anzufeben, wenn der 
Minifter des einen Staates Gehalt oder Penfion von 
einem fremden, wenn auch befreundeten Hofe bezieht; 
noch weniger darf er Geſchenke annehmen, oder fich 
beſtechen laſſen. 

Jeder Monarch iſt nach dem Völkerrecht verbunden 
und befugt, ſeine Unterthanen gegen fremde unrecht⸗ 
mäßige Gewalt zu ſchützen und zu vertheidigen, ihnen 
für erlittenen Schaden Entſchädigung und Genug⸗ 
thuung zu verſchaffen, ſobald fie ſelbſt Dabei außer 
Schuld ſind. Er hat ferner das Recht, ihnen den 
Cintritt in fremde Militairdienſte zu verſagen, auch 
an der Auswanderung ſie unter gewiſſen Umſtänden 
zu verhindern, oder ſie zu geſtatten, dagegen aber auch 
die Cinwanderung fremder Unterthanen gut zu heißen 
und zu befördern. 

Fremden, die ſich zeitweiſe in einem Staate auf⸗ 
halten, ſoll es völkerrechtlich geſtattet ſein, bei gewiſ⸗ 
ſen feierlichen Gelegenheiten, auch öffentlich zu Ehren 
ihres Fürſten feſtliche Demonſtrationen zu machen, 
wenn ſie dies der Obrigkeit des Landes nur anzeigen 
und die Genehmigung dazu nachſuchen. Die Zurück⸗ 

Der. sehn. Eur. Th, COXXVII. — 
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berufung fremder Unterthanen nad ihrem Vaterlande 
iſt auch ein Recht des; Souveräns, deſſen er ſich z B. 
bei ausbrechendem Kriege bedienen kann, ſobald der 
— — in dem fie | 
ben, abgebroden I ri | 
"Du Den völfersehtfihen Befimmungen gehört fr | 
| nase Do jener Mona den Untertbanen anderer 
ug Ä 4 


ch feine Länder geſtattet. 

entpalt erfeiben betrifft, jotommen —— | 
en Rückſichten in Betracht. Perfonens die 

find, Umtriebe zu machen, Spionage zu 

| Berbreden, Bettler, Bagabonden, yolifge | 
Bike (20% nur in gewifien Staaten), Cole 

| —— dergl. werden gewöhnlich fer 


ewiefen. 
1. Det Sn zen übt über J in ſeinem Staıe id | 
u ‚aufhaltenden Ausländer die volle. sbarkeit in 





Civil- und Criminalſachen, wit Ausnahme. der-e- 
fandten fremder Mä 


and Tann € De 
fobalo fie ein — Geſchäft betseiben.aser | 
Grundbeſitzer werden, oder ſich über) | 








wm. Fremde, D | 
Erbſchaft zufält, baben in der | 
— Eins, in vom fie: — Ve ab» 


7 —*— — wohl. begründet, m 


und: z. B. ——* 
ws 65 A at an 
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thanen gegen ihren Gouverän aufzureigen ſucht. In 
Kriegszeiten fommen natürlih zwiſchen den ſtreiten⸗ 
den Mächten ſolche Berfuche vor, wie denn in neue» 
ſter Zeit Rußland die griechiſche Bevölkerung der 
Türkei durch geheime Agenten und Beſtechungen ge⸗ 
gen die Pforte zum Aufſtand brachte, um den Sultan 
ja zwingen, feine Macht zwiſchen den Aufftänpifchen 
und den Ruſſen zu theilen. 

Die Beilpiele folder völkerrechtswidrigen Hand⸗ 
Inngen find übrigens fehr felten; tie Regel iſt im 
Gegentheil wohl die, daß die Monarchen gegenfeitig 
ſich unterflügen, die Ruhe und Ordnung im Lande 
aufrecht zu erhalten. Dies gebietet ihnen ſchon Die 
Golidarität der confervativen Intereſſen, wie man ſich 
jegt auszuprüden pflegt. Die erfte Nüdficht, die man 
hierbei nimmt, ift vie; daß ein Souverän fo viel wie 
möglich die Beleidigung eines andern ihm befreunde⸗ 
ten Fürſten durch die Preſſe zu verhindern fucht, in- 
dern er auf diefelbe eine gleich hohe Strafe ſetzt, als 
wenn ihm felbft von feinen Unterthanen eine ſolche 
widerfahren wäre. Wie weit die Macht, ſolche An- 
griffe zu verhindern, reicht. ift allerdings von der Ders. 
faſſung und von dem größern oder geringern Maße 
der Prepfreipeit abhängig. In England und Nord» 
amerifa läßt fich Dagegen nichts hun, und es muß ber 
öffentlihen Meinung überlaffen werden, falfche Ur⸗ 
theile, Beleidigungen und Verleumdungen zu rectifie 
even. Nur wo die Prefle unfrei if, kann ein ſolcher 
Schuß unbedingt gefordert werden. 

Begenfeitige Hülfe benadbarter Souveräne bei - 
ausbrechenden inneren Unruhen ift zwar fein ausdrück⸗ 
lihes Gebot des Völkerrechts, fie verfieht ſich aber 
von felbfl, wenn der Monarch zu ſchwach if}, mit eige- 
ner Macht foldhe Unruhen zu dämpfen, oder wenn bie 
Gefahr nahe liegt, daß fie fih Über die Brenzen des 
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8 * | 
2 eihe Rechte — — | 
‘hatte, das aber Ludwig —— das Ende 

J Me auf dem Rath der r römiſchen Pfaſſen 
wieder aufhob. D———— 
Be 1740 Haben viele Zraftate egtu Site | 
ſachen adgefchloffen werden müffen, j. B. 1766 zwie 
hen Frankreich und Najlau-Saarbrüden in ven ger 


TIL 1 Diediiß eine Regel; welde von Feiner europälfgen 
Nation verfannt werden witd, noch a 
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Indeſſen kann auch nicht widerfprocden werden, 
daß auch diefe Regel ihre Ausnahmen erleidet. Dies 
felben find aber verfchiedener Art: 

@inige erzielen nur die Erhaltung der gegenmärti- 
gen Staateverfaflung, z. B. wenn bdiefelben durch 
eine Macht garantirt worden ift, fo darf dieſe ſich einer 
Abänderung derfelben widerfegen; aber weiter er» 
fireden fich ihre Pflichten und Nechte nicht. 

Andere hingegen geben weiter und geben einer 
oder mehreren dritten Mächten das Recht, wenn in» 
nerliche Streitigkeiten über die Anwendung der Grund» 
gefeße des Staats zwifchen dem Haupt und den Glie⸗ 
bern, oder diefen unter ſich, entfliehen, einen Vermitt⸗ 
lee oder gar einen Schiedsrichter abzugeben. 

Ferner haben die Ausfälle von diefer Regel entwe⸗ 
der bloß die Rückſicht allein auf das Beſte des Staats, 
von welchem die Rede iſt, oder die andere Macht, 
welche berechtigt iſt, fi in jene Staatsverfaflung zu 
mifchen, hat Darunter ein eigenes Intereſſe; 3. 3. 
hatte Rußland bei Barantirung der im Jahre 1720 
eingeführten beſchränkten Regierungsform in Schwe⸗ 
den offenbar einen großen eigenen Bortheil. 

Indefien iſt es nicht zu leugnen, vaß dergleichen 
Abfälle, fie feien befchaffen, wie fie wollen, und die 
Abſicht nicht nur gut, fondern auch der wahre Nutzen 
fehr bedeutend, doch jedesmal die Unabhängigkeit eines 
Staats in fo meit beſchränken, als fich die Rechte des 
dritten Souverains erfireden. 

Der Grund von dergleihen Rechten eines dritten 
Souverains befleht zumeilen in ausdrücklichen Ver⸗ 


trägen. 

Daffelbe könnte auch wohl durch ein ruhiges Her- 
kommen gefcheben; doch findet man in der @efchichte 
hiervon kein Beifpiel. 

Daß dadurch, wenn etwas mit Willen und Willen 
oder doch ohne Wideripruch des andern Thells mehte 
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lich, daß fein Staut dem andern gerechte Urſache zum 
Mißtrauen gebe. Dieſe Forderung beruht auf dem 
Prinzipe des Naturrechts, Daß jeder Menſch dem ans 
dern und fo auch jeder Staat dem andern fo begegne, 
wie er felbft wünſcht, daß man fich gegen ihn beirage. 
Jeder will in Ruhe und Friede den Ertrag feiner Ar⸗ 
beit oder fein Bermögen genießen und verwenden wie 
er will. Dies fordern natürlich aud die Staaten von 
einander, und verlangen mit Necht, darüber vollfom- 
men beruhigt zu fein, daß fie in dieſer Freiheit nicht 
geftört werden. - Iſt hierzu ein Argwmohn vorhanden, 
fo flieht es jedem zu, eine beflimmte Erklärung zu for« 
dern, und die Verweigerung einer folden ale eine 
Beflätigung des Argwohns, oder als einen Alt der 
Keindfeligkeit anzufehen, für welden man Genug» 
ihuung verlangen fann. 

Fälle diefer Art find fehr Häufig vorgefommen zwi⸗ 
(hen Frankreich, Holland, England, Dänemark u. ſ. w. 

Zumeilen gefteht ein Souverain dem andern, oder 
des andern Öefandten oder deſſen Volke, den Handels» 
treibenden ꝛc. befondere Borredte zu. In Rechten, 
welche, gefitteter Völker Denkungsart nach, tie Menſch⸗ 
heit überhaupt befigt, hält man billig alle Nationen 
einander glei; und es geht mir, fagt Mofer, fein 
Fall bei, daß es darin irgendwo in Europa andere 
gehalten werde, oder eine Beſchwerde Deswegen vor» 
gekommen fei. 

Hingegen giebt es aber auch Fälle, wo man, ohne 
eine Unbilligfeit zu begeben, einem Hofe oder einer 
Nation ıc. eben ſowohl mehr oder weniger als an« 
deren zugeſtehen fann, ale es in dem gemeinen Leben 
Fälle giebt, wo man einem guten oder um ung ver» 
dienten Freund, nad allen Rechten, aus Liebe, Ge⸗ 
fälligkeit oder auch Dankbarkeit, oder gegen einen an⸗ 
derweiten Boriheil und Genuß, mehr einräumen kann, 
als man ihm oder Anderen eigentlich fchuldig wäre. 


Voltetrech. 


ger Souveraine unter einander ſelbſt kann ſich 

* en ereignen, wenn ein Souverain dem ans 

Opern einen höheren Rang 5 ‚als anderen ſei⸗ 

nes Gleichen; z. B. wenn Fran Spanien glei⸗ 
—— geftattet, den es doch onbeen Rönigen ver | 


| en dieſes Fann id aud in dem geſandiſchaftli⸗ 
PR Eeremoniel äußern, da befanntlih an manden 
driſtlichen Höfen, wie aud an der ottomannifchen 

Pforte, nicht alle Gefandten darin einander gleich ge» 
halten wurden, fondern Ginige mehr oder weniger | 
‚davon enießen. Und fo Fann es ſich auch z 


n Nationen zutragen. 
— hat in dergleichen Fä 
heit, zu hun und zu laſſen, was ihm ehe 
nämlic) zu einem Vergleich darin gefommen ihö dem 
über die allgemeinen Pflichten und Rechte der Dienfah- 
‚heit, der Nachbarſchaft u. f. w. fann ein unabhängi—⸗ 
* Staat von dem andern nichts als eine —* 
—— a 
Welcher Souverain alſo einem andern oder den 
Seinigen etwas Weiteres einräumen will, kann auch 
die Bedingungen beſtimmen, gegen welche es flatt- 
finden foll; 3. B. ob es etwag Beſtändiges ſei, oder 
nur auf ee gemif Zeit oder bei gewiſſen Umftän- 
den geflattet werden, was der eine oder der andere 
Zpeil dagegen thun folle u. ſ. w. 

Waas ferner ein Souverain alfo einem ** Staat 
bewilligt, das kann er ordentlicher Weiſe noch meh- 
teren dritten Staaten ebenfalls bewilligen oder ab- 
fölagen: denn der air welcher dergleichen vorzüg- 

ieften eſt erhält, befommt dadurch Hope 
J — ne rungen —* — 


—** 
* hai feinen ie Ge es * — 
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digkeit zu verlangen, daß ihm aud damit willfahrt 
werde, wenn er gleich mit ſolchem Staat eben ſowohl, 
als der andere, bisher in guter Freundſchaft gelebt, 
oder nicht weniger Berdienfte um denfelben hat; denn 
diefes zu erkennen, iſt von Seiten des Staats, ber 
ſolche empfangen, nur eine unvollkommene Pflicht. 

Wohl aber kann fi ein Staat gegen den andern 
verbindlich machen, daß er Anderen dergleichen nicht 
jugefieben wolle. 

Auch dieſes ift eine Folge der natärlihen Freiheit 
eines jeden Menſchen, Souverains und jeder Nation, 
und ver Unabhängigkeit eines Staat von dem anpern. 

Wenn dergleichen gefchieht, kommt es darauf an, 
wie fih ſolche Mächte mit einander vergleichen, wobei 
e6 alsdann fein Bewenden hat, und das, was zuvor 
wilführlig war, nunmehr zur Schuldigfeit wird. 

Indeſſen fann auch dieſe Verbindung auf allerlei 
Art mit Recht wieder aufhören; nicht nur mit Ablauf 
der Zeit, oder wegen nicht erfüllter Begenbedingun- 
gen, fondern aud auf alle andere Arten, wodurch 
Vergleiche entkräftet werden oder zerfallen. 

3.8. wenn ein Land unter einen andern Herrn 
kommt, haben oft deſſen Einwohner die Freiheiten nicht 
mehr zu genießen, die ihnen in Rüdficht auf ihren vo⸗ 
rigen Sonverain bewilligt worden find. 

Wenn ein Staat nach einem unglücklich geführten 
Kriege oder fonft genöthigt wird, ſich Friedens⸗ oder 
andere Bedingungen vorfchreiben zu laffen, und man 
befteht auf eben den Vortheilen, die man nur gewiſſen 
und feinen anderen Nationen angedeihen zu laſſen 
dvetſprochen hat, fo heißt es auch hier: die Noth hat 
Bein Geſetz! 

So auf, wenn ein Staat fi gendthigt fieht, In 
einem ihm abgenäthigten Frieden ſich der bisher ge- 
noflenen Vorzüge wiederum zu begeben. 

In Sachen, wo es bloß auf die Verwaltung ter 
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ſchicklich, von welcher nicht zu vermuthen if, daß fie 
fh deswegen auf flüchtigen Fuß ſetzen werde, oder 
bei der man fi allenfalls doc fonft auf eine andere 
Meife erholen kann. 

Berfagung oder Verzögerung der Juſtiz iſt allemal 
net, alfo au, wenn es einem Fremden wider⸗ 
fährt. 

Verſagung der Yuftiz ift, wenn geradezu abgefchla- 
gen wird, einem Kläger Recht widerfahren zu laſſen; 
man thue es nun ſchlechtweg, oder unter einem unzu⸗ 
-Sänglichen Vorwande. 

Es iſt dies aber ein feltener Fall, außer wenn es 
auf Urt von Reprefialien gefchieht, weil des Klägers 
Souverain gegen dieſſeitige Unterthanen erweislich 
fih eben fo betragen hat. 

Verzögerung ber Zuftiz hingegen iſt, wenn man ſich 
zwar fo fiellt, als wollte man einer Partei Recht an- 
gedeihen laflen, dabei aber, gegen die eigene Landes⸗ 
verfaflung, fo langfam zu Werke geht, daß die Sache 
felbft redet, es ſei kein wahrer Ernſt damit. 

Dies nun muß einem Fremden, der ohnehin fich 
nicht lange genug im Sande aufhält, doppelt befchmer- 
lich fallen, weil er ven Ausgang der Sache nicht fo 
feiht abwarten kann, alg ein Einheimifcher. 

Wo aber die Gerichtsverfaflung eines Landes ſelbſt 
fo befchaffen iſt, daß es langfam in dergleichen Fällen 
bergeht, iſt es zwar ein Unglüd für den Fremden, 
worüber er ſich aber eigentlich nicht beſchweren ann. 
3.8. mo fein Wechſelrecht üblich if, muß ein Oläu- 
biger fi den langweiligen Gang der ordinairen Ju⸗ 
ſtiz gefallen laſſen; wo Concursſachen 10,20, 30 Zahre 
berumgefchleppt werden, big fie zu Ende gehen, und 
die Einheimifchen ſelbſt Darunter ſchmachten oder gar 
verderben, da kann auch ein fremder Bläubiger nichte 
ausrichten. 
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wolle oder nicht, ſteht lediglich bei ihm ſelbſt, und es 
kommt dabei viel auf die Umflände, die :Berfonen, die 
Wichtigkeit oder Beringfügigkeit der Sache, die aus 
dem Verzug zu beforgen oder nicht zu beforgen habende 
Gefahr an u. f. w. 

Uebrigens kann der Fremde fich nicht entziehen, al» 
lemal (das Urtheil falle auch font in Anfehung der 
Koſten und Schäden aus, wie es wolle) diejenigen 
befonderen Koflen, welche auf die Anordnung eines 
ſolchen Baftgerichtes geben, allein zu tragen. 

Auswärtige Rechtsſprüche in Civilfachen pflegen 
ordentlicher Reife erkannt zu werden; in Criminal- 
laden hingegen nicht allemal. 

Da unabhängige Staaten einander nichts zu beſeh⸗ 
len haben, fo fann auch keiner von dem andern ale 
eine Schuldigkeit verlangen, daß die Sprüche, welde 
ein Staat in feinem Gebiet hat ergehen laflen, aud 
außer demſelben notwendig erkannt und befolgt wer» 
den müflen, weil die Gerichtsbarkeit ſich nicht über Die 
Grenzen des Landes erſtrecken kann. 

Beil aber 1) wenn man die von anderen Staaten 
in ihrem Gebiet ergangenen Rechtsſprüche in einem 
dritten Staat nicht erfennen wollte, jener Staat es 
gegen den leßtern cben fo machen, 2) überhaupt auch 
Daraus eine allgemeine Unordnung entfliehen würde, 
da doch dem ganzen menſchlichen Geſchlecht, alfo auch 
ellen Nationen, an Handhabung der Berechtigkeit ge» 
legen ift, jo if allgemein völkerrechtlich in Europa, 
daß die in einem Staat ergangenen Rechtsſprüche auch 
in allen anderen Staaten erfannt und befolgt werden. 
Doc leidet auch diefe Regel ihre Ausnahmen. 

1) Wenn die Landesverfaffungen verſchieden find, 
fo kann einerlei Sache in etlihen Ländern auf ver⸗ 
ſchiedene Art behandelt werden. So paſſiren in dem 
einen Lande gewiſſe Ehen als glei, in dem andern 
bingegen als ungleih, wenn nun die Eltern in bei. 
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unterfuchen und befitafen will, muß wenigſtens die 
Strafe nidt nad feinen eigenen, fondern nad den 
Geſetzen desjenigen Landes, wo das Verbrechen be- 
gangen worden ift, beflimmt werben. 

Endlich kann ein Souverain die von einem dritten 
Souverain auferlegte Strafe wohl ausdrücklich erlaſ⸗ 
fen. Gleichwie der Souverain des Verbrechers es 
hätte thun können, fo lange der Verurtheilte noch un⸗ 
ter feiner Gerichtsbarkeit ſtand, eben fo kann es fein 
uunmehriger Laudesherr, kraft der ihm jeßt über ihn 
allein zuſtändigen Berichtebarfeit. 

Gleichwie aber der vorige Souverain dem neuen 
hierin nichts in den Weg legen fann, eben fo kann 
wiederum der neue den alten nicht mit Recht nöthigen, 
die dem Verbrecher widerfahrene Begnadigung aud) 
in feinen Landen anzuerkennen ; mühin fommt ed wohl 
vor, daß eine Perfon in dem einen Gebiet ale ehrlich, 
in dem andern hingegen als ehrlos behandelt wird. 

Ein Souverain fann von einem andern in Juſtiz⸗ 
ſachen, welche jenes Unterthanen betreffen, nicht mehr 
verlangen, als er felbft gegen des andern Souverains 
Usteribanen ihnt. j 

Wohl aber kann er von einem dritten Staat das 
verlangen, was er den Unterthanen dbefielben angedei⸗ 
ben läßt. 

Es ift ferner dem Bölferrecht gemäß, daß ein Klä⸗ 
ger einen fremden Beklagten vor feiner gehörigen In⸗ 
ſtanz belangen müſſe. 

Ein fremder Kläger muß ſich endlich ordentlicher 
Beife daran begnügen laflen, wenn in feiner Rechts⸗ 
fache auf eine der Landesverfaflung gemäße Art ger 
Iproden wird. 

Dogegen geht es wohl an, daß ein Souverain an 
den andern in Juſtizſachen Vorſchreiben erläßt. 

Zumellen nehmen aud einige Souveraine derglei- 
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‚Eigenfhaftewort, zur Bezeichnung der 
Gegenden, welche Dicht bevölkert * nd. Es giebt voll» - 
reide und volfarme Länder, je nachdem die Anzapl 
der Seelen im größern oder geringern Verhältniß 
— —— ſtehen. Rußland, obſchon is 
000 Einwohner hat, iſt ſchwach bevölkert im 
Bra zu Naffau oder Lichtenftein. Volkreich 
nut man auch einen Biene uſt ock, welchen ein ſehr 
er —— bewohnt. ie nnd 
Volksarzt, ein Arzt für das Volk, Bolkiift hier im 
a zur Ariftofratie gebraucht, ein Arzt des 
Volkes iſt alfo der, welcher ſich namentlich. mit der 
Behandlung von Meuſchen aus den niederen Schich - 
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ten der Bevölkerung beſchäftigt. Sole Volksärzte 
find eigentlich ein Produkt ver neueften Zeit und ih⸗ 
. ten Girebens wa ſocialen Neformen. Zu früherer 
Zeit war den Aermern die ärztliche Hülfe oft wicht 

gänglich, weil ein Armer einen Arzt niet bezahlen 
ann; nie Auflellung von Armenärzten mar zwar ein 
qutgemeintes, aber nicht ausreichendes Mittel, dieſem 
Uebelſtande abzupelfen. Um armenärztlihe Behand⸗ 
kung au gemießen, bedurfte und bedarf ed auch jept 
noch eines förmlichen Armenzeugnifles, uud Doch war 
nit Jeder, deſſen Drittel die Honorirung eines Arz⸗ 
se6 überfliegen,, befähigt und ermächtigt, ein ſolches 
Zruamiß beizubringen. Die foriale Reform ftellt ale 
sinen ihrer erfica Grundſätze zur Berbeflerung der 
geſellſchaftlichen Zuſtande ven hin: Hilf dir ſelbſt, 
und wo du allein zu ſchwach bin, verbinde dich mit 
andern deines Gleichen, ſteuert alle zuſammen, und ihr 
werdet ſtark und reich fein. Nach dieſem Prinzip bilde⸗ 
ten ſich denn auch Vereine zur Bflege der Geſundheit 
aud zur Beichaffung ärztlichen Beiſtandes in Fällen der 
Sranfheit. Jedes Mitglied zahlte in eine Vereins. 
laſſe eimen verhälmißmäßig kleinen Beitrag, mit dem 
Reiner fi einen eigenen Arzt hätte halten und “Die- 
dizin bezahlen fönnen. Dem Verein aber war es 
Durch diefe fih anfammelnden Eleinen Beiträge mög⸗ 
lich, einen gemeinſchaftlichen Arzt für feine Mitglie⸗ 
der anzunehmen, zu honoriren und die Koften für Me⸗ 
dizin, Pflege u. ſ. w. aufzubringen. Der arme Ge⸗ 
ſunde mußte alfo dem armen Rranfen helfen, und er 
that es mit Freuden, es wurde ihm das Gefühl der 
Demüthigung erjpart, er brauchte nicht als Almoſen⸗ 
empfänger Dazufieben, er wußte: ich helfe mir ſelbß, 
indem ich Andern helfe, ich empfange nicht mehr, ale 
ih gebe. Dergleichen Vereine find in neuefler Zeit 
etwas in Mißkredit gelommen, und mit ihnen auch 
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reich und in den nach ihm gemodelten Staaten, bie 
allgemeine Kriege» und Landwehrpflichtigkeit im jetzi⸗ 
gen Preußen, und mehrere ähnliche Einrichtungen in 
fat allen civilifirten Staaten, eine Volksbewaffnung 
za nennen. Hauptſächlich wird fie aber in dieſem 
Sinne dem alten Werbefyfiem gegenübergeftellt. — 
2) Die Einrichtung, wo man dem Volke neben dem 
ſehenden Heere die Waffen in die Hand giebt und es 
als Landwehr, Schutterey, Miliz, Landſturm, Natio⸗ 
. salgarde, oder als Bürgergarde, Communalgarde, 
mit gegen den äußeren oder inneren Feind gebraudt; 
namentlich find erflere vier Einridtungen hauptſäch⸗ 
lich gegen außen, letztere drei gegen innen beflimmt 
und bisher verwendet worden. Die Drganifation 
erſterer ift auf einen äußeren Krieg berechnet, und vor» 
säglih macht die entweder vom Staate ausgehende, 
oder Doch von ihm beauffichtigte Wahl der Offiziere 
erfere fähig, aud im ernfleren Kampfe gebraucht zu 
‚werden, während die Gigenmahl der legteren ihre 
Sompartität ſchwächt und ihnen eine untergeorpnete 
Rolle zum Kampf gegen innere Unruhen und zur 
Aufrechterhaltung der polizeilichen Ordnung, mo fid) 
dieſe Einrichtungen allerdings bewährt haben, anmweift. 
Nur vie Nationalgarden in Frankreich machten hier- 
von eine Ausnahme, und haben fich theile in den Re⸗ 
volutionsfriegen 1793—95, als bei der Ynvafion 
der Alliirten 1814 und 1815 zum Theil ale fehr 
tüchtig bewährt, indeſſen konnten fie Doch immer nur 
innerhalb der Grenzen Frankreichs dienen (bei Or⸗ 
ganifation der Cohorten gingen fie in das Verhältniß 
der Linientruppen über), und die Damalige Regierung 
wußte auch dafür zu forgen, daß die Offiziere größ- 
tentheils in ihrem Beifte gemählt wurden. Die deut- 
fhen Bürgergarden haben ſchon verhalb nicht die Ei- 
genfchaft, zum Kern eines fünftigen Heeres zur Ver⸗ 
theidigung des Landes zu dienen, da fie meift nur aus 
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Volksbildungoanſtalten, ſ. die Art. Boltsfgale 
und Volksſchulweſen. 
Volksbuͤcher, Bücher, melde dem Volke durch Tradi- 
tion aus alten Zeiten überliefert find, un» deſſen ge- 
ſchichtliche und poetifhe Erinnerungen einer halb ver⸗ 
geffenen Zeit angehören. Faſt jedes Volk hat fi 
. folder Traditionen zu erfreuen. So waren die Dayfe 
: fee und die Ylias für Die Hellenen Volksbücher — Die 
Römer haben feine Volksbücher gehabt. Bei den 
Deuiſchen giebt es eine ganze Menge Volbsbücher, 
die meift im Mittelalter entſtanden find. Hierher ger 
hören: Die alten epifchen Bolfsgefänge aus verſchie⸗ 
denen großen Sagenkreiſen: die. Siegfried- 
- fage, die Sage vom burgundifden König Qünther; 
- die Dietrihfage (Theodorich, der Oſtgothenkönig), 
die gothiſchen, fo wie longobardiſchen Sagen bei fpä- 
teren Gefchichtfihreibern, bei Jornanden im ſechſten, 
und bei Paul, Warnefriedg Sohn, im achten Jahr⸗ 
hundert, und die Zhierfage von Iſengrim uud 
Rheinhard (Reginhart). Das angelſächſiſche Lied 
von Beowulf und die nordiſchen Sagen. in der älte⸗ 
. ren Edda. Ulfilag, des Gorhenbifchofs (feit 348, 
7 388), Ueberfegung der Bibel, das älteſte deuiſche 
Sprachdenkmal. 

Ferner aus der deutſchen Volksſage: Fragment 
des Hildebrandliedes mit alliterirenden Verſen 
aus der Dietrichſage des R9ten Jahrhunderts. Die latei⸗ 
niſche Bearbeitung des Walther von Aquitanien durch 
Echhard, Mönd in St. Ballen (+ 973)... Lotel- 
nifche Bearbeitungen der Zhierfage im zwölften Jahr⸗ 
hunbert. 

- Dann als Darfiellung eines gleichzeitigen Ereig⸗ 

niſſes: das gereimte Lupmwigslied 881, Siegeslied 
über die Normannen zu Ehren Ludwigs des Orditen 
von Kranfreih vom Mönch Hucbald. | 

Dieran reiben ſich ſerner: die Keiſerchronik um 
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uud daß Nord⸗Amerika die günſtigen Erfolge gegen 
England wohl der großen Entfernung des letzteren 
vom Kriegsihauplage, dem abgehärteten Weſen der 
Umerilaner, die als Landbauern ſämmilich aud Jäger 
And, dem den Engländern unbelannten Zirailliren 
und dem franzöfiichen Beiftand, der, wie die Noth 
"amd der Jahre lang anhaltende Krieg, in die Reihen 
der Amerikaner doc einige Ordnung braten, ver- 
danfen. Die amerifanifhen Milizen find daher hier 
Beinesiweges mit den europäiſchen Volks⸗ oder viel« 
mehr Bürgerbewaffnungen in Parallele zu ftellen. 
Volksbibliothek, eine Sammlung von Büdern, nicht 
gelehrten, wohl aber belehrenden Juhalts, melde 
vorzugsweiſe zur Rellüre des Volles beflimmt find. 
Es werden für folche Bibliotheken die Schriften der 
Seliebteften Dichter, deren Verſtändniß dem Wolfe zu- 
gänglich if, bei ung z. B. von Gleim, Leffing, 
Herder, Schiller u. tgl., Geſchichten und Ge⸗ 
ſchichtsbücher, Die befiern Romane, welche außerdem 
- auf Vereplung des Gemüths hinwirken, Neifebrfchrei- 
lungen, Naturgefchichte , populäre phyſikaliſche Dar- 
Meäungen u. f. w. gewählt. In der Negel if der 
Gebrauch diefer Bibliotheken unentgeltlih, oder Die 
Lefegebühren doc fo gering angefegt, daß auch der 
Unbemittelte fie erſchwingen kann. Zur Errichtung 
ſolcher gemeinnügigen Inſtitute haben fich verfchiedene 
Bereine von Männern gebildet, denen die Fortbil⸗ 
bung des Volkes Lebensaufgabe il. 
Dolkebildung, die Geſittung und Gultur eines gan- 
- en auf den Brundlagen der Religion, der Moral der 
MWiffenfchaft und der Kunſt. Dan zählt unenplich 
viele Abfiufungen der Volksbildung ımter den foge- 
nannten Eulturoölfern im Gegenfag zu den rohen 
Bolkern, tie noch ale Nomaden oder Jäger im Na⸗ 
turzuftande der halben Wildheit leben. 
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1160 (ein an die Geſchichte der alten und neuen rö⸗ 
miſchen Kaiſer angelnüpftes Novellen» und Legenden⸗ 
buch), der Lobgeſang auf den heiligen Anno von 
Köln (+ 1075), Zuſammenſtellung von allerhand 
Geſchichten; die älteren Fragmente der Neifeabenteuer 
des Herzogs Ernſt (Stiefſohns Conrads II., +1030), 
das MOedicht vom König Rother, Salman und Mo» 
rolt 1180% Das Gedicht von Alexander von dem 
Pfaffen Lampredht 11707 Des Pfaffen Werner Le- 
ben. der Maria 1173 und die Legende vom Pilatus. 
Das Nolandslied aus der fränkiſchen Karlsſage vom 
Pfaffen Conrad 1177. — Das Nibelungenlied, 
Die deutſche Iſias. Der Nibelunge Not aus einzel» 
nen Rhapfodien der Volksſänger von unbelannten 
Dichtern um 1210 zufammengefiellt und überarbeitet, 
Inhalt: Ifter Theil: König Günthers von Worms 
durch Siegfried von ten Niederlanden bewirkte Ver⸗ 
mählung mit Brunhilden vom Yfenlande, Siegfriedg 
Vermählung mit Ehriempilven in Worms und feine 
Ermordung durch den Dienfimaun Hagen auf An» 
Riften Brunhildens. ter Theil: Chriemhildens 
Rache an Siegfrieds Mördern im Lande ihres zmei- 
tem Batten, des Hunnenkönigs Egel. Anhang: Die 
Klage aus dem Ende des 12ten Yahrhunderis. — 
Budrun, die deutſche Odyſſee (nordiſch⸗ſächſiſcher 
Sagenkreis), in jetziger Geſtalt im zweiten Viertel 
des 1Iten Jahrhunderts entſtanden. Inhalt: Des 
Fürftenfohnes Hagen Zugendgefchichte, Dann die Ent⸗ 
führung der Hilde, ver Tochter Hagens, durch Hetel, 
der Kampf des Fürſten und ihre Verföhnung, und 
endlid Gudruns, der Tochter Hetels und der Hilde, 
Elend bei ihrem Entführer Hartmut von der Nor» 
mandie und Befreiung durch ihren Bruder Ortwin 
und Bräutigam Herwig von Seeland. — Aus der 
Thierſage Einzelnes nah dem Franzöſiſchen hoch- 
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denbuch. Das Led vom gehörnten Siegfried im 1öten 
Jahrhundert. 

Das romantiſche Epos, Auflöſang des höfi- 
fen Epos in immer ſchwächeren und verfehrteren 
Nachbildungen, zunähft theile mehr nah Wolf⸗ 
ram's, theils mehr nad Gottfried's Vorbilde. 

1) Aus der Karlsſage: Bearbeitungen und Fort⸗ 
ſetzuagen des Wolfram'ſchen Wilhelm von Ulrich v. 
Tarheim und Ulrich von dem Turlin, das Rolands⸗ 
Ned vom Stricker; ſämmtlich im 18ten Jahrhundert. 
D) Aus ver Artus⸗ und Graalſage: Heintichs von 
dem Turlin Gedicht: der Abenteder Krone, Daniel 
von Blumenthal vom Steider, Forifegung des Triſtan 
von Uleih von Tutheim und Heinrich von Freiberg, 
: fämmilich in ver Mitte des 13ten Jahrhunderts. Der 
Tiuurel von Albrecht und der Wigamur gegen Ende 
des IHen Jahrhunderts. Der Lohengrien 1356. 
I) Aus dem antiten Sagenfreife: Rudolph's von 
Ems Alexander um die Mitte des 13ten Jahrhun⸗ 
bett. Konrad von Würzburg's trojanifcher Krieg 
wand Ulrih von Eſchenbach's Alexander gegen Ende 
des 13ten Jahrhunderts. 

- - 4) @inzgelne novellenartige Gedichte und Legenden. 
Wilhelm von Orleans, der gute Gerhard, die Ge⸗ 
ſchichten ver Welichronik und die Legende von Bar- 
laam und Joſaphat, fämmtlih von Rudolf v. Ems 
(+ 1354); die Erzählungen (Kaiſer Dito mit dem 
Barte, Engelhard) und Legenden (Alerius und Sil⸗ 
vefler) von Meiſter Konradv. Würzburgl+ 1387), 
ber heilige Georg von Reinbot von Dprn um bie 
Mitte des 13ten Jahrhunderts, Martina von Hugo 
von Langenflein u. f. w. 

Dasallegoriſche Epos der Zeit Marimillang,, 
Dir Weißkunig duch Marx Treisfauermein 1512 
and der Teuerdank (Maxens Werbung um Maria 
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und Uindere die mittelalterlichen Proſadichtungen, und 
gaben ihnen eine für unfere Zeit paflende Yorm. 
Wir ſehen, daß die Volksbücher eigentlich nur die 
proſaiſchen Bearbeitungen wirklicher dichteriſcher Kunfl- 
werke des Mittelalters find. Aus der Reformations⸗ 
zeit find feine Volksbücher in diefem engeren Sinne 
hervorgegangen, wohl aber volksthümliche Dichtun⸗ 
gen, wie die Faſtnachtsſpiele ves Hans Sachs. 
Bom Anfang des 17ten Jahrhunderts bie in die Ge⸗ 
genwart erfchlenen ebenfalls Feine Volksbücher, doch 
gewannen mehrere epifche Dichtungen (Romane) eine - 
ſolche Verbreitung, daß mir fie wenigfiens nennen 
dürfen; fo z. B. der vollsthümlihe Nomen: Der 
abenteuerliche Simpliciifimus (treffliche Beſchreibung 
ver Schichſale eines Abenteurers aus Dem 3Ojährigen 
Kriege) von Chriſtoph v. Srimmelshaufen 
ans Belnhaufen 1625? — 1683? (Sam. Greiffen⸗ 
fon v. Hirſchfeld oder German Schleifheim v. Sulz⸗ 
fort) 1669. (Eine gangbare Ausgabe der erflen 
&chten 5 Bücher mit vielen Zufäßen, Nürnberg 1713, 
898. Moderne Bearbeitung von Bülow 1836.) 
— Die fatiriichen Romane von Chr. Weife (die 
drei ärgfien Ergnarren, der politiihe Näſcher u.f. m.) 
und Judas, der Erzſchelm, von Abraham a Sancta 
Clara (Ulrich Megerle) aus Schwaben 16423 
bis 1709. Die Robinfonaden, veranlaßt durch des 
Dan. de Foe engliſchen Robinfon Erufoe, überfegt 
Leipzig 1720 (die Inſel Felfenburg von Bifander 
[2udw. Schnabel + 17609] 1731 ff. N. Ausg. 
von Ludw. Tied 18237, 6 Boe.). Satiren in Ver⸗ 
fen von Joh. Wild. Lauremberg aus NRoftod 








1591 — 1659 (vier niederdeutfhe Scherzgedichte) 
und Joa. Rachel aus Lunten 1618— 1669, und 
in Profa von Joh. Mich. Moſcheroſch (Phi⸗ 
lauder v. Sittewald) aus Heflen 1601 — 1669 
(wunderlide und wahrhafte Gefichte u. f. 10., ya 
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Gefühls, Bründlichkeit, Laugſamkeit, Treue, Aus⸗ 
Dauer, ber des franzöftfchen leichte Beweglichkeit, ſchnell 
auflodernder Entbufiasmus, Fröhlichkeit, Humor, 
perfönliche Tapferkeit, Balanterie u. |. m. Der jegige 
Stiege iſt hinterliflig, geneigt zum Betrug, unzuver- 
täffig, kurz, im Allgemeinen moraliſch entartet. In 
dem Urtifel Bölkerkunde im vorigen Bande find 
- Die charakteriſtiſchen Züge der Nationalitäten bereits 
aufgeführt, und können wir Daher auf denfelben hin» 


en. 

Volksfeſt. Haft jedes Volk hat gewifle Tage, an welche 
Ah eine alte freudige Erinnerung knüpft, an drnen 
ein großes glüdliches Ereigniß flattfand, mo eine ſieg⸗ 
reihe Schlacht gefchlagen, ein großer Held oder Fürft 
geboren war, oder die eine hohe veligiöfe Bedeutung 
für daflelbe Haben. Zu den legteren find Diejenigen 
m zäblen, mo die Jahreszeiten fich trennen, nament⸗ 
lich die erften Krühlingstage, der Zag des Sommer- 
ſolſitiums (Johannistag ), die Ernte, das Weihnachts⸗ 
Ruf. w. An ſolchen Zagen feiert das Volk, es 
belufiat ſich gemeinſchaftlich, veranftaltet Spiele, Um- 
güge, Bettlämpfe, Schiegübungen, 3. B. Vogelſchie⸗ 
ben, Scheibenſchießen, Stangenflettern, Hahnen⸗ 
lämpfe, Stiergefedhte u. f. wm. Es werden große ge- 
meinſchaftliche Baftmäpler gegeben, Muſik und Tan 
und Geſang, Feuerwerke, Freudenfeuer auf den Ber- 
sen, Märkte mit allerlei Spielbuden, Gaukler, Kunſt⸗ 
reiter u. ſ. m. dürfen in der Regel dabei nicht fehlen. 
Jede Nation bat natürlich ihre Eigenthümlichkeiten, 
und der Charakter ihrer Feſte hängt genau mit dem 
Bollscharakter zufammen. Kür die Spanier z. 2. 
iR ein Stiergefecht und früher fogar ein Auto⸗da⸗fe 
ein Volksfeſt, für die Engländer ein Pferderennen, 
ein Hahnenkampf, eine Borerei u. dgl. Der Deuiſche 
bewegt fi) gemüthlicher, Geſang, Tauz, Zechgelage, 

Aufzüge, Spiele, Freudenfeuer fpielen bei ihm eine 
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— ſ. Volksfreund. 
Vol ſchaft, f. Demokratie. 
Volkotkalender, ein Kalender, der fo eingerichtet iſt, 


& 


vaß er für den Geſchmack, für die Begriffsfähigkeit 
des Volles paßt, in welchem das Volk Belehrung 
und Unterhaltung zugleih finde. Dem gemeinen 
Mann ifi neben der Bibel und dem Geſangbuch der 
Kalender ein Bedürfnig, und je mehr fein Inhalt der 
Bildungsfiufe defielben angemefien if, mit deſto grö⸗ 
prrem echte verdient er den Namen Bollska- 
ender. 


Volksleben, das Leben und Treiben des Volles, die 


charakteriſtiſche Art und Weile, wie es ſich bewegt, 
welche Neigungen es bat, wie es fi benimmt. Das 
Bollsleben hängt mit dem Charafter des Volkes ge- 
nau zufammen. 


Ool£slebrer, ſ. Volksſchule. 


Volkoleiter, ſ. Volksführer. 
Volkslieder und Volksmelodien ſind Singweiſen, 


die ihren Urſprung entweder im Volke ſelbſt haben, oder 
im Volke eine ſehr weite und raſche Verbreitung ge⸗ 
funden haben, fo daß es dieſelben wie fein Eigenthum 
betrachtet und den Namen des Componiften über ver 
Melopie felbft vergeflen hat. Wenn mir auf die frü- 
heſte Entſtehung von Volksmelodien zurüdgehen, fo 
müſſen wir ung in die Jugendzeit der Völker verfegen. 
Wir finden dann, daß der religiöie Cultus jedes Vol- 
Bes mit Befang und Zanz verbunden war; die Me: 
lodie, nach welcher das Volk fid) tanzend bewegte und 
die es fich ſelbſt vorſang, ehe es noch künſtliche mu- 
ſikaliſche Inftrumente Fannte, entftand unwillführlic 
aus dem Bedürfniß der rhytmiſchen Negelung feiner 
Bewegungen und Worte zum Preiſe pre Gottes oder 
der Götter; Bebete, Dankjagungen wurden ber erfte 
natürlichfle Text diefer Melodien, die fi) von Be. 
ſchlecht zu Geſchlecht forterbien und den Charakter, 
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ſchichte, Begebenheit, Geheimniß, Wunder und Zei⸗ 
den waren ihre Gegenſtände, fie waren verfaßt nad) 
der Individnalität des Volke, feiner Sprache, feines 
Landes, feiner Geſchäfte und Vorurtheile, feiner Leis 
veufhaften und Anmaßungen. Selbſt Homeros, 
ber größte Sänger der Griechen, ift zugleich Volks⸗ 
dichter; denn feine Geſänge find nicht nad falten 
Kunſtregeln niedergefchriebene Heldengedichte, ſondern 
Mährchen, Sagen, lebendige Volksgeſchichte. Ein 
Dleiches iſt es mit Orpheus und Heſiodos, nur 
daß von des Erſteren Liedern kaum noch ein Schatten 
ſeiner volksartigen Urſprünglichkeit übrig iſt; in des 
Letzteren Gedichten ſchimmert durch vieles Unechte noch 
ver alte ehriwürdige Volksſänger, der gottgeliebte und 
gettgelehrte Hirt, weidend und fingend am Fuße des 
Dufenberges Helifon, hindurch. Auch der griechijche 
Chor ift aus urfprünglicher Volkspoeſie entftanden, 
aber Die Verherrlihung des Drama's, deſſen integri⸗ 
vender Theil er ward, fchied ihn von ter Volkspoeſie 
ans. Die Römer haben ihre Volkslieder nie aufr 
gefhrieben, aber noch in den blühenpfien „Zeiten Dee 
©taates fangen fie, wie Die Väter, dieſelben bei Gaſi⸗ 
mälern und als Aufforderungsmittel zur Tugend und 
Baterlanpsliebe; es ift von venfelben feine Spur auf 
uns gelommen. 

Wenn wir den Mafjifchen Boden verlaffen und die 
. Bollspoefie der übrigen Nationen betrachten, fo müf- 
fen wir die einzelnen Theile derſelben jcheiden: zu⸗ 
vörderſt Sprechen wir von dem Volksliede. Volks⸗ 
lieder find urfprünglid vom Volke gefungene, allge» 
mein befannte und nur durch mündliche Heberlieferung 
und Bolfsgefang erhaltene Lieder. Inter Volk ifl 
bier nicht der Pöbel zu verftehen, und unter jenen nicht 
die Gaſſenhauer, wie fie der Böbel auf den Oaſſen 
abfchreit, oder wie fie ein Bauer und Schäfer, Hant- 
werföburfche oder Knecht, eine Amme oder Kinter- 
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‚ Biche Volkslied; hier war die Satyre das Molkacham⸗ 
liche, in welcher ſich der Pobel über Alles Inflig machte 
und Alles mit feiner Frivolität angriff , vieleicht find 
die Sarnevalslieder, wenn nidt die einzigen, doch 
wohl die haupiſächlichſten Volfsgefänge; frohes Lied 
aus froher Bruſt hört man dort felten; der alte Volls⸗ 
charakter ift geblieben. Die Literatur dev deutſchen 
Volkslieder, für melde die Diinnefänger yon Be⸗ 
deutung find und. für welche neuerdings zuerfi Lef- 
-fing und Herder den Geſchmack erregten, gebt nicht 
. über dag 12te Jahrhundert hinab; man dichtete Deren 
:. "befonders, nachdem fich Die Liebe zu den fogenannten 
Romanen gemindert hatte; die Zeit der Volkslieder 

- Dauerte, nachdem fid) nach den Dinnefängern die Mei⸗ 
fterfänger des Volksliedes bemeiftert hatten, no bie 
zum SOjährigen Kriege, wo mit dem Frohſtuß Des 
-.Bolfe feine Liebe zum Geſang aud wich; aus neue 
rer Zeit, wo beſonders einzelne. Gefänge aus Opern 
"(namentlib aus Weiße's, Schifaneders Opern, 
dem Freiſchütz x.) zu Volksliedern wurden, haben 
deren gedichtet Claudius, Sotter, Hölty, Mil» 
der, Dverbed, Schubert, Uſteri, Theod. Kör- 
ner, Juſtinus Kerner, Ubland ꝛc. Die erfien 
Sammlungen von Volksliedern fellen in das 16te 
Jahrhundert; damals gab der altenburgifhe Kapell⸗ 
meiſter Roftpiug eine Sammlung in 3 Bänden her 
aus; altveutfihe Lieder gah Arnim und Brentano 

- (des Knaben Wunderhorn), Heidelberg 1805, Bü- 
ſching und v. d. Hagen, Berlin 1807, Görres, 
Fraukfurt 1817, heraus; neuere jammelte Beder 
(Mildheimiſches Liederbuch, Hoppenfledt; außer: 
dem baden wir Sammlungen für Volfslieder ver- 
ſchiedener deutiher Mundarten, in nürnberger von 
Orübel, von Fellner (Kaſſel 1803) und Hebel 
m allemannifcher (ſchwäbiſcher), von Schottky 
- CPeſih 1819) in öſßerreichiſcher, vom Hanflin- 
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liden Lieber ausgefchieden werden. Die Duelle, 
woraus Volkslieder geihöpft werden, find Geſchichte, 
Sinn und Sitten der Völker; ihr Inhalt muß unan- 
ſtößig, die Sprache leiht und fließend fein; firenge 
Anforderungen on fpradlihe und formelle Eorrect- 
beit werden in tem Volksliede nicht gemadt. 

Mir finden bei vielen Nationen ganze Sängerklaſ⸗ 
fen, die das Volk durch den Vortrag ihrer Lieder er» 
gögten, wie bei ven Griechen die Rhapſoden, fo in 
den feandinavifhen Ländern bie Sfalvden, die 
bei vem Volke in befonderer Verehrung flanden und 
- von den Fürſten ausgezeichnete Achtung genoflen. In 
ven celtifhen Ländern waren die Barden folche 
Volksſänger. In England eriheinen feit der nor- 
:männifhen Zeit die Minſtrels ale die, welche den 
Berfsgefang fchufen; in der chriſtlichen Zeit wurden 
viele Volkslieder in den Klöftern gemadt, doch blie⸗ 
ben audy die Minſtrels nod in großer Achtung. Auch 
die alten englifchen und befonders [hottifhen Bal⸗ 
laden find nichts Anderes, als an hiftorifche Mo- 
mente erinnernde Volkslieder. Noch jegt fleht der 
Volksgeſang in England fehr hoch, und mit großer 
Begeifterung fingt der Engländer fein God save the 
king, fein Rule Britannia etc. In Sranfreid 
bildete fich befonders Der Volksgeſang aus durch Die 
ſüdlichen Toubadours, weldye mit ven nördlichen Zrou- 
veres die ganze Volkspoeſie Frankreichs beherrſchten; 
die Die Volkslieder mit Muſik begleiteten oder auch 
fie vortrugen, hießen Zongleurs. Später fanf der 
Volksgeſang, aber feitvem freierer Sinn dafelbft her. 
vortrat, hat Das Volkslied wieder eine hohe Stufe er» 
reicht; aus der begeifterten Darfeillaife ( Allons, en- 
fans etc.) mag der Charakter des franzöſiſchen Volks⸗ 
liedes erkannt werden. Berangers Lieder find ſchon 
jegt zum Theil Volkslieder. Die Trovatoris in Ita⸗ 
lien waren auch Volksdichter, aber nicht für Das eigent⸗ 
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daraus nur aus engtifhen Blättern bekannt; eſth⸗ 


nmiſche finden fid in Betri’s Eſthland und in Chr. 
Schlegels Reifen in mehrere ruffiſche Gouverne⸗ 
mente, Meiningen 1836, 5 Bde.; finniſche ſam⸗ 
melte Schöter, und über fie bat fich befonders Rühs 
(Finnland :c., Leipzig 1809) ausführlid verbreitet; 
fie find meift ernfthaft, Doch fehler auch erotifche nicht; 
fie werden gewöhnlid von zmeien gefungen, wozu ein 


‚Dritter gleihfam ale Souffleur fommt; ſlaviſche 


Voltslieder, deren Wiege Serbien und die Ulraine 
it, aller Dialekte, überfegte Joſ. Wenzig, Halle 
1830; einige polnifche befonders gefammelt und 


überſetzt, Leipzig 1833; il lyriſche, unter dem Zitel 


Guzla (d. i. ein guitarrenähnliches Inſtrument, wo⸗ 
mit der Geſang begleitet ward), Paris 1827. Ber 
fonders Ienfte die Theilnahme an Oriechenlands 
Schidfal auch die Aufmerffamfeit auf die neugrie⸗ 
chiſchen Volkslieder, vondenen Fauriel eine Samm- 
fung veranftaltete, die W. Müller überſetzte, Leip⸗ 
jig 1825— 1826, 2 Bde. Im Allgemeinen bemer- 
fen wir nur noch ein Hauptwerk und eine Sammlung 
von Ueberfegungen von einer großen Anzahl Volks⸗ 
literatur aller Nationen: Herders Stimmen der 
Völker in Liedern; wie Herder feine Deutſchen hier- 
Durch zur Kenntnig der Volkspoefie verſchiedener Böl⸗ 
Fer führte, fo auch Bowring feine englifchen Lands⸗ 
leute. Siehe das Weitere unter Volkspoeſie. 


Volksliteratur, |. Volksbücher. 
Volksmaͤhrchen, ſ. Volkspoeſie. 

Volksmelodie, ſ. Volksweiſen. 
Volksmenge, die beſtimmte Anzahl der Bewohnerſchaft 


eines Landes; ſ. auch Volkszahl und Volkszäh⸗ 


ung. 
Volksoͤkonomie, Volks wirthſchaftslehre, Na⸗ 
tionalskonomie. Eine der wichtigſten Aufgaben 


der neuen Zeit war die Löſung der Frage: nach wel⸗ 
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ger in luzerner xc. Unter dem Namen von Volks⸗ 
liedern werden auch kleinere Sammluggeu auf einzel⸗ 
nen Bogen von umherziehenden Bilderhändlern aus⸗ 
gegeben, fie find aber meiſt geſchmackloſe und mit 
Zweidentigfeiten angefüllte Rnittelverfe, und Daher 
ehne Wert). Da das Volkslied gefungen wird, fo 
it es bei ihm vorzüglich Die Melodie, welche in Nede 
tommt; ale Somponiften folder Melodien haben fich 
befonders Ebers, Haydn, Hiller, Hummel, 
Kranz, Hofmeifter, Merhfeffel, Nägeli, 
Schweizer, Zelterıc. befannt gemadt. Zu mög» 
lichſt vollfländiger Aufbeioahrung von nationalen Lie- 
bera und Melodien bildete fid 1831 zu Ulm ein Ver⸗ 
ein, von welchem aus die Aufforderung durch ganz 
Deutfhland erging, die Lieder und Geſänge, welche 
dem deutschen Volle erwiefenermaßen eigenthümlich 
und urfprünglid angehören, vollſtändig und treu auf- 
juzeihnen und an den DBerein einzufenden, welcer 
bann die Mittheilungen als Denkmal deutihen ®ei- 
des und Gemüthes herausgeben wollte. Däniſche 
Bolfslieder fammelte Sandwig und Nyerup; 
Vie isländischen in der Edda gefammelten find mehr 
Sagen als Lieder, und ihr dogmatiſcher Inhalt dürfte 
ſich kaum für eine Volkspoeſie eignen; holländiſche 
ſammelte H. Hoffmann (im 2. Band der Horae 
- beigicae, Breslau 1833) und Yejeune, aud wel. 
her letztern Sammlung U olffüberfegte Proben gab 
(Greiz 1832); verfelbe fammelte altfranzöſiſche 
(Leipzig 1831); litthauiſche, daikos genannt, 
und außer den erotifchen, befonders in Zodtenliedern 
(raudas), NRäthfellievern (misles) ꝛc. (biſtoriſche 
find meiſt verſchwunden) befiebend, fammelte und 
überfegte 8. J. Rheſa, Königsberg 1826 ; lettiſche 
find nur wenig durd den Drud bekannt, die 3 Kleinen 
Sammlungen von Bergmann (Ruien 1807 und 
- 1808) und Bahr (1807) find felten und Auszüge 





Volksüökonomie. 155 


Man lehrt uns geben, wenn mir Hein und jung 
find, und freut fih, wenn das Gängelband endlich 
bei Seite gelegt werden kann; aber faum hat z. 8. 
ein junger Menſch feine Lehrjahre zurüdgelegt und 
will nun von dem Naturrechte der Bewegung einen 
nügfihen Gebrauch maden, fo fößt er überall auf 
Hinderniſſe, glei den fünftliden Gräben, Heden 
und Jäunen, die beim „Nennen mit Hinderniffen” 
zu dem Behufe des Ueberſpringens vorher in den 
Weg gelegt worden find. Schafft feine Hinderniffe, 
Bann braucht man fie nicht zu überfpringen. 

Ein Bürger z. B. denkt das Menſchenrecht der Be- 
wegungefteiheit ungenirt genießen zu können und will 
mit feiner Familie von Hannover nah München zie- 
ben, oder von Hamburg nad) Berlin, oder gas von 
Betersburg nuch ver Schweiz, um dort zu arbeiten, 
zu erwerben, indem er glaubt, die Veränderung feis 
ned Wohnorts werde einträglicher für ihn fein. Aber 
der gute Mann bat überfehen, daß die Staats⸗ und 
Rommunalgefege dergleichen Bewegungen nur wohl⸗ 
habenden Leuten und unter gewiſſen Bedingungen 
geſtatten. Entweder läßt man den Bürger (wie in 
Rußland) gar nicht außer Landes, oder man nimmt 
ihn (wie in Berlin) nur gegen Erlegung einer Nie⸗ 
verlaffungs- Bebühr auf. Dem Unbemittelten oder 
ganz Armen aber ift ſolche Bewegungsfreiheit nur in 
- England und in Amerika, im barbarifchen Afrika und 
in Auftralien geflattet. Aber das europäiſche Feſt⸗ 
land von ©ibraltar bis nah Sibirien, d. h. derjenige 
Theil der Erde, mo die Civilifation und die Vielwiſ⸗ 
ferei die Menſchen fbon fo hinaufgefchraubt hat, daß 
fie das, mas fie in Der Jugend erlernt, nämlich die 
freie Bewegung, wieder vergeffen haben; dieſer 
Raum, von wo aus Kunft, Wiſſenſchaft und Induſtrie 
ihre Strahlen über den ganzen Erdball fenden, iſt 
für die Bewegung der Menſchen und den Austauid 
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Wobnſitz in anderen Theilen der Stadt wählen. 
Ebenſo hatte ſich Aliſtadt von Neuſtadt, Stadt von 
Dorf und Kreis von Kreis getrennt. (In Mecklen⸗ 
burg wurde felbft noch vor zwei Jahren ein Feldar⸗ 
beiter mit Stodprügeln beflraft, weil er es wagte, in 
der Stadt um Arbeit nachzuſuchen.) Wir fehen aber, 
wie mit der Zeit alle diefe Befchränfungen durch eine 
humanere GBefeßgebung und ausgedehntere Bewe⸗ 
gungsfreiheit befeitigt worden find. 

In England wird Niemand um Paß, Geburts⸗ 
ſchein ıc. gefragt und jeder Menſch, er fei einheimiſch 
oder fremd, kann fih an jedem beliebigen Orte des 
Reiches frei und ungehindert niederlaflen, Grundbeſitz 
erwerben und jedes beliebige Bewerbe (mit Aus- 
nahme des Handels mit Spirituofen, Wein und Ta⸗ 
‚ baf)) betreiben, ohne irgend eine Behörde vorher um 
Erlaubniß fragen oder ſich überhaupt nur anmelden 
zu brauchen. Noch ausgedebnter ift dieſes Recht in 
Amerika, wo der Zuſtrom von Einwanderern fo ge» 
waltig if. Uber wie reih und mädıig find Diefe 
Reihe geworden, melde Sicherheit herrfcht 3. B. in 
London und wie erſtaunenswerth iſt es, Daß die Lon⸗ 
doner Polizei, obgleid jede Controle fehlt, dennoch 
im Stande ift, ebenfo fchnell als irgend eine Sicher⸗ 
heitsbehörde des Eontinents einen Verbrecher auszu- 
mitteln und zu überführen. 

Diefe Freiheit des Nieverlaflens und Erwerbes ifl 
es bauptfächlih, welche vie deutſchen Auswanderer 
über’6 Meer zieht. Würden unfere Landsleute diefe 
Rechte auf dem Gontinente genießen, flänte ihnen 
ganz Deutſchland, Deftreih, Ungarn, überhaupt das 
ganze mittlere Europa fo offen wie die nordamerifa- 
nifchen Freiſtaaten, herrſchte hier diefe Ermerbsfrei- 
heit und Das unverfümmerte Recht des religiöfen Be. 
kenntniffes — wahrlid wir mürten weniger Aus. 
wandererzüge jenfeits des Meeres, dahingegen mehr 
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verfchledenen Intereflenten über einen foldhen Zu- 
wachs denken und handeln. Angenommen biefe 
1200 Menſchen wären fo viele Handwerker, Künft- 
lex, Fabrikarbeiter, Diener u. dgl. m. gewefen, die 
durch irgend einen Zufall Willens geweſen wären, 
ihren Wohnſitz zu gleicher Zeit in. jener Stadt zu 
nehmen, welde confufe Unfichten wären nicht von 
denfelben Bemeindemitgliedern ausgelproden wor⸗ 
den, ‚wie viele Hinderniſſe müßten befeitigt, melde 
Vorurtheile widerlegt welche Menge von Verordnun- 
gen und Vorfchriften vorher beobachtet oder umgan- 
gen werden, bevor eine ſolche auffallende Erfcheinung, 
wie der plößlihe Zuſtrom einer Urbeitermafle von 
1200 Köpfen hervorruft, hätte vor fi geben fönnen. 

Gollten, fragen mir, taufend thätige und fleißige 
Menſchen, die vom eigenen freien Willen geleitet wer⸗ 
ven, für die übrige Bevölkerung eines Ortes ſchäd⸗ 
ligeren Einfluß ausüben, als taufend nur für die 
Gteatsficherheit wachende Soldaten? 

Blicken wir nad irgend einem beliebigen Hafen 
Nordamerika's, Raliforniens oder Auſtraliens. Zwei 
Schiffe landen allein über tauſend Seelen, Männer, 
Weiber und Kinder. Keine Behörde hat Kaſernen 
oder Quartier im Voraus beſtellt, feine Couriere oder 
lelegraphiſche Depeſchen waren vorausgeſchickt, um 
Lebensmittel für fie zu beſtellen, und dennoch finden 
alle, vom jüngften Säugling bis zum altersfchwachen 
Greiſe, ihre Kagerflätte und Nahrung, vorausgefept, 
daß jeder fo viel mitbringt, um diefe Dienſtleiſtungen 
bezahlen zu können. 

Und folde Ausmwanderermafien gehen aus Europa 
und kommen an überfeeifchen Plätzen viele hundert. 
taufende jährlich an, ohne daß irgend eine Staatsan⸗ 
Kalt für Transportmittel oder Lebensunterhalt die ge- 
ringſte Sorge getragen; dahingegen erbliden wir dies⸗ 
fets und jenfeits ein Heer von Beamten in Thätig⸗ 
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„Ordnung“ diktatoriſch regeln oder beſchränken, wahr⸗ 
lich die Bevölkerung Londons käme in Oefahr, eines 
Morgens keinen Kaffee zu haben, weil der Direktor 
des Staats⸗Kaffee⸗Verſorgungs⸗Büreaus auf einige 
Wochen in's Bad gereift iſt. 

Der Sklave oder Leibeigene iſt an den Platz ſei— 
nes Eigenthümers gebannt, ebenſo der Sträfling; 
freie Menſchen aber ſollen und müſſen ſich frei auf 
dem großen Erdball bewegen können, damit mehr 
Produkte geſchaffen und die erzeugten leichter ausge⸗ 
taufcht, auch mehr Wohlſtand, Ruhe und Sicherheit 
allgemein verbreitet werden. Groß und gewaltig, 
naturgemäß und ficher if die Bewegung des Welt- 
alle, nicht minder groß und erhaben ift Die Bewegung 
des Menſchengeſchlechtes. Der romantifhe Schwär- 
mer oder breimeiche Gefühlsmenfch mögen wohl jam- 
mern über den kraſſen Egoismus des Zeitalterd, ver 
vernünftig und ruhig beobachtende Volksõökonom wird 
am in der unbeſchränkteſten Bewegungsfrei- 
heit das Mittel zur Vermehrung des allgemeinen 
Slüdes finden. 

Nachdem die Fähigkeit des Bewegens genügend 
vorbereitet ift, beginnt die Selbſtſtändigkeit des 
jungen Dienfchen, die fih nun ſtufenweiſe nad) dem 
Grade feines Alters und feiner geiftigen Kraft ent 
widelt. Aber auch bier bemerken wir, welche Mühe 
ih Eltern, Lehrer und Erzieher geben, die freie 
Thätigleit ves Denkens wie des Handelns vormalten 
zu laſſen. Wir follen nicht mechanifch lefen lernen, 
fondern ſelbſtſtändig nach dem Gehirn die Laute her» 
ausfühlen und fo die Konfonanten mit den Vokalen 
verbinden und zu Wörtern bilden. Im Rechnen foll 
das Kind wiſſen, warum zwei mal zwei vier und nicht 
drei fein kann; der Meifter verlangt von feinem Lehr» 
linge, daß, nachdem er die Handgriffe und das Me- 
hanifche feines Faches erlernt, er auch ſelbſtſtändig 
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ſich alle Erleichterungen der Arbeit aneigne, um ſo⸗ 
bald als möglich der Anleitung entbehren zu können. 
Unſere Dienſthoten und Gehülfen ſollen unendlich 
piele Verrichtungen aus eigenem Antriebe ohne Ge⸗ 
heiß vornehmen; endlich finden wir, wie jeder ſelbſt⸗ 
ſtändige, auf feine eigene körperliche und geiſtige Kraſt 
ſich ſtützende Menſch die ſicherſte Exiſtenz findet. 
Merkwürdig iſt es, daß die Deutſchen die bewun⸗ 
derungswürdigſten Proben dieſer Selbſtſtändigkeit 
nur im Auslande ablegen. Deutſche Auswanderer, 
beſonders Handwerker und Kaufleute werden unter 
den bedauerlichſten Verhältniſſen in fremde Länder 
und Welttheile verſetzt, kommen in Lagen, worin an⸗ 
dere Menſchen entweder im Elende unterliegen, der 
fremden Mildthätigkeit oder dem Verbrechen anbein:: 
fallen. Der Deutſche aber arbeitet ſich immer wieder 
empor und erreicht endlich ein feſtes ſicheres Lebensziel. 
Man beklagt häufig beſonders in England und 
Amerika die Schwierigkeit, Deutſche zuſammenzuhal-⸗ 
. ten; dieſes Auseinandergehen laſſe das Vaterländiſche 
verſchwinden und der Einzelne gehe bald in der frem⸗ 
den Nationalität auf. So manche Naächtheile diere 
nicht zu leugnende Thatfache mit ſich führen mag, 
ebenio viele Vortheile hat fie in wirthichaftliher Ber 
ziebung. Im Auslande wird der Deutſche zur Selbſi⸗ 
Händigfeit gezwungen, ihn trägt und flügt fein weicher 
landsmannſchaftlicher Verein (den deutſchen Unter- 
ſtützungs⸗Vereinen in England und Amerifa mangelt 
es fletd an Mitteln, wenn auch nit an Hülfefuchen- 
. den), der Deutfche ift einmal ſich felbft überloflen und 
erreicht dadurch, wie ſchon bemerft, unendlich mehr, 
als er jemals unter der Aegide eines ſchützenden und 
befürwortenden Oefandten oder Conſuls erreicht ha⸗ 
ben würde. 
Wie ganz anders iſt es in der Heimath! Hier 
ſucht ſich jenes fo viel wie möglich von den lichen 
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Mama — Staat, Regierung, Kommune, Innung, 
Junft oder Bilde genannt — unterſtützen zu laſſen. 
Welche Anſprüche werden nicht von allen Klaſſen an 
biegen Staat gemacht?! Dem Stapitaliften fol Staats- 
garantie für Eifenbahnbauten, dem Fabrifanten wenn 
möglih Vorſchuß aus Staatskaſſen zur Anlegung von 
Fabriken oder zur Anfchaffung von Maſchinen verab- 
veiht werden. Der Staufmann verlangt, daß der 
Staat für ihn die fremden Märkte durch Eonfuln er» 
ferſche, die Abſatzwege, wie die gangbarften Waaren 
und deren Preife erkundſchafte. Der Handwerker 
fordert Hemmung der freien Erwerbsthätigkeit oder, 
wie er es nennt, die Regelung der Gewerbe durch 
Gtaatögefege. Der Landmann will durch den Staat 
Ghauffeen, Brüden, Dämme und Kanäle, Muflerge- 
Alte Sämereien, Baumpflanzungen ıc. beichafft ha⸗ 
ben. Der Staat foll die Kinder unterrichten laflen, 
fol Univerfitäten, Mufeen, Aladeniien, Theater, Kir⸗ 
den, Thiergärten und Parks unterhalten, und endlich 
jedem herangewachſenen 18jährigen Burfchen eine le- 
benslängliche, mit Avancement und fleigendem Ge⸗ 
balte verbundene fichere Anſtehung geben. Jeder 
ſucht fich fo viel als möglih frei zu machen von 
ſelbſt zu tragenden Laften, um fi faul und unfelbfi- 
Bändig durch die Arme der Staatsgroßmama tragen 
zu laſſen. 

So verliert die Nation tief innerlich die eigene 
Gelbſtſtändigkeit und ſchwächt durch Ueberlaſtung die 
Staaisgewalt, die nicht zu Kräften kommen kann, 
weil zu viele an ihren Brüſten ſaugen. 

Daher haben auch alle Staatsmänner und Staats⸗ 
lenker von ökonomiſcher und wirthſchaftlicher Bildung 
danach geſtrebt, das Staatsregieren dadurch zu ver⸗ 
eintachen,, daß fie die Menſchen frei und ſelbſtſtändig 
machten und ihnen geftatteten, ihre Angelegenheiten 
ſelber zu ordnen; fie haben die Monopole aufgeho- 
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reaufratie, die größte Unfelbfftänpigfeit ſowohl des 
Bürgers wie des Beamten, dahingegen die bis in's 
Kleinlihfte gehende Inſtruktionsmacherei und flufen- 
. weile orgenifirte Bevormundung am flärkfien orga- 


Unter der Form und dem Namen von Staatsfchug 
vird theils mittel», theils unmittelbar die Selbfiflän- 
Digleit des Ginzelnen aufgehoben und fomit eine 
Schmwäde erzeugt, die auf die Gütererzeugung nadı- 
theilig einwickt, alfo ven Geſammtreichthum der Na⸗ 
tion nicht mit derjenigen Fülle vermehren läßt, als 
dies bei größerer Selbfiftänpigfeit, d. h. bei höherer 
Kraftentwidelung gefchehen würde. 

Bon dem Mehr: oder Minvdervorhandenfein der 
nunbaren Büler aber und von dem möglihfi weithin 
‚ verbreiteten Befie derfelben hängt unfere Sicherheit 
und unfer Wohlftand ab. Werden demnad mehr 
Menſchen in den Kreis der producivenden Menſchen 
bineingezogen, und wird die Dienge der verwalten» 
den und beauffihtigenden oder ſchützenden Staats» 
beamten verringert, fo ift ficher, daß mehr Capital, 
Arbeitskraft der Gütererzeugung (Produktion) zuge- 
wendet und natürlich auch mehr verbraudbare Dinge 
(Brodulte) zur allgemeinen Vertheilung kommen 
mäffen. 

Wirkfamkeit der Staatsgewalt läßt fich nicht durch 
fharfe genau vorgezeichnete Orenzen beflimmen, hier 
will fie das Unheil abwenden oder ung vertheidigen, 
dort Das Gute befördern, und fie mill künſtlich ein- 
wirfen auf die Produktionen oder Verbrauchsregeln 
duch Ein⸗ und Ausfuhrverbote, glaubt die Geiſtes⸗ 
Ihöpfungen duch Preßverorpnungen überwachen, 
feld für das Seelenheil der Staatsbürger von 
Staatswegen forgen zu müflen. Tauſend andere 
Laſten hat der Staat fi bereits aufgebürdet und täg- 
lich fordert man neue Beſchränkungen unferer Selbt- 
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ſtändigkeit, womit aber natürlich jedesmal ein Aufge⸗ 
ben eines Theiles unſerer Kraft und Beſoldung für 
die Uebernahme durch Andere verbunden iſt. 

Es iſt wahr, wir können den ſogenannten Staats- 
ſchutz nicht gänzlich entbehren. Dan löſe die Staats⸗ 
macht und Staatsgewalt heute total auf und überlaſſe 

die Menſchen der zügelloſeſten, unbeſchränkteſten Frei⸗ 

beit, fo wird morgen ſchon mit dem erſten Nachtwäch⸗ 
ter, der von den Hausbefißern einer Straße „gemein- 
ſchaftlich angeftellt ift, der neue Staat wiedergeboren 
werden, | 

Le roi est mort — vive le roi! 

Ob aber die ſchützende Vorſorge dieſes Nachtwäch⸗ 
ters von einem Stadtbezirkswächter controlirt, Die 
Controle diefes von einem Gemeindemwächter, diefer 
wieder vom Kreie-, legterer vom Provinzial» und der 
allerlegte vom General⸗Nachtwächter bewacht werden 
fol, und ob diefe Borforge fid) bie auf tie Farbe ſei⸗ 
ner Mütze und auf die Stunde, wann er die Bürger 
zu Bette bläft, zu erfireden hat, und ob nicht conje- 
quent durchgeführt endlich dieſes Fürſorgeſyſtem bie 
in das Allerheiligfie der Familie führen würde — 
wer will, bei dem Drange des heutigen Geſchlechtes, 
geleitet zu werden, die Grenzen dieſes Staatsvor-⸗ 
forgefyftems ziehen? — 

Wie bis heut die Sachen liegen, fo beginnt bei 

“ unferer Geburt fhon der Staatsſchutz, denn unfere 
Hebamme iſt vom Staate beglaubigt, die ung in Die 
- Windeln bündelt, ift vom Staate beflätigt, unfer Rame 
und Exiſtenz kommen binnen 24 Stunden in das 
Staatsregifter. Getauft werden mir in einer vom 
Staate geduldelen Kirche und von einem durch den 
Staat anerfannten und angeftellten Prieſter, mir er 
balten unfern Unterricht durch einen vom Staate ge- 
prüften Lehrer, in einer vom Staate begründeten 
Säule. Unfere Medizin wird uns durch einen vom 
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Staate beauffichtigten Apotheker verabreicht. Wollen 
wir reifen, dann müflen wir den Staat um Erlaub⸗ 
niß bitten; ja nur ein Wohnungsmwechfel von einer 
Straße zur andern muß unter Bermerfung in die 
Büder des Staatsbeamten geſchehen. Der Staat 
forgt, DaB wir uns nicht durch unreife Früchte Den 
Magen verderben. Unſer Dienfibote muß ſich beim 
Gtaate melden, fobald er die Herrſchaft wechſelt. 
Keine Fabrik, kein Haus, keine Scheune, fein Stall 
fann ohne Staatserlaubnig gebaut werden. Der 
Staat überwacht Alles, fieht Alles, ſchützt Alles, 
fibert Alles und thut fo viel ale möglich felbft 
Alles; er gebietet über ung von der Wiege bie zum 
Grabe, feine Wächter umgeben uns in der Heimath 
und in der Kerne bei Zag und bei Nacht, und den- 
noch leiſtet er für die meiflen nicht genug, wird von 
Allen mit Bormürfen und Undank belohnt, jemehr er 
Kch bemüht, es Allen recht machen zu wollen. 

Mas Wunder, wenn diefer Staat endlidy unferer 
Vorwürfe müde, ung den Mund flopft und das Rai- 
fonniren verbietet! ' 

Die Selbſiſtändigkeit if ein Juwel; einmal ver- 
fenft in den großen Staatsſchlund, ift fie ſchwer wie- 
der zu erlangen. 

Don dem Momente, mo der einzelne Menſch fo 
viel Selbſtſtändigkeit erlangt hat, daß er von feinen 
Fähigkeiten und Talenten einen freiwilligen Gebraud) 
zu machen beginnt, — von diefem Zeitpunfte an tritt 
er in die große Menfchheitsverbrüderung ein, die ohne 
geichriebenes Statut Die feftefle und ausgedehnteite 
Verzweigung über Lie ganze Welt ausgebreitet hat. 

Der arbeitende Menfch, der vermittelft Benugung 
der Naturkräfte, der Intelligenz und des Kapitals fich 
Reichthum erwirbt, vermehrt nicht nur feine eigenen 
Hülfsmittel, fondern zugleich Die der Geſammiheit; 
denn wir nennen 3. B. Dorfichaften, Städte, Natio- 
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wird auch in der weitern Folge dieſer Auseinander⸗ 
ſetzung beibehalten werden. 

Deshalb bleiben dieſe Naturgaben nur für ſo lange 
freies Eigenthum, als noch Feine Bewegung, feine 
Thaätigkeit eines Menſchen ſtattgefunden, um ſich dieſe 
Gaben anzueignen und nutzbar zu machen. So lange 
noch keine Harpune in dem Leibe eines Wallfiſches 
ſteckt, iſt er eine freie Gabe der Natur, die erſte Thä⸗ 
tigkeit und angewendete Mühe eines oder mehrerer 
Menſchen dieſen Wallfiſch zu fangen, will auch ſofort 
belohnt ſein und wird belohnt durch deſſen Werth. 

Hier haben wir die Gelegenheit, den hohen Werth 
der Intelligenz und ihren Einfluß auf die Pro» 
dultion, fo wie den Unterfchied zwiſchen der Erzeu⸗ 
gungsfähigfeit civilifirter und uncivilifirter Menſchen 
wahrzunehmen. 

Die Süpfee- Infulaner, in teren Gewäflern die 
meiften Wallfifhe gefangen werden, waren nicht im 
Stande, ſich diefes höchſt nügliche Thier anzueignen ; 
ihnen feplten nit nur Die Werkzeuge zu folder müh⸗ 
ſamen und gefährlichen Jagd, fondern auch die wif- 
ſenſchaftlichen Erfahrungen und Kenntniſſe, die erfor— 
derlich ſind, um von einem Segelſchiffe und deſſen 
Ausrüſtung den ſichern Gebrauch zu machen. 

Wie arm find deshalb auch unciviliſirte Völker— 
ſchaften! Nicht zu erwähnen die Millionen Neger 
Afrika's, die noch übrigen Indianerſtämme Amerika's 
oder die Wilden Auſtraliens; es genügt ein Blick auf 
das europäiſche Feſtland, um wahrzunehmen, wie in 
Ländern, wo die freie, unbehinderte Forſchung und 
Benutzung der 'menſchlichen Geiſteskräfte geſtattet 
wurde, auch die ſchönſten, mannigfaltigſten und mei⸗ 
ſten Produfte erzeugt werden, während Dort, wo dem 
menſchlichen Forſchungsgeiſte und ber allgemeinen 
Bildung — wie in Rußland und Neapel — Feſſeln 
angelegt find, auch Feine Induſtrie erblühen kann, der 





Volksökonomie. 163 


Mama — Staat, Regierung, Kommune, Innung, 
Zunft oder Bilde genannt — unterſtützen zu laſſen. 
Welche Anſprüche werden nidt von allen Klaflen an 
diejen Staat gemacht?! Dem Kapitaliften foll Staats- 
garantie für Eifenbahnbauten, dem Fabrifanten wenn 
möglich Vorſchuß aus Staatskaſſen zur Anlegung von 
Kabrifen oder zur Anſchaffung von Mafchinen verab- 
reiht werden. Der Kaufmann verlangt, daß der 
Staat für ihn die fremden Märkte durch Confuln er» 
forfche, die Abſatzwege, wie die gangbarften Waaren 
und deren Preife erkundſchafte. Der Handwerker 
fordert Hemmung der freien Erwerbsthätigkeit oder, 
wie er es nennt, die Negelung der Gewerbe durch 
Staatsgefege. Der Landınann will durch den Staat 
Chaufſeen, Brüden, Dämme und Kanäle, Muflerge- 
Küte Sämereien, Baumpflanzungen ıc. befchafft ha⸗ 
ben. Der Staat foll die Kinder unterrichten laſſen, 
fol Univerfitäten, Mufeen, Akademien, Theater, Kir⸗ 
ben, Thiergärten und Parks unterhalten, und endlidy 
jedem herangewachſenen 18jährigen Burfchen eine le- 
benslängliche, mit Avancement und fleigendem Ge⸗ 
halte verbundene fihere Anſtehung geben. Jeder 
ſucht füch fo viel als möglid frei zu machen von 
ſelbſt zu tragenden Laften, um fi faul und unfelbfi- 
ſtändig durch die Arme der Staatsgroßmama tragen 
zu laſſen. 

So verliert die Nation tief innerlich die eigene 
Selbftfländigfeit und ſchwächt durch Ueberlaftung die 
Staatsgewalt, die nicht zu Kräften kommen kann, 
weil zu viele an ihren Brüften fangen. 

Daher haben audy alle Staatemänner und Staats⸗ 
fenfer von ökonomifcher und wirthfchaftlicher Bildung 
danach gefirebt, das Staatsregieren Dadurch zu ver» 
eintachen,, daß fie die Menfchen frei und felbfiftändig 
machten und ihnen geftatteten, ihre Angelegenheiten 

felber zu ordnen; fie haben die Monopole aufgeho- 
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reaufratie, die größte Unfelbfiftändigfelt ſowohl des 
Bürgers wie des Beamten, dahingegen die bie in's 
Kleinlichſte gehende Inſtruktionsmacherei und flufen- 
weile organifirte Bevormundung am ſtärkſten orga⸗ 
nifirt if. | 

Unter der Form und dem Namen von Staatsſchutz 
wird theils mittel», theils unmittelbar die Selbfiflän- 
Bigfeit des Ginzelnen aufgehoben und fomit eine 
Schwäche erzeugt, die auf die Gütererzeugung nach⸗ 
theilig einwirkt, alfo den Geſammtreichthum der Na- 
tion nicht mit derjenigen Hülle vermehren läßt, ale 
dies bei größerer Selbfiftänpigfeit, d. h. bei höherer 
Kraftentwidelung gefchehen würde. 

Bon dem Mehr: oder Mindervorbandenfein der 
nupbaren Büter aber und von dem möglichſt within 
verbreiteten Befige derfelben hängt unfere Sicherheit 
und unfer Wohlftand ab. Werden demnach mehr 
Menfchen in den Kreis der producivenden Menſchen 
bineingezogen,, und wird die Menge der verwalten» 
den und beauffichtigenden oder ſchützenden Staats- 
beamten verringert, fo ift ficher, dag mehr Capital, 
Arbeitskraft Der Gütererzeugung (Produktion) zuge- 
wendet und natürlich auch mehr verbrauchbare Dinge 
(Produkte) zur allgemeinen Vertheilung kommen 
müffen. 

Wirkſamkeit Her Staatsgewalt läßt ſich nicht durch 
fharfe genau vorgezeichnete Grenzen beflimmen, bier 
will fie das Unheil abwenden oder ung vertheidigen, 
dort das Gute befördern, und fie will künſtlich ein» 
wirken auf die Produktionen oder Verbrauchsregeln 
duch Ein- und Ausfuhrverbote, glaubt die Beiftes- 
ſchöpfungen durch Preßverorpnungen überwachen, 
felbR für das Seelenheil der Staatsbürger von 
Staatswegen forgen zu müflen. Tauſend andere 
Laften har der Staat fi bereits aufgebürdet und täg- 
lich fordert man neue Befchränfungen unferer Selbt- 
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Staate beauflichtigten Apothefer verabreicht. Wollen 
wir reifen, dann müflen wir den Staat um Erlaub- 
niß bitten; ja nur ein Wohnungswecfel von einer 
Straße zur andern muß unter Bermerfung in die 
Bücher des Staatsbeamten geſchehen. Der Staat 
forgt, daß mir uns nicht Durch unreife Früchte den 
Magen verderben. Unfer Dienftbote muß fich beim 
Gtaate melden, fobald er die Herrfchaft wechſelt. 
Keine Fabrik, fein Haus, feine Scheune, fein Stall 
fann ohne Staatserlaubniß gebaut werden. Der 
Staat überwacht Alles, ſieht Alles, ſchützt Alles, 
fihert Alles und thut fo viel ale möglih felbft 
Alles; er gebietet über ung von der Wiege big zum 
Grabe, feine Wächter umgeben uns in der Heimath 
uud in der Kerne bei Zag und bei Nacht, und den- 
noch leiſtet er für die meiflen nicht genug, wird von 
Allen mit Bormürfen und Undank belohnt, jemehr er 
ſich bemüht, es Allen recht machen zu wollen. 

Was Wunder, wenn diefer Staat endlich unferer 
Vorwürfe müde, uns den Mund flopft und dag Rai⸗ 
fonniren verbietet! 

Die Selbſtſtändigkeit ift ein Juwel; einmal ver- 
fenft in den großen Staatsfchlund, ift fie ſchwer wie- 
der zu erlangen. 

Don dem Momente, wo der einzelne Menſch fo 
viel Selbſtſtändigkeit erlangt hat, dag er von feinen 
Fähigkeiten und Talenten einen freiwilligen Gebrauch 
zu machen beginnt, — von diefem Zeitpuntte an tritt 
er in die große Menfchheitsverbrüderung ein, die ohne 
gefchriebenes Statut die feftefle und ausgedehnteſte 
Berzweigung über die ganze Welt ausgebreitet hat. 

Der arbeitende Menſch, der vermittelt Benugung 
der Naturkräfte, ver Intelligenz und des Kapitals fich 
Reichthum erwirbt, vermehrt nicht nur feine eigenen 
Hülfsmittel, fondern zugleich die der Geſammiheit; 
denn wir nennen 3. B. Dorfihaften, Städte, Natio- 
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Hieraus geht hervor, daß das Umſetzen der Pro» 
dufte folgendermaßen flatifindet: 

1) Durch Bermittelung von Zeichen, welche theil- 
bar find — wie das ®eld, ed mag nun in Form 
von geprägtem Metall, bedrudtem Papier oder 
Pergament, oder mie unter manchen Negerfläm- 
men Afrika’s, in Heinen Muſcheln befleben. 

2) Daß die Menge der Umfäge von den vorhande- 
nen Mitteln, die wir zum Umtauſch befigen, und 
von dem Umfange des Raumes, in welchem ung 
der freie Verkehr geftattet if, abhängt. 

3) Daß der freie Wille der Austaufchenden den 
Preis der Produkte befimmen muß. 

Das Geld, in welcher Form es auch erfcheinen mag, 
dient hanptſächlich als Bermittelungswerfzeug für die 
Umfäße, und wird theils Durch das Herfommen, theils 
durch das Geſetz zu diefem Behuf verwendet 

Da nım die Dienfte, welche das Geld leiften foll, 
nicht allein von der Menge der gefhehenen Umfäge, 
ſendern aud von der Leichtigkeit, mit der dieſe Um- 
ſätze flattfinden dürfen, abhängen, fo geſchieht es 
Hufig, daß, wenn nicht hinreichend geprägtes Metall 
vorhanden iſt, man anderes Material an deren Stelle 
verwendet, wie Papier, welches dann in Form von 
Kaſſenſcheinen, Wechfeln, Banknoten, Aktien, Pfand⸗ 
briefen u. f. w. die Stelle der Produkte vertritt und 
ebenfalls ale Werthzeichen die weitere Vermittelung 
beim Taufchen übernimmt. 

Der Unterſchied ziwifchen dem Metall- und Papier⸗ 
gelde ale Tauſchwerkzeug ift überall, wo dieſes in 
sihtigem Verhältniffe und in naturgemäßer, den Be» 
därfniffen der Bevölkerung entfprehender Menge be» 
ehe, höchſt unmefentlih. In England, Preußen, 
Belgien oder Holland werden augenblicklich Bankno⸗ 
ten oder Kaflenfcheine des Staates dem Metallgelve 
gleichgeachtet; follte aber einer diefer Staaten durch 
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In Tolden Zeiten bilden die vorhandenen Mittel 
Bas Grundvermögen, aus dem die Nationen ihren 
Zuſchuß bezieden; bei längerer Andauer folcher Zu⸗ 
Hände wird mehr verbraucht (theilmeife wie im Kriege, 
aud viel zerſtört), ale erzeugt, und Das Befammiver- 
mögen verringert fich, anflatt fi zu mehren. Wir 
fehen dann in armen Gegenden größeres Elend, oft 
Hungersnoth, wie in Zrland und Schlefien, eintre- 
ten, während reichere Diftrifte eine längere Zeit aus⸗ 
barren können und weniger darunter leiden. 

Die Erweiterung des Marktes wird dann zur Noth⸗ 
wendigkeit. Alle Staaten öffnen in Zeiten von Miß- 
wachs ihre Grenzen der Kornausfuhr; es zwingt fie 
das ewig feſtſtehende felbftwaltende Naturgeſetz des 
freien Verkehrs. 

Leider find wir Dertheiviger der Verkehrs» und 
Zaufchfreiheit in den Stand gefept, mehr Beifpiele 
von den üblen Kolgen der Verkehrsbeſchränkung bei« 
bringen zu fünnen, als ſolche, welche die wohlthätigen 
Ginflüfje der Verkehrsfreiheit nachweifen. 

Gin Blid auf die Karte von Europa genügt, um 
das Unnatürliche und Verwerflide des Abfperrungs- 
ſyſtems in feiner ganzen Gefährlichkeit zu erkennen. 
Wir fehen ven Oſten Europa’s, alfo ganz Rußland 
und Polen, durch einen despotifchen Machtſpruch vom 
‚ Übrigen Feſtlande getrennt; die Bedürfnijle von 50 
Millionen Menſchen werden auf die Erzeugniffe einer 
fi troß des Monopols nur kümmerlich entwidelnten 
Induſtrie befchränkt, der Austauſch der Produkte Of» 
und Weſteuropa's auf das kleinſte Maaß redueirt, 
eine Handelgfeindfeligkeit wird im Jahrhundert ber 
Eifenbahnen und ZTelegraphen aufrecht erhalten und 
auf diefe Weife Haß und Zwielpalt zwifchen Natio⸗ 
nen erzeugt, der nur verderbenbringend und zerflörend 
wirken kann. 

Bliden wir ferner auf die einzelnen Völkerſtämme 
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Ein Beifpiel von der wohlthätigen Wirkung, die 
ein erweiterter Markt für den allgemeinen Taufch 
ausübt, giebt ver Zollverein, der troß feines den Ber, 
Sehe nach außen hemmenden Tarifs mindeftens den 
38 Millionen feiner Mitglieder einen erweiterten ges 
wieinfchaftliden Raum zum Tauſchen anwies. Hier 
Eonnten fi leiter Verbindungen anknüpfen, die In⸗ 
tereſſen ſich mehr mit einander verketten, der Verkäu⸗ 
fer einen umfangreicheren Abfapıweg, der Einkäufer 
eine größere Auswahl vorfinden, als dies früher un« 
tee dem Abſperrungsſyſtem der einzelnen deutſchen 
Ötaaten der Fall war. Ein erhöhter Wohlſtand, in- 
wuftrielle Vervollkommnung und größerer Abfag im 
Janetn und nad dem Auslande find jept die ſegens⸗ 
reichen Folgen. 

Schließlich bleibt ung nod die dritte Bedingung, 
weiche zum Zaufche weſentlich beiträgt, zu erörtern 
übrig, nämlich: 

„daß der Preis der Produkte durch den freien 
Willen ber Tauſchenden beflimmt werden muß.” 

Der Werth eines jeden taufchbaren Begenftandes 
“ wird überall, mo ein freier Zuftand herrfcht und Feine 
gemaltfamen oder flörenden Eingriffe einen Einfluß 
ausüben, durch die freiwillige Uebereinkunft der bei⸗ 
den taufchenden Parteien geregelt. Diefe beiden Par⸗ 
teien werden natürlicher Weife von verfihiedenen Urs 
ſachen in ihrem Fordern und Bewilligen des Preifes 
geleitet. Bald iſt es die Nothwendigkeit, eine leicht 
dem Verderben ausgefente Wanre um jeden Preis 
hinzugeben, die den Verkäufer veranlaßt, wohlfeil 
zu verlaufen, bald iſt es wieder die Seltenheit bee 
Gegenſtandes und die mit der Herbiifhaffung oder 
Anfertigung verbundene Mühe, die den Käufer be- 
wegt, einen hohen Preis anzulegen. Es würde dem- 
nach zu weit führen, wollten mir hier alle nur erdenk⸗ 
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Wie ſchon bemerkt worden, ruft das Selbſtintereſſe 
die großartigſten Bewegungen hervor, und wir ſehen 
bekanntlich in Ländern, wo dem Selbſtintereſſe der 
freieſte Spielraum gelaſſen iſt, größere und gewalti⸗ 
gere, allgemein nützliche Unternehmungen entſtehen, 
als dort, wo dieſem verſchrienen „Egoismus” oder 
auch oft „anarchiſche Soncurrenz” genannten Zuſtande 
Hemmniffe in ven Weg gelegt werden. 

Beginnen wir bei unferer Unterſuchung wieder mit 
Beobadhtung der menfchlichen Natur. Wir finden 
(bon in der Kinderfchule die Concurrenz unter den 
ABE-Schügen als Mittel, ven Fortfchritt zu beför- 
dern, angewendet; der Lehrer weift ſtets auf den Fleiß 
und die Kenntniffe der Nebenfchüler hin, ja man giebt 
dem Fleiße und der Lernbegierde fogar eine Prämie. 
Daffelbe gefcbieht in unfern Bürgerfchulen, Gymna⸗ 
fin, Univerfitäten und Alatemien, wo jährlih Prä- 
mien für Löfung von Preisaufgaben ausgeſetzt wer- 
den; felbfi die höchſten Behörden bieten bei wichtigen 
Baumerfen, wie 5. B. bei der Rheinbrüde in Köln, 
Prämien für die beflen Leiſtungen. 

Diefes Verfahren iſt im Orunde nichts Anderes, 
als ein Anfpornen zur Concurrenz, eine Belohnung 
für die am meiften fortgefchrittene Geiſteskraft, fo wie 
im Mittelalter dem fiegenden Ritter im Zurnier eine 
Belohnung für die höchfte brutale Kraft verabreicht 
wurde. 

In diefen öffentlihen Aufmunterungen der Con⸗ 
euerenz erkennen wir zugleich den hohen Werth des 
Syſtems an, aber mie wir leider in allen wirthſchaft⸗ 
lihen ragen dem Geiſte des Widerſpruchs begegnen, 
fo auch hier; wo wir binbliden finden mir auf der 
einen Seite ein Anerkennen und Gewährenlaſſen der 
großen Naturgefege, auf der andern wieder die un» 
verzeihlichſten Eingriffe, und fo entfleht ein Zwieſpalt 
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in ſolch kurzer Zeit den Pachtzins in England um ein 
Fünftel erhöhen werde, und daß, wie jetzt der Fall, 
beim Ausbieten einer einzelnen Pachtung mehr Pach⸗ 
tee zum Termin erfcheinen würden, als früher beim 
Ausbieten von ſechs Pachtungen. 

Wer die Folgen einer „ungezügelten Concurrenz“ 
bvbekrittelt oder gar die Staatsgewalt gegen „unberu- 
fene Eindringlinge in das Gewerbe” zu Hülfe ruft, 
zeigt nur den Zuſtand der Unfelbfiflänbigkeit und 
Scqhwärche, in dem er ſich befindet. 

Einige hundert Tifchler gehen jeden Sonnabend 
Nachmittags mit allen Sorten Möbeln, guten und 
fchlechten, eleganten und gewöhnlichen, von Handlung 
zu Handlung, und bieten ihre Waaren, die fie unter 
Entbehrung und Einfhränfung während der Woche 

efertigt haben, feil. Daheim wartet der Geſelle auf 
bn, die Frau auf Geld zum Einfauf Der Sonn» 
tan@bedfrfniffe und zum Bezahlen ver Kleinen Schul» 
den, welde während der Woche gemacht wurden. 
Derjenige Tiſchler, welcher eine Waare feilbietet, die 
augenblicklich begehrt wird, erhält einen guten Preis; 
die Mehrzahl muß zufrieden fein, wenn fie überhaupt 
nmur Käufer finder, und mandye bringen das Erzeng- 
naiß ihrer wöchentlichen Mühe unverkauft nach Haufe. 
Die Concurrenz hat die Preife gedrüdt, die Con⸗ 
cturren; bat Veberpropuction erzeugt, die Concurrenz 
AR Schuld, daß ver Dann Fein Geld nad Haufe 
brachte und die Frau irgend ein Stüd nad) dem Leih- 
ante tragen muß.” — Dies find die Redensarten, 
die wir in allen foldhen Fällen zu hören befommen, 
umd manches derbe Wort gegen vie Hartherzigfeit der 
Msbelhändler, ja fogar Wunſche, daß die Regierung 
bie Möbelhandlungen total verbieten möchte, ter» 
"den laut. 
-  egtsaber der gebrücdte Zuſtand dieſer braven und 
fleißigen Arbeiterklafſſe nicht mehr an der au Qexin« 
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nöthigen Arbeitskräfte in den Stafernen und Oarnifo- 
nen weniger erzeugt; Summen, zu groß um fie be- 
rechnen zu können, wurden duch das Verkehrbe⸗ 
ſchränkungs⸗Syſtem den mittleren Klaſſen entzogen 
und einzelnen befhüßten Fabrikzweigen künſtlich zu- 
gewendet. Was Wunder, wenn die Schneiderfrau, 
die einen Silbergroſchen Schugzoll für ihe Pfund 
Zuder an die Magdeburger Rübenzuderfiederei bezah⸗ 
fen muß, ſich dann beim Einkauf des Fleinen Waſch⸗ 
tiſches den Silbergroſchen zurüd erfparen will? Was 
Runder, wenn der Schloſſer 25 Procent mehr für 
fein Eifen zu Bunften eines ſchleſiſchen Hüttenbefigere 
bezahlen muß, ihm das Geld zu einem Paar neuen 
Stiefeln nicht ausreicht ? 

Würde aber der Concurrenz nad allen Seiten hin 
freier Spielraum gelaffen fein, d. h. allgemeine Tauſch⸗ 
freiheit vorherrfchen, fo würde zunächſt dag eine Uebel, 
„überfpannte Concurrenz in einzelnen Fächern und 
Mangel an geringerer Concurrenz in anderen” weg⸗ 
fallen. Hat die Natur unfern Boden nicht reichlich 
genug mit Cifen verforgt, oder find die Befiger unfe» 
ser Bergwerke unfähig oder nicht Willens, ung mit 
der nöthigen Quantität, Qualität und zu Denfelben 
billigen Preifen zu verſehen, als dies durch auslän— 
diſche Fabriken gefchehen Fann, fo muß die Coneur⸗ 
ren, dort ebenfo gegen die kapitalreichen Bergwerks⸗ 
befißer ihren Einfluß ausüben, wie fie cd gegen die 
kapitalloſen Tischler, Schloſſer und Schneiter thut. 

Nur in Folge der Concurrenz ift es ung möglid, 
die Produkte entfernter Yänder zu einem Preiſe zu er- 
balten, der durchaus nit im Verhältniſſe zu den An- 
firengungen fteht, die notwendig waren, Diefe Pro- 
dufte erzeugen, transportiven und Durch den Handel 
verbreiten zu laſſen. Mer fünnte es unternehmen, 
ohne dos gegenfeitige Unterbieten taufend verfchie- 
dener Concurrenten ein Pfund brafilianifchen Kaffee 
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heitsfreunden leider häufig angefeindete Concurrenz, 
die wir kurzweg Freiheit nennen können, iſt in der 
That das eigentlich wahre demokratiſche Prinzip. 

Die ausgleichende Wirkung der Concurrenz trat 
flets wie ein ätzendes Heilmittel auf, wo durch Die ge⸗ 
waltfame Störung eine offene Wunde in dem Ge- 
fellfchaftsförper vorhanden war; mir können viele 
Schmerzen, welde durd die Concurrenz dem „Eran- 
fen Manne“ verurfacht werden und die wir täglich 
vor Augen ſehen, nicht leugnen, auch giebt ſich Die 
Volkswirthſchafislehre, die nur an Stelle künſtlich er- 
zeugter Ungleichheiten die freie Wirkſamkeit der Na⸗ 
turgefeße zurückrufen will, fih nicht ale Die Befreierin 
von allen Uebeln aus; die Menſchheit aber lernt, wie 
Baſtiat richtig fagt, den Schmerzen, welche ihr noch 
vorbehalten find, zwei wichtige Mittel entgegenfegen: 
die Borforge, die Frucht ter Erfahrung und des 
Verſtandes, und die Aſſociation, d. h. die vereinte 
Borforge. 

Der Kredit iſt das Vertrauen, welches Jemand 
genießt, und wodurd er in den Stand gefegt wird, 
fih Leitungen oder Dienfte zu verfcaffen, ohne daß 
ex ben vertragsmäßigen Gegenwerth fogleich zu er- 
Ratten braucht. . Die Orundlage des Kredits — dag 
Vertrauen — ift zugleid die Ueberzeugung desjeni⸗ 
gen, der an einen Anderen eine (Forderung hat, daß 
er in Gemäßheit der Vertragsbedingungen befriedigt 
werden wird, und hierbei wird ſtillſchweigend voraus. 
gefeßt, daß der Schuldner nit nur willeng, fon- 
dern auch fähig fei — feine übernommene Verbind- 
lichkeit zu erfüllen. 

Die Affociation und der Kredit find Die Haupt- 
bebel des jegigen Wirthſchaftsſyſtems; beide bieten 
die Mittel, ſowohl geiftige, wie materielle, zur Pro⸗ 
duftion wie zum Umfog, und je umfangreicher und 
ansgedehnter der Gebrauch iſt, der von Diejen beiden 
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fehritte der Induſtrie ein dargeliehenes Kapital in 
einem ganz anderen Fichte; der Kredit ift Feine Unter⸗ 
ſtühnng in Nothfällen, fondern eine Triebfeter — 
ein Werkzeug, womit derjenige, welder es gekauft, 
aroßen Mugen für die bürgerlide Geſellſchaft und 
zugleih Gewinn für fi) felber erzielen kann, und es 
ft weder Sünde, noch Berbrecdhen oder unmoralifch, 
fi einen den Umſtänden angemeflenen Zins bezah- 
len zu laffen, als e8 eben fo wenig Sünde, Verbre⸗ 
den vder unmoraliſch ift, ſich Padıt für Ländereien, 
Miethe für ein Haus oder für ein gelichenes Fuhr⸗ 
werd bezahlen zu laflen. 

Im Mittelalter und felbfi noch bie zur Hälfte des 
legten Jahrhunderts fannte man die Nüplichkeit und 
die Yunftionen der großen beweglichen Kapitalien 
nit. Die Sparfamfeit großer Gigenthümer, die kei⸗ 
nen Aufwand machten, wurde als Geiz und Knickerei 
verfchrieen; auf der andern Seite wurden bie von 
Darleihern geforderten ‚Zinfen ale ein Mißbrauch an« 
geliehen und befonders von der Kirche als „Wucher“ 
arg verfolgt, wozu die Staatsgewalt die erecutive 
Macht bergab. Uber din Geſetze, wodurch man die 
Jinſen auf ein beftimmtes höchftes Maaß beſchränken 
oder gänzlich unterdrüden wollte, haben flets und 
überall ven Wucher vermehrt, d. h. Die Kapitalien, 
die zum Darleihen erforderlich find, feltener gemacht, 
und Dadurch das Gleichgewicht ziwifchen Angebot und 
Nachfrage geſtört. Ye heftiger Die Drohungen wa⸗ 
ren und je firenger fie executirt wurden, deſto höher 
flieg der Zinsfuß des Geldes, und zwar aus folgen« 
den höchſt einfachen und leicht begreiflichen Gründen. 

Der Zins befteht nämlih aus zwei Beftandthei- 
fen: aus der Miethe für das Darleihen, und aug der 
Siherheitsprämie, die ſich der Darleiher bezahlen 
läßt, fobald das Vertrauen in die Zahlungsfähigkeit 
des Entleihers ſchwankend if. 


Der. ten. Ene. Ih. COXXVIII. N 
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nehmer, die Rapitale fuchen, wiederum genügende Bes 
friedigung erlangen follen, fo braucht man nur jeder 
Art von Darlehnsbedingung und hauptfählih der 
Feſtſetzung des Zinfes volllommene Freiheit zu lafe 
fen. Unter dem Schutze diefer Freiheit wird ſchwer⸗ 
lich ein disponibles Kapital ohne Anwendung liegen 
bleiben, und viele zahlungsfähige und rechtliche Ger 
iberbireibende werden gegen einen mäßig höheren 
Zins, ale den jetzt durch Das Geſetz geflatteten, Vor⸗ 
ſchüſſe erhalten, die jegt entweder gar feinen, oder ge» 
gen dreifach⸗hohe Zinſen Kredit finden. 

Die Höhe des Zinsfußes wird von verfchiedenen 
Urſachen bedingt. Zunächſt muß man den in einem 
Lande oder an einem einzelnen großen Handelsplage 
oder in einer einzelnen Provinz durchſchnittlich gezahle 
ten Zinsfuß von dem Zinsfage, ven eine einzelne 
Berfon unter außergewöhnlichen Umftänden zahlen 
muß, trennen. Die Kreditverhältniffe einzelner Per- 
fonen oder Klaffen hängen zumeift von dem Orte, mo 
folche Perſonen leben, und von.der Stellung, die fie 
in der Befellfchaft einnehmen, wie von der Sicherheit, 
die diefe Stellung bietet, ab. Der Kredit eines le 
benslänglih an einem Hoftheater engagirten Sän⸗ 
gers mag größer fein, als der eines Zenoriften an 
einem Provinzialtheater; der Darleiher berechnet na⸗ 
türlich Die größere oder geringere Gefahr, und richtet 
danad) feine Forderung, er beurtheilt den Charakter 
der Perfon und die Erwerbsverhältniſſe derſelben, 
kalkulirt die Möglichfeit Des Verluſtes und fest dem⸗ 
nad die zu zahlende Zinsprämie fe. Tritt nun 
noch die Ausſicht hinzu, daß der Schuldner von dem 
Geſetze Gebrauch machen und dag Darlehen ald Wu—⸗ 
cher dem Richter Denunciren könnte, fo wird das Rifiko 
"erhöht und die Prämie verdoppelt und verdreifacht. 
Anders ift es im großen Verkehr der Kaufleute, Fa⸗ 
brifanten und Banquiers, wo der Kredit auf ſoliderer 
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der Staatspapiere in die Höhe zu treiben und ihre Fi⸗ 
nanzwirthſchaft ale ausgezeichnet Darzuftellen, nur ver- 
mittelft Eingriffe in die Kredit⸗ und Verkehrsverhält⸗ 
niffe und auf Koſten der Nation erzielt werten fün- 
nen. Der Kredit eines Staates ift venfelben Bepin- 
gungen unterworfen, wie Der des Einzelnen, ſtets rich» 
: tet fih das Bertrauen nach der Sicherheit, der Mo- 
zalität und dem Gebraude, den der Staat von dem 
ihm bemwilligten Kredit zu machen gedenft, denn von 
der guten Anwendung hängt auch die Möglichkeit ver 
Rüderftattung ab. 
Uber die Staaten find häufig felber in die Noth- 
wendigkeit verfegt, fogenannte Wucherzinfen zu be- 
zahlen. Sehen wir nidt oft, wie Regierungen bei 
ihren Anleihen für eine Schuldverſchreibung vom 
Hundert nur einige Achtzig in baarem Gelde er- 
halten? 
Während alfo die höchſte moralifde Macht — die 
Staatsgeſellſchaft — zu ihrer eigenen Erhaltung den 
.höchſten Preis für die Dienftleiftung des Kapitals be» 
zahlt, verfolgt fie mittelft ihrer Geſetze den einzelnen 
Bürger, der fi) in Der Lage befindet, ſich diefelben 
hohen Sicherheitsprämien bezahlen zu lafjen, weil die 
Zeitverhältniffe das allgemeine Vertrauen geſchwächt 
.. und den Kredit erſchwert haben! Es ift dies Verbot 
der freien, unbehinderten Benugung des Eigenthums 
eben in Zeiten des Aufruhrs, Krieges oder der Miß- 
ernte das Oefährlichſte und Werderblichfte, Das einem 
Volke widerfahren Fann, und jede Regierung follte 
fih beeilen, fo fchnell als möglich die vollftändigfte 
Freiheit Des Zinsnehmens zu decretiren. 

Im Jahre 1848 wurden in Folge des Marimumsg, 
dem der Zins in Preußen unterworfen ift, viele 
Brunpbefiger gezwungen, fi den Händen von Leu⸗ 
ten anzuvertrauen,, die den Muth befaßen, dem Ge⸗ 
fege zu trogen; natürlich forderte dieſe Art Darleiher 
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ſtehen, die den Schuldner zur Nichterfüllung ſeiner 
Verbindlichkeit autoriſiren, und die die Gültigkeit der 
auf Treue und Blauben eingegangenen Verpflichtun⸗ 
gen nicht anerkennen. Die Wuchergefege und das 
Zinsmarimum find in wirthfchaftlicher wie in morali⸗ 
fiber Beziehung verwerflich, fie find im Widerſpruch 
mit dem Rechte der freien Berfügung über dag Eigen- 
thum und ein Ausflug jenes Firchlich-communiflifchen 
„Prinzips der brüderlichen Liebe”, das flets, wo es 
fih in die Eigenthumsfrage mifchte, mehr Unheil ans 
fliftete, als e8 gut zu machen im Stande war. Ber 
die leider meifteng verbfendeten und im Grunde nicht 
bösmwilligen Communiften verwerfen den Zins und 
— zu dem Schluſſe: „Eigenthum iſt Dieb⸗ 
a “ 

‚Die Aufgabe der National» Defonomen aber ift: 
zu beweifen, daß in der Freiheit Des Eigenthums 
das wahre Recht und die wahre Harmonie der Ge⸗ 
ſellſchaft befteht. 

Große Reformen, Entdvedungen und Erfindungen 
haben zu allen Zeiten Veränderungen im wirthſchaft⸗ 
lihen Zuſtande der Menfchen hervorgerufen. Durd 
die Entpedung der Seewege nad den beiden Indien 
und Amerika, ferner feit der kirchlichen Neformation 
und der ſich heranbildenden Selbfifländigfeit der Na- . 
tionen fiel die mittelalterliche Feudalherrſchaft und das 
von den Junkern heute noch vertheidigte „patrimo- 
niale Wirthſchaftsſyſtem“. Diefes Syſtem, unter 
welchem urfprüngli der Grundbeſitz und damit die 
Agricultur nur den Fürſten, dem Adel und der Geiſt⸗ 
lichkeit geftattet war, der den Boden bearbeitende 
Leibeigene aber einer Dafchine oder dem Lafithiere 
gleih wurde — dieſes Wirthſchaftsſyſtem mußte end- 
Hi der „commerciellen oder Geldwirthſchaft“ Platz 
machen. 

Sobald man gewahr wurde, wie das Meifen nad 
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MSo hatte das commercielle Wirthſchaftsſyſtem 
während der letzten drei Jahrhunderte bald mehr, 
bald minder fiegreich, je nachdem die Regierungen es 
unterdrädten oder frei wirken ließen, tie „patrimo⸗ 
niale Antheils⸗ oder raubritterliche Autoritätsmwirkh- 
ſchaft“ beherrſcht; gegenüber dem großen untheilba- 
ven und unflüffigen Grundbefige des Adels und der 
@lerifei bildete fih das nicht minder große bewegli⸗ 
dere und fruchtbringendere Kapital der Handelscom⸗ 
paynie und Kaufleute, und bebielt auch bis zu Ende 
des vorigen Jahrhunderts die Dberherrfchaft, bis end⸗ 
lich mit der franzöfifhen Revolution die legten Vor⸗ 
rechte des Adels und der Geiftlichfeit zu Grabe getra⸗ 
gen wurden. 

Was heute noch davon übrig geblicben, find ver- 
fallende Ruinen, die nicht einmal das Ehrenhafte und 
Achtunggebietende der mittelalterlihen Burgen auf» 
weifen fönnen; bag Ritterthum und fein ihm beige- 
theiltes Wirthſchaftsprinzip der patrimonialen Auto- 
rität iſt aufgelöft in dem „Induſtrieſyſtem“ ver neuen 
Zeit. Zur Fabrikation von Kartoffelfpiritus, Rüben» 
:zuder, Olas, Lampenöl, Roheifen und zu Maftochfen 
bedarf man ganz anderer Werkzeuge, als das Schwert, 
. vie Lanze und der Helm waren, da felbft das im Mit- 
telalter beſtandene „Kriegshandwerk“ heutzutage zur 

Kriegskunſt“ umgeſchaffen wurde, die ebenfalls un- 
. Ieugbar wie alles Andere dem modernen und herr- 
Schenden induſtriellen Wirthfchaftsfyftem fich unterord- 
nen muß. 

Eine neue Wirthſchaftsperiode begann, die commer⸗ 
ecielle Handelsfpeculation wurde von der gewaltigen 
Kraft ver durch Wafchinen wunderbar ſchnell empor⸗ 
blühenden Induſtrie überflügelt. — Cs famen Jae⸗ 
—quard mit dem Mufterwebfiuble, James Watt 
mit der Dampfmaſchine, Artwright mit der Maſchi⸗ 
nenfpindel, Stephenfon mit feinen gewaltigen 
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Es iſt nicht die Herrſchaft des Kapitals oder die 
Geldariſtokratie, die man häufig ver untergehenden 
patrimonialen gegenüberſtellt, es iſt vielmehr die hohe 
achtungerzwingende „Autorität des Fleißes“, die 
Autorität der nicht umkehrenden, ſondern fortichrei« 
tenden, endlich lebendig gewordenen und in jeder 
Hätte eingekehrten Wiſſenſchaft, welche dic Herrſchaft 
zu erringen firebt und erringen wird. 

Diefes induftrielle Wirthſchaftsſyſtem, das natür- 
lich überall, wo die Leibeigenfchaft abgeſchafft ift, auch 
die Agricultur umfaßt, bedient ſich jegt des Handels 
nur noch ale Mittel. Die Reifen nach den beiten 
Indien und nad Auftralien haben heutzutage Das 
Gepräge großer Handelgfpeculationen verloren, und 
erhalten von Tag zu Tag einen mehr foliveren Cha- 
valter, gleich Dem Frachtfuhrweſen auf dem Feſtlande. 
Die letzten großen Berlufte in Auftralien haben wahr- 
ſcheinlich für eine lange Zeit die hazardirende Specu- 
kation verdrängt, und der folide Handel, deſſen Auf- 
gabe if, das Oleichgewicht auf den Weltmärkten her⸗ 
auftellen, behauptet den Vorrang. 

Aber wie das induftriele Wirthſchaftsſyſtem na⸗ 
turgemäß Alles, was producirt und ihm Dienfte leiſtet, 
in erſter Reihe zieht, Dahingegen alle zerftürenden, 
bemmenden und unproduftiven Kräfte von ſich fort 
flößt, fo hat es auch aus ſich felber die Mittel zu fei- 
wer Größe und ferneren Eriftenz geſchaffen; die Mit- 
tel beleben in der Affoclation und im Kredit. 

Die Affociation oder „die gemeinfchaftlihe Vor⸗ 
forge ‚” wie fie Baftiat nennt, und die ung zunächſt 
in Form der großen Sompagnien entgegentritt, befitt 
unverlennbar eine Autorität, und ihr Einfluß ift im 
Steigen, wie der der patriarchalifchen Autorität im 
Abnehmen if. Was ift die Direktion einer Graf⸗ 
ſchaft mit allen Robotbauern, Hinterfaflen, Käthnern, 
Sagelöhnern, Ober» und Unterförftern, Zügen, Sixt 
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ciationen frei geſtatten, ſich Verbündete, während Län⸗ 
der, deren Kapital⸗ und Intelligenzkräfte ſich nicht 
frei vereinigen durften, den Regierungen keine zeitge⸗ 
mäßen Hülfsmittel zu bieten vermögen. 

Im Fahre 1848 unterdrüdten die Eifenbahnen, 
nach dem eigenen Geſtändniß der mittelalterlichen Au- 
toritätspartei, die Auffände; ohne feine großen in- 
duſtriellen Affortationen wäre England nicht im Stande 
gewefen, Menfchen, Lebensmittel und Kriegsmaterial 
Über drei Weltmeere in fol kurzem Zeitraume zu 

‚transportiren. Der Berluft der durch die Stürme 
im ſchwarzen Meere geftandeten Zransportfchiffe hätte 
vor 35 Jahren die allürte britifche Armee dent fiche- 
ven Untergange Preis gegeben, während heute mit 
Häülfe ver großen Compagnien neue Trangportmittel, 
Kleider, Waffen und Nahrungsmittel in einer fabel- 
baft kurzen Zeit geliefert wurden. 

Bedarf es noch der Erwähnung des wohlthätigen 
Einfluffes der Afiociation? Die VBorfhuß-, Alter: 
verlorgungs-, Sterbe» und Krankenkaſſen geben Zeug⸗ 
niß genug, nur möge unfere Zeit, die fi) zugleich dem 
ſcheinphilantropiſchen Unterſtützungsſyſtem hinneigt, 
ſich vor den zu vielen Wohlthätigkeitsanſtalten hüten; 
den Maſſen ſollte lieber die Bildung freier Affocia- 
tionen geftattet fein, und fie auf die Selbfihülfe an- 
gewiefen werden, als ihnen auf der einen Seite ängflt- 
li die Selbftaffociation vorenthalten, um ihnen auf 
der andern ein aus einer afjocirten Wohlthätigfeits- 
anftalt fließenvdes Almoſen darzureichen. 

Für Denjenigen, der die „Signatura temporis,“ 
d. b. die wirklichen Zeichen der Zeit verfteht, giebt es 
Feine „Tociale Frage zu löſen,“ weil naturgemäß gar 
feine Verwickelung exiftirt. Die Naturgefeße find 
harmoniſch, ihre wohlthätige Wirkfamfeit wird nur 
geftört durch die Eingriffe der Menſchen. 

Keine Idee hat in neuefter Zeit mehr Angriffe er⸗ 
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Demnach könnte das Eigenthum mit vollem Nechte 
lagen: „Der Herr beſchütze mich vor meinen Freun⸗ 
den, vor den Feinden werde ich mich ſelbſt zu ſchützen 
wiffen.“ 

Jedenfalls iſt unter allen wirthſchaftlichen Unterſu⸗ 
chungen der neueften ‚Zeit diejenige, welche die Eigen⸗ 
thumsfrage und in dieſer fpeciell die vom Grund: 
eigenthume behandelt, unftreitig die wichtigſte. Ce 
handelt fi hier nicht um eine Zeitfrage, wie die vom 
Ein- oder Zweikammerſyſtem, DMonardie oder Ne» 
publif, Schugzoll oder Freihandel, fondern um bie 
Gntfheidung, ob die menfchliche Geſellſchaſt auf der 
ganzen Erde fih fernerhin den Beſitz des Bodens 
durch ewige Kämpfe unter einander flreitig maden 
foll, oder ob ein Mittel vorhanden ift, welches dieſem 
Kriege ein Ende machen und das Ungleicdye ausglei- 
hen fol. 

Die Franzoſen haben diefe Trage theils mit der 
Weder, iheils mit fhärferen Waffen entſcheiden wol» 
len; der Prozeß it bis jegt eine Zeit fang vertagt, 
wird aber, wenn nicht vorher ein Vergleich zu Stande 
kommt (wozu bei der jchroffen Stellung beider Par⸗ 
teien ſchwache Ausfiht vorhanden if), fpäter um fo 
.ernfihafter vrrhandelt werden. 

M. Eonfiderant fagt: „Jeder Menfch befigt 
rechtmäßig die Sache, welche feine Arbeit, feine Ein⸗ 
fit, oder allgemeiner, feine Zhätigkeit geſchaffen hat. 
Da die Erde aber nicht durch den Menfchen erfchaffen 
if, fo folgt aus dem Orundprinzip des Eigenthums, 
daß die Erde das Gemeingut der Menſchheit, aber, 
nicht rechtmäßig unumfchränftes oder ausſchließliches 
Figenthum Diefer oder jener Individuen, die Doc) dies 
fen Werth nicht gefchaffen, fein kann.“ 

Demnach beſteht nach feiner Meinung der Grund 
und Boden 
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echte die Bleichheis ver Antheile hervorgeht, ſich die 
Ungleichheit der Verhältniſſe auf fpätere Nechte be⸗ 
rufen 9% 

Seine Schlußfolgerung ift demnad: „Eigen: 
thum ift Diebflahl.” „Man hebe das Eigenthum 
des Einzelnen auf und feße das der Geſammtheit, 
d. h. die Oemeinfcdaftlichkeit, den Communismus an 
deſſen Stelle.” 

Sole kurz und bündig hingemorfenen Angriffe 
überrafchen; die Diaffe wird ftupig, der Einzelne 
fragt fich ſelbſt und Undere, ob denn der gute Mann 
am Ende nicht Recht habe, und die großen Staats⸗ 
politifer, anftatt Ficht und Aufklärung zu verbreiten, 
denken fojort über tie Mittel nad, wie ſolchen „des 
ſtruktiven Lehren” zu begegnen fei; die Preſſe wird 
nun firenger überwacht, die Communiften werden ein. 
gefperrt oder gar dorthin gebracht, wo der Cayenne⸗ 
Dfeffer wählt. Auf diefe Weife wird Frankreich ge- 
settet und die Herren von der Börſe können ruhig zu 
Bette gehen. 

Oben fhon, ale von Produktion die Rede war, 
fagten wir, „daß die Naturkräfte und Naturgaben, 
welche ohne Mitwirkung des Menſchen entflanden 
feien, die ex fertig vorfinde und ſich nur anzueignen 
brauche, den Urſtoff bilden, aus denen derfelbe feine 
Shöpfungen hervorgehen laſſe; dieſe Naturgaben 
bleiben nur für fo lange freies, berrenlofes Eigen- 
thum, als noch feine Thätigfeit eines Menſchen ftatt- 
gefunden hat, um jich dieſe Gaben anzueignen und 
fih nugbar zu machen. 

Man fieht hieraus, Daß der Urftoff, die Erde, kei⸗ 
nen Werth bat; dieſen erhält fie erſt purd eine 
Thätigkeit des Menſchen, fie nugbar zu machen, und 
wenn wir den Grund und Boden nad) feinem Werthe 
berechnen, fo ſchätzen wie nur die Dienflleiftung ab, 
die bisher ftattgefunden hat, und wodurd) e8 ung mög- 
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Tenbjäpriger Irrthum nur übertünden, nicht vertilgen 
onnte. 

Was auch der eigentlihe Zwed alles deſſen fei, 
- was der Menſch durch feine Sinne wahrnimmt, ihm 
iR es nur ein Stoff, deflen er ſich bemächtigen darf 
- zur Friſtung feines Daſeins, zur Verbeflerung feines 
Zuflandes, zur Entwidelung feiner Anlagen, über- 
baupt zum Erfüllen feiner Beflimmung, fo weit er 
deren fich bewußt zu werden vermag. Das Geſchlecht 
empfing diefe Mitgift; des Einzelnen Antheil ward 
ihm zunächſt durch feine Arbeit befcbieden ; der Boden 
ward fein, weil er ihn baute; das Thier fein, weil er 
es zähmte. Was die Natur erzeugt ohne menſchliches 
Zuthun, blieb no fange Gemeingut. Das Anden⸗ 
ten dieſes Erſtlingszuſtandes lebt noch im Volke. Wer 
fi tief gekränft fühlen würde durch die Vermuthung, 
er fei fähig, eines Hellers Werth aus eurem Haufe 
zu ſtehlen, trägt fein Bedenken, Wild auf euren Jag- 
den zu ſchießen, Holz in euren Forſten zu fällen und 
feine Heerden auf eure Weiden zu treiben. 

War es Selbſtſucht, mas Eigenthum fchuf, fo diente 
Beinliche Zeidenfchaft auch bier, wie taufenpfältig, der 
ewigen Weisheit, welde Das Menſchengeſchlecht er⸗ 
sieht. Aller Vortheil fordert, daß Alles benugt werde, 
was nußbar ift; darum erhält mit den Fortichritten 
der Bildung Alles einen Herrn, was menschliche Kraft, 
menſchliche Pflege zu höherem Nutzen zu bringen ver- 
mag. Der Eigner if nur der Verwalter anvertrau- 
ten Semeinguts. Sein natürlicher Lohn ift der höchſte, 
der geboten werden fann, nämlich der volle Betrag 
- deflen, was fein Verftand und Fleiß aus dem anver⸗ 
trauten Bute zieht. Indem hieraus der höchſte Reiz 
erwächſt, den vorhandenen Stoff auszubeuten, ſchwillt 
die Moſſe der entdedten, der erzeugten, Der aufbe- 
wahrten Nugungen in's Unermeßliche. Aus ihr ent- 
falten fi hundertfältige Anftalten, das Leben ſicherer 
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dachtigung Glauben zu fhaffen vermochte, wird die 
Nachwelt mit Entfegen an der Aufregung des Volkes 
erfennen, die das erſte Auftreten der Cholera durch 
ganı Europa begleitete. 

Nicht von der Berfhonung mit Mißernten, Seu- 
chen, auswärtigen Handelsfperren, überhaupt Unfäl- 
len, die Beine menfchliche Weisheit und Macht gänz- 
lich verhütet, darf die Fortdauer, die Herrfchaft des 
Befeges und der Sitten abhängen. Auch das Eigen- 
tum muß — gleich allen höheren Gütern des Lebens 
— unter der Gewähr einer ungetheilten öffentlichen 
Meinung ſtehen, und nur des richterlihen Anſehens 
wider einzelne Frevler, nit Des Schuges der Waffen 
wider empörte Maſſen bedürfen. 

Wo jede Familie mit eigener Arbeit auf eigenem 
Boden nur den eigenen Unterhalt erbaut, mo Jeder⸗ 
mann nur fo viel Vorrat) fammelt und aufbewahrt, 
“eis der eigene Haushalt bedarf, da lebt nod Feiner, 
auch nur Scheinbar, von den Früchten fremder Arbeit, 
da wird noch nirgend Verluſt des Einen Gewinn des 
Andern, da befteht überall zwifchen Stamm» und 
Staatsgenofien noch fein Kampf um Unterhalt und 

: Genüffe des Lebens. Der Ader der Kranken, der 
Wittwen und Waifen wird aus Barmherzigkeit von 
den Nachbaren beftellt, welche dafür feinen andern 
Lohn erwarten, als gleiches Erbarmen in gleichen Nö⸗ 
then. Entbehrlicher Vorrath wird bereitwillig dem 
Dürftigen dargeliehen, um Erfag zu empfangen, wenn 
er über feinen Bedarf erntet. Zinfen für ſolches Dar- 
lehn zu bedingen, wäre ſchamloſer Wucher; das Werk 
der Milde fol nicht geſchändet werden durch Verſuche, 
Bortheile von dem Bedrängten zu ziehen. Der tiefe 
Frieden eines ſolchen Zuſtandes erfcheint fo reizend, 
daß die reine Semüthlichkeit des früheren Alterthums 
fe gern mit der Hoffnung ſchmeichelte, er könne 
dauernd fein. Die mofaifche Geſetzgebung hat es 
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des Krieges zu bemächtigen und ſie dem Feinde zu 
entziehen; aber außer dem Bereiche dieſes Nothrechts 
ſchützt gegenwärtig jede Regierung das beſtebende 
Privateigenthum, auch Die Regierung des Erobereig, 
und ſelbſt die, welche nur auf augenblicklicher Beſez⸗ 
zung, ohne Hoffnung oder Abſicht zu behalten, berupt. 
Das reisgeben bemeglidyer Habe zur Plünderung, 
das Binziehen der Orundflüde wird nur als bejondes 
res Strafmittel gebraucht, und ſelbſt als ſolches von 
der reineren Geſinnung der edelften Zeitgenoſſen ver» 
abfcheut. 

Jede Benugung des Rodens erfordert Arbeits ſelbſt 
das Sinfammeln und Aneignen deſſen, was die Natur 
ohne menſchliches Zuthun erzeugt. Jedes Anhäufen 
von Grundeigenthum müßte daher in ſo weit nutzlos 
bleiben, als feine Benutzung mehr Arbeitskräfte ver⸗ 
langt, als der Eigenthümer in feiner Familie ſelbſt 
befigt, es fei denn, daß er die Hülfe fremder Arbeite- 
kräfte für einen Lohn zn gewinnen vermöchte, der ger 
ringer ift, als der Werth der Frucht dieſer Hülfe. 
Sich mit einem Lohne zu begnügen, Der nur ein Theil 
der vollen Frucht der Arbeit ift, fann den Menſchen 
nur entiweber Zwang vermögen, oder Ueberzeugung, 
daß er bei diefer Theilung dennoch mehr erhalte, als 
ee felbfiftändig erwerben kann. Weberzeugung folder 
Ars iſt jedoch eben hier am ſchwerſten zu fchaffen. 
Der unverdroffene Fleiß, die rafllofe Sorgfalt des 
Bigenthümers ringen einem Meinen, leicht überjehba- 
ven Raume mehr Erzeugniß ab, ale diefelbe Fläche 
beroorbringt, wenn fie nur ale Theil einer großen 
Befigung von Miethlingen angebaut wird. Was 
die Kortfchritte der Bildung auch hierin ändern, ift 
jedenfalls eine fehr fpäte Folge derfelben und beweift 
nur, daß auch Die Vertheilung des Bodens nad) Ver- 
fhiedenheit der Zwede Grenzen habe, jenfeit deren 
fie nicht mehr wohlihätig wirkt. Es if demnad in 
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Widerſpenſtigen doch um fo leichter zur Ordnung zu⸗ 
rück, je kräftiger der Widerwille gegen Störungen des 
gewohnten Verhältniſſes im ganzen Volke lebt. Hat 
die Natur auch Günſtlinge unter Den Dienenten, de⸗ 
ren feltene Gaben in diefer niedern Stellung nur ſſö⸗ 
‘send wirken können, weil es darin an ihrer mürbigen 
Beſchäftigung mangelt, fo fönnte doch nur Blödſinn 
überfehen, wie viel der berrfchenden Rlaffe felbft daran 
liege, folche Beifter zu ſich heran zu ziehen und ihr 
Anfehen durch deren Macht zu verflärfen. Geſchieht 
dies zeitig genug, um den Anfcdein ter Freiwilligkeit 
zu behalten, fo feffeln Ehrſucht und Dankbarkeit ven 
Emporkömmling unmwiderfiehlih an jein neues Ver 
bältniß. 

Sehr viel anders flieht es Dagegen im Kreife derer, 
welche gewohnten Dienft empfangen. Aud fie find 
einzelner Uebereilung jähig, und Erziehung vermag 
Ausbrüche niederer Leidenſchaften nur feltener, aber 
wicht unmöglich zu machen. Wie Schr auch ſolche Ver⸗ 
itrungen Cinzelner von der großen Mehrheit der 
Ötandesgenofien gemißbilligt werden, fo wird es doch 
mebrentheils menfcdlicher und klüger erfcheinen, fie zu 
verfchleiern, als durch Strenge Damwider Auffehen zu 
wecken. So frißt der Krebs im Verborgenen weiter. 
Je leichter e8 wird, zum Gehorfam gewöhnte Maffen 
zu leiten, deſto leichter verliert fi in den Urenfeln 
das Andenken, daß es der Geiſt und Die Kraft, daß 
es die perfönliche Weberlegenheit dec Ahnherren war, 
was dies Anfehen gründete. Vererbt auf Ehrfame 
und Wadere, wenn auch vielleiht minder Begabte, 
bat die Zeit dafielbe zwar befeftigt, aber auch feine 
Zerſtörung vorbereitet. Es ift der Mangel einer Nö⸗ 
ibigung, Unreines auszufcheiden, ftatt es zu verhüllen ; 
es iſt der Mangel einer Nötbigung, durch Geift und 
Kraft ermorbenes Anfehen auch durch Beift und Kraft 
au behaupten, flatt defien Kortbauer von der Mast 
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Freiheit von Nahrungsſorgen verleiht am ſicherſten 
ein Eigenthum, das Einkommen, Rente genannt, ab⸗ 
wirft, indem es gegen einen Zins, aus den Früchten 
feiner Benutzung gewonnen, Gewerbsleuten zum Ge⸗ 
branch überlaſſen wird. Auch dieſe Renten find nur 
ein Lohn für Arbeiten, und zwar für fehr gemein- 
näßige; denn mit ihrem Empfange iſt wefentlich und 
vorzüglich die Berpflihtung au freier Thätigkeit für 
öffentliche Wohlfahrt, für Wiffenfhaft und Kunſt, für 
Alles verbunden, was das menfhliche Leben erleich⸗ 
text, adelt und fhmüdt. Der Staat ſchützt das Eigen- 
thum des Rentners ebenfo, tie das Eigenthum deſ⸗ 
fen, der es ſelbſt bearbeitet, weil Beide ten allgemei- 
nen Zwecken des Menfchengefchledhts dienen. 

Im Berlauf der hier citirten Abhandlung jagt 
Hoffmann: 

Es war den Menſchen nicht vergönnt, das Anden 
fen an ihr natürliches Verhältniß gegen die Außen- 
welt ungetrübt durch Irrthum und Selbfifucht aufzu- 
bewahren. Bon den früheften Zeiten an, deren Ges 
fhichte wir fennen, ward es im ©enuß der Früchte 
des Eigenthums leicht vergefien, daß fein Befig nicht 
nur echte gebe, fondern aud “Pflichten auflege. 
Zwar bat die reinite Sittenlehre lets daran erinnert, 
daß aller Befiß äußerer Güter nur Theilnehmen an 
der Verwaltung einer gemeinfamen Ausftattung des 
Menfchengefchlechts fei, daß abgefondertes Eigenthum 
nur beflehe, damit die fruchtbarfe Benußung dieſer 
Mitgift Fräftiger gefichert werde durch den mächtigen 
Antrieb der Selbiterhaltung, daß Die Heiligkeit des 
Eigenthums fi nur gründet auf deſſen Unentbehr- 
lichkeit für die gemeinfame Wohlfahrt, Daß nur der 
lebendige Olauben an diefe Wahrheit durch die That 
bewährt, den inneren Frieden der Staaten und Ge⸗ 
meinden dauerhaft zu ſchirmen vermöge. Die Kraft 
diefer Lehre, verkündet von Männern, deren Macht 
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uud das Beftteben weifer Regierungen, dem Miß⸗ 
brauche des Eigenthums vorzubeugen, in eine ver- 
meintliche Rechtsverletzung. Am bärteflen trifft der 
unfelige Einfluß diefer Meinung die Rentner, indem 
fie diefelben als Bünftlinge blinden Olüdes dem 
Neide bloßftelt, und ihnen den Fräftigfien Antrieb zur 
edlen Benugung ihres ehrenvollen Verhältniffes, das 
wohlthuende Gefühl erfüllter Pflichten, entzieht. 

Der Kampf diefer Meinung mit den Anſichten, 
welche die Fortfchritte der Zeitgenoflen in Kenntniß 
und @efittung unaufhaltiam entwideln, das iſt es, 
was das Zeitalter entzweit und verwirrt. — 

Wohnung, Kleidung, Nahrung und Geſellſchaft, 
biefe vier Bepürfnifie, fagt Born, bezeichnete in mei- 
ur Jugend der Lehrer mir als die nothwendigſten 
im Leben; aber, war es feine Unfenntniß, oder durch 
‚die Vorfchrift des damaligen Schulkollegiums gebo- 
ten, kurz von der Freiheit fprach der gute Dann fein 
Wort. Bei einigem Nachdenken finden wir aber, daß 
dem Gefangenen diefe vier Kardinal⸗Bedürfniſſe in 
vollerem Maße zu Theil werden, als vielen armen 
Arbeitern, die in der Freiheit fummer- und mühevoll 
häufig nur das kleinſte Maß dieier vier Bepürfnifie 
erwerben können. 

Daher möchte man bei Anſicht der neueren Zucht⸗ 
bausorganifationen und verbeflertien Strafanftalten 
faß zu dem Schluffe gelangen, daß die Forderung der 
Socisliften auf „Recht auf Arbeit” am Ende dennoch 
durch das organifatorifhe Talent eines genialen ‘Po- 
lizeiherrn praktiſch in’s Reben gerufen und damit end- 
lich die. ſoziale Frage gelöft werden könnte. — 

ga, wenn das fünfte Bedürfniß, Tas Wörtden 
Freiheit, niht wäre! — dann ließe die Welt fi wohl 
in eine allgemeine Staatsarbeitsanftalt verwandeln; 
aber diefes fünfte Rad ift in der Geſellſchaftsmaſchine 
au nothwendig, als daß es fih aus dev Zahl unferer 
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(dmüden, was die Welt erzeugt; ich kann mich mit 
einem Kreife von Gelehrten und Künftlern umgeben, 
bie meinen Geiſt veredeln und mein Gemüth erheitern;; 
auf meinen Wink können Schwärme von Dienern 
warten und den leifeften Wunſch gleich einem Befehle 
anfeben; die Welt wartet nur, bie ich Fomme und be» 
zahle, fie will mir dann gern dienen, vorausgeſetzt, 
daß id) die Mittel befige und Dienft mit Begendienft 
belohne — wo ift hier ein Hinderniß im Genuß?” 
In der Haren Wivderlegung diefes hier vorgeführ- 
ten Einwandes liegt leider die Schwierigfeit unferer, 
der Nationalöfonomen, Stellung. Dan begreift und 
beurtheilt fchnell und leicht dagjenige, mag man fieht; 
Ihwerer ift es, fi die Wirkungen von demjenigen zu 
erflären, was mannicht fieht! Die vier oder fünf 
Millionen Staatseinnahme aus der Salzſteuer, Die 
fieht man in den Kaſſen der Regierung, die Millio- 
nen, welche durch Vertheuerung dieſes, der Landwirth⸗ 
ſchaft unentbehrlichen Produktes jährlich weniger 
erzeugt werden, die ſieht man nicht. Die Rü- 
benzuderfabrifen und die hohe Pacht, welche für dag 
zum Nübenbau verwendete Land bezaplt wird, fiebt 
man, Die zwei Millionen Steueraugfall, die von der 
übrigen Bevölkerung jährlich) anderweitig heibeige- 
ſchafft werden müffen, die fieht man nit. Die Wir- 
kungen des Schugzolles auf baummollenes Garn und 
baumwollene Gewebe ſieht man, denn die hohen her⸗ 
vorragenden Schornfteine und Die taufend Arbeiter 
und Arbeiterinnen, die in ſolchen Fabriken ein» und 
ausgehen, find ſichtbar; aber die drei bie zehn Pfen— 
nige, um melde jede Elle Zutterkattun bei ung ſchlech⸗ 
ter ift, als in Hamburg, wo Fein Zoll befteht, die ſieht 
man nicht; die Kapitale und die Arbeitskräfte, die an» 
deren des Schußes nicht benöthigten Induſtrien (z.B. 
der Leinen⸗Induſtrie) entzogen werden, auch die fieht 
man nicht. Uber etwas fehen wir doch, daß iſt der 
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möchte ſie das beſſere Kleid als in Qualität und 
Muſter ihr am beſten paſſendſte kauſen, aber ihre 
Kaſſe geſtattet ihr nur zwei Thaler anzulegen; ſie 
handelt um dag beſſere, aber der Verkäufer kann es 
ohne Verluſt zu zwei Thalern nicht hergeben, denn 
amanzig Silbergrofchen beträgt der Schugzoll, fomit 
ſieht ſich die Arbeiterfrau in Ausübung des „Rechtes 
auf freien Genuß geſtört. Sie verfucht ed auf eine 
andere Weife und will anflatt deg ordinairen Mouſſe⸗ 
lin. Kleives ein gutes Kattunkleid Faufen; aber aud 
bier kommt fie zu fpät, denn das Stattunfleid iſt eben- 
falls mit fünfzehn Silbergroſchen belaftet. Diefelbe 
vorhergegangene Eigenthumsentziehung fand in Form 
eines Gingangezolles, oder ald Mahl- und Schlacht» 
fteuer beim Kaffee, beim Juder, beim Fleiſch, beim 
Mehl, ganz ebenfo wie beim eifernen Kochtopf, beim 
Autterfattun, beim Seidenband oder bei der Tüll- 
baube flatt; überall ift der Staats» Steuereinnehmer 
ihr zuvorgefommen und hat zur Erhaltung des gro» 
fen Nationalftaates einen Kleinen Theil ihres perfön- 
lichen Staates ihrem Verbrauche und Genuſſe ent- 
jogen. 

Wie mande Fürſtin gefleht fih im Stillen, daß 
diefer Shawl und jener Zeppich, diefe Diamanten 
und jenes foftbare Delgemälde ihr unerreichbar feien, 
denn fie blidt in ihr Tagebuch und findet ihre Auge 
gaben für Arme und für Wohlthätigfeite » Anftalten 
von Jahr zu Jahr wachfen, ihre ftandesgemäße Haug» 
baltung läßt fih weit weniger einfchränfen, ale die 
Meine Wirthichaft des Bürgers, und lieber will fie 
felber, fie die hohe, reiche, mächtige und von Dielen 
beneidete Fürſtin, dem Genuſſe des Beſitzes jenes 
koſtbaren Gemäldes entſagen, als ihre Dienerſchaft 
verringern oder dem frommen Wunſche ihres mild⸗ 
thätigen Herzens Schranken fegen. 

Die ihr vorweg entzogenen Bedürfniffe in Form 
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Thier, in der Geſellſchaft baut er Brücken über den 
Niagarafall, beſteigt unverſehrt die höchſten Berges⸗ 
ſpitzen, um die Höhe zu ermeſſen und ſeinem wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Drange zu genügen, und ergründet mit 
derſelben Leichtigkeit Den tiefſten Schucht der Erde. 

Sollte man nicht glauben, daß wir in derfelben 
Geſellſchaft, welche ung die Mittel bietet, alle Hemm- 
niffe, die unferem Schöpfungstriebe entgegenfteben, 
zu befeltigen — daß mir nicht in eben diefer Gefell- 
fhaft uns auch gegenfeitig die Freiheit des Berbrau- 
des und Genuſſes garantiren müßten“ Weberfleigen, 
wie wir eben unbeftreiibar bewiefen haben, in der Ge- 
ſellſchaft unfere Kräfte unfere Bepürfniffe, nun fo 
follten mir der Befriedigung Ddiefer letzteren minde⸗ 
fiens Teine Hindernifle in den Weg legen, denn mir 
behaupten nochmals, daß nicht Ueberpropuftion, fon» 
bern Minderconfumtion an vielem Elende ſchuld fei; 
es ift Dies eine Störung im organifchen Leben der 
Menſchheit, die nicht naturgemäß, fondern größten» 
theils in Folge unferer unwirthſchaftlichen Einrichtun⸗ 
gen entflanden ifl. 

Die große Menge hat ſich daran gewöhnt, ſich 
theils von wirklihen, mehr noch von eingebildeten 
Feinden umringt zu fehen, und ruft gegen jedes 
Schattenbild, das ihr Angft und bange madt, bie 
Staatsmacht zu Hülfe, die es ihr dann doch nicht recht 
und wohlfeil genug machen kann, erhält deshalb fte- 
hende Heere, Flotten und Feſtungen, errichtet anftatt 
Affecuranz- Compagnien eine foflfpielige Feuerwehr, 
kurz umgiebt fih felbit oder läßt ſich durch Andere mit 
allen mögliden Schutz- und Zrugmitteln umgeben, 
die wie die Morriſſon'ſchen Pillen alle Krankheiten 
furiren follen, viel Zeit und Geld koſten und am 
legten Ende noch immer nit Schug genug herbei- 
Schaffen. 


Wenn die reichen Leute nur genau berechnen könn⸗ 
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und das Beftreben weifer Regierungen, dem Mip- 
brauche des Eigenthums vorzubeugen, in eine ver- 
meintlihe Rechtsverletzung. Am härteften trifft der 
unfelige Einfluß diefer Meinung die Rentner, indem 
fie diefelben als Bünftlinge blinden Glückes dem 
Neide bloßſtellt, und ihnen den kräftigſten Antrieb zur 
edlen Benupung ihres ehrenvollen Verhältnifies, das 
wohlthuende Gefühl erfüllter Pflichten, entzieht. 

Der Kampf diefer Meinung mit den Anſichten, 
welche die Fortfchritte der Zeitgenoflen in Kenntniß 
und Geſittung unaufpaltiam entwideln, das iſt eg, 
was das Zeitalter entzweit und verwirrt. — 

Wohnung, Kleidung, Nahrung und Gefellfchaft, 
diefe vier Bedürfniſſe, ſagt Born, bezeichnete in mei- 
ser Jugend der Lehrer mir als die nothwendigſten 
im Leben; aber, war es feine Unfenntniß, oder durch 
die Vorfoprift des damaligen Schulfollegiums gebo- 
ten, kurz von der Freiheit fprach der gute Dann fein 
Wort. Bei einigem Nachdenken finden wir aber, daß 
dem Gefangenen tiefe vier Kardinal-Bedürjnijie in 
vollerem Maße zu Theil werden, als vielen armen 
Arbeitern, die in der Freiheit kummer⸗ und mühevoll 
häufig nur das kleinſte Maß dieſer vier Bedürfniſſe 
erwerben können. 

Daher möchte man bei Anficht der neueren Zuchi⸗ 
bausorganifationen und verbefierten Strafanftalten 
faß zu vem Schlufie gelangen, daß die Forderung Der 
Sprigliften auf „Recht auf Arbeit” am Ende dennod 
durch das organifatorifche Talent eines genialen Po- 
lizeiberen praktiſch in's Leben gerufen und damit end» 
lich die. ſoziale Frage gelöft werden könnte. — 

Ya, wenn das fünfte Bedürfniß, Tas Wörtchen 
Freiheit, niht wäre! — dann ließe die Welt ſich wohl 
in eine allgemeine Staatsarbeitsanftalt verwandeln; 
aber dieſes fünſte Rad iſt in der Geſellſchaftsmaſchine 
zu nothwendig, als daß es ſich aus der Zahl unferer 
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ten und wollten, wie viel ihnen dieſer fogenannte 
Staatsſchutz indirect koſtet, fie würden es wahr 
lich vorziehen, alle diefe indirekten Abgaben falten zu 
laffen, und werden dem Staate mit heiterer Miene 
gern und freiwillig direkt die Abgaben zahlen, die 
zue Erhaltung der öffentlichen Sicherheit nothwen⸗ 
dig find. 

Freilih wird dann mander Banquier und Graf 
kein Intereſſe an Inſtitutionen haben, die fi fo fo» 
fpiefia berausflellen; wenn der Staat eine ſolche br- 
deutende Abgabe von den reichen Leuten forderte, ale 
die Sicherheitsprämte beträgt, melde fie an ven fie 
fhügenten Staat im Verhältniß zu ihrem Vermögen 
rechtmäßig zu zahlen haben, dann werden die Herren 
ih die Verwaltung diefer Aſſekuranz⸗Gefellſchaft, 
„Staat“ genannt, etwas genauer anfehen und zunächſt 
einmal mit etwas wenigerem, aber auch minder Fofl- 
fpieligem Staayefiyuge die Probe machen. 

Was wir bier gezeigt, iſt ein in engem Rahmen 
gefaßtes Spiegelbild eines jeden europäiſchen Gtaa- 
tes. In allen Ländern hat man mehr oder minder 
fih gegenfeitig den Genuß ber erzeugten Produkte 
geſtört, und wenn in Folge deſſen eine Schwächung 
des Geſellſchaftskörpers eintreten mußte, fo griff man 
zu flets theureren Medicamenten, zurecht gebraut in 
Öffentlichen und geheimen diplomatiſchen und politifi- 
renden Laboratorien, bis dann die halbe Welt vurch 
Diät und Metallpillen richtig zu Tode kurirt wird. 

Weniger „ Staat,” aber mehr Brod im Haufe, 
pflegten unfere Voreltern zu fagen ; hätten Ihre Rod 
fommen dieſes alte Sprüchwort beherzigt, wahrlich, 
wir brauchten Feine volkswirthſchaftliche Studien zu 
machen, um den Socialismus, Communismus, Pau- 
yerismus, und tie dieſe modernen Krankheiten alle 
lauten mögen, zu befämpfen. 
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ſchmücken, was die Welt erzeugt; ich kann mich mit 
einem Kreiſe von Gelehrten und Künſtlern umgeben, 
bie meinen Geiſt veredeln und mein Gemüth erheitern; 
auf meinen Wink können Schwärme von Dienern 
warten und den leiſeſten Wunſch gleich einem Befehle 
anſehen; die Welt wartet nur, bie ich komme und be» 
zahle, fie will mir dann gern dienen, vorausgefeßt, 
daß ich die Mittel befiße und Dienft mit Gegendienfl 
belohne — wo ift bier ein Hinderniß im Genuß?“ 
In der Haren Wivderlegung diefes hier vorgeführ- 
ten Einwandes liegt leider die Schwierigkeit unferer, 
der Nationalöfonomen, Stellung. Man begreift und 
beurtheilt ſchnell und leicht dasjenige, mag man Sieht; 
ſchwerer ift es, fih die Wirkungen von demjenigen zu 
erklären, was manmnicht fieht! Die vier oder fünf 
Millionen Staatseinnahme aus der Salzfteuer, Die 
ſieht man in den Kaſſen der Regierung, die Millio- 
uen, welche durch Vertheuerung Diefeg, Der Yandwirth- 
(haft unentbehrlihen Produktes jährlih weniger 
erzeugt werden, bie fieht man nit. Die Rü- 
benzuderfabrifen und die hohe Pacht, melde für dag 
zum Rübenbau verwendete Land bezahlt wird, fieht 
man, die zwei Millionen Steuerausfall, die von der 
übrigen Bevölkerung jährlich anderweitig herbeige- 
ſchafft werden müffen, die fieht man nit. Die Wir- 
fungen des Schugzolles auf baummollenes Garn und 
baummwollene Gewebe fiebt man, denn die hoben ber- 
vorragenden Scornfteine und die taufend Arbeiter 
und Arbeiterinnen, die in ſolchen Fabriken ein» und 
ausgehen, find fihıbar,; aber die Drei bie zehn Pfen— 
nige, um welche jede Elle Futterkattun bei ung ſchlech⸗ 
ter if, als in Hambura, wo fein Zoll befteht, die fieht 
man nicht; Die Kapitale und die Arbeitskräfte, die an⸗ 
deren des Schußes nicht benöthigten Induſtrien (3.8. 
der Leinen⸗Induſtrie) entzogen werden, auch die fieht 
man nit. Aber etwas fehen wir Doc, daß iſt der 
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Erſparung von Zeit und Kraft, um dieſe Erſparniſſe 
anderweitig verwenden zu können. 

Der Tauſch drängt nicht minder dem Jiele zu. 
Jedermann ift, fobalo er fich unter anderen Menfchen 
befindet, gezwungen zu taufchen; in der Geſellſchaft 
kann durchaus Niemand feine Bedürfniſſe, und wären 
diefe noch fo gering, ohne Beihülfe Anderer befriedi- 
gen; hier geht der Erafjefte Egoismus mit der allge» 
meinen Bruderliebe Hand in Hand; denn der Aus⸗ 
tauſch der Produkte, wobei ein Jeder ſtrebt, eine ge⸗ 
tinge Summe feiner eigenen Leiſtungen für eine 
größere feines Nachbars zu geben — aljo zu fparen 
— erfdeint zwar felbftfüchtig, iſt in der That aber 
der. friedlichfte Prozeß, der ſich nur denken läßt, ein 
Prozeß, der jich ſtündlich erneuert und wobei ein Jeder 
: fein eigener Richter iſt, ohne daß er Prozeßkoſten zu 
- zahlen braucht. Leider aber drängen ſich hier unbe» 
rufene Richter und Advokaten, Die wiffentlich oder in 
ihrer Einfalt, lets aber ein ungerechtes Urtheil jpre- 
den, zwiſchen die taufchenten Barteien, wenn folcye 
ih als Nationen gegenüberitehen, und die Folgen 
davon find wahrlich ganz Tas Entgegengefegte von 
. dem, was die Menfchen erftrebt, nämlich Feine Erſpa⸗ 
rungen. 

Die Konkurrenz murde ferner als ber ficherfic 
Regulator für den allgemeinen Verkehr bezeichnet. 
In Folge der Konkarrenz ift es ung möglich, die Pro⸗ 
dukte Der fernften Länder und Zonen zu einem Preife 
zu erhalten, der durchaus nicht im Verhältniffe zu den 
Anfttengungen fteht, Die nothivendig waren, dieſe Pros 
dufte zu erzeugen und herbeizufchaffen. Auch bier. 
durch wird Das Prinzip des Sparens für die Geſammt⸗ 
beit befördert, der Einzelne muß einem Theile feiner 
Belohnung entfagen und ſich mit einer Eeineren Ent⸗ 
ſchädigung begnügen. Natürlich kann hier von jenen 
: gewaltfamen Eingriffen nicht die Rede fein, melde 
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net. Dee Kredit, der fi ermeltert mit dem Ver⸗ 
trauen und ſich zurüdziebt, wenn das Bertrauen 
ſchwindet, zeigt ung ebenfalls Mar und deutlich, daß 
wir in Sparen unſer Vertrauen ſetzen. Verfpwen- 
der haben feinen Kredit, und der Begriff des Spa- 
send weifl darauf bin, daß wir von dem Benehmen 
eines jeden mit Vorficht und Verſtand ausgeflatteten 
Geſchöpfes erwarten müflen, daß feine Konfumtionen 
einen vernfnftigen Zmed haben. 

Es giebt leider noch Leute genug, die zwar die Ver: 
(dwentung und die Prunffucht eines einzelnen Ge⸗ 
fellfchaftemitgliedes verdammen, aber dennod eine 
Verſchwendung im Staatshaushalte für nnebringend 
erachten. Beſonders ſtark wurzelt diefe Anſicht bei 
unſeren Nachbarn jenſeit des Rheins, obgleich auch 
bei uns noch häufig die Nedensart „das Geld muß 
unter die Leute fommen” nichts Anderes bezeichnet, 
als der Staat muß viel Geld auggeben. 

Es wird natürlich fein vernünftiger Menfch dage— 
gen einenden, wenn der Staat die zur Erhaltung 
ber allgemeinen Sicherheit eingezogenen Gelder auf 
eine der Geſammtheit zu gute fommende Weife wie- 
der ausgiebt, wenn die Regierung Anftalten errichtet 
und Inftitntionen gründet, die zur Bildung und Ver⸗ 
edlung der Staatsbürger erforderlich find, an welchen 
alle Staatsbürger, Arme wie Reiche, Antheil haben, 
und Die weder von Privaten, Orfellfchaften oder Kor» 
porationen geftiftet werden können, fo find ſolche Aus— 
gaben denjenigen gleichzuachten, welde 3. B. der 
Landwirth zur Erhaltung und Verbefſerung ſeiner 
Wirthſchaft macht; fie bezwecken eine Vermehrung 
des Einkommens. Dahingegen waren unzweifelhaft 
die Verſchwendungen des franzöſiſchen Hofes unter 
Ludwig XV. und die Maitreſſenwirthſchaft höchſt ver⸗ 
derblich für die Nation, obgleich damals ſehr viel Geld 
unter bie Beute gebracht wurde. 
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aber niemals einen anhaltenden Einfluß. Wenn wir 
daher heutzutage vielfady eine Daffenverarmung gan- 
zer Länderfiriche vorfinden, der gegenuber ein maffen- 
bafter Reichthum einzelner Familien fo ſchroff entge- 
genflebt, fo müſſen die Urfachen unftreitig einen wirth⸗ 
ſchaftlichen Grund haben; denn die oben angeführten 
beiden organifchen Urſachen, wie Die der ungleichen 
Fähigkeiten, oder der Zrägheit und Nachläſſigkeit, 
können unmöglich für die Dauer einen fold anhalten» 
den und fi in allen Ländern wiederholenden Cha⸗ 
after annehmen. 

Die Lehre von der Volkswirthſchaft hat auch längſt 
die Urfache erfannt und kennt die Mittel zur Abhülfe, 
mindefleng zur Erleichterung und Hemmung des Um⸗ 
fihgreifeng jenes gefährlichften aller Gefellfchaftsübel 
— des Pauperismus. 

Das Rezept iſt einfach und fidher, es heißt: Sparen. 

Wenn die Völker aus gegenfeitiger Eiferſucht oder 
anderen Gründen Millionen an Kapital und Millio- 
nen an Menfchen jährlich zur Erhaltung einer bes 
waffneten Macht ausgeben, fo ift dies dem wirthſchaft⸗ 
lichen Grundprinzip der Geſellſchaft ſchnurſtracks ent- 
gegen — dem Prinzip des Sparens. 

Wenn die Völker ſich durch Zollgrenzen von ein⸗ 
ander trennen, ihre Arbeit gegenſeitig unfruchtbar 
machen und den freien Austauſch der Erzeugniſſe er⸗ 
ſchweren oder gar verbieten, ſo heißt dies den Regeln 
die ſonſt Jeder befolgt, in's Angeſicht ſchlagen, da 
doch jeder einzelne Menſch danach ſtrebt, ſeine Waare 
ſo theuer als möglich zu verkaufen, und ſeine Bedürf⸗ 
niſſe ſo billig als möglich einzukaufen; was alſo dem 
Einzelnen nützt und von ihm als wirthſchaftlich rich⸗ 
tig anerfannt wird, das Fann unmöglich der Geſammt⸗ 
beit ſchaden. Es ift demnad Mar, dag vie Störung 
des Verkehrs dem Grundſatze des Sparens völlig 
: guwiderhandelt. 
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Werkes: „Bon der Natur und den Urſachen des Na- 
tionafreihthbums ,” der berühmte Garve, fagt von 
den hierher zielenden wiſſenſchaftlichen Beftrebungen: 

Es war unfern Zeiten vorbehalten, diejenigen all» 
gemeinen Grundfäge des Rechts und des Nupens 
auszumachen, die unter jeder Negierungsform die ge» 
fellfchaftliche Ordnung beſtimmen ſollen, und deren 
Endzweck er iſt, die möglich billigſte Vertheilung der 
aus der politiſchen Vereinigung entſtehenden Vor—⸗ 
theile unter alle Glieder des gemeinen Weſens zu be⸗ 
wirken. 

Unfer Fortſchritt in ver politiſchen Wiſſenſchaft 
— obgleich unbeträchtlich gegen das, was ſich nod 
son fortgefegten Unterfuchungen erwarten läßt — 
haben ung doch hinlänglich gezeigt, daß die Glückſe— 
ligleit der Menſchen in der bürgerlichen Geſellſchaft 
nicht von dem Antheile abhängt, welden fie mittelbar 
oder unmittelbar an der Geſetzgebung haben, ſondern 
: von der Billigfeit und Nützlichkeit der gegebenen Ge⸗ 
ſetze ſelbſt. Der Antheil, welchen das Volk an der 
Regierung nimmt, iſt nur für die kleine Anzahl von 
Perſonen wichtig, deren Endzweck es iſt, ſich cine po⸗ 
litiſche Wichtigkeit im Staate zu verſchaffen. Aber 
die Billigkeit und Nützlichkeit der Geſetze ſind für je— 
drs Glied des gemeinen Weſens wichtig, und vorzüg⸗ 
lich wichtig für Diejenigen, die, weil fie perſönlich un- 
bedeutend find, nur durch den allgemeinen Geiſt der 
Regierung, unter welcher fie leben, in ihren eigenen 
Augen erhoben werden fünnen. 

Es ift daher augenscheinlich, daß der wichtigſte 
Zweig der politifchen Wiffenfchaft derjenige ift, wel⸗ 
er zu feinem Endzwecke hat, die allgemeinen Grund. 
läge des Rechts, oder wie Smith ſich ausdrückt, die⸗ 
jenigen allgemeinen Regeln zu beftimmen, melde bei 
den Befegen aller Nationen zum Grunde liegen und 
fie gleichſam ducchdringen follten. In Ländern, wo 
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ausgebreiteteren Nutzen, als alle andern find, noch 
den Vorzug, daß fie die einmal eingeführten Verfaf- 
fangen feines Landes ſtören, noch die Leidenſchaften 
des großen Haufens entflammen. Die Verbeſſerun⸗ 
gen, welche ſie empfehlen, werden durch ſo langſame 
und duch jo unmerklich wirkende Mittel hervorge⸗ 
bracht, daß nur die Einbildungskraft weniger denken⸗ 
der Männer dadurch erwärmt werden kann; und in 
dem Maße, als fie wirklich flattfinden, befefligen fie 
das Staatsgebäude und erweitern Die Grundlage, auf 
welcher es ruht. 

Dieſe innere Geſetzgebung der Nationen in Abficht 
einer ihrer widhtigften Gegenftände, der Staatswirth⸗ 
haft, zu Selten, it der Zweck von dem oben ange» 
führten Werke Smith's. Und es ift unflreitig das 
Meiftumfaffende und das Vollfommenfte, das bisher 
über irgend einen Zweig der Gefeggebung geſchrie⸗ 
ben worden il. Das Beilpiel, welches er hier auf- 
geflellt hat, wird, wie ich boffe, zur gehörigen Zeit 
von andern Schriftftelleen befolgt werden, für melde 
die innere Regierung der Staaten noch mande an- 
dere nicht meniger wichtige und anziehende Gegen⸗ 
Hände der Unterſuchung darbietet. 

Der Hauptzwed ver polltifhen Unterfuchungen, 
welde Smith am Scluſſe feiner „Theorie der mo» 
raliſchen Empfindungen” anfündigte, und wovon er 
nachmals einen fchägbaren Theil in dem Werke über 
den Nationalreihtbum befannt machte, mar fein ans 
derer, ale die allgemeinen Prinzipien ver Gerechtig⸗ 
keit und des Nugens auf's Reine zu bringen, welche 
die Verordnungen der Geſetzgeber der Geſetzgeber 
über jene wichtigen Artikel leiten follen, — oder mit 
den Worten des Baco: diejenigen leges legum 
zu finden, ex quibus informatio peti possit, quid 
in singulis legibus bene et perperam positum 
auf constitutum sit. 
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So ſehr nun iſt hiervon der Fall gegenwärtig ver- 
ſchieden, daß die veichften Nationen gerade diejenigen 
Rad, wo das Volk am fleißigften iſt und die größte 
Freipeit genießt. Ya es war die allgemeine Verbrei- 
tung des Reichthums unter den niedrigern Volksklaſ⸗ 
fen, melde im neuern Europa zuerfi den Beift der 
Unabhängigkeit hervorgebracht, und unter einigen 
Regierungsformen und beſonders unter der unfrigen 
ne gleihmäßigere Bertheilung von Freiheit und 
Slädfeligkeit zur Folge gebabt hat, ale in irgend 
einem Staate des Altertbums, fo gepriefen feine Ver⸗ 
faffung immer fein mag, gefunden murbe. 

Dpue die Bertpeilung des Reichthums unter die 
niedrigeren Klaſſen mürden die wichtigen, aus der Er⸗ 
fiadung der Buchpruderes entfiebenden Wirkungen 
immer ſehr eingefchränft geblieben fein. Denn ein 
gewiſſer Brad von Wohlſtand und Unabhängigkeit 
iſt nörhig, wenn der Menſch die Begierde nah Kennt⸗ 
niffen oder die Muße haben fol, fie fi zu erwerben; 
und nur durch die Belohnungen, welche ein folder 
Zuflend der Geſellſchaft dem Fleiße und dem Ehr- 
geize Barbietet, kann bei dem fo felbftfüchtig gefinnten 
geoßen Haufen ein Jutereſſe für die Geiftescultur 
feinee Kinder erwedt werden. Die durch den Gin- 
Haß ver Preſſe und ven Geiſt des Handels erweiterte 
Foripflanzung des Lichts und aller Verbefferungen 
ſcheint von der Natur als ein Hülfsmittel gegen bie 
unglädlihen Wirkungen veranftaltet worden zu fein, 
welche mit dem Fortgange der mechanifhen Künſte 
Immer weiter gehende Bertheilung der Arbeiten außer- 
dem würde bervorgebradht haben. Auch braucht es 
weiter nichts, um diefes Hülfsmittel Eräftig zu machen, 
als weile Einrichtungen, um den allgemeinen Unter- 
zit zu erleichtern und die Erziehung der einzelnen 
Menſchen den verſchiedenen Stellen, welde fie im 
bürgerlichen Leben werden auszufüllen haben, anzu⸗ 


D? 
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Die Borzüge, welche Das neuere Regierungsſyſtem 
vor dem alten befigt, entſtehen befonders aus einer 
größern Uebereinſtimmung defielben, in einem feiner 
wichtigſten Zweige der Staatswirthfchaft, mit dem 
natürlichen Laufe und der Ordnung der Dinge; und 
. 26 wäre nicht ſchwer, zu zeigen, daß, wo es noch un- 
volllommen bleibt, feine Irrthümer aus den Hinder- _ 
niffen enifteben, die es noch immer diefem Laufe in 
ven Weg legt. In der That kann in diefem Wider⸗ 
ande gegen die Natur der verborgene Same man- 
Ger der Borurtheile und Thorheiten aufgefunden 
werden, welche in den Sitten und der Handlungs: 
weiße der Neuern fo anne geherrſcht haben, ohne daß 
weder die Gründe der Philoſophen noch der Spott 
ver Satyrenfchreiber fie haben ausrotten können. 

Wir können nun Smith felbft fprechen laſſen. 
Er läßt feinem Werke folgende allgemeine Einleitung 
borangehen: 

Die Arbeit, welche jede Nation jährlich verrichtet, 
iR der Fond, der fie urjprünglich mit allen von ihr 
jährlich verbrauchten Nothwendigkeiten des Lebens 
verforgt. Diefe find entweder das unmittelbare Er- 
jeugniß jener Arbeit, oder werden, für dieſes Erzeug⸗ 
niß, von andern Nationen erfauft. 

In einem je größeren oder kleineren Verhältniſſe 
-alfo die Qualität dieſes Erzeugniſſes, oder des dafür 
Erkauften, mit der Anzahl derer fleht, die Davon ihre 
Bedürfniffe befriedigen wollen: deſto befler oder 
Schlechter wird diefe Nation mit allen Nothwendig⸗ 
feiten und Bequemlichkeiten des Lebens verjehen fein. 

Diefes Verhältniß aber wird in jeder Nation durch 
zwei Umfiände beflimmt: erſtlich durch die Einficht, 
die Geſchicklichkeit und den Fleiß, melde die Nation 
im Ganzen bei ihrer Arbeit anwendet; und zweitens 
durch das Verhältniß zwiſchen der Anzahl der mit 
nüglicher Arbeit befchäftigten und der unbefchäftigten 


248 Volkoskonomie. 


und den Artan, wie fio fie. geleitet haben, oft fee von 
einander abgemwichen. Uno dies bat die Wirkung, ih- 
res Fleißes, die Anzahl und den Werth der Dadurd 
hervorgehrachten Güter ebenfo ungleich gemacht. Das 
‚,Btonomifhe Syſtem des einen Staates hat den Ar- 
. , beiten des Landmann und Des Aderbaueg, Das Syſtem 
. des andern den Arbeiten des Stäbterd und Hand⸗ 
„werkers Die größte Aufmunterung widerfahren laffen. 
. Raum giebt e8 irgend einen Staat, der mit Unpar- 
„.teilichfeit jede Gattung nüglicher Beſchäftigungen voll- 
kommen gleich. begünftigt hätte. Seit dem Uwmſturze 
‚‚ de8 römischen Reichs ift die Staatswirthſchaft von 
» Europa mehr auf Beförderung der Künfle, der Ma 
nufakturen und des Handels (der Beſchäftigungen 
der Stadteinwohner), als auf den Ackerbau, welcher 
das Befchäft der Lanpdleute- ift, gerichtet. 
: 3m, dritten Buche werden die Beranlaflungen ge 
- zeigt, welche. diefe Maßregel in der Staatsverwal⸗ 
, —8 des neuern Europa's eingeführt und befeſtigt 
haben. - 0 
: . Vielleicht wurden diefe verfchiedenen Methoden zu- 
yrseht.pon dem Privatinterefje und den Standesvorur⸗ 
:.theilen einzelner Klaſſen der Bürger eingeführt, ohne 
daß dabei die Folgen, welche. ihre Annahme auf die 
allgemeine Staatswohlfahrt haben könnte, vorausge⸗ 
ſehen oder zu Rathe gezogen wurden. Gleichwohl 
iſt aus dem, was zuerſt der Zufall hervorbrachte, zu⸗ 
„ Ist ein Syſtem von Orundfägen erwachſen, und Die 
Theorieen der Staatswirthfchaft haben fich nach ven 
WVerxſchiedenheiten getheilt, die man in der Ausübung 
durch die. Gewohnheit eingeführt fand. Die eine die, 
fer Theorien giebt dem Gewerbefleiße , welcher feinen 
.:&iß in den. Städten hat, die andere dem Fleiße, der 
. :Den Landbau gewandt wird, einen entfhiedenen Vor⸗ 
zug. - Diele Theorien, nachdem fie zuerſt Die gelehrte 
. „Welt befhäftigt und die wiſſenſchaftliche Bearbeitung 
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verfchaffen kann, ale es einem Wilden je möglid if, 
ju erwerben. 

Die Urſachen dieſes Vorzugs, die in den hervor- 
bringenden Kräften der Arbeit und in der Ordnung 
liegen, nad welcher die Erzeugnifie derfelben unter 
alle Stände und Klaſſen ver Geſellſchaft, zufolge ge⸗ 
wiſſer Raturgefege, vertheilt werden, machen den In⸗ 
halt des erfien Buchs der Smith’fchen Unterſuchung aus. 

Aber die Einſicht, Die Geſchicklichkeit und der Fleiß, 
die bei einer Nation auf's Arbeiten verwandt werben, 
mögen zu einem Grade gelangt fein, zu welchem fie 
- wollen: fo fange diefer Grad unverändert fortdauert, 
fo lange hängt der größere und mindere Betrag des 
jährlich ihr zuwachſenden Vorraths, aus welchem ihre 
Bedürfniſſe befriedigt werden, von dem Berhältnifie 
zwiſchen der Zahl der mit nüglihen Arbeiten bdeſchäf⸗ 
tigten Menſchen und der Zahl der unbefchäftigten in 
der Nation ab. Es wird aber aus den folgenden Un- 
terfuchungen erhellen, daß allenthalben die Anzahl der 
Arbeiter, welche nützliche Sachen hervorbringen, mit 
dee Größe der Sapitalien, welche darauf gewandt 
werden, den Fleiß in ®ang zu bringen, und mit der 
Aluaheit in den befondern Methoden ihrer Anwen⸗ 
dung im Verhältniffe fteht. 

Das zweite Buch ift dazu beflimmt, den Begriff 
- von dem, was Sapital oder Fond heißt, zu ent- 
wideln, die verfchiedenen Arten zu zeigen, wie durch 
allmäliges Anhäufen der Erzeugniſſe ein Capital in 
einer Nation hervorgebracht wird, und endlich zu un⸗ 
-terfuchen, welche Verfchiedenheiten es bei der Anmen- 
- dung deffelben gebe, um mehr oder weniger Arbeit 
dadurch zu veranlaflen. 

Nationen, die in den zur Arbeit nöthigen Kennte 
niſſen und Kunſtfertigkeiten merkliche und ziemlich 
gleiche Fortſchritte gemacht haben, find doc in den 
Begenfländen, worauf fie ihre Arbeitfamleit gerichtet, 
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der Politik regulirt hatten, haben nach und nach auch 
rũckwärts auf dic wirkliche Regierung der Staaten 
und die Maßregeln der Fürſten und ihrer Minifter 
Einfluß befommen. 

In dem vierten Bude find dieſe beiden Haupt» 
tbeorien fo deutlich und vollſtändig ale möglich ent- 
wickelt, und der Verſuch gemadt reorden, zu zeigen, 
was in jedem Zeitalter und bei jeder Nation die Be- 
folgung der einen oder der andern derfelben für Fol⸗ 
gen gebabt hat. 

Der gemeinſchaftliche Gegenfland diefer erfien vier 
Bücher alfo it: zu erklären, moraus und auf welde 
Beife eigentlih das Einfommen eines ganzen Volks 
‚entftehe, oder welches in verfchiedenen Zeitaltern und 
bei verjchiedenen Völkern die Duellen gemefen find, 
woraus fie ſchöpiten, um fi) ihre jährliden Bedürf⸗ 
nifje zu verfchaffen,, oder ihre jährlichen Ausgaben zu 
befireiten. 

Das fünfte Bud handelt von den Einkünften deg 
Staats als eines politischen Körpers oder des Sou⸗ 
veraind. Smith ift in demſelben bemüht gemefen, zu 
zeigen erſtllch, weldes die nothwendigen Ausgaben 
eines gemeinen Weſens oder des Souverains find, 
welche von diefen Ausgaben durch einen, von allen 
Bliedern der ganzen GBefellfhaft (ohne Ausnahme) 
zu entrichtenden Beitrag herbeigefdafft werden müſ⸗ 
fen, und welche nur einem Theile diefer Geſellſchaft 
oder beftimmten Gliedern derfelben zur Laſt fallen 
ſollen; zweitens, welches die verfchiedenen Methoden 
find, zu den der ganzen Geſellſchaft obliegenden Aus⸗ 
gaben auch den Beitrag der ganzen Geſellſchaft aufe 
zufordern und zu .erhalten, und welche Vortheile over ' 
Befchwerlichkeiten mit jeder Diefer ‘Methoden ver⸗ 
fnüpft find; endlich Drittens, was für Urſachen und 
Bründe die Regierung fo vieler neueren Staaten da- 
bin gebracht haben, einen Theil der öffentlichen Ein⸗ 
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daß ein Menſch im Stande if, die Arbeit von Vielen 
a thun. 
Die aus der Vertheilung der Arbeiten entftebenpe 
Vervielfältigung der Erzeugniſſe aller Künfte it das, 
was in einer wohlgerichteten und weife vegierten bür- 
gerlicden Geſellſchaft diejenige allgemeine Wohlha⸗ 
benheit veranlaßt, die ſich aud bie auf Die unterfien 
Stände erfiredt. Jeder Arbeiter hat alsdann von 
der Sache, welche er hervorbringt, über die Quanti⸗ 
tät, deren er felbft bevarf, noch einen großen Ueber» 
fhuß, und dieſen ann er ablaffen. Und da jeder an⸗ 
dere Arbeiter in gleichem Kalle if, fo kann der erſte 
die ihm überflüffige Quantität feiner Waare gegen 
eine gleiche Duantität, oder gegen den Preis einer 
sleihen Quantität Waaren, melde die übrigen ver; 
fertigt haben, austaufhen. Er verforgt fie reichlich 
mit dem, was fie bepürfen, und wird von ihnen twie- 
derum ebenfo reichlich mit demjenigen verforgt, was 
ee nöthig bat, und fo verbreitet fih ein allgemeiner 
Ueberfluß über alle Kiafien der Geſellſchaft. 
Betrachten wir alle Dinge um ung her und die zu 
ihrer Hervorbringung unentbehrlihen Arbeiten, fo 
wärden wir einfeben, daß in einem civilifirten Sande 
ſelbſt der geringfie Einwohner nicht ohne den Bei⸗ 
Rand und die vereinigte Wirkſamkeit von vielen Tau⸗ 
fenden Die gewohnte Befriedigung feiner Bedürfniſſe 
erhalte, — Bedürfniffe, vie man für viel einfacher 
und viel leichter zu befriedigen hält, als fie wirklich 
find. freilich find fie beides verhäftnigmäßig, wenn 
man fie mit dem Luxus der Großen und mit den un« 
ermeplichen Forderungen ihrer Sinnlichkeit und Ei. 
telfeit vergleicht. Aber doch übertrifft vielleicht Die 
Summe aller Bequemlichkeiten , welche die Haushal⸗ 
tung eines europäiſchen Fürſten erfortert, die, welche 
ein wohlhabender, aber fparfamer Bauer genießt, nicht 
fo fehr, ale legtere die häusliche Einrichtung vieler 
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nommen, daß ein Thier durch feine Geberden oder 
durch fein Befchrei einem anderen Thiere etwas dem 
Aehnliches angedeutet hätte, ald wenn wir fagen: 
„Das ift mein, das iſt Dein — und ich bin willens, 
Dies für Jenes hinzugeben.” Wenn ein Thier et⸗ 
was von einem anderen Thiere oder von einem Men. 
fen verlangt, fo weiß es fein anderes Mittel, beide 
dazu zu bewegen, als ihnen zu fchmeicheln und die 
Gunſt derer zu fuchen, deren Dienfte es nöthig hat. 
Ein Affe liebloft feine Dame, und ein Windſpiel fucht 
durch taufend Sprünge die Aufmerkfamfeit feines an 
der Zafel figenden Herrn auf fich zu ziehen, wenn eg 
von ihm gefüttert zu fein wünſcht. Zwar bedient ſich 
der Menſch zumellen gegen feine Nebenmenſchen eben 
diefe Künfte, und wenn er feine anderen Mittel hat, 
fie zu vem, was er gern von ihnen gethan fähe, zu 
bewegen, fo nimmt er wohl zu jener Art Enechtifcher 
oder fehmeichelnder Aufmerkſamkeit, um ihre Gunſt 
zu geroinnen, feine Zuflucht. Er hat indeß nicht im- 
mer Zeit, dies zu thun. In einer bürgerlichen Ge⸗ 
fellfchaft, die bis zu cinem gewiſſen Grade fittlicher 
Kultur gelangt ift, hat der Menſch zu allen Zeiten 
den Beiftand und die Mitwirkung einer großen Dienge 
- von Menfchen nöthig, indeß feine ganze Lebenszeit 
kaum zureicht, die Freundſchaft einiger wenigen zu ges 
winnen. Haft in jeder anderen Zhiergattung ift das 
völlig erwachfene Geſchöpf aud zugleich gänzlich un. 
abhängig, und hat in feinem natürliden Zuſtande des 
Beiftandes Feines andern lebenden Weſens nöthig. 
Aber der Menſch bedarf befländig der Hülfe feiner 
Brüder; und vergeblidy würde er fie von ihrem Wohl⸗ 
wollen allein erwarten. Es gelingt ihm viel leichter 
damit, wenn er ihre Selbftliebe in fein Intereſſe zieht 
und ihren eigenen Bortheil mit dem, was er von ih⸗ 
nen begehrt, verknüpft. Jeder, der einem Andern 
einen Zaufch anbietet, verfährt auf diefe Welle: Gieb 


Volksökonomie. 255 


Pfeile mit mehr Geſchicklichkeit und Fertigkeit, als die 
übrigen. Er taufcht diefelben oft mit feinen Kame⸗ 
vaden gegen zahmes Vieh oder Wildpret um, und er 
findet endlich, Daß er auf dieſe Weile von beiden mehr 
erhalten Tann, ale wenn er fi felbft das Eine auf- 
zuzieben und das Andere zu jagen befchäftigte. Aus 
Liebe zu feinem Vortheile alfo macht er die Verferti⸗ 
gung von Bogen und Pfeilen zu feinem Hauptge- 
ſchäfte und wird — zu einem Waffenſchmiede. in 
Anderer thut ſich vielleicht in dem Baue oder der Be- 
dachung ihrer Fleinen Hütten und bewegliden Häu- 
ſer hervor. Er gewöhnt fih nad und nad daran, 
feinen Nachbaren bei diefer Arbeit behülflich zu fein, 
die ihn auf gleiche Weife mit Vieh oder Wildpret be⸗ 
lohnen, bis er endlich feinem Intereſſe gemäß findet, 
fi diefer Arbeit ganz zu widmen und eine Art von 
Zimmermann zu merden. Auf gleihe Weife wird 
Drüter ein Eiſen⸗ oder Kupferfchmied, ein Vierter 
wird ein Berber und bereitet die rohen Häute, welche 
das vornehmfie Material der Kleidung wilder Völ⸗ 
fer ansmachen. Und fo wird nad und nad) Jeder- 
mann durch die Gewißheit, daß er den Ueberfchuß von 
dem Produfte feiner eigenen Arbeit, nämlich Tas, was 
es mebr hervorbringt, als er ſelbſt verbraudt, für 
eiien Theil derjenigen Produkte von fremder Leute 
Arbeit, deren er bedürftig ift, werde eintaufchen kön⸗ 
nen, aufgemuntert, fich eine befondere Art von Be⸗ 
ihäftigung zu wählen, fi) auf diefe ausfchließend zu 
legen, nnd wenn ihm die Natur ein eigenthümliches 
Zalent zu gewiſſen Arbeiten gegeben bat, diefes durch 
anunterbrocdhene Webung zur Bolllommenpeit zu 
bringen. 
Die Verfchledenheit der Talente, die wir bei den 
Menſchen wahrzunehmen glauben, ift in der Wirklich" 
keit viel geringer, ald wofür mir fie halten; und der 
weite Abſtand, welcher fich zwifchen Menſchen von 
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jenige, was bie entitandene Verſchiedenheit nützlich 
macht. Verſchiedene I hiergefchlechter, die dafür an» 
erkannt find, zu einer und derfelben Hauptgattung zu 
gehören, haben von der Natur in ihren Anlagen und 
Fäbigfeiten weit auffallendere Verſchiedenheiten er» 
belten, als die find, welche wir bei ven Menfchen 
finden, ehe Gewohnheit und Uebung jeden zu einem 
Geſchöpfe eigener Arbeit bilden. Die urfprünglichen 
Anlagen eines Philofophen und eines Laſtträgers find 
weit weniger unterſchieden, als die Inſtinkte und die 
Fähigkeiten eines Bullenbeißers und eines Jagdhun⸗ 
des, eines Jagdhundes und eines Winpfpiels, eines 
Windſpiels und eines Schäferhundes verſchieden find. 
Und doch find dieſe Racen, obgleich augenfcheinlich 
Unterarten von einerlei Gattung, doch nie durch ihre 
verfchiedenen Naturgaben einander wedhfeljeitig nütz⸗ 
lich geworden. Die Stärke des Bullenbeißers wird 
nie, weder von der Geſchwindigkeit des Jagdhundes, 
noch von dem feinen Geruche des Windfpiele, noch 
von der Gelehrigkeit des Schäferhundes unterftügt. 
Aus Mangel derjenigen Yähigfeiten oder der Triebe, 
welche zum Zaufche erfordert werden, fünnen die Wir» 
kungen diefer verfchiedenen Talente ſich nicht zur Er» 
seihung eines gemeinſchaftlichen Endzwedes vereini- 
gen, und die ganze Gattung gewinnt von diefer Ver- 
theilung mannigfaltigee Naturanlagen unter ihre 
lieder weder den mindeften Vortheil, noch das ges 
ringſte Vergnügen; jedes Zhier ift deswegen nicht 
weniger genöthigt, ſich einzeln, für fi, ohne den Bei» 
fand der übrigen feines Geſchlechts, zu erhalten und 
zu vertheidigen. Im menfclichen Geſchlecht hinge⸗ 
gen werden Berfonen vom unähnlichſten Genie ein- 
ander mwechfelfeitig nützlich. Vermöge der bei diefem 
Geſchlechte herrſchenden allgemeinen Neigung zum 
Zaufche werden die Erzeugniffe aller in ihm vertheil- 
tee Talente gleihfam auf einen gemeinfchaftlichen 
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. Handwerker würden herbei gerufen haben. Die Dorf- 
bandwerker find gewöhnlich genöthigt, fi mit allen 
Zweigen des Kunftfleißes, die einen und denfelben 
Stoff zu bearbeiten haben, zugleich abzugeben. Ein 
Dorfzimmermann nimmt alle Arbeiten über fich, die 
aus Holz verfertigt werden; ein Dorfichmied macht 
Alles, was aus Eifen gemacht werden kann. Der 
Erſtere if nicht bloß ein Zimmermann, jondern auch 
ein Tiſchler; er macht ſowobl Bildhauer⸗, als Rade⸗, 
Pflug⸗ und Stellmacher⸗Arbeit. Die Arbeiten des 
Dorfſchmieds find noch weit mannigfaltiger. In den 
ven entlegenen, Inneren Gegenden von Hochſchott⸗ 
land Bann es Bein befonderes Gewerbe geben, daß ſich 
mit Mägelverfertigen befhäftigt. Mach unferer Mech» 
nung kann ein eigentliber Nagelihmien in einem 
Zage 1000 Nägel, und ulfo 300 Werktage hindurch, 
die ungefähr in einem Jahre angenommen werden 
können, 300,000 Nägel machen. Aber in einer Lage, 
wie Die zuvor angegebene, würde er in einem Jahre 
kaum 1000 Nägel, das Produkt der Arbeit eines eine 
zigen Tages, abfegen können. 

Da jeder Art des Kunſtfleißes fchon von jeher durch 
die Waſſerfracht ein viel weiterer Markt ale durch die 
Landfracht eröffnet wurde, jo waren ed die Seeküſten 
und die Ufer fchiffbarer Ströme, wo der Kunſtfleiß 
jeder Art die erſten Fortſchritte madte, und wo er 
alfo auch feine Arbeiten zu theilen anfing; und es ge⸗ 
bört oft lange Zeit dazu, ehe dieſe Verbeſſerungen 
fih bis zu den inneren Gegenden des Landes aud- 
breiten. 

Da die Vortheile der Wafferfracht fo groß waren, 
fo iſt es natürlich, daß die erſten Fortſchritie der Kunft 
und des Fleißes da gefchahen, wo das Meer oder wo 
große Flüſſe dieſe Bequemlichkeit gewährten, und die 
ganze Welt zum Markte für die Erzeugnifle der Ar⸗ 
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einiger künſtlichen nicht nur die größeren Städte, ſon⸗ 
dern auch die beträchtlicheren Dörfer mit einander ver⸗ 
binden, und ihnen allen, ja ſelbſt vielen Landhäuſern, 
den Vortheil der Waſſerfracht für die Ausfuhr ihrer 
Erzeugniſſe und die Zufuhr ihrer Bedürfniſſe unge— 
fähr auf dieſelbe Weiſe verſchaffen, wie Holland von 
den aus dem Rheine und der Maas ausgehenden 
Kanälen, die es durchſchneiden, in dem Transporte 
ſeiner Waaren begünſtigt wird. Dieſe jo ausge— 
dehnte und ſo bequeme inländiſche Schifffahrt war 
wahrſcheinlicher Weiſe eine der vornehmſten Urſachen 
von der frühern Cultur und dem Reichthum Aegyptens. 

Auch in Bengalen, bekanntlich einem Theile von 
Oſtindien, und in einigen der öſtlichen Provinzen von 
China ſcheinen Ackerbau und Manufakturen ſchon im 
hohen Alterthume getrieben worden zu fein, ob es 
gleich nicht möglich ift, durch glaubwürdige Nachrich⸗ 
ten der Geſchichte, den Zeitpunft, wo die Qultur von 
beiden angefangen hat, zu beflimmen. Und die Ur⸗ 
fache viefes frühzeitigen Flors war vielleicht eben Dies 
felbe. In Bengalen bilden der Ganges und einige 
andere große Flüſſe, gerade fo, wie der Nil in Aegyp- 
ten, eine Menge fchiffbarer Kanäle. Auch die öſt⸗ 
lihen Provinzen von China werden Durch mehrere 
große Ylüffe und deren Arme fo vielfach durchſchnit⸗ 
ten, Daß dadurch eine ausgebreitetere inländiiche Schiff⸗ 
fahrt Dort möglich wird, wie weder der Nil nody der 
Banges den Ländern, Durch Die fie firömen, gewähren. 
Es ift merkwürdig, daß die alten Hindoftaner, Die 
Aegypter und die Chinejer den auswärtigen Handel 
gleich wenig ermuntert, und alfo ihren großen Reid» 
thum hauptſächlich aus viefer inländiſchen Schifffahrt 
hergeleitet haben. Das ganze innere Afrifa und alle 
die Theile Afiens, die in irgend einer beträchtlichen 
Entfernung von dem ſchwarzen und caſpiſchen Meere 
nordwärts liegen, Scythien, die Zartarei und Sibi- 
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Wenn die BVertheilung ter Arbeiten einmal völlig 
eingeführt und in Ordnung ift, fo wird nur ein klei— 
ner Theil von den Bedürfniffen eines Menſchen durch 
die Arbeit feiner eigenen Hände befriedigt. Die Mit- 
tel, den übrigen weit zahlreichere Genüge zu thun, 
verfchafft er fich, indem er von dem Erzeugniſſe feiner 
eigenen Arbeit, das, was er ſelbſt nicht verbraucht, ge⸗ 
gen die Erzeugnifje der Arbeit anderer Menſchen um» 
taufcht, fo wie er gelegentlich des einen oder des an⸗ 
dern dieſer Erzeugnifle nöthig hat. Jeder Menſch 
lebt alfo vom Zaufche, jeder wird auf gewiſſe Weife 
Kaufmann: und die bürgerliche Gefellichaft nähert 
fih, fo wie fie erwächft, immer mehr und mehr ver 
Natur einer handelnden Gefellfchaft. 

Doch, ale diefe Vertheilung der Arbeiten zuerft ih» 
ven Anfang nahm, mußte dieſe Taufchluft füch fehr oft 
in ihren Berrichtungen hindern und in Berlegenheit 
finden. Wir wollen fegen, ein Menſch hatte von einer 
gewiffen Waare mehr, ein anderer hatte weniger, als 
er brauchte. Der erſte war alfo natürliher Weiſe 
begierig, feinen Ueberfluß los zu werden, und der an⸗ 
dere geneigt, einen Theil defjelben ihm abzunehmen. 
Über wenn legterer zufälliger Weife nichts von dem 
batte, was der erfte bedurfte, fo konnte Fein Tauſch 
unter ihnen zu Stande fommen. Der Fleiſcher z. 2. 
batte auf feiner Bank mehr Fleiſch, als er felbft auf- 
zehren Eonnte, und der Bäder und der Brauer hätten 
ihm gern einen Theil davon abgefauft. Aber fie hat» 
tem ihm nichts als Brod und Bier dagegen anzubie⸗ 
ten, und der Fleiſcher war mit beivem verforgt. In 
diefem alle konnte alfo Fein Tauſch unter ihnen 
ſtattfinden. Der Fleiſcher Eonnte für den Bäder und 
Brauer niht Kaufmann fein: fie fonnten nicht feine 
Kunden werden; und alle Drei leiſteten auf dieſe 
Beife einander weniger Dienfle. Um aus den Un- 
bequemlichleiten einer folchen Lage zu kommen, haben 
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ten CEndzweck die Metalle jeder anderen Waare vor- 
ziehen. Metalle Fönnen nit nur mit geringerem 
Verluft, ale jede andere Waare aufbewahrt werden, 
da faſt Fein anderes Naturprodukt weniger vergäng- 
ih und dem Berderbniffe weniger unterworfen ifl, 
fondern fie fönnen auch, ohne irgend einen Abgang 
zu leiden, in jede beliebige Anzahl von Theilen zer- 
theilt werden, fo wie auch hinwiederum diefe Theile 
durch's Schmelzen in eine Maffe vereinigt werden 
können. Diefe leichte Theilbarkeit, tie feine andere 
gleich Dauerhafte Waare beſitzt, macht die Dietalle vor⸗ 
züglich geſchickt, zum Werkzeuge tes Handelsverkehrs 
und Des Umlaufs zu dienen. Wenn Yemand zum 
Beifpiele Salz zu kaufen Luft, aber nichts als Vieh 
dafür im Zaufche anzubieten hätte, fo würde er gend» 
tbigt fein, auf einmal fo viel Salz zu nehmen, ale 
der Werth von einem großen Ochſen oder einem gan⸗ 
zen Schafe beträgt. Selten fönnte er es fo einrich⸗ 
ten, daß er eine geringere Quantität faufte, weil es 
ihm felten möglid wäre, dag, mag er dafür geben 
wollte, ohne jeinen Schaten zu theilen. Wäre er 
willens, mehr zu faufen, fo müßte es ſich gleich bie 
auf Das Doppelte und das Dreifache feines erfien 
Einkaufs erfireden, um mit zmei oder drei Dchfen 
oder mit eben fo vielen Schafen bezahlen zu Fönnen. 
Hätte er hingegen an der Stelle feiner Ochſen und 
Schafe Metalle zum Taufe anzubieten gehabt, fo 
hätte er die Quantität der Waare, welche er erhan- 
deite, genau det Größe feines Bedürfniffes anmefien 
können. 

Nicht alle Nationen haben zu dem Endzweck, wo⸗ 
von hier die Rede iſt, einerlei Metalle gebraucht. 
Eiſen war das bei den Spartanern eingeführte Werk⸗ 
zeug des Handels; Kupfer war es bei den alten Rö⸗ 
mern, und Gold und Silber find eg bei allen reichen 
und bandeltreibenden Nationen. 
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hundert Seckel Silber zu, welche er ihm für das Feld 
von Machyelah zu zahlen verſprochen hatte. Es wird 
gefagt, Daß die Zahlung in der umlaufenden Han» 
delsmünze gefchehen fei; und Doch wird das Geld 
dem Käufer zugewogen, nicht zugezählt, gerade fo, 
wie wir noch heutzutage Gold⸗ und Silberbarsen zu⸗ 
wägen. 

Die Einkünfte der alten ſächſiſchen Könige in Eng- 
: land wurden, wie es heißt, in Natura, nicht in Spr- 

eie, ih will fagen, in Lebensmitteln und Provifionen 

aller Art, bezahlt. Wilhelmder Eroberer führt 
die Gewohnheit ein, fie in Gelde zu bezahlen. Aber 
diefes Geld wurde lange Zeit hindurch nach dem Ge⸗ 
wicht, nicht nach der Zahl, von der königlichen Schap- 

Tammer in Empfang genommen. 

Die Unbequemlidkeiten und Schwierigkeiten, die 
mit der Abwägung diefer Dietalle verbunden find, 
gaben die Beranlaflung, geprägtes Geld einzuführen, 
deffen Stempel, da er beide Seiten und oft auch die 

: Ränder völlig bededt, nicht bloß die Feinheit ver Me⸗ 
talle, fondern auch dag Gewidt.der Stüde verbürgen 
konnte. Solchergeftalt geprägte Münze wurde von 
der Zeit an, fo wie jegt, nad der Zahl der Städte 
angenommen, ohne daß man ſich mit dem Wägen der- 
felben bemüht hätte. 

Die Namen diefer Drünzen fcheinen anfangs bie 
Duantität oder das Gewicht des darin enthaltenen 
Metalls angezeigt zu haben. Zur Zeit des Ser- 
vius Tullius, der zuerft in.Rom Geld prägen lief, 
enthielt das römiſche As ein römiſches Pfund gutes 
Kupfer. Das As wurde, fo wie das franzöftfche von 
der Stadt Troyes benannte Pfund, in zwölf Unzen 
eingetheilt, wovon jede eine. wirklide Unze Kupfer 
enthielt. _ Das Pfund Sterling, zur Zeit Ednards 
des Erften, enthielt ein Pfund Silber von einem 
bekannten Brave der Feinheit, nach Towergewicht 
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ausgeſetzt, als die iſt, daß ſie vielleicht für ihre Waa⸗ 
ren anſtatt eines Pfundes reinen Silbers oder Kupſers 
ein verfälſchtes Gemiſch der gemeinſten und woblfeil⸗ 
Ren Materialien erhielten, das nur dag äußere Anſe⸗ 
ben und die farbe jener Metalle hatte. Um diefen 
Betrügereien zuvorzulommen, um den Taufch zu er⸗ 
leichtern und dadurd alle Arten des Gewerbfleißes 
und des Handelsverkehrs zu ermuntern, haben alle 
Nationen, welche einige Fortſchritte in der Kultur ges 
macht haben, es nothwendig befunden, beflimmte 
Duantitäten derjenigen Metalle, die unter ihnen zum 
Kaufe und Verkaufe der Waaren gebraucht wurden, 
mit einem Öffentlihen Stempel zu bezeichnen. Dies 
IR der Urfprung des gemünzten Geldes und derjeni- 
gen öffentlichen Geſchäfte, welche zufammen dag 
Münzamt ausmaben — Grfhäfte, welche in Abficht 
ihres Endzwecks genau mit den Verrichtungen ber 
Schaumeiſter une Stempelberren bei ten Tuch⸗ und 
keinwandmanufakturen übereinfommen. Sie follen 
ſämmilich durd einen aufgetrüdten öffentlihen Stem- 
vel die gleihförmige Güte und vollfländige Quanti⸗ 
tät diefer verfchiedenen Waaren, wenn fie zu Markte 
gebracht werden, vem Publikum verbürgen. 

Die erften öffentlichen Stempel dieſer Art, welche 
auf die umlaufenden Metalle gedrückt wurden, fiheis 
nen vornehmlich Das haben verbürgen follen, was in 
der That zu unterfudhen am fchmerften iſt: die Fein⸗ 
beit und Güte des Metalles_ Sie waren alfo der 
Silberprobe, die jegt noch auf Silberſtangen oder 
- auf filbernes Thee- und Tiſchgeſchirr gedrüdt wird, 
oder dem fpanifchen Stempel ähnlich, der fich zumei- 
fen auf den Goldſtangen findet, der aber, weil er nur 
auf einer Seite diefee Goldſtücke ſteht und nicht ihre 
ganze Oberfläche bedeckt, zwar die einheit des Me⸗ 
talls anzeigen, aber nicht die Quantität deſſelben ver- 
bürgen kann. Abraham wiegt dem Ephron bie vier⸗ 
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haben. Bei den.alten Sachſen finden wir den Schil⸗ 
ling zu einer gewiffen Zeit nicht mehr ale fünf Pen- 
nys enthaltend, und wahrſcheinlich war fein Werth 
eben fo veränderlich, als der Werth des Sous uuter 
ihren Nachbarn, den Franken. Karl der Große 
unter den Jegieren und Wilhelm der Eroberer 
unter den Engländern beflimmten den Zeitpunkt, von 
wo an das Verhältniß zwifchen Pfund, Schilling oder 
Bon und Penny oder Liard unveränderlich daffelbe 
. geblieben ift, ob fih gleich der Werth aller zugleich 
ſeitdem fehr verändert hat. In allen Ländern ber 
Welt nämlich ift durch den Geiz und die Ungerechtig⸗ 
feit der Fürſten, oder derer, Die am Ruder der Staa- 
ten faßen, eine fiufenweife Verminderung des Gehalts 
der Münzen vorgegangen, das heißt, die Duantität 
des Metalle, welche urfprünglich unter einer gemiffen 
Benennung verflanden wurde, it immer Heiner und 
Heiner geworden, indeß der Name derfelbe geblieben 
il. Das römifhe As wurde in den legten Zeiten 
der Republik auf den vierundzwanzigſten Theil feines 
uriprünglichen Werths zurückgeſetzt, fo daß es auflatt 
eines Pfundes, welches es eigentlich wiegen ſollte, in 
der That nicht mehr als eine halbe Unze wog. Das 
engliſche Pfund und der engliſche Penny enthalten 
gegenwärtig nur den dritten, die ſchottiſchen Pfunde 
und Pennys ungefähr den ſechsunddreißigſten, und 
die franzöfifchen Livres und Sous ungefähr den ſechs⸗ 
undfechzigften Theil ihres urfprünglihen Werths. 
Durch Hülfe diefer Operationen wurden die Fürflen 
und Staaten, melde diefelben voruahmen, im Den 
Stand gefegt, mit einer Heineren Quantität Silbers, 
als font Dazu wäre nöthig geweſen, dem Scheine 
nach ihre Schulden zu bezahlen und ihre Berfprechun- 
gen zu erfüllen. Ich fage dem Scheine nah; denn 
in ber Zhat wurden ihre Gläubiger um einen Theil 
deflen, was ihnen gebührte, betrogen, Was ber 
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gewogen. Das Pfund Towergewicht ſcheint etwas 
größer geweſen zu ſein, als das römiſche, und etwas 
kleiner, als dos Pfund von Troyes. Dies letztere 
wurde nicht eher, als im achtzehnten Regierungsjahre 
Heinrichs VIII., bei der engliſchen Münze einge- 
führt. Der franzöſiſche Livre enthielt zu Karls des 
GOroßen Zeiten ein fund Silber, nad dem Gewicht 
von Troyes, von einer beftimmten Beinheit. Diefe 
Stadt in der Champagne hatte Damals einen fehr be⸗ 
rühmten Jahrmarkt, der von allen Nationen Europa's 
beſucht wurde. Daher fgm ed, daß die Maaße und 
Gewichte diefer Stadt allenthalben bekannt und an- 
genommen wurden, — Das ſchottiſche Geldpfund 
enthielt ebenfalls von Alexanders des Erſten 
JZeiten an bis auf Robert Bruce rin wirkliches 
Hund Silber, von gleihen Gewicht und gleicher 
Beinheit, als das englifhe Pfund Sterling hatte. 
Auch die engliſchen, franzöſiſchen und fchottifchen 
Pennys oder Lyards enthielten urfprünglich fo viel 
an Silber, als das Wort Penny am Gewicht aus- 
drückt, nämlich den zwanzigſten Theil einer Unze, oder 
den zweihundertundvierzigfien I heil des ganzen Pfun— 
des. Auch das Wort Schilling fcheint anfangs der 
Name eines Gewichts gewefen zu fein. „Wenn der 
Duarter Weizen”, fagt ein altes Statut Heinrichs 
des Dritten, „zwölf Scillinge koſtet, fo foll eine 
Barthingfemmel eilf Schillinge und vier Pence wie- 
gen.” Doc war vielleicht dag Verhältniß des Schil⸗ 
lings ſowohl zum Pfunde auf der einen, als zum 
Penny auf der andern Seite, nie ſo genau und gleich⸗ 
förmig beflimmt, als das Berhältniß vom Penny zum 
Pfunde beſtimmt war. Während der Negierung des 
merovingifchen Königsſtammes fcheint der franzöfifche 
Sou oder Sol (welches Wort die Heberfegung von 
dem engliſchen Schilling iſt) bald fünf, bald zwölf, 
bald zwanzig und bald vierzig Pennys enthalten iu 
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irgend etwas dafür kaufen kann; im Tauſche hat es 
alfo gar feinen Werth. Ein Diamant im Gegen- 
theil it beinahe ohne allen reellen Nugen, aber wenn 
man ihn vertaufcht, fo kann man gemeiniglid eine be- 
trächtliche Quantität anderer Güter dafür erhalten. 

Um die Prinzipien ausfindig zu maden, durch 
welche der Tauſchwerth der Waaren regulirt wird, 
muß nadıgewiefen werden: 

Erfilich, welches der wahre Maaßſtab diefes Tauſch⸗ 
werthes fei, oder worin der wirkliche Preis jeder 
Waare beflehe. - 

Zweitens, aus welden Theilen diefer Preis zu 
fammengefegt fei, oder in welche Elemente er ſich auf- 
löfen lafle. 

Und endlich, weldyes die Umftände find, Die zuwei⸗ 
fen den einen oder den andern diefer Theile des Prei⸗ 
fed entweder über fein gewöhnliches Maaß hinauf 
treiben, oder unter daffelbe erniedrigen; oder mit an. 
deren Worten, welche Urfachen es machen, daß der 
Marktpreis der Waaren, Das heißt, der, für welden 

. fie wirklich verkauft werben, mit dem, was man ihren 
natürlichen oder urfprünglichen Preis nennen könnte, 
nicht genau übereinflimmt. 

: Der Werth einer Waare ift für denjenigen, mwelder 
fie nicht felbft zu verbrauden, fondern gegen audere 
Woaren zu taufchen denkt, der Quantität der Arbeit 

. gleich, über welche er mittelft derfelben zu gebieten 
bat, oder die er dadurch erfaufen kann. Arbeit iſt 
alfo der wahre Maßſtab des Zaufhwerthes aller 
Guͤter. 

Alles, was mit dem Gelde oder mit Waaren ein⸗ 
gekauft wird, wird im Grunde eben fo mit Aebeit er⸗ 
fauft, als wenn der Käufer unmittelbar die Bezah⸗ 
fung abgearbeitet hätte. In der That thut das Geld 
oder die Waare, welche wir auf den Markt bringen, 
nichts anders, als daß fie und eine gewiſſe Arbeit er 
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Staat ſelbſt ihat, das wurde durch ſolche Münzver⸗ 
änderungen auch allen anderen Schuldnern im Staate 
zugeſtanden; allen ſtand es frei, mit derſelben Zahl⸗ 
ſumme der neuen und ſchlechteren Münzſorte Darle⸗ 
hen zu bezahlen, die ſie in der alten und beſſeren auf⸗ 
genommen hatten. Solche Operationen find alſo als 
lemal den Schuldnern günflig und für die Gläubiger 
nachtheilig geweſen, und haben oft in Den Bermögens- 
umfländen der Privatperfonen größere Umkehrungen 
hervorgebracht, als durch allgemeine, das ganze Fand 
betreffende Unglüdsfälle hätten geſchehen können. 

Auf diefe Weife ift Geld bei allen civilifirten Na⸗ 
üonen das allgemeine Werkzeug des Handels gewor⸗ 
den, durch defien Dazwifchenfunft der Tauſch aller 
Irten von Waaren erleichtert und in den eigentlichen 
Kauf und Verkauf verivandelt wird. 

Ich gehe nun weiter fort, zu unterfucdhen, welches 
Me Regeln find, die bei dem Taüſche der Güter ges 
gen einander oder gegen Geld von den Menſchen be» 
obachtet werden. Diefe Negeln beflimmen das, was 
man ben relativen oder den Tauſchwerth der Dinge 
nennen kann. 

Man bemerke vor allen Dingen, daß das Wort 
Werth eine doppelte Bedeutung hat und einmal den 
Nutzen überhaupt anzeigt, welden ein gewiffer Ge⸗ 
genfland gewährt, zum andern Das Vermögen insbe» 
fondere bedeutet, welches Der Beſitz dieſes Gegenftan- 
des mittheilt, andere Güter dafür zu faufen. Das 
Fine könnte mon den Werth der Sache im Ge⸗ 
brauche, das Andere ten Werth der Sade im Tauſche 
nennen.. Die Dinge, welde den größten Werth im 
Gebrauche haben, haben oft einen geringen oder gar 
feinen im Zaufche, und wiederum diejenigen, welche 
im Zaufche vom größten Werthe find, haben im Ge⸗ 
braude häufig gar feinen. Nichts ift nüglicher, als 
Waſſer, aber der Fall ift felten vorhanden, daß man 
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und zu Markte zu bringen, — nad dem an jedem 
Drte und zu jeder Zeit gemöhnliden Maßſtabe zu 
bezahlen: fo wird diefe Waare für Den Preis ver- 
Fauft, welchen man ihren natürlihen nennen kann. 

Die Waare wird alsdann im eigentlihften Ver⸗ 
ftande für dag verfauft, was fie werih it, d. b. für 
Das, was fie der Perſon, welche fie zu Markte bringt, 
wirklich koſtet. Denn obgleich in gewöhnlicher Be- 
deutung unter dem Namen ter Primekoſten einer 
Waare, der Gewinn des Kaufmanns, welder fie ver» 
handelt, nicht mit begriffen it, fo würte doc) diefer, 
wenn Der Verkaufspreis ihm nicht den Bewinn brächte, 
melden an feinem Orte oder in feiner Gegend Kapie 
talien zu bringen pflegen, augenfcheinlid bei jeinem 
Handel verlieren; weil er ja bei einer andern An⸗ 
wendung feines Kapitals dDiefen Gewinn hätte haben 
können. Ueberdies iſt fein Gewinn die Quelle fei- 
nes Unterhalt. So wie er während ter Zeit, mo 
die Waare verfertigt und auf den Markt gefchaift wird, 
feinen Arbeitern ihren Lohn oder ihren Unterhalt vor» 
ſchießt, fo ſchießt er fich felbft auf gleiche Weiſe feinen 
eigenen Unterhalt vor; und diefen richtet er gewöhn⸗ 
lich nad dem Verhältniffe des Gewinnes ein, welchen 
er von dem Verkaufe feiner. Waaren erwarten fann. 
Bringen fie ihm nun diefen Gewinn nidt, fo fann er 
mit Recht fagen, daß fie ihm dasjenige nicht wieder 
bezahlen, was fie ihm gekoftet haben. 

Wenn alfo aud der Preis, der ihm diefen Gewinn 
giebt, nicht der Fleinfte ift, für welchen e8 zuweilen 
möglidy wäre, die Waare zu verkaufen: fo ift es Doch 
der Beinfte, für melden fie fortdauernd und lange 
Zeiträume hindurch verkauft werden fann; wenigfteng 
da, wo vollfommene Freiheit herrſcht und jeder Uns 
ternehmier fein Gewerbe, fo oft er will, verändern darf. 

Der Preis, für welden eine Waare gewöhnlich 
verkauft wird, heißt. dev Marktpreis. Gr kann bald 
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über, bald unter dem natürlichen Preiſe, bald demſel⸗ 
ben gleich fein. 


Der Marktpreis jeder Waare wird durch das Ver. 


hältniß beftimmt zwifchen der Quantität der zu Markte 


gebrachten Waare und dem Begehr Derjenigen, welde 


Ed 


den natürlichen Preis derfelben zu zahlen bereit find, 
oder mit andern Worten, welche den ganzen Betrag 
Der Rente, des Arbeitslohng und des Gewinnes, obı.e 


- welche die Waare nicht zum Verkauf gefommen wäre, 
- wiedererflatten wollen. Dieſe Leute könnte man die 


2 


wirkſamſten Begehrer und ihr Verlangen: nach der 


Waare das wirkſame Begeht nennen, weil dieſes 
wirklich eine Urſache wird, welche die Waare auf den 


Markt bringen hilft. Diefes Begehr einer Waare if 
von dem DBerlangen danach überhaupt ſehr verſchie⸗ 
den. Ein armer Mann kann wohl ein Berlangen 
nad) Kuiſche und Pferden haben, aber es ift fein wirk⸗ 


ſames Begehr, weil die Waare nie um diefes Be: 


gehrs willen und in der Abſicht, eg zu befriedigen, auf 


den Markt gebracht werden wird. 


Wenn die Quantität der zu Markte gebraten 
Waare geringer ift, ale die, wonach ein wirkſames 


Begehr vorhanden ift, fo Fönnen nicht alle die, welde 


für die Waare fo viel zu geben bereit find, als ca 


Rente, Arbeitslohn und Gewinn unumgänglid be 


zahlt werden mußte, wenn die Waare auf dem Markie 
erſcheinen follte, Damit verforgt werden. Einige tiv 
fer Käufer werden alfo, ehe fie die Waare ganz ent. 
bebren, geneigt fein, etwag mehr für fie zu begablen. 
Sogleih wird eine Concurrenz unter ihnen entflehrn 





und der Marktpreis wird über den natürlichen Preis 


fleigen, mehr oder weniger, nachdem entweder die feh⸗ 
lende Quantität größer oder geringer ift, oder nach⸗ 
dem der Reichthum und die Ueppigfeit der mit einan- 
der wetteifernden Käufer ihre Hite, fich zu überbieten, 


‘mehr oder weniger lebhaft macht.. Unter Käufern 
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von gleichem Reichthume und gleichem Luxus, und bei 
einem gleichen Mangel der Waare, wird die Lebhaf⸗ 
tigkeit ihrer Concurrenz gewöhnlich darnach beſtimmt, 
wie wichtig und entbehrlich für ſie die Waare iſt. 
Daher der ungeheure Preis, der in einer belagerten 
oder blodirten Stadt für Lebensmittel bezahlt wird. 

Ueberſteigt die Duantität der zu Markte gebrad)- 
ten Waaren die Größe des wirkſamen Begehrs, fo 
fann fie nicht gan, an diejenigen abgefegt werden, 
welche die zu ihrer Hervorbringung vorauszuzablen⸗ 
den Nenten, Arbeitslöhne und Gewinne nad) ihrem 
vollen Betrage wieder zu erflatten geneigt find. Cin 
‚Theil der Waare alfo, foll er überall verfauft wer- 
den, muß an Diejenigen Üüberlaffen werden, die etwas 
weniger, als jene Summe, dafür gebrn wollen; und 
der niedrige Preis, welchen dieſe Käufer geben, muß 
auf den Preis des ganzen Vorraths einigen Einfluß 
haben, ihn herabzufegen. Der Marktpreis wird alſo 
dann unter den natürlichen reis herabfallen; und 
dies mehr oder weniger, nachdem entweder Die Größe 
bes Weberfluffes die Concurrenz bei den Verkäufern 
mehr oder minder lebhaft madıt, oder die Nothwen⸗ 
digkeit, auf ver Stelle zu verfaufen, mehr oder weni» 
ger dringend für fie if. Bei gleichem Ueberfluffe 
einer Waare wird bei einer verderblichen Waare jene 
Concurrenz größer fein, als bei einer dauerhaften; 
größer, wenn der Markt z. B. mit Citronen, ale 
wenn er mit altem Eifen überfüllt if. 

Iſt die zu Markte gebrachte Quantität Waare ges 
.. rade dem Berhältniß des wirkſamen Begehrs ange» 
meflen und es zu befriedigen eben hinlänglich, fo fällt 
der Marktpreis mit dem natürlichen Preiſe genau zus 
fammen, oder fommt ihm doch jo nahe,.ald es mög- 
lich iſt. Die ganze in den Händen der Verkäufer 
vorhandene Duantität kann alsdann für dieſen Preis 
abgefeßt, aber es kann kein höherer dafür erhalten 
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werden. Die Concurrenz der Verkäufer nöthigt diefe, 
mit einem ſolchen Preiſe zufrieden zu fein; aber die 
Concurrenz der Käufer erlaubt ihnen, einen niedrige. 
ren abzumelfen. 

Natürlicher und gewöhnlicher Weife richtet fi die 
Duantität der zu Markte gebrachten Waare nad dem 
wirkſamen Begehr und fommt von ſelbſt in Gleiq—⸗ 
beit mit demfelben. Es iſt Allen, die ihren Grund 
‚und Boden, ihr Kapital oder ihre Arbeit anwenden, 
eine MWaare zu Marfte zu bringen, daran gelegen, 
daß die Duantität derfelben das Verhältniß des wirl⸗ 
famen Begehrs nicht Überfleige; und es iſt Dagegen 
das Intereſſe aller übrigen Menſchen, daß diefe Quan⸗ 
tität nie dieſem VBerhältniffe unangemefien fei. 

Wenn zu irgend einer Zeit mehr Waare auf dem 
Markte iſt, als wirkſames Begehr danach, fo mus 
einer oder der andere von den Beſtandtheilen ihır 
Preifes weniger betragen, und. alfo der Perſon, wel. 
cher er aufließt, weniger abwerfen, als Der gemähn- 
fihe und natürliche Maßſtab für diefe Arı des Ein 
fommens erfordert. Iſt dieſer verminderte Theil die 
Rente, fo wird der Gutsbeſitzer durch fein Intereſe 
ſogleich bewogen werden, einen Theil des zu der Her⸗ 
vorbringung jenes Gegenſtandes bisher gewidmelen 
Bodens auf eine andere Weife anzulegen; iſt er ter 
Arbeitstohn oder der Gewinn, fo werden auf gleiche 
PBeife der Arbeiter und der Kapitalift durch ihr J- 
tereffe dazu bewogen werden, der eine von feiner Zeil 
der andere von feinem Kapital weniger als bisher auf 
ben Gegenftand zu wenden. In Kurzem wird ſich bie 

- Quantität veffelben auf dem Markie fo vermindern, 
daß fie nur gerade noch zur Befriedigung des mirkie 
men Begehrs hinlänglid) fein wird. Der Markfpreis 
der Waare wird ſich zu dem natürlichen Preiſe erhe— 
ben, und die Beflanptheile deſſelben werden nad dem 
gewöhnlichen und natürlichen Maßſtabe der ‚Zeit und 











Volksökonomie. 279 


des Orts an ihre Behörde bezahlt werden können. 

Wenn im Begentheile die Quantität der zu Markte 
gebrachten Waare zu irgend einer Zeit dem wirkſa⸗ 
men Begehr nicht beifommt, fo wird der eine oder der 
andere von den Beftandtheilen ihres Preiſes mehr be» 
tragen, als die gemöhnliche Taxe mit ſich bringt. Iſt 
diefer erhöhte Theil Rente, fo werden alle Qutsbe- 
. figer natürlicher Weiſe darauf denken, mehr Land auf 
die Hervorbringung dieſes Erzeugnifjes anzumenden. 
Iſt er Arbeitslohn oder Kapitalgewinn, fo werden alle 
Ürbeiter und Kapitaliften durch ihr Intereſſe bewo- 
gen, mehr Arbeit oder ein größeres Kapital, als bie» 
ber, der Zubereitung und Anfertigung der Waare für 
den Markt zu widmen. In Kurzem wird die Quan⸗ 
tität derſelben dem wirkfamen Begehr aleih und zur 
Befriedigung deflelben zureichend wernen. Alsdann 
wird der Marktpreis bis zum natürliden Preife zu- 
rückſinken und jeder Beſtandtheil deſſelben wird fei- 
nem natürlichen Berhältnig gemäß werden. 

Der natürliche Preis ift alfo gleihfam der Mittel» 
punft, gegen melden die wandelbaren Marftpreife 
allee Waaren beftändig gravitiren. Zufälle verfcie- 
dener Art können diefe leßteren eine Zeit lang von 
jenem Mittelpunfte entfernt halten, fie über ihn er- 
beben oder unter ihn erniedrigen. Sie mögen aber 
durch noch fo große Hinderniffe abgehalten werden, 
fich in diefem Ruhepunkte feftzufegen, fo äußern fie 
doch Ein beſtändiges Streben, fich demſelben zunähern. 

Das Produft der Arbeit felbft iſt ihr erfter Lohn. 
Dem Erzeuger der Arbeit gehörte urfprünglich Das 
Erzeugniß derfelben; er hatte weder einen Grund» 
herrn, noch einen Meiſter, mit dem er theilen mußte. 
Hätte diefer Zufland fortgedauert; fo würde der Lohn 
der Arbrit mit der Zunahme der hervorbringenden 
Kräfte derfelben in gleihem Grade vermehrt worden 
fen. Alle Dinge wären ſtufenweiſe billiger gewor- 
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fen darbot. Niemand aber vermochte mehr daraus 
zu ſchaffen, ale ter alte Befiger, der alle Nutzungen 
fannte und des angeflammten Bodens noch immer 
mit gewohnter Liebe pflegte. Aber auch wo bie blinve 
Habfuht mit Verwüſtung begann und mit Neue 
ſchloß, wo verödere Ländereien wieder befegt werden 
mußten, um einen Ertrag zu bringen, blieb dod meh» 
rentheils rächlich, Die Benugung gegen einen Zing in 
Früchten den Anfiedlern felbfi zu belaffen, damit ihr 
eigener Vortheil fie treibe, möglichft viel aus dem 
Boden zu ziehen, deflen Anbau für eigene Nechnung 
zu leiten die neuen Herren weder geneigt noch gefchict 
„waren. In beiden⸗ Fällen ftanden tie Bodeninhaber 
in tiefer perfönlider Abhängigkeit gegen den Grund» 
herrn; er erhielt Zucht und Ordnung unter ihnen, 
ſchlichtete Streitigkeiten und gewann obrigfeitlides 
Anfehen um fo mehr, ale die neuen Staaten weient- 
lih aus dem Vereine diefer Grundherren beftanden, 
und die Regierungen weder Anlaß nod Mittel hat- 
ten, fie bei Benugung ihres Eigenthums zu beſchrän⸗ 
fen. So ward Bodeneigenthbum nidt nur die Quelle 
mühelofen Einfommens, fontern auch die Orundlage 
der Macht und des Anſehens. Der unterthänige 
Bebauer diefes Bodens hatte nur einen Werth für 
den Grundherrn als Werkzeug zu Deffen Benugung, 
und war als foldhes ein Zubehör des Bodens; man 
befaß Land und Leute, nicht Yeute und Land. 

Wie verfihieden fi au die Verhältniſſe geftalte- 
ten, als in den folgenden Jahrhunderten die Waffen 
der Eroberer fih gegen Nordoften wandten, als an 
der Wefer die Sachſen, an der Saale und Elbe die 
Wenden überwältigt wurden, ale Chriſtenthum und 
Öberherrlichkeit ver Deutfchen den Oderſtrom erreichte 
. und überfchritt, als endlich deutſche Nitter und däniſche 
Seefahrer Preußen, Kurland und die Wohnfige der 
Letten und Eſthen entdedten und deutſcher Herrſchalt 
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unterwarfen, ſo ward doch überall Grundeigenthum 
die Grundlage dieſer Herrſchaft. Zwar mußte hier 
die beſſere Benutzung des Bodens erſt von den Sie⸗ 
gern eingeführt werden, welche nicht bloß in der Kriegs⸗ 
kunſt, ſondern auch in den Künſten des Friedens den 
Befiegten überlegen waren; zwar begann eben ded- 
halb die Benugung des Bodens nicht nur für Ned» 
nung der neuen Herren, fondern auch zunädyft unter 
deren Leitung; aber doch ward es bald bequem ge⸗ 
funden,, fi) von der Sorge für den Unterhalt eines 
zahlreichen Geſindes dadurch zu entlaften, daß dem 
größten Theil deſſelben Ländereien und Mittel ange⸗ 
wieſen wurden, den eigenen Mnterhalt darauf zu ge⸗ 
winnen, Solchergeſtalt entftand der befegte Bauew 
bof, ein Eigenthum des Orundheren, das dem Inha- 
ber übergeben ward, um ſich, feine Hausgenoffen und 
das anvertraute Geräth und Geſpann zum Dienfte 
der Herrſchaft Bereit zu halten, deren vorbehaltenen 
Ader damit zu beftellen und iiberhaupt allen Spann- 
und Handdienft zu verrichten, deſſen fie für ih 
Wirthſchaft und ihren Haushalt bedürfen fonnte, Ju 
den ruſſiſchen Oſtſeeprovinzen heißt deshalb noch heute 
ein Bauerdorf ein Geſinde. 

Gewiß entitand das Abhängigfeitsverhältmiß zwi⸗ 
ſchen Fleinen Landbefigern und Obereigenthümern 
nicht Überall auf diefelbe Weife. Während der fan 
gen Ohnmacht der Regierungen im Mittelalter .unter- 
warfen fi Vieke freiwillig einem Schugherrn, und 
Dielen ward folches Unterwerfen abgenöthigt. 

Es {ft hier nicht der Ort, daranf einzugehen, mie 
verfihteden ſich gleich anfänglich Diefe Verhältniſſe ſtell⸗ 
ten, mas fpäter Gebote der wieder erſtarkten Regie 
rungen daran verändert, was bie Fortfchritte der Vil⸗ 
dung ſelbſt umgewandelt haben; nur Überfüchtläch war | 
anzudenten, wie Grundherrlichkeit die Grundlage 
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der Berfaffung des romanifhen und germaniſchen 
Europa's murde. 

Der Grundherrlichkeit Darf es nicht zum Vorwurfe 
gereihen, daß fie nur entfland zum Vortheile der 
Grundherren. Alles Eigenthum wird in ver Regel 
nur erworben zu Bunften des Eigners. Auch mar 
die Grundherrlichkeit gewiß ein zweckmäßiges Mittel, 
felten Beſtand und Ordnung in Gemeinweſen zu 
bringen, worin Sieger und Beſiegte auf fo verſchie⸗ 
dener Bildungsſtufe, mit ſolchem Gegenfag der Ge⸗ 
wohnheiten und Neiguugen vereinigt werten follten. 
Auch trägt noch heute die Grundherrlichkeit nicht bloß 
dem Grundherrn Früchte. Verſtändigen Orundher- 
ren fann nicht entgehen, wie ſehr eine Verbeflerung 
des Zuflandes der Arbeiter, Stärkung ihrer Kräfte, 
Bermehrung ihrer Kenntniffe, Reinigung ihrer Sit⸗ 
ten auch ihre Braucbbarkeit erhöht, und mie viel felbft 
die Zufriedenheit mit ihrer Yage, ihr guter Wille, ihre 
Dankbarkeit und Anhänglichfeit zur Erhöhung des 
Reinertrages ihres Eigenthums beiträgt. So be- 
wirft die wachſende Einſicht der Grundherren große 
Hortfchritte der Arbeit in Bildung und Wobhlſtand 
zum wefentlihen Vortheile Beiter. Endlich mag 
and) zur Ehre der menfchlihen Natur gerh anerkannt 
werden, daß viele Verbeſſerungen Des Zuſtandes der 
Arbeiter wirkfid nur aus dem reinen Wohlwollen ed- 
lee Herren, ganz ohne Rückſicht auf eigenen Vortheil, 
ſelbſt anfcheinend gegen denfelben, hervorgehen, da 
die fpäten Früchte weiſer Milde nicht immer anſchau⸗ 
lih vorſchweben. 

Borrath entſteht aus Früchten der Arbeit, welche 
zum fünftigen ®ebrauce verwahrt werden. Das 
Bigenthum eines Vorraths enthält nicht allein Die 
Macht, ihn zu verbrauchen, fondern auch die Macht, 
ihn zum Zaufche, zum Gewerbe andern Cigenthums 
zu verwenden. Durd Einführung des Breltrd IN un 
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die Stelle der Macht zu tauſchen die Macht zu kaufen 
getreten; und inſofern ein Vorrath verkäuflich iſt, kann 
durch feine Veräußerung Geld, das iſt: eine Macht 
zu kaufen, erworben werden, bie viel leichter aufbe- 
wahrt und verfandt, viel allgemeiner angewandt und 
befonders auch viel bequemer Anderen übertragen 
werden fann, als jeder Borrath von Gütern anderer 
Art. Diefe Macht zu kaufen kann auch zur Vermeh⸗ 
.. rung des Crtrages von Arbeiten verwandt werben, 
- und zwar namentlich auch mit der Abfidht, daß fie, wie 
. ber Boden, Einkommen gewähren fol, ohne duch 
dieſe Benugung felbft aufgezehrt zu werden. Bei 
folder Verwendung ſelbſt heißt fie Kapital. Wäre 
Boden der Urquell alles Cinfommens, fo wären auf 
‚alle Kapitale nur Ausflüfle des Bodens, und die ver- 
mögendflen Grundherren zunähft zum Kapitalbefig 
berufen. Iſt dagegen alles Einfommen nur eine 
Frucht der Arbeit, fo fann am meiften Kapital geſam⸗ 
melt werden, wo mit Verſtand und Fleiß am frudt- 
barften gearbeitet wird, und dies beftätigt and ein 
unbefangener Blick auf das Leben. 

Kapital kann eben fowohl zu Förderung eigener 
als fremder Arbeiten verwandt werden. m legten 
Falle gebührt dem Eigenthümer eine Miethe dafür, 
die nur aus der Frucht der Arbeit gezahlt werden kann. 
Diefe Miethe, die Zinfen, hat infofern die Natur 
der Bodenrente, als fie, gleich diefer, dem Empfänger 
aus der Frucht fremder Arbeit zufließt. Auch für den 
Eigenthümer von Kapital ift, wie für den Grund: 
eigenthlimer, der Arbeiter zunächft ein Werkzeug, mo 
durch er fein Eigenthum nugt. Auch den Kapitaliften 

. - leitet fein wohlverflandener Vortheil auf Veredelung 
des Arbeiterflammes, und au er hat Anfprüche auf 
Bertrauen in feine Wohlthätigkeit. 

. Adam Smith fagt: Die Landrente, d. h. der 
dem Eigenthümer von Grund und Boden für den 
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Gebrauch diefes Bodens bezahlte Preis, iſt gewöhn⸗ 
liher Weiſe immer der höchſte, welchen der Pächter 
unter den gewöhnlichen Umfländen Des Landes zu be- 
zahlen im Stande if. Wenn der Orundherr feinen 
Vertrag mit dem Pächter fchließt, fo iſt er gewiß be- 
mäht, ihm an den Erzeugniffen feines Bodens feinen 
größeren Antheil zu laffen, als ſchlechterdings nöthig 
AR, um dem Pächter theils die Fonds, woraus er die 
Anfchaffung des Saamens beflreitet, die Arbeiter be⸗ 
hie und Vieh und Adergeräth anfauft und unter- 
ält, theils von diefen Fonds den Gewinn zu fidhern, 
- den in diefer Gegend Pächter gewöhnlicher Weife von 
ihren Kapitalien erhalten. Auf einen kleineren Theil 
Sonn auch augenscheinlich der Pächter fi) nicht einlaſ⸗ 
fen, ohne fih der Gefahr auszufegen, zu Grunde zu 
geben, und einen größeren wird der Grundherr jelten 
ihm zu geſtehen. Was nun von dem Ertrage eines 
Landgutes oder (mas einerlei if) von dem reife 
Diefes Ertrages nad) Abzug jenes Theils noch übrig 
bleibt, das eignet fi) der Grundherr unter dem Na- 
men der Rente zu; und fo beftimmt iſt fie gewiß die 
höchſte, welche er unter gleidhen Umſtänden des Lan- 
des erhalten fann. Zumeilen zwar fann Freigebig- 
keit oder noch öfter Unmiffenheit ven Grundherrn be» 
wegen, mit einem Fleineren als Dem angegebenen An- 
theile von den Erzeugniffen feines Bodens zufrieden 
u fein; in einigen noch feltneren Fällen mag viel» 
- leicht ein umverfländiger Pächter mehr als dieſe zu 
bezahlen verfprehen, oder für fich mit weniger, ale 
dem gewöhnlichen Pädhtergeminne der Gegend zufrie- 
den fein. Deflenungeachtet fieht man mit Recht jenen 
Antheil als die natürliche Randrente, d. h. als Diejes 
nige an, nach welcher, den befannten Abfichten beider 
contrahirenden Theile gemäß, Land in Pacht gegeben 
werben foll. 
Man Fönnte auf ven Gedanken kommen, die Reue 
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größern Preis derſelben, als genau zur Möglichkeit, 
ſie zu Markt bringen zu fönnen, erfordert wird, zu 
bewirken; bei andern wedfelt die Nachfrage dergeſtalt 
ab, daß fie bald einen höheren, bald nur Diefen Preis 
gelten. Jene erſteren werden zu allen Zeiten, dieſe 
aur zuweilen den Örunpbefigern eine Rente verſchaffen. 

Hieraus folgt die Bemerkung: daß die Rente auf 
eine andere Weife unter die Beftandtheile des Wer- 
thes einer Waare kommt, ale der Arbeitslohn und 
der Kapitalgewinn. Hoher Arbeitslohn und große 
Bewinne find die Urfachen theurer Waarenpreife; 
hohe Renten find die Wirkungen derfelben. Seinen 
Lohn muß der Arbeiter und feinen Gewinn der Ka⸗ 
pitaliſt befommen, wenn die Waare fol zu Markte 
gebracht werden können; wenn ihr Preis hoch fleigt, 
fo ift es deswegen, meil viel Lohn und viel Gewinn 
bezahlt worden ift. Hingegen ob eine hohe, eine nie- 
drige oder gar feine Rente bezahlt werden folle, das 
“ hängt’ davon ab, ob der Preis der Waare nody über 
die Summe, welche zu der Bezahlung Des Arbeite- 
lohns und Kapitalgewinnes nöthig ift, einen großen, 
feinen oder gar feinen Ueberſchuß abwirft. 

Diefes Kapital theilt ſich aljo natürlicher Weiſe in 
drei Abtheilungen. Die erfte handelt von denjenigen 
heilen der Yandeserzeugniffe, die immer eine Rente 
einbringen; die zweite von denen, die bald eine Rente 
und bald feine abmerfen; die Dritte von den Abwech⸗ 
felungen,, die bei verfchiedenen Graden der Tandes- 
kultur theils in dem Verhältniſſe der Werthe diefer 
beiden Arten der rohen Erzeugniffe unter ſich, theils 
in dem DBerhältniffe ihres Werthes gegen den Werth 
per Dianufalturwaaren vorgehen. 

Zu denjenigen Erzeugniffen, die zu allen Zeiten 
eine Nente abwerfen, gehören die aus dem Grund 
und Boden gewonnenen Nahrungsmittel, weil faft 
in jeder Rage der Boden eine größere Duantität von 
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edlen Detalle und die edlen Steine, immer mehr unt 
mebr gefucht, immer gegen eine größere und größere 
-Duantität von Nahrungsmitteln eingetaufcht, mit 
einem Worte: theurer werden. Dies ift bei den mei» 
fen jener Dinge und in den meiften Fällen wirklich 
geſchehen; und wenn es nicht in allen Fällen gefche- 
ben ift, fo rührt dies daher, meil zuweilen durch be- 
fondere Umſtände der Zufluß einiger von folden Din- 
gen auf dem Markte noch fehneller, als die Nachfrage 
nach thnen, angewachſen ifl. 

Der Werth eines Quaderſteinbruchs muß z. 8. 
nothwendig mit der anwachſenden Eultur und Bevöl⸗ 
kerung der umliegenden Gegend zugleich zunehmen, 
beſonders wenn er der einzige feiner Art in diefer Ge⸗ 
gend if. Der Werth einer Silbermine hingegen 
wird nicht nothwendig bei wachſender Eultur und 
Volksmenge der umliegenden Gegend ſteigen, felbft 
wenn es innerhalb taufend Meilen kein anderes Sil⸗ 
berbergwerf gäbe. Für die Produkte eines Steinbruche 
fann fi der Markt höchſtens nur auf fünf Meilen in 
der Runde erfireden, und Die Nachfrage darnach muß 
alfo in den meiften Fällen dem Anbaue und der Be- 
völferung dieſes Kleinen Bezirks angemeflen fein. 
Aber der Markt für das Produkt eines Silberberg- 
werks erfiredt fid über die weite bewohnte Erde. 
"Sofern alfo nicht die Welt im Ganzen an Eultur 
und Bevölkerung zunimmt; jo fann die Nachfrage 
nach Silber auch durch das Aufblühen eines großen, 
in der Nachbarſchaft des Bergwerk gelegenen Yan- 
des micht vermehrt werden. Ya felbft wenn die Welt 
im Banzen in jenen Rüdfichten Zortfchritte gemacht 
hätte, zugleich aber neue, mehr ergiebige Bergwerte, 
als alle bisherigen, entdedt worden wären: fo könnte, 
ungeachtet der vermehrten Nachfrage nad Silber, 
doch der Zufluß des Produkts, womit diefe Nachfrage 
befriedigt werden foll, in einer nody größern Duantis 
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eben fo wenig begrenzt, ale die Kraft des menſchli⸗ 
den Geiſtes, welcher noch unaufbörlich die befannten 
Nutzungen verbefiert und neue findet. Noch immer 
mangelt e6 fehr viel feltener an Naturfonds, ols an 
Mitteln, ihn zu benugen. Unermeßliche Streden 
> fruchtbaren Bodens harren noch des Anbaues. Schaa- 
ven fräftiger Arbeiter ſchmachten nach befierem Er⸗ 
werb; aber das ungeheure Kapital, welches Anſiede⸗ 
lungen in foldem Umfange fordern, wird bis jegt 
nad) vergebens geſucht. ben jo wenig erheblich ifl 
der Unterfchied beider Renten, der auf der Unzerflöre 
barkeit des Bodens beruhen fol. Der Raum ifl 
ad: bleibend, aber die Verhältniffe, worauf feine 
nsung beruht, find in hohem Maße wandelbar. 
Das gelobte Land, worin Milch und Honig floß, iſt 
zur kahlen Einöde geworden, und am Miffouri trägt 
ein Boden koſtbare Kaufmannsgüter, der vor dreißig 
Jahren noch eine wüſte Steppe war. Berftand, 
Fleiß, Ausdauer und Mäßigkeit vermögen eben fo» 
wohl verlorenes Kapital wieder zu gewinnen, ale vere 
wilderten Boden wieder urbar zu machen. 

Ein wefentlicher Unterfchied zwifchen Renten aus 
Boden und aus Kapital wird nur Dadurch begründet, 
daß in Bezug auf den Ort der Benugung der Boden 
unbedingt unbeweglich, das Kapital Dagegen betingt 
beweglih iſt. Daraus entfteht eine Verſchiedenheit 
der Berhältniffe, worauf der Betrag der Rente beruht, 

welche faft unermeßlich erfcheint. Ein großer Tpeil 
des vorhandenen Kapitald bewegt fi mit großer 
Leichtigkeit von Ort zu Ort, von Land zu land, big 
in die fernften Gegenden des Erdbodens, überall die 
gewinnreihfle Verwendung fuchend. Brittiſches Ka- 
pital, vielleicht am Ganges erworben, ift angelegt in 
der Straßenerleudhtung Berlins, und der Gewinn 
aus einer fehottifhen Baummwollenfpinnerei wandert 
durch zwanzig Hände nad Auftralien, um Unfiede- 


Ar 


Voltaökcnomie. 293 


gilt ſchon in lebhaften Mittelſtädten oft mehrere Hun- 
dert Thaler; dieſer Preis fleigt in großen gewerb- 
reihen Städten auf mehrere Zaufend, und im preu- 

_ Bilden Staate felbft erfheinen Fälle, worin der 
Quadratfuß Baupfag mit einem Thaler bezahlt wird, 
was 25,920 Thaler auf ven Morgen beträgt, und 
alfo bei nur vier vom Hundert eine jährlihe Nutzung 
von 10364 Thalern vorausfegt. 

Der bei weitem größte Theil des Bodens wird al« 
lerdings nicht als bloßer Raum, fondern zur Erzeu- 
gung von Holz, Bras, Getreide und anderen Früch⸗ 
ten gebraudt. In diefem Falle wird zwar der Un» 
terfchied der Renten, welche Ländereien von gleicher 
Fruchtbarkeit bringen, bei weitem geringer, doch im⸗ 
mer noch ſehr viel größer, als die Verfchiedenheit des 
Zinsfußes. Die Regierung der nordamerikaniſchen 
Kreiftaaten verkauft in den entfernten weltlichen Lan⸗ 
destbeilen den Acre fehr fruchtbaren Bodens zu zwei 
Dollars, das ift: die preußifche Rente noch nicht ganz 
zu zwei Thalern; dort ift Die Rente zu fünf vom Hun- 
dert folglich ein Zehntheil Thaler. In den öftliden 
Gegenden des preußifchen Staats werden große Gü⸗ 
ter in fruchtbarem Boden zu Preifen verfauft, Die ge» 
gegen funfzehn Thaler für den Morgen betragen; 
bier it demnach die Bodenrente das Achtehalbfache 
des vorigen Falles. In der Nähe der großen Städte 
wird Dagegen die jährlihe Nutzung eines Morgens 
im freien Zelte zum Gemüfebau zu zehn und mehr 
Thalern verpadtet; hier fleigt demnach die Boden⸗ 
vente über das Hundertfache deſſen, was fie weſtwärts 
des Milfifippi beträgt, während die Zinfen von fidher 
belegten Rapitalen nad Berfchiedenheit der Länder 
ungefähr zmwifchen drei und zwölf vom Hundert 
ſchwanken. 

Es wird gemeinhin angenommen, der Empfänger 
von Bodenrente ſei mehr betheiligt bei der öffentlichen 
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ber Cigenthümer von Landgütern. Er verliert nicht 
felten außer dem laufenden Einkommen ſelbſt das 
Kapital, woraus es floß, mährend dem Grundbeſitzer 
doch der mwüfle Boten und darin noch einige Mög⸗ 
lichkeit bleibt, feinen Wohlſtand, wenn auch fpät und 
mühfam, mieder berzuftellen. Sehr verfcdhieden ifl 
jedoch der Einfluß des Einkommens aus fremder Ar⸗ 
beit auf die Wohlfahrt ver Völker, je nachdem es für 
Benugung überlaflenen Bodens oder dargeliehenen 
Kapitals erhoben wird. 

Volkopoeſie (Bergleihe auch den Art. Bolkslie- 
der.) Alle Poefie har ihren Urfprung in der Natur 
des Menſchen, und fie ift eben fo wenig das Eigen- 
tum einzelner bevorzugter Völker, ale das Erzeug⸗ 
niß einer höheren geiftigen Bildung. Ohne kunſtge⸗ 
mäße Ausbildung wirft fie in natürlicher Freiheit un» 
ter allen Völkern; fie ift es, der die nationalen Tänze 
und Weiſen das Dafein verdanken; fie drückt ihr Sie» 

.. gel auf die religiöfen, wie auf Die Rechts⸗ und ande» 
ren Bebräude; mit dem veligiöfen Olauben verbun- 
den, fchafft fie den Mythus, fie ſchafft das Volksmär⸗ 
hen und wandelt die Geſchichte in Sage um. In⸗ 
dem fie aber den Worten, in welchen fie ſich ausfpricht, 
vie rythmiſche Form giebt, erzeugt fie die Volks⸗ 
poefie im engern Sinne, wie fie fih in den Bolle- 
liedern Eund giebt. Es ift ein natürlicher Ausdrud 
des Gefühle und eine Eunftlofe, aber Doch in verſchö⸗ 
nerier Form vorgetragene Mittheilung von Gedan⸗ 
fen und Öefinnungen oder merfwürtigen Ereignillen 
und Begebenheiten, deren äußere @eftaltung durch 
die Weife des Vortrags beflimmt murde, der entive- 
der im wirklichen Geſange, oder in einer zwifchen Ge⸗ 
fang und feierlicher Rede die Mitte haltenden Art 
mündlicher Diitiheilung beſtand. Dieſe Volkspoeſie, 

hervorgegangen aus dem Weſen und der Eigenthüm⸗ 

lichkeit der Auffaſſungsweiſe einer Nation, und den 


— 
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Beflern gemährt nun allein das Beflere ſich aneignet 


- und bewahrt. Die Volkspoeſie iſt fo alt, wie das 


Menſchengeſchlecht ſelbſt; bei allen Völkern finden wir 
Volkslieder, aber nicht alle erfreuen fich jener poeti- 
fhen Kraft in gleiher Stärke und Fülle. Nicht bei 
Allen gelangt diefelbe zu gleich mächtiger und reicher 
Entwidelung, und auch die Anregungen und Mittel 
zu diefer find nicht allen Völkern und nicht zu allen 
Zeiten in gleibem Maße geboten. Daher bemerken 
wie under den Liedern der verfhiedenen Völker eine 
große Verſchiedenheit des poetiſchen Gehalts und 
Wertbes. Das Lied des Wilden zeigt oft nur Die 
erfien fümmerlichen Regungen jener Kraft, während 
wir in den fpanifchen, ſchottiſchen, deutfchen, Dänifchen, 
ſchwediſchen und flaviſchen Volksliedern eine Ent⸗ 
wickelung der Poeſie wahrnehmen, wie ſie kaum voll⸗ 
kommener gedacht werden kann, obſchon nicht zu leug⸗ 
nen iſt, Daß unter dieſen ſich Unbedeutendes und Man» 
ches findet, das erſt in ſeiner Zuſammenſtellung mit 
Anderem Bedeutung gewinnt. Das Gemeinſame 
aber haben die Lieder aller Völker, daß fi in ihnen 
die befondere Form, in Der das Allgemein» Menfds> 
liche bei ven verfchiedenen Völkern erfcheint, fcharf und 
treu ausgeprägt, und daß ung aus ihnen, wie fchon 
oben erwähnt, der Charakter der Völker, denen fie 
angehören, in großer Wahrbeit und Beſtimmtheit ent- 
gegentritt. Namentlich ift auch treue Zeichnung der 
Leidenfchaften, der Zeit und der Sitten in den Votks⸗ 
liedern eine vorherrfchende Eigenfchaft. Alles, mag 
fähig ift, die poetifche Kraft des Volles zu erregen, 
ſpricht fich in den Volksliedern aus; Liebe und Haß, 
Lehre und Spott tönen ung aus ihnen entgegen; bie 
Areude an Krieg und Jagd, an Wein und Tanz, bie 
Luft an der Natur, an dem ftillen häuslichen Leben 
und frommer religiöjer Glaube, kurz alle die Empfin- 
dungen, die der lyriſche Kunftdichter feinen Liedern 
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einhaucht, finden wir auch in den Volksliedern, je nad 
der verfchiedenen Sinnesweile der Völker, ausge- 
fproden. Auch Mythus, Märchen und Sage finden 
in dem Volksliede bei vielen Völkern ihren poetifchen 


Ausdruck, hiftorifhe Ereigniffe werden in Volkslie⸗ 


‚dern befungen (epifche und hiſtoriſche Volkslieder). 
Die Einfachheit der rythmiſchen und metrifchen For⸗ 
men ergiebt fih aug dem Urfprunge des Volksliedes, 
nicht weniger auch die Einfachheit, Runftlofigleit der 
Ausdrucksweiſe und die frifche, Fräftige Natürlichkeit. 

Bon aller Volkspoeſie ift ver Geſang unzertrenn- 
ih, denn das Volk fpricht nicht poetifch, es fingt. Den 
Beweis für Das Erſtere liefern die ſtets zu den Liedern 
- gehörigen Melodien, ohne welche man fie nie im Volle 
felbft vorfindet; diefe Melodien gingen nur daun und 
auch nicht- immer verloren (denn fie wurden oft aud 
anderen Liedern angepaßt), wenn das urfprünglide 
Lied aus dem Gedächtniß des Volkes verfhwand und 
nur zufällig durch Schrift aufbewahrt und fpäterer 
Zeit offenbart wurde. Kür das Legtere bietet ferner 
der Umſtand den Beweis, daß, wenn Sammler bei 
einem Volke noch unbekannte: Lieder vorfanden, es 
ihnen :nie gelang, ſich derfelben durch die Schrift zu 
bemädhtigen, wenn fie ſich derfelben vorfagen lie 
fen. Der Vortragende flodte bald, verwirrte fi, 
mußte wiederholen und blieb am Ende ganz fleden. 
Forderte man ihn dagegen auf, das Lied zu fingen, 
fo teilte ev es von einem Ende zum andern ohne alle 
Unterbredung mit. Aus Obigem ergiebt ſich von 
felbft, daß die Iyrifche Form bei aller Volkspoeſie die 
überwiegende fein muß; aber Das Wolf hat fie ſich fo 
bequem gemacht, daß es von ihm alle anderen Gat⸗ 
tungen der Poefie einfchließen läßt; die epifche, wie die 
didaktiſche, ja felbft die Dramatifhe. Neben dem Iy 
rifchen Elemente herrſcht das epifche am meiflen vor, 
und nimmt nur zumellen, theils um: der Lebendigkeit 
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der Darfiellung willen, theils durch den Wechſelge⸗ 
- fang veranlagt, die dramatifche Form an. Es ift hier 
nicht das bloße, ſehr häufig vorkommende Zwiege- 
ſpräch allein gemeint, fondern innerhalb der Lieder 
eine dramatifche vollſtändige Darflellung. Wir er- 
innern hier nur an das befannte, in der Gegend von 
Ilmenau heimifhe Bergmannslien, das Göthe, ohne 
die Begend näher zu bezeichnen, in „Wilhelm Mei- 
- Here Lehrjahren“ ſchildert, und das fpäter mehrfach) 
durch den Drud verbreitet worden ift, an viele italie- 
nuiſche Lieder, an das, was Reiſende von den Liedern 
der Neger berichten u. A. m. Merkwürdig und höchſt 
darabkieriſtiſch ſind auch die epifchen Sprünge in der 
Bolkspoeſie. Wenn das Volk poetifh erzählt, fo 
läßt es im Begenfage von feinen profaifchen Mitthei⸗ 
Iungen faft immer die Diittelglieder weg und giebt 
aur die Hauptzüge einer zufammenhängenden Bege- 
benheit, ale ob ſich jene von felbft verfländen. Doc 
kommt diefe Darftellungsmeife häufiger bei den nor- 
diſchen, ale bei den romanifchen und flavifhen Natio- 
nen vor; am feltenfien in den ſpaniſchen Romanzen, 
einer Gattung, bei der fi das fünftlerifche Bemußt- 
fein fhon früh offenbarte. Die Natur des Volkslie⸗ 
der bringt ed mit fi, daß die Frage nad) dem Ber- 
faffer und der Zeit des Entſtehens gewöhnlich um- 
fonft iſt. Wenn auch namentlich in deutfchen Volks⸗ 
liedern oft angegeben wird, daß ein junger Geſelle, 
An Reitersknecht oder ein Bergfnappe das Lied ge» 
ſungen, fo find doch Fälle, wo ſich der Dichter wirk⸗ 
Mc nennt, äußerſt felten. Auch dürfte eg zu den größ- 
“ten Seltenheiten gehören, ein Volkslied in feiner äl⸗ 
teften Geſtalt aufzufinden, weil fih nämlih Zert und 
Weiſe meift nur durch Weberlieferung fortgepflangt 
und erhalten haben: Diefe Art der Erhaltung führte 
es nothwendig mit fi, daß das urjprüngliche Lied, 
wie es von Einem zum Undern ging, manntafahen - 
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thümliche führt. Das Chriſtenthum, geſtützt auf die 
kümmerlichen Reſte, die es ſelbſt von der römiſchen 
Bildung übrig gelaſſen, vermochte in der altgermani⸗ 
ſchen Volksthümlichkeit, in ihrer rohen Naturkraft und 
ihrem heidniſch flarren Troß, nur einen Feind zu er» 
bliden, den e8 aller Orten angreifen, aus jeder Po- 
ftion verdrängen, aus jedem Schlupfwinkel anfflö- 
bern mußte. Nirgends aber ruhen die Wurzeln einer 
Volksthümlichkeit fo tief und fo feft, als in der Sprache 
‚ tined Volles und feiner Poefie. Daher bildete au 
die Sprache der alten Bermanen und ihre Poefie die 
hauptſächlichſten Punkte, gegen welche die neue rö⸗ 
miſch⸗chriſtliche Bildung ihre Angriffe richtete. Die 
alten Volkslieder wurden verpönt und verfchrieen ale 
Zauberlieder; die alten troßigen Helden der Volks⸗ 
fage follten ven demüthig hinſchmachtenden Geſtalten 
der chriftlichen Legenden, den Märtyrern und Heilis 
gen, weichen; flatt der Luft an Gefahr und Kampf, 
welche die alten Lieder feierten, follten Gehorfam und 
Demuth die Herzen der Männer erfüllen. Nod jet 
liegt eine ganze Reihe von Soncilienbefchlüffen und 
- Böniglichen Verordnungen vor, deren zum Theil grau- 
fame Beftimmungen den Beweis liefern für die Ener- 
gie und Hartnädigfeit, mit welcher die chriſtliche Geiſt⸗ 
lichkeit in diefem Kampfe verfuhr. Die deutfche Poeſie 
iR unter dem Scheermefler der Cenſur geboren, ja 
diefelbe hat kaum zu einer andern Zeit auf dem Haupie 
dieſes jungen Simfon mit folder Schwere gerubt, 
als da die Hand der Beiftlichen den fpröten ungeber«- 
digen Sohn der Wälder zum lateinifch plärrenden 
Kirchenknecht umzuſchaffen ſuchte. Der Verſuch ge- 
lang, wenigſtens fo weit er die Literatur betraf; Die 
Reſte der alten heidniſchen Poefie verfchwanden vor 
dem inquifitorifchen Fanatismus der Kirche; fie flüch⸗ 
teten, fie verbargen ſich in einzelne geheimnißvolle 
Wendungen, einzelne Namen und Sprüchwörter, aus 
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mals das Lied der „Nibelungen“ und wahrſcheinlich 
au Das Gedicht von „Gudrun“ durch Zuſammen⸗ 
fegung von Volksliedern entſtanden, und beruht dag 
nationale Epos der Deutſchen fomit eben fo auf 
Volksliedern, wie bei den Briechen die nationalen 
Open, die ven Namen des Homer tragen. Viel 
„weiter if die Form, in der hie alideutfche Thierſage 
auf uns gefommen iſt, von der urfprüngliden, die 
gewiß die des epiſchen Volksliedes war, entfernt. 

Auf den Zrümmern unferer königlichen Herrſchaft 
uud feiner getreuen Borfämpfer, des Ritterthums, 
ſiedelt ſich bekanntlich der Bienenfleiß unferer Bürger 
on. Auf die großen mittelalterlihen Kriegeshelden 
‚folgen die großen mittelalterlihen Kaufe und Han- 
delsherren, die friedlichen Helden von Nürnberg, 
‚Augsburg, Köln, die allerdings, wie das Beifpiel der 
Hanfa beweiſt, nach Belegenheit und wo ihr Inter⸗ 
efle es erforderte, auch recht Eriegerifch auftreten konn⸗ 
tn. Mit dieſer Hegemonie des politifhen Lebens 
‚gebt auch die Hegemonie der Dichtkunſt in Die Hände 
der Bürger über. Die deutfhe Helvenfage hatte ih⸗ 
sen poetifchen Abſchluß erhalten, und auf die Epopöen 
und Liebeslieder der ritterlihen Dichter folgten jegt 
sie Reimchroniken und DBersfünfteleien, die derben 
Schwänke und Späße unferer bürgerlihen Meiſter⸗ 
fänger. 

Damit hatte denn der Stufengang unferes mittel» 
:alterlichen Lebens fich vollendet; die ſtändiſche Olie⸗ 
derung, Die dem Mittelalter eben fo nothwendig und 
natürlich, als ihre griflenhafte Nachahmung für Die 
Begenwart unpaffend und verderblich iſt, war damit 
durchgeführt bis zum Aeußerfien — und ein neuer, 
ein gleichſam brad gelegter Boden harrte des große 
artigen Ereignifjes, Tas ſchon am Horizonte unferer 
Zulunft dämmerte und mit dem eine neue Epoche 
nicht bloß der Deutfchen, fondern der Weltgeſchichte 
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kannt genug geworden. Die deutfhe Volkspoeſie 
nahm nun einen entfdieden Iyrifhen Charakter an, in 
den auch der epifche Stoff einging, und den fie fortan 
behielt. Was oben über die Art bemerkt wurde, wie 
die Volkslieder entſtanden, fich erhielten und umge» 
dichtet wurden, fintet bier feine volle Anwendung. 
Gleiches gilt hinſichtlich ihres Inhalts. Was das 
Volk in feinem Innern bewegte, das fang es in ſei— 
nen Liedern. Das Volfglied ift die eigentliche Poeſie 
des Neformationgzeitalterd. In ibm kommen alle 
jene männlichen und tapfern, jene zarten und innigen 
Empfindungen zu Worte, für welde ver Meifterge- 
fang in feiner hanpmwerksmäßigen Verknöcherung we⸗ 
der Ohrt noch Auge beſaß; glei der Lerche bald im 
Blau des Himmels ſchwebend, bald zwiſchen Feldern 
und Gärten niftend, fieht und verfieht es die großen 
Greignifie der Geſchichte, es fieht und feiert die Hel- 
denkämpfe ter Schweizer und der Dithmarſen — und 
fieht auch ven verfiohlenen Kuß der Liebenden, be» 
laufcht die Thräne des Einſamen, mifcht fich in den 
Jubel der Zecher, fchmettert heil auf im bacchantifchen 
Jubel der Zanzenden. Und bedarf ed noch weiterer 
Beifpiele, wenn cin einzelnes genügt? Das prote- 
Rantifche Kirchenlied, diefe ächt Deutfhe Schöpfung, 
der feine andere Nation etwas Aehnliches zur Seite 
m feßen bat, und in der fo viel edelſtes Blut unferes 
Stammes fließt, ift poetiſch wie mufifalifch wefentlich 
aus der Wurzel unferes Volksliedes gewachfen. Der 
Löwe zeugt nur cin Junges; fo hat aud) Die Nefor- 
mation nur eine poetifhe Gattung ausgebildet, aber 
diefe auch zur Meifterichaft --—- das Volkslied. 

Aber die Reformation felbit ſcheiterte bekanntlich, 
lange bevor fie ihre Aufgabe erfüllt, fogar bevor fie 
fi derfelben nur völlig bewußt geworden; nod wir, 
im 19ten Jahrhundert, haben nichts Größeres noch 
Dringenderes zu thun, als die Arbeit der Neforma- 
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begünftigten. Indien und Verfien hatten fhon früß 
eine reihe Märchenpoeſie, und gefickt find tiefe 
Duellen von dem arabifhen Berfafler der „Taufend 
und eine Nacht” und in andern arabifhen Märchen⸗ 
fommlungen benugt. Dur die Kreuzzüge verbrei« 
tete fi das morgenländifche Beifler- und Wunder⸗ 
weſen auch in die Abendländer, wodurd der euro» 
pälfchen Märchenpoeſie eine Fülle neuen Stoffes zu- 
wuchs. Denn man fann nicht fagen, das Märchen 
fet ganz morgenländiſchen Urfprungs, ohne den Reich- 
thbum der Heimath zu verfennen. Denn der. alte hier 
herrſchende Slaube an Feen, Elfen, Gnomen und an« 
dere Geiſter, unter deren Einfluß die Schidfale der 
Menſchen ftanden, mußte nothwendig, bei nur einiger 
Thätigkeit der Phantafie, Vorftellungen und Sagen 
Ihaffen über wunderbare Einwirkungen übermenſch⸗ 
liher Kräfte auf das Leben, und es iſt nicht zu beziweis 
fen, daß lange vor den Kreuzzügen unter den Völ⸗ 
fern des Abendlandes folhe Erzählungen einheimifch 
waren. Im Laufe der Zeit wurden nun jene Erzäh⸗ 
lungen von ber neueren Poeſie aufgenommen, nach⸗ 
erzählt, umgeflaltet und befonders, nachdem durch 
Galland's Weberfegung von „Zaufend und eine 
Nacht“ die Theilnahme für diefe Dichtungsart mäch⸗ 
tig angeregt worden war, in zahlreichen romantifchen 
Dichtungen epifiber und dramatiſcher Form, mit mär- 
henhafter Grundlage fortgebildet. Was den Inhalt 
und die Darftellung des Märchens anlangt, fo ift es 
bald eräfthaft, bald komiſch und felbit fatyrifh. Der 
Stoff kann aus der wirklihen Sagengeſchichte ent: 
lehnt werden, nur muß Tas Romantifde und Wun- 
derbare darin herrfchend, und Der der Märchenerzähe 
lung fo woplthuende Standpunkt Findlicher Auffaf- 
fung feitgebalten fein. In diefer legteren Beziehung 
Reben die lange für Mufter ihrer Gattung gegoltenen 
Bollsmärchen von Muſäus denen Göthe's, Tiecks 
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denen meiſt die Feen und allerhand Elementargeiſter 
als leitende Prinzipien von Volkserzählungen erſchei⸗ 
nen. In Frankreich bildete ſich der Volksroman 
beſonders in dem Norden durch die Trouveren, welche 
ihre Früchte auf dem an Heldenſagen reichen Felde 
von Karls des Großen und ſeiner Paladine Thaten, 
aus der Geſchichte Des Amadis, der Kreuzzüge :c. ern⸗ 
teten. Berühmt find vorzüglich die ſchöne Magellone, 
die Schöne Melufine ꝛc. Der Gefhmad für Volks⸗ 
märchen wurde bei den Franzoſen befonderg feit dem 
Ende des 17ten Jahrhunderts duch Perrault und 
Salland angeregt. Die Provengalen gehörten auch 
dem nördlichen Spanien mit an, und die fpanifchen 
Volksfänger hatten ihre Lieder aus gleihen Quellen; 
aber fruchtbarer als hier hat ſich kaum noch irgendwo 
dieſe Act der Poeſie ausgebildet; befonders war eg 
die Geſchichte des Amadis von Gallien, welde viel- 
fach befungen, erneuert und ergänzt wurde; eigens 
thümliche Volkspoeſien jind den Spaniern der be- 
rühmte Sagenkreis des Eid, der Don Quixote u. a. 
Der Urſprung der iialienifhen Volkspoeſie ift auch 
in der Zeit ver Brovencalen zu ſuchen; doch verfiumm- 
ten jene bald Durd Dante und Betrarca; fpäter 
waren Arioſt und Zaffo die Meifter auf dem Ge⸗ 
biete der romantiſchen Poeſie; fie fhöpften aud aus 
der aller ſüdlichen Volkspoeſie gemeinfchaftlidyen 
Quelle. Nah England verbreitete fi) ebenfalls 
die franzöfifche Volkspoeſie, deren Dichter, beſonders 
aus dem normannifchen Heldenthum, in der Zafel» 
runde des Könige Arthus ꝛc. den Stoff zu ihren 
Liedern fchöpften. Aber fein Sand ift vielleicht reicher 
an Vollspoefien diefer Art, ale Schottland, und 
dort iſt der Geiſt des echten Volksromans bie auf die 
neueſte Zeit erhalten worden, und hat fih in Wal⸗ 
ter Scotts Dichtungen wieder gezeigt. Auch Der 
euffifchen und der ſkandinaviſchen Volkspoeſie 
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finiren trachteten. Allein von den Zeiten der philo⸗ 
ſophiſchen Schulen der Griechen, bei denen ſich be- 
kanntlich zuerſt eine wiſſenſchaftliche Entwickelung der 
Grundbeſtimmungen des menſchlichen Daſeins und 
aller menſchlichen Thätigkeit vorfindet, Durch die lange, 
faft unabfehbare Reihe von Philofophen, bis in un» 
jere jüngfien Zage hinein, find die Definitiongver- 
fuche nicht bloß nach den Anfichten, Fähigkeiten, Ber- 
hältniffen und Borurtheilen ihrer Urheber, fondern 
auch nach „Zeit, Drt, Klima, Bildungsftufe, fur; nad 
allen äußern und innern, zufälligen und wefentlichen 
Umftänden fo verfchiedenartig, fo bunt geflaltet, fo 
eigentbümlich modifiecirt, oft fo Diametral einander ent- 
gegengefegt, daß, wäre die Praxis mit der Theorie 
gleichen Schritt gegangen, Die größte Verwirrung über 
das Menſchengeſchlecht gekommen wäre. Olüdlicher- 
mweife ift die Menſchheit in der Praxis überall größer, 
als die Theorie, und rüdt, im Großen und nad) Jahr⸗ 
hunderten gemeſſen, wenn aud oft auf den Schlan⸗ 
genmwindungen der Spirallinie, flets vorwärts, dem 
höchſten Ziele id) nähernd, wie die Afymptote der 
Hyperbel, und wenn auf diefer endlofen Bahn von 
dem geiftigen Pfunde der Philoſophie einige Oran 
auf den Herd der Völker niederfallen, fo nimmt fie 
das Jahrhundert dankbar in feinen Schooß, wirft aber 
die Maſſen unbrauhbarer Abftraftionen wie audge- 
pochte, eritarrte Schladen in das Meer der ewigen 
Bergefienheit, und fchreitet unbekümmert weiter fort 
an die Pforten eines neuen Jahrhunderts. In Die- 
fem unaufbhaltfamen Fortgange aus niederer zu hö⸗ 
berer Kultur ift der Staat gleihfam der Purpurman⸗ 
tel, der eherne Harnifch, mit dem die Natur das 
Menſchengeſchlecht auf feiner Reife in die Ewigkeit 
ausgerüftet hat. Darüber find alle Denker einver- 
landen, und die Geſchichte belegt dies Einverſtändniß 
mit taufend anderen Beweifen, daß der Menſch ohne 
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ſchlechthin gleich, weil fie ſich untereinander gleichmä⸗ 
fig ſchaden, insbeſondere tödten können. So wird 
Selbſterhaltung das höchſte Beſtreben, Wurzel alles 
Rechts und Richter aller darauf bezüglichen Handlun⸗ 
gen. Da aber ferner der Menſch im Naturſtande ein 
Recht auf Alles hat, wos er will und fann, fo iſt die 
Wirfung davon, ald wenn gar fein Recht vorhanden 
wäre, und die Menſchen müflen ihres eigenen Nutzens 
wegen Frieden fuchen; fie müflen wechſelſeitig Rech⸗ 
ten entfagen und ihre Freiheit beſchränken. Aug den 
darüber gefchloflenen Verträgen entfteht das eigent⸗ 
liche, bleibenve Recht. Weil aber der Eigennutz fort 
dauernd die Menſchen treibt, Verträge zu brechen, fo 
muß eine Bürgfchaft für ihr Halten gefunden werden; 
dieſe Bürgfchaft Fann wiederum nur tie Furcht fein, 
und diejenige Macht, die nur allein Darum da ifl, 
Furcht einzuflößen, ifl der Staat, deſſen Negent mit 
unumfchränfter Gewalt bekleidet, feinem Gefege un- 
terworfen iſt, feine Würden verkaufen, verſchenken 
und vererben Darf, defien Handlungen, weil feine 
Pflichten moralifher Art find, überall recht find, und 
ver in feiner Perfon Den ganzen Staat vorftellt. 
Diebflahl, Mord und Zodtfchlag u. A. find bloß Ber- 
brechen nad) bürgerlihem Rechte. Der Bürger iſt ver 
geborene Sflave des Staats, dem er dient, wie der 
geborene Leibeigene dem Bürger dient.“ 

Diefe Theorie predigt durch und durch Paſchades⸗ 
potismus und mehr nod Kannibalismug, weil fie 
Gewalt für Recht, ven Willen des Stärkern für Ge- 
feg und den Gehorſam für die einzige allumfaffende 
Dfliht der Schwächern hält, und dag Recht aus blo- 
Gen Verträgen, die die Millfür einfeitig mit Gewalt 
auflöfen fann, und nicht aus der ewigen dee des 
Rechts ableitet. Die eiferne Fauft vertritt in dieſem 
Syſteme das Genie des Befeggebers, und die bürger- 
lie Ordnung iſt an das Schwert Des Tyranuen ag- 
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bunden. Macchiavelli gründete ſeine Theorie auf 
Furcht, fein Nachfolger Hobbes auf das bleihe Ent- 
fegen, indem er den Zeufel der willfürlichfien Des- 
potie verteufelte und von einem Naturflande ausging, 
der mit der Beftialität auf gleicher Linie ſteht. Ein 
Blick nur auf die Herrlichkeiten des Fauſtrechts im 
Mittelalter hätte dem „moröſen“ Hobbes den Irr⸗ 
thum aufdeden können. Aber er fchrieb in den Ta- 
gen Cromwell's, ald Milton den Königemorb 
vertheidigte und Tanguet Die Rechte des Volks und 
der Fürften beleuchtete. Obgleich Hobbes wie 
Machiavelli und Montaigne die Natur des 
Menſchen verfannt und, vom Irrthum verleitet, ver- 


ſucht hatten, den Staat als ein Ergebniß der bloßen 


Spekulation, was er an ſich nie war und nie fein kann, 
darzuftellen, fo hatten fie doch, felbft bis in umfere 
Zage hinein, nicht wenige Nachfolger, welche die ein» 
mal begangenen Irrthümer feltener vermieden, ger 
wöhnlich germehrten oder in Nebendingen anders 
mobdificitten. Diefer gehören Filmer, Algernon, 
Sidney, Madenzie und Mandeville an, nah 
deſſen Meinung alle Menfchen fchlecht find, lediglich auf 
Eigennutz ausgehen und Durch allerlei Mittel, befon- 
ders durch Schmeichelei und Eitelkeit dahin gebracht 
werden mußten, ihre Laſter wenigſtens ſo auszuũben, 
daß es zum Nutzen des Ganzen diene; der Staat iſt 
ihm die große Maſchine des Eigennutzes, und die Po⸗ 
Kite, welche nach den Anſichten des heidniſchen Phi⸗ 
loſophen Ariſtoteles lehrt, wie die Menſchen durd 
den Staat zur Tugend und Glüdfeligkeit gelangen 
können, ift bei dem im Chriftentbume erzogenen 
Mandeville nichts mehr, ale der niedrigſten Eigen⸗ 
nu des Staates felbft. "Der in anderen Beziehun- 
gen mit Recht gepriefene Thomaſius läßt ſich im 
feinen durch philofophifhen Unglauben und veligiöfe 
Myſtik munderlich verwirrten, Fundamenten des Na⸗ 
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tur⸗ und Völkerrechts“ zu der an ſich grundfalſchen 
Meinung verleiten, das ganze Menſchengeſchlecht ſei 
in der Wurzel verderbt. Er war in ſeiner Rechts⸗ 
lehre noch ſo weit zurück, daß er, wie noch neuerlich 
Hugo und Haller, geborene Sklaven im Staate 
annahm. Die verwerflichſte aller Theorien fand in 
Stanfreih, wo vie nichtsnützigſte, täglich wechfelnde 
Befeggebung unter ewigen Kriegen der Yänderfudht 
alles Ortliche, Volksthümliche und Perſönliche ver« 
nichtete oder leichtſinnig untergrub, den empfänglichften 
Boden. Ym „Emil“ malt Rouffeau den Naturzu- 
fland fo in’s Schöne, wie Hobbes in’s Häßlide; 
beide Arten find aber fpekulative Verſuche, willfürlich, 
von Der Wirklichkeit entfernt, gleich unmahr und gleich 
gefährlih. In Der täufchennen Verklärung des Na: 
turmenfhen Rouſſeau's erſcheint das Urbild unſe— 
res Geſchlechts kahler, jämmerlicher und widerlicher, 
als der gerupfte Hahn des Diogenes; denn obgleich 
in ſeinem Herzen keine Wurzel des Böſen ruht, ſo 
entbehrt er Doch alles Pofitive, und es geht ihm des— 
wegen fo ſchlecht und ungerecht, daB er in den Jam- 
mer Des bürgerlichen Lebens durch freie Einwilligung 
eintreten muß, um bier in Dem allgemeinen Elende 
umzaufommen. „Um der Stärke” jagt Rouffeau im 
contract social, „die ihre Macht in die Geſtalt des 
Rechts gern Kleider, nicht zu unterliegen, muß man 
einen Verein eröffnen, Der mit gemeinfamer Kraft 
Berfon und Büter jedes Einzelnen ſchützt und ver- 
tbeidigt, und in weldem, da jeder Einzelne fich mit 
Allen verbindet, er doch nur fich felbft gehorcht und fo 
frei bleibt als vorher. Jeder untermirft alfo feine 
Derfon und Macht der höchſten Leitung des allgemei- 
nen Willens; und Jeder ift wieder, ale untrennbarer 
- Theil des Ganzen, Theilnehmer an Allem und berech⸗ 
tigt zu Allem! Man nennt diefen Inbegriff Des ver- 
einten Willens, diefen politischen Körper Staat, (o- 


316 Volksrechte. 


fern er unthätig, Herrſcher (Souverain), ſofern er 
thätig iſt; Macht, in Beziehung auf ähnliche Ver⸗ 
eine. Bürger heißen Theilnehmer der höchſten Ge⸗ 
walt; Unterthanen, welche den Geſetzen des Staa⸗ 
tes nur unterworfen ſind. Der eigentliche Souverain 
beſteht aus Allen, aus dem Geſammtwillen, der ſich 
fein Geſetz auflegen kann, welches aufzuheben ihm 
nicht geftattet wäre. Im bürgerlichen Vereine, der 
den Menſchen ſchwächer macht, ihm dag Recht auf 
feine Kräfte raubt und diefe durch Erhöhung feiner 
Begierden und Bedürfniffe vernichtet, tritt dennoch die 
Gerechtigkeit an die Stelle ver Gewalt, Sittlichkeit an 
die Stelle des Naturtriebes. Der Menfch giebt un- 
befchränfte Freiheit, die mit fteter Unficherheit verbun- 
den war, hin für die gefegliche Freiheit und Sicher⸗ 
heit Des Befi iges. Der bürgerliche Verein erhebt den 
Menſchen von der Stufe beſchränkter Thierheit zu der 
eines denfenden Wefeng, und flets wäre diefer Ueber⸗ 
gang zu preifen, wenn nicht bisweilen Die Mißbräuche 
des legten Zuſtandes den Menfchen unter die rohe⸗ 
ften Berhältniffe erniedrigten. Der Örundvertrag 
Aller fegt Alle in Abfiht auf Vertrag und Recht 
glei. Dan muß nicht fragen, wer Die Geſetze des 
Staates oder des bürgerlichen Vereins geben folle? 
fie find ein Ausfluß des allgemeinen Willens; nit 


fragen, ob der Fürſt über die Geſetze erhaben fi? 


denn er iſt Mitglied des Staates; nicht fragen, ob 
das Geſetz ungeredt fein könne? denn wie vermöchte 
man gegen ſich ſelbſt ungerecht zu ſein; nicht fragen, 
wie man frei und doch Geſetzen unterworfen fein 
fönne? da fie nur der Inbegriff des gefammten Bil. 
leng find. Da die chriſtliche Religion die Herzen der 
Bürger durch die Lehre: in das Himmelreich zu kom⸗ 
men, ſei das Einzige, was Noth ihne — vom Staate 
ablöſt den Menſchen ungeſellig macht und die Erde 
für fein Baterland anerkennt: denn dem Chriſten gil: 
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es gleich, ob er in dieſem Jammerthale frei oder ein 
Sklave ſei; ſo ſollte man die Religion des Menſchen 
von der des Bürgers trennen, man ſollte das Innere 
frei laſſen und ein bloß bürgerliches Glaubensbekennt⸗ 
niß über die Punkte entwerfen und fordern, ohne 
welche keine Befelligkeit befteben Fann. Die Staaten 
müflen Hein fein, damit fi alle Glieder ſtets ver⸗ 
fommeln können, um die Beamten zu wählen, ven 
Fürften abzufegen u. f. wm. Repräſentation ift ein 
Jeichen der Unfreiheit des Volkes; ein repräfentirtes 
Volk if nicht mehr, es ift Sklave mie das britifche 
Bolt u. f. w.“ 

Im Banzen betrachtet Rouffeau den Staat als 
ein durch unausweichliche Nothwendigkeit herbeige⸗ 
führtes Uebel, und ſtützt ihn auf einen Orundvertrag, 
in welchem die Zahl der Stimmen, die Köpfe und 
Fäuſte entſcheiden. Mit Vertrag drückt er aber 
aus: Stiftung und Löſung des Staates und der bür« 
gerlichen Ordnung fei etwag lediglich Gemachtes, von 
der Willfür des Augenblides ſchlechthin Abhängigeg, 
ohne weiteren Grund, ohne andere höhere Bürge 
fhaft, als das Belieben der Menſchen, als die Mei» 
nung des Tages, ald der Dünfel des gemeinen Hau⸗ 
fens. Ein folder Staat führt zur Vernichtung aller 
Sicherheit und zu der troftlofeften aller Anarchien, 
wie Rom, Griechenland, Polen und Frankreich hin» 
länglich thatſächlich beweifen. 

Rouſſeau verkennt die Natur Des gemeinen 
Haufens, die überall gleich ift, wie ein Karrenſchie⸗ 
ber dem andern, und indem er diefem allenthalben 
bornirten Haufen eben fo viel Theilnahme an Sou- 
veränität ertheilt, bringt er die Menfchheit in das 
Bett des Prokruſtes. Das Chriftenthum hat den 
heidniſchen Staat verflärt, oder trägt bie fruchtbarſten 
Reime in feinen Lehren, dem Staatsleben der Völker 
menfchlihes Anfehen zu geben, wenn man nur überall 
die seligiöfen Gebote angenommen und audit 


318 Volksrechte. 


hätte. Allein während die Einen mit aller Strenge 
auf ibre Pflichten gewieſen werden, greifen die Ande⸗ 
ren in das Gebiet des Unrechts und laſſen ſich vom 
Eigennuge, von Selbſtſucht und Niederträchtigkeit al- 
ler Art beberrichen. Das Chriſtenthum it weſentlich 
eine Nteligion der Liebe und Berföhnung, und wenn 
ed gemißbraudt wird, fo liegt die Schuld nidt an 
ibm, fondern an der Berkehrtheit der Menfchen. Die 
befte fann und wird gemißbraudt werden, ohne daß 
fie darum aufhört zu fein, was fie ihrem Wefen nad 
ift: Der heinnifche Staatsbürger faß auf der Scholle, 
er fab nur den Boden; die heidnifhen Staaten waren 
auf Sklaverei der Mehrheit gegründet: das Cpriften- 
thum fegt Himmel und Erde in Verbindung, es wil, 
dag Niemand auf Erden Sklave fei, ja es bat die 
Menschheit nicht bloß Außerlih und bürgerlich, fon- 
dern in weit höherem Sinne auch geiftig frei gemacht. 

Thomas Payne betrachtet, wie Rouffeau, bie 
Regierung ale ein nothwendiges Uebel, hält die Si- 
herheit für ‘ven alleinigen Zwed des Staats umd 
- nennt die Monarchie — nämlich zur Zeit, als er mit 
Sranflin befreundet die Rolle eines republifanifchen 
Herolds in Philadelphia übernommen hatte, eine lä⸗ 
cherlihe, verwerfliche, mit Gottes Wort fireitende, 
vom Teufel erfundene, dem Papſtthume vergleihbare 


Einrichtung, die wirkliche Zollheit ift, wenn die Mo- | 


narchie erblich iſt. Diefe Lehre, nit ganz verworfen 
in dem phyſiokratiſchen Syfleme, wurde natürlich in 
den blutigen Zagen der franzöfifhen Revolution, de, 
ren Frucht fie zum Theil war, angebetet. Diefe Lehre, 
wie auf Flügeln des Windes in alle Welt "getragen, 
fordert die Vernunft zum Kampfe heraus, und Die 
Menfchheit erhielt das Geſchenk anderer, im Grunde 
nicht viel beflerer Syſteme aus Ruftgebilden der Ab- 
ſtraktion. 3. H. Böhmer if in feiner Einleitung 
zum Staaterechte zu dem Nefultate gelommen: „Die 
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meiſten Staaten ſind durch Gewalt und Uebermacht 
von Einzelnen entſtanden. Es iſt ungenügend, eine 
göttliche Uebertragung der Gewalt anzunehmen, woran 
ſich falſche Folgerungen über die Unbeſchränktheit und 
Unfehlbarkeit anreihen. Die bürgerliche Obrigkeit iſt 
eine menſchliche Einrichtung; wohl aber hat Gott die 
Staatseinrichtung gebilligt, und es iſt wichtig, dies zu 
größerer Heiligung des Verhältniſſes zwiſchen Herr⸗ 
ſchern und Unterthanen im Auge zu behalten. Die 
Offenbarung muß man bei dieſem Geſchäft zur Seite 
ſtellen, Recht und Sittlichkeit ſondern, und das Nütz⸗ 
liche der Klugheitslehre oder Politik zuweiſen. Der 
Zweck des Staates iſt die Führung eines ſichern und 
mhigen Lebens, und je ähnlicher und gleichartiger 
Etand und Rechte find, deflo ruhiger geht es her.” 
Duffendorf, Spinoza, Heinrih und Sa- 
muel@occejiu. 4. rüdten im Kampfe gegen Hob- 
bes der Wahrheit fhon näher, indem fie von der 
mechaniſchen Nothwendigkeit, die durch die 
äußere Gewalt herbeigeführt wird, fi zur An⸗ 
nahme einer zwedmäßigen Nothwendigkeit, 
buch Vertrag begründet und zu dem Grundſatz der 
Gefelligkeit, enolih zu der Moral wendeten, 
durch welche die rechtliche Freiheit und ©leichheit auf 
die Nothwendigkeit bafirt wird, das Sittengeſetz aus⸗ 
zuüben. Dazwiſchen trat Lode’s Empirismus mit 
der Chimäre eines Naturſtandes volllommener reis 
heit ohne Krieg Aller gegen Alle. Er ſchildert diefen 
Zufland als das goltene Zeitalter, findet aber darin 
wieder fo viele Uebel, dag ihn der Menfch verlafien 
und den Staat gründen muß, der denn aud) dem Em- 
pirifer als etwas nun zur Abhelfung gemiffer Uebel 
willfürlih Gemachtes erfcheint. Die Widerſprüche in 
Lode’s Behauptungen find wie überall, wo der fpe- 
eulative Geift ſich nicht Über die Maſſen der niedrig- 
ſten Erfahrung erhebt und unfähig ift, aus dem Con⸗ 
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ereten Die Allgemeinheit nad Geſetzen der Vernunft 
zu enthüllen, fo voll Widerſprüche, daß er die Natur 
einmal für das Höchfte, das andere Mal für unzureis 
chend hält. Hutcheſon's Syfiem, das, vermandt 
mit dem des Shaftesburg, die Gefühle des Wohl⸗ 
wolleng, auf welchen das Recht beruhe, als die Grund⸗ 
lagen der Gefelligkeit, und, in Bezug auf Das Ganze, 
auch des Staates betrachtet, hat David Hume und 
nad ibm Ferguſon weiter entmwidelt und gezeigt, 
daß Staat und Staatsverfaflung aus dem nad ſittli⸗ 
hen Gefühle erkannten Gemeinbeften, dem darauf 
ruhenden Gemeinfinne, welcher ſchon dadurd note 
wendig fei, daß die Menſchen eine Gattung bilden, 
hervorgehen. „In den beiden: Herleitungen obrig- 
feitliher Gewalt aus göttlider Cinfegung oder aus 
. einem urfprüngliden Vertrage“ — fagt Hume im 
Gegenſatz zu feinem Freunde Rouffeau — „liegt 
etwas Wahres; fie werden irrig, wenn man fie auf 
die Spitze flellt und die Folgerungen auf's Aeußerſte 
treibt. Allgemeine Beiftimmung zur Gründung eines 
Staates fand wohl nie flatt; fie erwuchs meift auf 
einem gewaltfamen Wege." Ferguſon iſt der Lo. 
fung der Frage ſchon ficherer auf der Spur, wenn er 
den Menſchen aud in der roheſten Zeit im gefelligen 
Zuflande findet und nit wie Montesquieu nur 
drei Verfaſſungen, Nepublif, Monarchie und Despo- 
tie, annimmt. Es kann theilweife gelten, daß, wie 
Montesquieu behauptet, das Prinzip der Demoltra- 
tie bürgerliche Zugend, der Ariftofratie Mäßigung, der 
Monardie Ehre, der Despotie Furcht if; allein bie 
Staatsverfaflungen richten ſich nad Drt, Zeit, Him- 
melsftrih, Volk und andern Außeren Berhältnifien, 
fo daß es theils Feine unbedingt befle, allen Verhäli⸗ 
niffen anpaffende giebt; theils verharrt auch Die Praris 
feineswegs bei den in diefer Beziehung theoreliſch 
aufgezäplten Unterfchieven. Daher iſt denn auf 
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Montesquieu's Lehre von den drei Prinzipien kei— 
neswegs erichöpfend nnd fchaıyf genug, weil Feineg 
allein berrichen kann. 

Dies deuteten [yon Adam Smith, Falangieri 
u. A. jeder auf feine Weiſe an, ohne eben dag eigen» 
thümliche Wefen des Staated zu definiren, Den die 
franzöſiſchen Politiker in den graufamen Stürmen ber 
Revolution wie unnatürliche Rinder ibren alten Va— 
tee in Stüde zerhadten. Damals betrachteten die 
ſränkiſchen Zheoretifer vie Menſchen bei ihren Vers 
ſuchen nicht höher als vie Mäufe in einer Ruftpumpe 
oder in einem Gefäße voll mephitifchen Gaſes. Es 
zeigte fid) veutlih und im Praktiſchen, welchen Werth 
. der Naturſtand des Hobbeg und Roufſeau's für 
das Leben hat. Dev Menſch mußte unrestbar un. 
- glücklich werben, um aus der Despotie der drei Lilien 
in das Paradies ter Kafernentyrannei des Edelman⸗ 
nes von Korfifa zu gelangen. Inzwiſchen entwidelte 
id in Deutſchland eine Revolution ganz anderer Art, 
und Kant war ihr Urheber. Das Naturrecht def- 
felben und die Rechtslehre öffneten über die Natur 
des Staates weite Ausſichten, die nicht fo trügeriich 
und gehaltlos waren, als die Zheorign der franzöſi⸗ 
ihen Schwarzfünftler. Wenn er aber ſelbſt bemerkt, 
wegen der Mannigfaltigkeit der Fälle fei Fein firen- 
ges Syſtem der Rechtswiſſenſchaft möglich, fo hat er 
etwas behauptet, dag auf Alles in der Welt, fobald 
es eine äußere Erſcheinung bat, insbefondere aud) auf 
die Sittenlehre und auf Dad Gittengefeg, dag cr dem 
Staate ale einzige Grundlage unterlegt, Anwendung 
bat. Dan hat behauptet, und nicht mit Unrecht, der 
Kant'ſche Staat und jeine Rechtsverfaſſung fei bloß 
eine Aſſekuranzgeſellſchaft Des Rechts, weil der Staat 
ein bloßes Mittel fei, durch außeren Zwang die Aus⸗ 
Übung des Rechts möglich zu machen, oder die Sitt⸗ 
lichkeit unter der (Form des Rechts hinzuſtellen. Kant 
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ſagt, der geſchichtliche Anfang der Staaten ſei nicht zu 
ermitteln, auch komme darauf nicht viel an. Wie 
Rouffeau lehrt er, die geſetzgebende Gewalt ſiehe 
dem vereinigten Willen zu, und die Stimmgebung 


made das Wefen des Staatsbürgers an. Die wahr 


Republik mit einem Repräſentationsſyſteme fei eine 


vehtmäßige Berfaffung; alle Einrichtungen anderer 


Art Fönnten höchſtens für proviforifh gelten. Weber: 


haupt müfle man den Staat, wie er in der Idee und 
nad remen Rechtsgrundſätzen fein folle, immer dem 


wirklichen entgegenfegen. Aber diefer Orundfag mrß 
den Dämon der Revolution herauf beſchwören, info 
fern jedes Volk, jeder Staat nichts Eiligeres zu thus 
hätten, als, um die vepublifanifche Seligkeit zu erlar⸗ 
gen, die bisherigen Berfaffungen umzuflürgen. Uebei⸗ 
haupt fieht Kant, wie Raumer nah Solger br 
merkt, den Staat ale „Supplement defien an, mas 
die reine Vernunft nicht zu erreichen vermag,” ol- 
gleich die Geſchichte überall lehrt, daß durch bloßen 
äußern Zwang und Mechanismus nie ein Staat ge 
ſtiftet oder Doch gewiß nicht in's wahre Leben gerufin 
wurde. Wie flimmt es, wenn Kant will, daß jeder 
einzelne Zwack für fich ſei, und er die großen Staais⸗ 
individualitäten als bloße Mittel zu untergeordneten 
Zwecken behandelt? Es ift falſch, wenn man glaubt, 
das Höchſte, mas die Vernunft vor fi habe, befleht 
aus lauter negativen Beflimmungen, und die We; 
räumung aller Hindernifje der Sittlichkeit fei die höchſte 
Entmwidelung des Staates. Durch bloßes Berneinen, 
Hinwegnehmen, ohne pofitives individuelles Prinzir, 
entfieht Fein Ideal eines Einzelnen oder eines Staa⸗ 
tes, und auch beim Völkerrecht bleibt auf dieſem Wege 
nur eine leere Form übrig. Es iſt irrig, alle befon- 
dern und’'einzelnen Gründe und Triebfedern des Han- 
deines nach und nad) ganz ausrotten wollen, damit 
am Ende die "bloß abfirafte Vernunft und Freiheit 
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ſelbſt zum Herrſchen käme; ſolch ein Traum, ſolch 
leeres Ideal hat nur die traurige Folge, daß alle ein⸗ 
zelnen Motive des jetzigen Rechts verachtet werden 
und die Menſchen ſich immerdar gegen das Beſtehende 
auflehnen. Vernunft und Freiheit können gar nicht 
anders ale in individueller Geſtalt erfcheinen (daher 
im Alterthume die Frage nach Aemtern und Stimm- 
recht, im Mittelalter die Bildung der Stände, zur 
Zeit der Reformation der Kampf um Blaubengfrei- 
heit, In England der Nachprud bei Steuerbewilligun« 
gen und in der Gegenwart das Tribunal der Öffent- 
lichen Meinung), wer den allgemeinen Begriff davon 
geltend machen will, geräth gerane in dag Gegentheil, 
in den Despotismus.” Weiter fagt Kant, der je 
besmalige Oberherr des Staates jei ed aud von 
Rechtswegen. Dafür müßte ih Robespierre bei 
Kant bedanken, und Thraſybul durfte die dreißig 
Tyrannen nicht Hürzen. Jede augenblidlihe Tyrans 
net könnte auf Feine beffere Weife entſchuldigt und 
gerechtfertigt werden. „Und wenn jeder folder Des- 
pot nur Sauter Rechte, Feine Pflichten gegen die Un⸗ 
tertbanen haben foll,” fo heißt dies ebenfalls der Des⸗ 
potie Thor und Thür öffnen, und Verträge wie Wech⸗ 
felfeitigfeit find dem Zufall und der Laune des Herr» 
ſchers Preis gegeben, fo gut mie aufgelöfl. In 
Kant's „erwigem Frieden“ find die hauptſächlichſten 
Vorfhläge doch nur fromme Wünſche, wenn nicht 
Chimäre. Seine Nachfolger änderten und bauten 
an der Theorie, blieben aber im Ganzen dem Wefen 
treu, wie Brandes, Rehberg, Genz, Hufe— 
land, Maaß, Hofbauer, Heidenreih, Rein- 
bold, Feuerbach u. A. Mean fagte, jeder Menſch 
babe ein Recht zu dem, was nicht durch allgemein 
“ gültige Sefege verboten fei, und ftellte die Politik un- 
ter die Moral; allein das hieß Boch auch nichts An⸗ 
deres, als der Menſch habe ein Recht, wozu ex ein 
' 12 
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Recht hat, und unentſchieden blieb die Frage, ob die 
Moral des Staates nicht auch von der Moral des 
. Einzelnen verſchieden ſei. Bei allen Mängeln der 
Kant'ſchen Philofophie über Staat, Staatsrecht und 
Völkerleben bleibt ihr inzwiſchen das große Verdienſt, 
- den franzöfifhen Senfualismus mit Erfolg zurüdge- 
. fhlagen zu haben. Fichte, der firengfie Prediger 
ftoifcher Allgenugfamleit, hat dag Recht, auf welchem 
das Dafein des Staates beruht, als die Bedingung 
des perfönliden Selbſtbewußtſeins, den Staat als 
. die Macht des Rechts, die Gefege des Staates als 


. die Normen künftiger Rechtsurtheile, denen fi der 


‚ Bürger mit Freiheit unterwirft, und ven Menſchen 
als ein vernünftiges, ſelbſtſtändiges, abfolutes Weſen, 
das in ſich felbft ſchlechthin den Grund feiner ſelbſt 
- trägt, dargeftellt. Der Menſch iſt in der Sinnenwelt, 
mit: welcher der wahre Gott nichts zu thun hat, der 
einzige Herr, der wirkliche Gottmenſch mit unuui- 
ſchränkter Gewalt. Auf diefe Weile würde freilid 
. die Apotheofe der römifhen Nerone und der Fürſten⸗ 
‚titel „von Gottes Gnaden“ eigenthümlich gerechtf.r- 
tigt werden. In Der „Staatslehre,“ wie in den 


„Srundfägen-des Naturrechts,“ verlangt Fichte eine 


Allen gemeinfhaftlide Erziehung, dann Kaſten ähr- 
liche Zeripaltung, und, wie Rouffeau, eine gene- 
ral volonte. Dem Orundbegriffe nach ift ihm der 
Staat ein Werk menfhlihen Verftandes, ohne alle 
höhere und göttlide Autorität, der eine von allem 
Glauben ganz unabhängige Sphäre hat. Irrig er 
warte man vom Chriftenthume eine Verflärkung des 
Gehorfang im Staate. Kultur zur Freiheit fei der 
. einzige Zwed der Staatsverbindung, das Recht des 
Volks, feine Staatsverfaffung zu verändern, unver⸗ 
äußerlich; Vererbung von Begünftigungen und Bor: 
rechten laffe fid weder der Form, noch dem Inhalte 
nach rechtfertigen, und Das Dafein der Rechtsanſprüche 
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des Adels und der Beifllihkeit hänge vom .freien 
Willen des Staates ab. So ift Fichte, der Ber- 
faflex des „Syſtems der Sittenlehre * der „Grund⸗ 
füge des Naturrechts,“ der „Beiträge zur Berichtigung 
der Urtheile über die franzöfifhe Revolution ‚” des 
„geihlofienen Handelsſtaates,“ der „Staatslehre” und 
und der „Brundzüge Des gegenwärtigen Zeitalters,” 
fh in der „Anmweifung zum feligen Leben” nicht mehr 
ähnlich, wenn er im Widerſpruche mit dem, was er 
früher keck und kräftig behauptete, jeßt fehr richtig 
lehrt: „Wir find mit unferer ganzen Zeit und mit 
ellen philofophifchen Unterfuhungen auf den Boden 
des: Chriſtenthums niedergeflellt und von ihm ausge⸗ 
gangen; es hat auf Die mannigfaltigfte Reife in un- 
fere ganze Bildung eingegriffen, und mir würden ins⸗ 
geſammt fchlechthin nichts von dem Allen fein, was 
wir find, wenn nicht dieſes mächtige Prinzip in der 
Zeit vorhergegangen wäre. Das einzig in dem ewi- 
gen ortfluffe der Zeit Beſtehende und Unmanvelbare 
iſt das Chriſtenthum in feiner reinen, ſelbſt unwan⸗ 
delbaren Geſtalt, und dies wird allein bleiben bis zu 
Ende ter Tage.“ Von dieſer Zeit an galt das 
Chriſtenthum, weil der Fortgang der Geſchichte und 
die Bernunft felbft darauf hinleiteten, ale ein Grund⸗ 
pfeiler in dem Gebäude der chriſtlichen Staaten, fo 
abweichend die Grundanſichten, Methoden und Er⸗ 
gebnifle fi auch äußerten in den Schriften von Fr. 
Buchholz, NR. Boat, Wagner, W. %. Behr, 
enden, Köppen u. N. Die Stelle der atheiftifchen 
Politik, welche das Zeitalter der Revolution verbreis 
tet und auf den Schlacdhtfeldern vertheidigt hatte, nahm 
nun, als der Promerheus des neunzehnten Jahrhun⸗ 
derts an den Felfen auf Helena geſchmiedet war, ein 
ſuttlich⸗ politifirender Rationalismus in der Wiflen- 
ſchaft vom Staate ein, aber die begonnene, oft heil- 
Iofe verderblich reagirende Reflauration hatte audy eine 
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Reſtauration in den Wilfenfchaften vom Staate zur 
Folge. 

Guſtav Hugo, der nepriefene Rechtslebrer auf 
der Georgia Augufta, bezeichnet in feinem „Lehrbuche 
des Naturrechts der Philofophie des pofitiven Rechts 
das Daſein einzelner Staaten als vernunftwidrig, be- 
trachtet alles Beſtehende als ein Borläufiges und 
Proviſoriſches, preift das Zuſammenſchmelzen ber 


Völker in einen Univerfalftaat als ein Ideal, predigt 


unbedingten Gehorfam gegen die Obrigkeit, wenn fie 
auch entarteter fei, ale ein Galigula, ale ein römi⸗ 
her Profonful in der Provinz, over ale der ſchred⸗ 
lie, wahnfinnige Iwan IV. von Rußland; verwirft 
natürlich alles Völker» und Weltbürgerrecht, und ver- 
langt endlih, um feinem verworfenen Syſteme bie 
Krone anfzufegen, die Fortdauer der Gfla- 
verei. Die Zugend, fogt er, fei für ven SHaven 
fchwerer, aber auch deſto verdienſtlicher; die Sklaverei 
mache die Striege weniger blutig, und der Sklave habe 
es befier, als die Freien, weil er von den ſchweren 
Bürgerpflichten entbunden fein. f. w. 

Während Benjamin Conftant, Joſeph (nidt 
Jean) Fie vée, Barante, Pages, Maffabiau, 
Daunou, Iſambert, Terminier, Boffuer, 
Ballanche, Schloffer, Steffens, Börres, 
Jordan, Rotted, Murhard, Zrorler, Ancil» 
Ion, Adam Müller, Hofmann, Warnkönig, 
Schön, Weber, Pölitz, Krug u. A., vor Allem 
aber Hegel und feine Schule auf Orunpfäge der 
Vernunft, Natur und Geſchichte hinwiefen, die we⸗ 
fentlihe Verbindung zwiſchen Freiheit, Macht und 
Bildung zeigten, vor dem bloß abſtrakten Verfahren 
in der Politik warnten, eine mit der ſteigenden Bil- 
dung verhältnifmäßig fortfchreitende Ausbilpung der 
geſetzlichen Bürgfchaften verlangten, zur Weberein- 
fimmung zwiſchen dem Perfönlihen und Dinglichen, 
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Formellen und Materiellen anmahnien und den Staat 
als eine Frucht der menfhlichen Natur betradteten: 
wucherten andere Schriften und Syſteme, Auswüchſe 
des menſchlichen Geiſtes, mißgeflaltete, häßliche Früchte 
der leeren Spekulation in dem Gebiete der Wiſſen⸗ 
daft auf. Dahin gehören der gejalbte Abbe ITho- 
- rel „de l’origine des societes,“ Paris 1821, und 
ver fharffinnige C. C. v. Haller, mit feiner Re⸗ 
Rauration der Staats wiſſenſchaften, weldde, wie He⸗ 
. gel Ad ausdrüdt, das Geſetzloſe und die blinde Ber- 
ebrung der zufälligen Uebermadt und ver ſelbſtſüch⸗ 
tigen Willkür für Gottes Wort ausgiebt. Nur wenig 
fehlt und Haller ift ven papiftiihen Staatsfünftlern 
Maiſtre, Lamennais, Bonald, oder vem aben- 
teuerlichen Parteigänger Exſtein oder Eckſtein gleich. 
. Der Grof le Meiftre lehrt, der Staat, fein Befte- 
hen und fein Zweck wären unmöglich, jo lange das 
Chriſtenthum nicht ganz auf dem Papfle beruht. Des 
Yapfles Supremat fei das Hauptdogma, ohne wel- 
des die Ehriftenheit nicht beftehen könne. „In einem 
Aufalle von Wahnfinn,” fagt er, „haben Luther und 
Calvin, der Stolz der Seftirer, die Säure Des 
Volks und der Kanatismus der Kneipen, eine Reform 
der Kirche verlangt und ausgeführt, aber ohne zu wiſ⸗ 
fen, was fie fagen und mas fie thaten. 

Der Staat ift feine Hypothefe, von Jedem nad 
Bütpünfen gefept, Feine erfünftelte Entwidelung, fon- 
bern eine naturgemäße Pflanze, ein Factum, eine aus 
der Natur des Dienfhen allgemein hervorgegangene 
gefbichtliche Tharfache. Die transcendentale Spe- 
Eulation derjenigen Philofopben, welche das einfame, 
tfolicte, wilde Leben, und in diefem den Krieg Aller 
. gegen Alle ale den urſprünglichen Naturſtand ber 
Menſchheit annehmen, jomit einem aller Kenntniß der 


Menſchennatur, aller Bernunft und Erfahrung offen« 


. bar widerfprehendem Prinzip folgten, und dann, von 
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einem Irrihume in den andern verfallend, das ur 





iprüngli fo elende Menſchengeſchlecht plötzlich ans 


ſich ſelbſt, mie dugch einen Blitzſtrahl erfeuchtet, auf 
die Idee kommen laflen, einen Theil ihrer bisherigen 
edlen oder vielmehr trübfeligen Freiheit, alle ihre bie, 
berige Gleichheit aufzuopfern und mit einander bür⸗ 
‚gerlihe Verträge abzuſchließen, woraus dann ein phi⸗ 
Iofophifches Kunſtwerk, der Staat, und zwar Dr: 
mofratie, Ariftofratie, Monarcie'und Dee» 
potie entflanden fei, je nachdem die Kontrahenten in 
. ihrer Weisheit diefe. oder jene Regierungsform zum 
Beften ihres bürgerlichen Vereines befchloffen hätten 
— dieſe philofophiihe Spekulation if fammt dem 
Naturftande, in welchem jede Berfon ihr Recht von 
ihrem phyſiſchen Vermögen abhängen laffen, mithin 
ein durchaus widerrechtlicher Zuſtand eintreten muß 
an und für fi) vernynftwidrig und abſurd. Eleiche 
Geltung hat die Annahme eines göttlichen Rechtes 
der rechtlofen Uebermacht, auf welche, wie auf den 
wahren Stand ver Natur, andere Philoſophen ihr 
fogenanntes göttliches Recht — droit divim — mi 
“allen Folgerungen für eine andere Gattung von Bil: 


U UL U — — — — — 
— — — — — — 


führe und Despotismus ſtützen wollten. Der Menſh 


kann ohne Geſelligkeit feine ihm von dem Schöpfe 
anerfchaffene Befiimmung, den Menſchheitszwech, nid! 
erseihen. Bei feiner Geburt empfing er dem Zrieb 
zur Geſelligkeit, dev im Weſentlichen auf der Ungleid- 
heit des Alters, des Geſchlechts und der Eigenfdaf 
ten der Einzelnen beruft. Diefer Ungleichheit ent 
fpricht das Bedürfniß der gegenfeitigen Dienfl« m 
Hülfeleiſtung, fo wie der Beift der Thätigkeit amd das 
urſprüngliche Streben nach Bervollfommunng. Bor 
drittehalb taufend Jahren ift dieſe Wahrheit ſchon er 
kannt worden und Ariftoteles betrachtet den Mer⸗ 
ſchen als ein geſelliges Weſen, das nicht bloß zufällig 
oder behufs der Erreichung einzelner Zoede ai an 
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deren in Verbindung tritt, ſondern weil vollkommene 
Tugend und Glückſeligkeit nur auf dieſem Wege er⸗ 
reichbar ſei. Wo auch nur zwei Menſchen — ſagt 
Leo in der Einleitung zur Univerſalgeſchichte — in 
Frieden mit einander leben, iſt es doch immer nöthig, 
daß zwiſchen ihnen eine Verſtändigung ſtattfinde. 
Dieſe kann die roheſte von der Welt ſein; ſie kann 
bloß dies enthalden, daß der eine den andern zum 
Bewußtfein bringt, er habe Krieg zu erwarten, wenn 
er fich nicht füge — immer wird doch etwas ale Ne» 
gel nes Verhältniſſes, als das Recht defjelben ent» 
widelt, was Gegenfland des Bemwußtfeing, wenn auch 
lange noch nicht des über tiefem Bemwußtfein wieder 
ſtehenden reflefiirenden Denkens wird. Eben vieles 
zum Bewußtſein gebrachte Recht des Verhältnifies 
bleibt unverändert bis zu neuer Verfländigung, und 
das, was Die Blieder einer unabhängigen menſchlichen 
Geſellſchaft wiſſen als das für fie geltende Recht, bil⸗ 
det ihren Staat. Der Staat iſt fomit das objektiv 
feſtſtehende Verhältniß menſchlicher Gefellfchaft, und 
in feinem Rechte tritt der Staat dem durch Zufällig⸗ 
feiten beflimmten fubjeftiven Bemußtfein der Einzele 
nen, fein Verhältnis Bildenden, deren fubjektiven 
Wänſchen und Handlungen als die höhere, geiftige 
Macht, als eine Schranke entgegen. Ariftoteleg, 
den der Dünfel oder das Streben nach ſelbſtſtändiger, 
genialer Forſchung überfehen ließ, hat ſehr richtig be⸗ 
merkt, daß der Staat, jein Entftehen, fein Eintritt in 
denfelben gar nicht von der Willführ des Einzelnen 
abhängt; die Eigenthümlichkeit des dem Menfchen in's 
Herz gefchriebenen gefelligen Triebes treibt ihn unbe» 
mußt Dazu. Daher beginnt der Staat und fein Recht 
zugleich mit dem geſellſchaftlichen Leben, fo wie um- 
gekehrt alles gefelifchaftliche Leben ner Menſchen mit 
dem Staate, mit dem Rechte anfängt. Wenn es 
Menſchen giebt, die an diefer natürlich nothwentiaen 
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Bereinigung nicht Theil nehmen können, ober derſel⸗ 
ben aus Allgenugfamleit nicht bedürfen, fo find fie 
befjer oder fchlechtag als Menſchen, over fie find, nad 
dem Ausdruck des Ariftoteles, Sötter oder Beflien. 
In diefer Urſprünglichkeit der Staaten ericheint aud 
jene Annahme, daß der Staat ein unmittelbares Wert 
Gottes und die Obrigkeit darin von Gott ſelbſt ein⸗ 

gefegte und gefalbte Gebieter wären, als eine durch⸗ 
aus nichtige. So wenig, als man glauben darf, Die 
Menfchen wären zu irgend einer Zeit, als fie noch in 
dem feligen Naturflande ohne Recht und Geſetz leb⸗ 
ten, darüber übereingefommen, daß eine Schranke 
für fie alle und wie fie fein folle, und in Folge dieſer 
Berathung, die doc fchon eines vorhandenen Staates 
bedurft hätte, hätten fie fih dann einen Staat gemadt; 
eben fo wenig darf man glauben, daß der Staat wie 
das formiofe Bild der phrygifchen Eibele, oder wie 
in der Fabel jener Klotz, der Frofchlönig, vom Him- 
mel gefallen fei. Allerdings find die Anlagen ver 
menſchlichen Natur ein Geſchenk Gottes; aber es if 


unredlich, Daraus den Schluß zu ziehen, daß auch das 


nothmwendige Ergebniß Ddiefer natärliden Eigenſchaf⸗ 
ten als ein göttlihes Werk zu betrachten ſei; denn alle 
Erſcheinungen in dem Reiche des Sichtbaren und Un⸗ 
fibtbaren haben hiernach gleiches Recht auf diefelbe 
Alles gleihfam vergötternde Schlußfolge. Auch jene 
Frage, die fhon Ariftoteles aufftellte, daß Die Ge⸗ 
felfhaft, der Staat, eher ale der einzelne Menſch, 
das Ganze eher als; der Theil gewefen.fei, hilft für 
die Beweisführung göttliher Abkunft der Staaten 
nichts. Ariftoteleg wollte darthun, daß im Ban- 
zen, als Ber nothwendigen Brundlage der Theile, diefe 
aufgeben, oder daß die Kamilien, die Individuen dem 
Staate untergeordnet fein müßten. Die Behauptung 
aber zu anderen Zweden angewandt, lautet nicht au 
ders, als die Trage, ob dev Baum. cher als Der Kern, 
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aus dem er gewachſen, oder ob der Rock eher als der 
Schneider, der Sohn eher als der Vater geweſen ſei. 
Der Staat iſt von feiner metaphyſiſchen Idee audge- 
gangen, und darf Deswegen auch nicht auf fie zurück⸗ 
geführt werden. So ift aber der menſchliche Geiſt: 
bat er gefunden, was feine Begierde anfänglich reiste, 
fo will er, nicht zufrieden mit dem Reſultate, weiter; 
er torfht nach dem Urgrund der vernünftiger Weiſe 
nicht weiter zerlegbaren Clemente; er fteigt bis an 
die Quellen der Fabel, und ohne hier umzufehren, 
fliegt er in das Gebiet ver Phantafie und der Chimäre; 
er verſucht Nebelgebilve der Ymagination in fichere 
bißorifche Geſtalten umzuwandeln, und bringt aus 
dem Dcean der wefenlofen Ideen ZJaubergebilde in 
das Reich der Gefchichte, vor denen die Wirklichkeit 
wie vor Befpenftern erfchridt. Mit Kühnheit zerreißt 
er den Schleier von Sais, und todte leere Mauern 
durchwühlt er und gräbt fi, die Wirklichkeit vergef- 
fend, tiefer und tiefer, bis er müde zum ewigen Schlaf 
einfchlummert in feinem eigenen Srabe. Alle For» 
(dungen über Leben und Weſen tes Staates follten 
immerdar nur die Wirklichkeit umfaſſen, nicht in dag 
Jmaginäre hinausgehen. Der Begriff ves Staates, 
in wiefern er einen in der Erfahrung beflebenden Ver⸗ 
ein freier Weſen bezeichnet, if fein Begriff a priori; 
er ſtammt vielmehr aus der Erfahrung ; denn fo weit 
die Geſchichte zurückreicht, entftanden Staaten urfprüng- 
lich zunächſt für die Sicherung Der Rechte der zu einer 
Befellichaft vereinigten Weſen. Recht und Wohl⸗ 
fahrt find die beiden höchſten Bedingungen alleg 
©taatslebeng, durch weldhes ver Endzweck der Menſch⸗ 
heit — Sittlichkeit und Stüdfeligkeit in Harmonie — 
theils von dem einzelnen Menſchen, theils von der 
ganzen Rechtsgeſellſchaft, ſo wie nach außen in der 
Wechſelwirkung mit anderen Völkern und Staaten, 
esreicht werden fol. So wie aber die geiftige Rouıı 
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Stelle des Rechts und muß bei der gewiſſenloſeſten 
Tyrannei der Fürſten oder des Volkes anlangen. 
Der Zwed des Staates if Verwirklihung der 
unbedingten Herrſchaft des Rechts unter der Bedin⸗ 
gung bes rechtlich geftalteten Zwanges. Allein die 
Weſen — fagt Pölitz — welde im Staate zum 
Bürgerthume ſich vereinen, bringen in diefe Rechts⸗ 
geſeliſchaft nicht nur die Geſammtheit ihrer ſinnlich 
vernünftigen Anlagen, Vermögen und Sträfte mit, 
fondern auch den allgemeinen Endzweck des menſch⸗ 
lichen Dafeins: die Vermirklihung der Sittlichkeit 
und Wohlfahrt in innigfler Harmonie. Der Zwed 
des Staates muß den Endzweck der Menfchheit för- 
dern. Dies gefchieht dadurch, Daß, weil der Endzweck 
der Menſchheit nur durch Außere freie Handlungen, in 
Angemefienheit zu der innern reineren fittliben Trieb⸗ 
feder der Handlung verwirklidt werden kann, ver 
Zwed des Staates dag Gleichgewicht des äußern 
freien Wirkungstreifes aller Staatsbürger aufrecht 
erhält. In diefer Beziehung aber giebt ed für die 
äußere Thätigkeit vernünftig finnliher Wefen in Ab- 
ſicht auf Annäherung an den Endzwed der Menſch⸗ 
‚beit keine angemefjenere und enfprechendere Anflalt, 
ale Den Staat, fobald der Zweck deſſelben nicht in die 
bloße Sicherung ber Rechte oder in die Beförderung 
der individuellen Vollkommenheit und Slüdfeligfeit, 
fondern in die unbedingte Herrſchaft des Rechts, in 
das Gleichgewicht dee äußern Freiheit aller Bürger 
‚gefeßt wird. Daher kann man wohl von einer Er⸗ 
ziehung des Menſchen durch den Staat, wor- 


über Zahariä 1802 ein befonderes Werk gefchrie- 


ben hat, veden, nicht ale ob ex eine befondere Bildungs⸗ 
und Rulturanflalt wäre und die unmittelbare Aufgabe 
hätte, die Geſellſchaft zu erziehen, fondern weil der 
eigenthümliche Zwed des Staates die Entwidelung 
und Ausbildung des Menfchenthums neben der Er- 
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reichung des Bürgerthums nicht nur nicht hindert, ſon⸗ 
dern in feiner Mitte durch eine Menge von Auſtalten 
für Bildung, Wohlfahrt und Glückſeligkeitsgenuß be- 
fördert. Daher darf der Zweck des Staates in die 
freiefte Annäherung aller feiner Bürger an den End- 
zweck der Menfihheit unter der unbedingten Herrtfchaft 
des Rechts gelegt werden, Es darf nichts von Staats 
wegen (par raison d’etat) geſchehen, was nicht auch 
von Rechts wegen (par raison-de droit) geſche⸗ 
ben kann und darf, wenn nicht Die einzig giftige 
Macht und Herrſchaft des. Rechts gebrochen und das 
Wohl der Gefellfchaft auf Maßregeln ver Moßen 
Kiugpeit gefegt werden fol. . Der alte Wahlſperch: 
„salus publica suprema lex esto“ follte an al- 
len Grenzen jenes Staates geſchrieben fein. Die frü- 
bere Politik, meift auf Grundſätzen der Selbſtſucht 
und den Saunen des Augenblids ruhend, verfiand un- 
ter dem Öffentlichen Wohl oder unter den Staatslaflen 
leider nur zu oft die Hinopferung des Individuellen 
zum Vortheil des Ganzen. Allerdings foll das Ein. 
zelne dem Allgemeinen wie der Theil dem Ganzen 
untergeordnet fein, aber "Unterordnung giebt darum 
nod Feine Befugniß zu widerrechtlichen Handinugen 
nnd zu zerfiörenden Gewaltthätigfeiten. Die Poltnt, 
die Patkul, Balm, den Herzog von Engbien u.M. 
dem angeblichen Gemeinwohle opferte, iſt eine nichts⸗ 
würdige Kunft, und der Orundfag, daß die Moral 
des Privaten: auf der ſchwindelnden politifden Höhe 
des Herrfchers Durch den Glanz der Krone anders 
geftaltet oder vernichtet werde, müßte aus dem Leben 
gefirichen werden. Recht ift Recht und die Moral 
bleibt ewig diefelbe Moral, in der Hütte des Bettlers, 
wie in dem Palafte des Fürſten. Wo der Staat von 
feinem Nechte gegen die Staatsbürger Gebrauch ma- 
hen will, muß er fih eben von dem Gefühl des Rechi⸗ 
mäßigen und von den beſtehenden Befegen leiten laſ⸗ 
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fen. Er darf ſich nicht das Eigenthum der Staats⸗ 
glieder anmaßen, wie es Iwan IV. in Rußland that, 
als er ohne alle Veranlaffung die Bürger aus zwölf 
Städten von Haus und Hof trieb und das Eigen- 
thum derfelben den Opritſchna's fchenkte; das darf 
der Staat felbfi Tann nicht, wenn er das Geraubte 
zum allgemeinen Beften, 3. B. zur Anlage von Fe⸗ 
kungen, öffentlihen Gebäuden, Heer- und Waſſer⸗ 
fraßen, zu Eifenbahnen, militairifchen Uebungs⸗ und 
anderen Spielplägen u. |. m. verwenden will. Cs 
hat ganze Zeitalter gegeben, in denen diefe fultanifche 
Willkühr das Recht auf diefe Weile mit Süßen trat 
und das Wohl der Familien auf dem Altar des all» 
gemeinen Staatsbeften zum Opfer gebradt hat. So 
lange Rom das Schidfal der Welt leitete, in der al» 
ten Welt, wie unter feinen Pfaffenfürften , fehrie die 
Menfchheit um Gerechtigkeit zum Himmel. Rechts⸗ 
widrige Handlungen und frevleriſche Bewaltthätigkeis 
ten auch in neuerer Zeit, die doch ungleich civilificter 
als die alte if, erhalten Das Andenken an die römifche 
Staatskunſt, welche aus Rüdfiht auf das vermeint- 
liche Beſte des Staates das Recht weit mehr ver- 
folgte und, beugte, ale die faktiſch ausgebildete Ver⸗ 
ſchiedenheit der Staatsformen, welche die Parteifucht, 
je nach den Vorurtbeilen, von denen die eine oder die 
andere action geleitet wird, für die erfien und ergie- 
bigſten Quellen ver Unzufriedenheit und des menſch⸗ 
lihen Elends hält. Die Einen nennen die Monar- 
hie ale die einzig beite Negierungsform, und die Re— 
publif und die Ariftofratie als die Urſache der vielen 
Rlagen; Andere behaupten das Gegentpeil. 
Nachdem viefe Frage von beinahe allen Politikern 
durchgeſprochen und für.beide Parteien unbefriedigt 
gelöſt war, fchlug man einen anderen Weg ein, und 
der Spekulation gelang die theoretifhe Erfindung 
von organifchen und mechaniſchen Staaten. Ein 
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mechaniſcher Staat ſoll ein ſolcher ſein, welcher mit 
Feiner organiſchen, das heißt, in natürliche Anfänge 
zurüchweichenden, fondern mit einer aus der Reflexion 
bervorgegangenen mechaniſchen Ordnung beginnt. 
Dagegen wäre ein organifcher Staat derjenige, wel⸗ 
her fid jo allmälig aus der Erweiterung der Fami⸗ 
lie zum Geſchlecht, des Sefchlechts zum Stamme, des 
Stammes zum Bezirke, des Bezirks zum Inbegrif 
mehrerer Bezirfe mit vielfachen, durch natürliche Nor 
tive gegebenen politifchen Gliederungen gebilvet habe. | 
In einem mechaniſchen Staate, fagt Leo, wirp alles 
das, was durch Concentration finnlicher Kräfte oder 
der Kräfte vefleftirenden Verſtandes gedeihen fann, 
vorzugsweiſe gevdeihen, alfo; militairifche Ordnung, 
fabrifmäßige Thätigkeit, Diejenigen Wiffenfchaften, bei 
denen es vorzüglid auf ſcharfe Beobachtung des Fal- 
tifchen oder auf Confequenz des Denkens ankommt, 
wie Mathematif und Waturwiflenfchaften; ferne 
ftrenge Adminiftration u. f. w. Dagegen alle geiſt⸗ 
gen Thätigkeiten, die in der Innigkeit des Lebens 
wurzeln, alles eigentlich geniale Walten des Einzel: 
nen, die Kunft, die höhern Wiſſenſchaften, die Poefie 
und Beredtfamkeit, ſchöne, innige Befelligkeit, geißi⸗ 
ges Aneinanderhalten — alles das wird vorzugsweiſe 
Eigenthum organifch gegliederte Staaten bleiben. 
Der Charakter des organifhen Staates fei wahre 
Kultur; der Charakter des mechanifchen fei Eivir 
lifation, und feine Macht beſtehe in finnlichen und 
Verfiandeskräften: Geld, Gewalt, Sinnlichkeit or 
nende Thätigkeit; die Macht des organifchen Dagegen 
darin, daß die Individuen, die ihm angehören, mil 
al’ ihrem Intereſſe ihm verwachſen wären. Diele 
Charakteriftif fheint das Gepräge der Wahrheit und 
fo untrüglicher hiſtoriſcher Forſchung zu tragen, ale 
Montesquieu's erwähnter Unterſchied der drei 
Grundformen von Staaten, iſt aber dennoch eis 
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bloß ſtubengelehrte Hypotheſe, die der Wirklichkeit 
durchaus nicht, oder nur im Einzelnen und Zufälligen 
entſpricht, wenigſtens dann nicht entſprechen kann, 
wenn die Vereinigten Staaten von Nordamerika, die 
Türkei, das alte Perſerreich, Frankreich ſeit der Re⸗ 
volution und Gott weiß welche andern Reiche nichts 
als mechaniſche Staaten ſein ſollen. Der faktiſche 
Zuſtand der amerikaniſchen Freiſtaaten und Frank⸗ 
reichs widerlegte die an ſich geiſtreiche Charakteriſtik. 
Und wenn Nordamerika den Gipfel der ſchönen Künſte 
noch nicht erſtiegen hat, fo bedenke man, daß es cıfl 
feit etwa 70 Jahren einen unabhängigen Staat bils 
vet. Anderthalb taufend Fahre waren für die foge- 
nannten organifden Staaten faum hinreichend, um 
die Celebrität zu erreichen, mit welcher fie ſich jegt 
brüften wollen. Dan geflatte den Nordamerifanern 
einen gleiben Zeitraum, und urtheile alsdann erft, 
und vertheidige die angebliche mechaniſche Staatsord⸗ 
- sung. Dabei ift nicht zu überfehen, daß jede Staats⸗ 
- form ftets in Beziehung auf ein beſtimmtes Volk und 
- die Verſchiedenheit ver Berfaflungsformen, fo wie der 
damit in Uebereinfimmung zu bringenden Verwal⸗ 
tung nach gegebenen Verhältniffen beuriheilt und abs 
gefhägt werden müflen; denn jeder wahre Staat iſt 
die Form eines eigenthümlichen Volkslebens. 

In keiner einzigen Form der Verfaſſung iſt ein 
Univerſalmittel gegen alle Uebel erfunden: der Geiſt, 
‚in welchem eine Regierung handelt, entſcheidet oft 
mehr als die Form, und iſt dem Volke oft heilſamer, 
. ale geſchriebene Eonftitutionen. Unter vielen andern 
Beweifen der Bernunft darf dafür Das Jahrhundert 
Friedrichs des Großen als gefhichtlicher Beleg 
dienen. Nur allein die Herrfchaft der perfönlichen 
. Willfür, der Despotismus, ift an ſich ein fo ſchreckli⸗ 
des Uebel, daß da, wo er weder durch die Geſetze, 
no duch Theilung der Gewalt, noch Durch die öf⸗ 
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kann in jeder Verfaſſungsform verwirklicht werden: 
daß jedes Glied der bürgerlichen Geſellſchaft zur Liebe 
für ſeinen Herd, für Familie, für Vaterland und die 
Geſammtintereſſen des Volkes erzogen und enthuſias⸗ 
mirt werde. Die Intereflen des Staates müſſen zu- 
gleich die Interefien der ihm untergeordneten Oemein- 
ven fein; hat man dem Bürger feinen Aufenthalt in 
dee Gemeinde annehmlicher gemacht, fo ift auch fein 
Aufenthalt im Staate ein angenehmer; der Willfür 
daheim überlafien, hat er wenig Hoffnung auf Nedt 
und ®efeg im ganzen Staate, dem er angehört. Wenn 
die Megierungen für gute, zwedmäßige Befepe for- 
gen, überall eine weife Verwaltung in allen größern 
und Bleinern Streifen bethätigen, nicht unnöthig fi in 
Dingen, die zur Öffentlihen Kenntniß gebracht wer⸗ 
den müflen, hinter Beheimniffen verbergen, offen und 
gerade handeln, ven Gedanken in feine Feſſeln legen, 
or dem Geſetz fein Anfehen der Perfon gelten laf- 
fen, alle.nügliche Thätigkeit der Einzelnen mie des 
Banzen nicht nur nicht hindern, fondern ſelbſt unter» 
Rügen, und für alle Klaſſen des Volkes die Gelegen⸗ 
heit zur geiftigen Ausbildung eröffnen — dann wer» 
ven Die beiden wefentlichen und einzigen Glieder, aus 
denen allein der Staat ale ſolcher befteht, Die Regie⸗ 
tenden und Negierten ohne Rückſicht auf die Staats⸗ 
form vom Vertrauen zu einander zu einem organis» 
hen Ganzen verbunden, und Liebe zum Baterlande 
it die Seele diefes Körpers. Der Staat entbehrt 
der Liebe, der dem Prinzipe folgt, die Laften fo viel 
als möglich zu vermehren und die Einnahmen, über 
die er einen nichtswürdigen Schleier wirft, zu verviels 
fältigen, als wenn die Kraft des Staates nur allein 
in einem recht großen Geldkaſten beftehe. Die Ato» 
miftif unferes Münzweſens ift zwar ein ſtarkes Trieb⸗ 
rad in dem modernen Staatsweſen geworden, aber 
doch von untergeordneter Bedeutung unter Den Staats⸗ 
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allgemeinen Zweck der Geſellſchaft, ſo giebt es Ver⸗ 
hältniffe, denen er entgegen arbeitet, und wieder an⸗ 
dere, auf welche er nicht Rückſicht nimmt, weil fie mit 
dem Zwecke nicht Üübereinftimmen. Daß alle Geſetze, 
alle Inftitutionen eines Volkes mit der Natur feiner 
Regierung und mit der Nationalität in Harmonie fie» 
den müſſen, ift eben fo unbeftreitbar, als daß alle 
Steine eines Gewölbes fih zum Schlußſtein in einer 
engen Berbindung verhalten, und daß in einem om 
ganifchen Körper alle Theile mit dem Prinzip des 
Lebens harmoniren müflen. So wie fih aus den 
Ürrechten der Dienfchheit nach und nach abgeleitete 
Rechte und Pflichten zur Aufrechthaltung der An⸗ 
ſprüche der Einzelnen auf jene Ürrechte ergeben und 
den Stoff des Privatrechts gebildet haben, fo find 
auch nad) und nach die erften Grundzüge des Staatd- 
rechtes, d. h. die Grundbeſtimmungen über die Ver- 
hältniffe der Staatsgemwalt überhaupt, und im Befon- 
dern Über die Verhältniſſe der Gemeindeglieder zur 
Staatsgewalt und diefer zu jenen in den verfchieden- 
fien Beziehungen auf die Aeußerung des inneren öf⸗ 
fentlihen Staatslebens erwachſen. Alle diefe Kräfte 
werden nie zu irgend einem höheren Grade der Ent» 
widelung und Augbildung gelangen, wenn nidt die 
intellektuelle und fittlihe Kraft der Staatsbewohner 
belebt und emporgehoben wird. Wo Unmiffenheit, 
Beiftlofigkeit und Dummheit überwiegen, wird es 
dem Staate nie gelingen, Landbau, Ynduflrie und 
Handel emporzubringen, die Streitkräfte gehörig zu 
benugen, Zutrauen zu gewinnen, den Staatefredit zu 
befefligen; die Gefege, vol Mängel und Gebrechen, 
werden überall ihren Zweck verfehlen, kraft⸗ und 
machtlos fein. Je mehr Das Zalent des Menſchen 
gepflegt wird, defto mehr verbreiten fi) Die wohlthä- 
tigen Wirkungen der daraus herfommenden Wiſſen⸗ 
ſchaften und Künfte über alle Zweige des Staairt, 
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veligiöfen Glaubens iſt fo groß gemefen, daß bie, blir- 
gerlichen Vereine weit eher unter priefterlichen, als 
unter weltlichen Herrfchern flanden, und felbfi die 
chriftlichen Staaten haben eine Zeit lang die Pfaffen- 
gewalt des römischen Dberhirten ertragen müſſen, 
ebe fie unter weltlichen Herren ſelbſtſtändig ſich aus- 
bilden Fonnten. 

NRachdem die volllommene Auflöfung der priefler- 
lichen Oberleitung in weltlichen Angelegenheiten.yoll- 
bracht war, entfand, zumal in neuerer und neuefler 
Zeit, die Frage, in welchem Verhältniffe der Staat 
als äußere Rechtsgefellichaft zur Religion und zur 
Kirche, als einer abgefchloflenen Geſellſchaft vernünf- 
tiger Wefen, die fi für Bekenntniß und Ausübung 
ihres veligiöfen Glaubens zu einer für dieſen befon- 
vera Zweck eigenthümlich berechneten Berfoflung und 
Verwaltung vertragsmäßig und rechtlich gebildet Hat, 
fi zu verhalten habe. Die Frage iſt auf. drei ver⸗ 
fhiedene Arten beantwortet worden. Das hierar- 
hifhe oder Epiſkopal⸗Syſtem will den Staat 
der Gewalt der Kirche, den Zweck des Staates dem 
Zwed ver Kirche unterordnen; das Collegiolſy⸗ 
ſt em verlangt, daß Staat und Kirche zwei von einan⸗ 
der. völlig unabhängige Geſellſchaften bilden ſollen; 
endlich betrachtet Das Zerritorial-Gyftem- die 
Kirche als Äußere Geſellſchaft dem Staate. unterge- 
ordnet, nicht aber ihrem fittlich-religsöfen Zwecke 
nor, deſſen Annahme und Feſthaltung reine Gewiſ⸗ 
f ensfade ift und bleiben muß. Die Kirche, fagt 
Pölitz fehr wahr, bildet im Staate, eben wegen ih⸗ 
res hohen Zweaͤes die vorzüglichſte beſondere Geſell⸗ 
ſchaft; ſie hängt zwar nach dem Rechte der Oberho⸗ 
heit und Dberaufficht, das dem Regenten ale Souve⸗ 
voinetätsredt unbedingt zuftebt, von der Leitung des 
Negeuien, und durchaus von feinem: auswärtigen 
kirchlichen Oberhaupte ab, weil dem Regenten, dem 
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Staatsoberhaupt, als dem fihtbaren Inhaber und 
Darſteller der höchſten Gewalt, ſomit dem Repräſen⸗ 
tanten der im Staate lebendigen Rechtsidee, der Kirche 
Zweck, ihre Verfaſſung, ihre Berwaltumg;. ihr Cult 
und ihre Kirchenordnung vollſtändig befannt und von 
- ihm gewährleiftet fein müffen, doch ſo, daß der Re. 
gent in der Berfaffung und Verwaltung der Kirche 
nie eigenmädtig, ohne Zuziehung derer etwas verän- 
dern oder verbeffern-darf, welchen die befondere ge 
ſetzgebende und. vollziebende. Gewalt in der Kirche 
vertragsmäßig zukommt. Die Kirchengeſellſchaft fleht 
enblich, da fie ſich nicht ſelbſt ſchützen kann, unter dem 
Schutze des Staates, doch fo, daß der bürgerliche 
Zwang von Seiten des Regenten nur dann auf die 
Kirche und deren Mitglieder angewendet werden dar], 
wenn es entweder gefihieht, um die Kirche an ber 
Meberfchreitung ihres vertragsmäßigen Wirkungskrei⸗ 
ſes zu hindern, oder wenn Die Kirche ſelbſt nad der 
din ihr beftehenden Kirchenordnung den bürgerlichen 
Zwang gegen einzelne ihrer Mitglieder rechtlich auf 
. rufen muß, oder endlich, wenn der Staat Durch das 
feindfelige- und rechtswidrige Verhalten der in Mehr⸗ 
- heit in ihm nebeneinander beflehenden Kirchen zu ein 
ander zum Cinfchreiten gezioungen wird. So wie er 
zur Schlichtung folder Streitigkeiten und zur Aufrecht⸗ 
baltung der völlig gleihmäßigen äußern Verbhält 
niffe aller in feinem Schvoße vorhandenen Kirchenge⸗ 
ſellſchaften berechtigt und verpflichtet iſt, eben fo Fommt 
: ihm audy das Recht Der Einfchreitung zu, wenn im 
Innern einer Kirche der Geiſt derfelben in Sittenlo- 
figfeit, in offenen Parteikampf oder in völlige Anar 
* die audarten, den Zweck des Staates bedrohen und 
unverkennbar die Auflöfung der vom Staate ger 
währleifteten kirchlichen Verfaflung und Bermwaltung 
: hecheifühten follte. Der Staat beſitzt Fein Kecht, ven 
: Austritt gs einen Kirche, in Die andere: zu-verbieten, 
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fo wenig, als er das Necht der Auswanderung auf- 


. heben darf; aber er muß alle abfihtlidhe Profelyten- 


macherei zu verhindern und alle geheimen Kirchenſek⸗ 
ten, fofern fie nicht anerlannt und dem Staatszwecke 
zuwider find, aufzuheben ſuchen. Das fogenannte 


‚„licchliche Verbeſſerungsrecht“ (jus reformanldi), 


welches dem Staatsoberhaupte von Rechtswegen zu- 


kommt, iſt demnad ein bedingtes, dem zufolge alle 
-Aenderungen im Namen des einer Stirche im Staate 


nothwendig angehörenden Regenten zwar befannt ge⸗ 
macht werden, nie aber eigenmädhtig von ihm verfügt 
werden können. Es hat lange gewährt und viel Blut 
gekoftet, ehe die chriſtlichen Staaten dieſes Recht, das 
bon Conſtantin fehr richtig mit den Worten be- 
zeichnete: „Ihr feld im Innern der Kirche Befchöfe, 
ih aber bin indem, was außerhalb der Kirche ift, von 
Bott- zum Bifchof beftellt und eingefegt” — aus den 
Händen der päpftlihen Geiſtlichkeit zurüd erhielten; 
die Reformation hat aud) hier fegengreich gewirkt und 


ven Staaten ihre Rechte, aber auch ihre Pflichten zu- 


rück erſtattet. Vor Allem bewies Luther in der 
Schrift: „An den chriftlichen Adel deutfcher Nation” 
aus der Vernunft und aus der Bibel, daß nicht die 
Kirche über dem Staate, fondern der Staat über der 
Kirche ſei. 

Die alte Zeit war und kommt nicht wieder, ſie iſt 
verronnen in das Meer der Ewigkeit, und eine an⸗ 
dere Zeit mit frifchen Kräften und neuen Bedürfnif- 
fen ik aus dem Grabe der abgeftorbenen Jahrhun⸗ 


derte erfianden. Die Weltgefhichte ift flets und 
- überall erfinderifcher, ale das Gehirn des einzelnen 


Menfchen; immer mit neuen Gewändern angethan, 


verachtet fie die abgelegten Qumpen, und ſchmückt fich, 


koloſſaler aufwachſend, mit der Farbenpracht des 
neuen Jahrhunderts. Die Aftronomie befruchtet die 
Gmmmen der Erkenntniß und Erfahrung von Joke 
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zu Jahr mit neuen Entdeckungen und neuen Geſetzen, 
aber alle Feuerbälle des Univerſums gehen unaufhör⸗ 
lich ihre Straßen, wie am erſten Uranfange, und die 
Sonne wandelt in ſtiller Majeſtät noch dieſelbe Bahn, 
auf der Phöbus ſeine feurigen Roſſe mit dem goldenen 
Wagen um die Welt lenkte. (?) Wie reich die Schätze 
der Erfahrungen fein mögen, Die der Verſtand bei fei- 
nen Betrachtungen über Die Natur des Menſchen und 
über die Vereinfachung der Einzelnen zu einem wohl⸗ 
gegliederten, Iebensreihen Volks⸗ und Staatskörpert 
feit mehr als dritthalbtaufend Jahren aufgehäuft hat; 
Staaten in ihrem Dafein wie die Sonne gleih ur- 
fprünglich gehen ihre vorgefchriebene Reife, Beite, 
Staaten und Himmelskörper, belebt und getrieben 
von jenem Open, deſſen Flügel durch die ganze Welt 
Schlagen, deſſen Weſen wir fühlen, und glauben, von 
wannen ed fommt, und ahnen, wohin es zieht — ir 
das augenlofe, ewig unbewegte, todte Meer der 
Ewigkeit.“ 

Der Inbegriff alles Desjenigen, durch welches mun 
die Berhältnifie des Staatsoberhauptes zu den Staatt- 
bürgern feftgeftellt, durch welches Die gegenfeitigen 
Rechte und Pflichten, fowohl der Staatsgewalt alt 
der Unterthanen, geordnet und verbürgt worden, if 
die Berfaffung, das Grundgefeg, die Conftitution. 
Die Grundideen, auf welche alle Berfaffungen der 
früheren und der jeßigen Zeit weniger oder mehr ba- 
firt find, befteben in Folgendem: 

15 Es Rimmt nicht mit. der Würde eines gebildeten 
Molfes überein, fih einer unumfchränkten und wil- 
kürlichen Gewalt unterzuorpnen, es kann nur nach ge 
wiſſen feſtſtehenden Regeln beherrſcht werden, welche 
ſowohl der Bürger als das Oberhaupt des Staates 
heilig zu halten und zu befolgen hat. 

3) Nicht bloß der Unterthan, fondern auch der 
Herefcher hat Pflichten, fo wie beide Rechte haben, 
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und dieſe Rechte ſind durch ein Staatsgrundgeſetz ge⸗ 
gen Willkür der höchſten Staatsgewalt zu ſichern. 
Dieſes Staatsgrundgeſetz iſt als ein von beiden Thei⸗ 
len heilig zu haltender Vertrag zwiſchen Regent und 
Unterthan anzuſehen. 

3) Die conſtitutionelle Monarchie iſt diejenige 
Staatsverfaſſung, welche für alle Staaten größeren 
Umfanges dem Standpunfte unferer Eultur noch am 
angemefienften ſcheint. 

A) In einer folden Staatsverfaffung it das Staats⸗ 
oberbaupt heilig, unverleglich und unverantwortlich. 

5) Die Staatsangehörigen find berechtigt durch 
ihre Vertreter (NRepräfentanten, von ihnen nennt 
man das conflitutionelle auch das Repräſentativſyſtem) 
on der Ausübung der oberften Staatögemwalt einen in 
ver Verfaflungsurkunde feftzujegenden Antheil zu 
nehmen, und Nechenfchaft über die Verwendung der 
©taatseinkünfte zu fordern. 

6) Den Vertretern des Volkes find die zur Errei- 
dung der Staatszwede angeftellten Beamten (Die 
Staatsdiener) verantwortlih, und können von ihnen 
angellagt und zur Berantwortung gezogen werden. 

7) Bor dem Gefege find alle Staatsbürger gleich, 
alle haben gleichen Antheil an den Vortheilen, wie 
an den Laften des Staates, alle haben gleiche An- 
fprüche auf Anſtellung im Staatsdienſte; nicht Geburt 
oder Geld, nur Kenntniffe, Talent und Fleiß berech- 
tigen zu einem Vorzuge und zur Auszeichnung vor 
wenigen Yähigen. 

8) Freiheit der Perfon und des Eigenthums müf- 
fen gefichert fein, Jeder kann damit frei fchalten, fo 
lange er nicht Nechte Anderer dadurch verlegt. 

9) Denf- und Slaubengfreiheit, Rede», Schreib» 
und Drudfreiheit find unbefchränft, fo lange fie nicht 
‚wider die Geſetze des Staates und die Rechte der Pri⸗ 
vaten anlaufen. 
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Verleiher derſelben an entſchieden gutem Willen, kann 
er ſich des ſüßen Gefühls der Unumſchränktheit nur 
ſchwer entäußern, oder iſt er zu wenig in die Bedürf⸗ 
niffe der Zeit eingedrungen, fo werden dieſe Verfaſ⸗ 
fungen leicht bloße Schattenbilder, unter deren ſchir⸗ 
menden Formen Willkürherrſchaft nach wie vor ger 
übt wird. Die von den Reihsfländen oder Natio» 
nalverfammlungen ausgehenden Berfaffungen leiden 
in der Regel an Breite, ſchlechter Stylifirung und we⸗ 
nigem Zufammenhange. Oft wird dadurch die zu 
einer tüchtigen Wirkfamkeit nothwendige Kraft dem 
Staatsoberhaupte entzogen. Bei den vertragsmäßi⸗ 
gen Verfafiungen bringt der von dem Negenten aus⸗ 
gehende Entwurf Einheit in das Ganze, wenn auf 
Durd die fpäteren Berathbungen und Amendements 
Der Dollsvertreter wieder Manches Davon verloren 
geht. Sie fommen im Allgemeinen dem Ideale einer 
guten Verfaſſung am nädften, und fliehen zwiſchen 
den großen Befchränfungen der Volksrechte in den 
octropirten und den oft zu ausgedehnten Befugniſſen 
der Stände in den von dieſen allein bearbeiteten Vers 
faffungen in der Mitte. Als ein Ergebniß freier Ver⸗ 
einigung beider contrahirenden Theile, wodurch jeder 
derfelben feine Gerechtſame feftgeftellt und gegen wi⸗ 
derrechtlihe Angriffe geſichert fieht, werben fie fich 
auch der Liebe und Pflege beider Tpeile zu erfreuen 
haben; beide Theile werden das gemeinfchaftlid zu 
Stande Gebrachte auch durch gemeinfchaftliche ein- 
- trächtige Beftrebungen aufrecht zu erhalten und wir⸗ 
fungsvoll zu machen ſuchen. Auch die Geſchichte räth 
zu der, der würdevollen Stellung des Regenten und 
dem Standpunkte der Eultur eines mündig geworde⸗ 
nen Volfes am beflen entfprechenden, innere Eintracht 
und jSeftigfeit des Gemeinwefens am meiften förder- 
lichen vertragsmäßigen Feftftellung der Rechte zwi⸗ 
chen Fürſt und Volk. 
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. 23) Ein anderes Merkmal, welches eine Verſchie⸗ 
. denheit der Verfafjungsformen begründet, iftz ob in 
der Verfaffung die Stellung der Abgeordneten als 
ftändifch oder als vepräfentativ angegeben wird. 
Wenn gleih im gewöhnlichen Leben die Wörter: 
Landfland, Abgeordneter, Volksvertreter, Repräſen⸗ 
tant oft gleichbedeutend gebraudt werden, fo unter 
fcheidet doch. die Wiffenfchaft genau und fireng zwi. 
ſchen diefen Begriffen. Man ftellt in diefer Beziehung 
- drei verſchiedene Syfteme auf, daß fländifche, Das te⸗ 
präfentative und das aus beiden gemifchte. Das er 
ſtere beruht auf biftorifhem Grunde und geht von 
der Idee aus, daß die Abgeordneten zum Landiage 
nicht im Namen des ganzen Landes, fondern nur als 
Vertreter gewiſſer, durch Herkommen oder Geſetz zu 
Abſchickung von Deputirten berechtigter Stände (ge 
wöhnlich Adel und Bürger und in Fatholifchen Lün- 
dern Geiſtlichkeit), oder Fraft des auf gemiffen Bütern 
oder Corporationen ruhenden erblihen Rechtes der 
Standſchaft erſchetnen. Das Fehlerhafte dieſes Sy⸗ 
ſtems, welches fi unter ſehr verſchiedenen Schati⸗ 
rungen ſowohl in den älteren, als auch in den neue⸗ 
ven deutſchen Verfaffungen findet, beftept hauptfäd- 
li darin, daß Kaftengeift und Particularismus, zwei 
Gewichte, welche jeden freieren Aufſchwung im Staat‘ 

. Ieben nieverdrüden und jede großartige und gemeir— 
nügige Unternehmung vergiften durch daſſelbe gleid- 
fam legalifict werden. Den höchſten Grad der Ber 
werflichfeit hat es aber erreicht, wo die Abgeordneten 
ſich nicht einmal gemeinſchaftlich, fondern jeder Stand 
abgefondert, nach fogenannten Curien, verfammell 
Am einfachften ift das bloß auf die numerifchen Ver⸗ 
hältniſſe Rückſicht nehmende repräfentative Syftem. 
Es beachtet weder die Verſchiedenheit der Stände nod 
der Intereſſen, fondern läßt im ganzen Bereiche des 
Staates Diejenigen wählen, welche von dem Bolt 
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maſchine als ſolcher vertraut, die allgemeinen Ge⸗ 
fihtspunfte feftzuhalten und auf höchſt nöthige und 
einflußreiche Werbefferungen aufmerffam zu machen 
vermögen, deren Nothwendigkeit und Nüplichkeit dem 
Landmanne, dem Fabrifanten oder Kaufmanne bei 
feinem engeren Geſichtskreiſe und einfeitigerer Rich⸗ 
tung enigehen muß. Ueberdies find bei der legisla⸗ 
tiven Thätigkeit der Berfammlung Köpfe von gründ⸗ 
licher wiffenfchaftlicher Bildung unerläßlihd. So we⸗ 
nig aber die gemeinfamen Intereffen der Orundbefiger, 
oder auch Die der Gewerbe und des Handels, in zwei 
befondere und forgfältig getrennte Bertretungen Die- 
fee Intereffen getheilt werden dürfen, eben fo wenig 
‚ darf dies au in Hinficht der Bertretung der befon» 
deren Intereſſen der Intelligenz geſchehen. Weder 
der Geiſtliche noch der afademifche Lehrer oder der 
Shulmann, weder der Nechtsgelehrte noch der Me⸗ 
dieiner bedürfen einer befonderen Vertretung ihres 
perfönlihen Berufes. Denn alle tiefe Intereſſen 
verfhmelzen, aus dem Standpunkte des Staates» 
zweckes, in dem ihnen gemeinfamen Intereſſe der 
Intelligenz im Staate. Der wahre Gelehrte, nicht 
der von Kaftengeift und Egoismus über Den innigen 
Zufammenhang aller einzelnen Wiſſenſchaften unter 
ſich verblendete Brodgelehrte, wird jede gerechte 
Forderung der ſtaatsbürgerlichen Intereſſen feineg be- 
fonderen Berufes befriedigt finden, wenn die allge- 
meinen Snterefien der Intelligenz im Gtaate eine 
ſelbſtſtändige Vertretung neben den der Grundbeſitzer 
und den Gemerb- und Handeltreibenden erhalten. 
„Mein Plan war,” fagt Stein in feinem Circular 
vom 24. November 1803, in weldhem er von allen 
oberen Staatsbehörden Abfchied nahm, „jeder aftive 
Staatsbürger, er befiße hundert Hufen oder eine, er 
treibe Landwirthſchaft, Fabrication oder Handel; er 
habe ein bürgerlihes Gewerbe oder fei durch aloe 
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Bande an den Staat geknüpft, habe ein Recht zur 
Nepräfentation.” 

Zu den wefentlichften und bedeutungsvollfien Ver 
Ihiedenheiten der Conflitutionen gehören 3) die Be⸗ 
fimmungen bderfelben über Wahlberechtigung, 
Wahlfähigkeit und Wahlform. Diefe müflen 
ſchon, je nachdem dag bereits erörterte ſtändiſche oder 
repräſentative Syſtem herricht, auf ganz verfchiedenrn 
Grundſätzen beruhen. Eben fo wichtig iſt Die Der 
fihiedenheit, welche durch die örtlichen Berhäftnifie, 
namentlich) durch die Zahl der Bevölkerung, herver⸗ 
gebracht wird, die nothwendiger Weife auch auf die 
Zahl der Deputirten Einfluß äußern muß. Ferne 
muß der Grad der politifhen Mündigkeit der Staatt 
bürger bei dem Verhältniſſe zwifchen den Wählen 
und den zu Wählenden, fo wie bei der Wahlform 
felbft (ob unter Leitung von Regierungsbeamten oder, 
wie 3.8. in Norwegen, der Beiftlichfeit der einzeln.n 
Kirchſpiele u. ſ. w.) berüdfichtigt werden. Endliq 
iſt in Bezug auf die Größe der Steuerquote oder dei 
Vermögens, welche man bei den Wählern oder tin 
zu Wählenden verlangt, auf die örtliche Beſchaffer⸗ 
heit, auf das Grund» und Bolksvermögen iiberhaupt, 
auf das beſtehende Steuerfyfiem und auf die indirie 
duelle Steuerpflichtigkeit forgfältig Bedacht zu neh 


men. Die Zahl der Abgeordneten muß mit der Be | 


völferung des Landes in einem richtigen Verhältnifle 
fteben, fie darf überhaupt weder zu groß noch zu Hein 
fein. Iſt fie zu Klein, fo fann es leicht an dem einen 


oder dem andern nützlichen Elemente in der Berfamm- | 


lung der Vertreter ganz fehlen, oder doch der Kreis 
der vorhandenen Intelligenz zu beſchränkt fein. Aub 
gewinnt eine zahlreiche Verfammlung ſchon duch die 
bloße Zahl an moralifcher Kraft und Selbfivertrauen. 
Es ſchwindet jene Aengſtlichkeit und Schücternhri, 
welche die Säle der Abgeordneten leicht zu bloßen 
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Complimentirgeſellſchaften und Baherrenverfaunnine- 
gen macht. Mij der guaßeren Anzahl mächſt ver Muth 
und Die Kraft, ohne Menſchenfurcht dem Unrecht ent⸗ 
gegenzutreten und die Wahrheit und feine Ueberzeu⸗ 
gung unummunden auszufpredyen. Iſt die Zahl der 
Abgeordneten zu groß, fo wird entweder der größere 
Theil einzelnen Wortführern ohne eigenes Urtheil 
folgen‘, oder ed wird ein übermäßiger Zeitaufwand 
erfordert werden, wenn jeder Über Den discutirten Oe⸗ 
genftand feine Anfichten entwideln will. Der Maß 
ab von 50 Abgeordneten auf 1 Million Einwohner 
dürfte der paſſendſte fein, jedoch mit der Befchränfung, 
daß Die Zahl ver Abgeordneten in derfelben Berfamm- 
lung nie über 500 und nie unter 20 betragen Fünnte, 
In Bezug auf das Alter fcheint' die Beſtimmung der 
Verfaſſung Frankreichs von 1830, welche bei den 
Wählern 25, bei den zu Wählenden das vollenvete 
80fte Lebensjahr verlamgt, die paſſendſte. Lebens» 
erfahrung, Ruhe und Beſonnenheit find eben fo. me» 
fentlihe Eigenfchaften eines Deputicten, als lebendi⸗ 
ges Sefühl für das Wohl des Vaterlandes, Begei⸗ 
Nerung für Wahrheit und Necht und Kraft zu deren 
Berfehtung. Um die Zahl ver Wähler und der De- 
puticten zu befchränfen, hat man gewöhnlich gleich im 
Wabhlgeſetze, außer. der in der Natur der Sache bie⸗ 
genden Ausfchließung aller derjenigen, welche ſich 
duch Verbrechen und ehrlofe Handlungen des öffent» 
lihen Vertrauens unwerth gemadt haben, eine bes 
fimmte, gerichtlich nachzuweiſende Höhe des eigenen 
reinen und fchuldenfreien Bermögens oder der Stener- 
quote (der Summe, welche Jemand jährlich an Steuern 
zahlt) feftgefegt. Diefer Maßſtab läßt ſich num wohl, 
wenn wir von dem oben‘ aufgeftellten Syſtem Der 
bürgerlichen Intereſſen ausgehen, auf ‚die Klaſſe der 
Brundbefiger und ſtäbtiſchen Gewerbe, nicht aber auf 
die aus dem ſtreiſe dev Intelligenz zu waͤhlenden Ab⸗ 
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fentlie Meinung — eine Macht, die in der Mitte 
 gebildeter Völker mit jedem Tage fih verflärft und 
geläuterter wird — enticheidet weit ficherer, ale ſelbſt 
das Urtheil der Borgefegten über die Intelligenz, 
Rechtlichkeit und gemeinnügige Geſinnung eines Be— 
amfen, Pretigers, Lehrers oder Sachmalterd. „Man 
gebe getroft die Wahl im Kreiſe der Intelligenz frei”, 
fagt ein geadhteter, gewiß nicht der Partei der Bewe⸗ 
gung huldigender Staatsrechtslehrer (Pölitz), „und 
ſchwerlich dürfte die Mehrheit der Stimmen auf einen 
Heinen Amtsſultan, auf einen eigennützigen Advoka⸗ 
ten, auf einen nachläſſigen Prediger oder einen pedan⸗ 
üfhen Schulmann fallen. Deshalb werte aud fein 
im eigentlihen Staatsdienfte (verfchieden von Dem 
bloßen Hofdienſte) angeftellter Beamter von der 
Wählbarkeit ausgefchloffen. Wer als Staatsbeam- 
ter mit Kenntnig, Selbftthätigfeit, Kraft und Gewif- 
fenbaftigkeit feinen Dienftfreis ansfüllt und im Beitte 
einer aufgeflärten, ihrem Volke befreundeten Regie⸗ 
ung wirkt, wird diefelbe Kraft und Gewiſſenhaftig⸗ 
keit auch bei der Wahrnehmung der allgemeinen In⸗ 
tereſſen des ganzen Baterlandes bewähren, und durch 
feine vieljährige Gefchäftsfenntnig und Erfahrung 
. den Bang der Verhandlungen zu fördern und zu lei» 
‘ten: willen.” — Wenn wir daher in neueften Zeiten 
. in einigen Staaten, wo Beamte wahlfähig find, durch 
Urlaubsvermeigerung oder durch andere Mittel und 
Wege ihre Wahl haben hindern fehen, fo verfennt Die 
: Regierung entweder ihr eigenes Intereſſe, oder es ift 
fo weit mit ihr gefommen, daß fie den Prüferblid des 
erfahrenen und fenntnißreichen Mannes ſcheuen muß, 
- wand nicht die Abficht hat, des Landes Beſte aufrichtig 
mit den Abgeorpneten zu berathen, fondern nur ein 
leeres Baufelfpiel mit blinden Werkzeugen vor den 
Augen des Volkes aufzuführen. In Bezug auf die 
. Bnzaplı:des Jahre, auf welche eine Wahl Gültiekeit 
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Yat, ſcheint 6 Johre eine paſſende Zeit zu fein, dod 
fo, daß alle 2 Jahre ein Drittheil der Abgeordneten 
ausfcheidet und neu gewählt wird. Die Ausgeſchie⸗ 
denen müflen wieder gewählt werben können. Auf 
dDiefe Weiſe ift immer ein Stamm geſchäftserfahrene 
Männer vorhanden, obne daß dadurch dem Volke vie 
Gelegenheit entzogen wird, ihre Wahl zu verbefien, 
wenn der früher Gewählte dem geſchenkten Bertraun 
nicht entfprach, oder ihn wiederzumählen, wenn er ſei⸗ 
nen Poften würdig ausfülte. Durch gänzliche Au’, 
löfung der Berfammlung Tann die Regierung aus 
eine neue Wahl veranlaflen, Doch follte fie von die 
ſem Rechte nur im Außerfien Nothfalle Gebraud mo: 
hen. Iſt eine verderbliche Leidenfchaftlichkeit in den 
Verſammlungen eingerifien, fo wird eine Furze Der 
tagung zur Beſchwichtigung verfelben hinreichen. He⸗ 
ben fih aber nad einer halbjährigen oder längeren 
Pauſe die Anfichten nicht geändert, fo haben fie einen 
tieferen Grund und dürfen nit von der Hand gr 
wieſen werden. Nur Abhülfe ver Beſchwerden un 
Hinwegräumung der Hinderniffe ift dann rechtmäf- 
ges und erfolgfiheres Mittel zur Beſchwörung dei 
Sturmes. Die Wahl der Abgeordneten muß von 
—. allen äußeren Sinwirfungen frei bleiben und ein rei⸗ 
nes Ergebniß des Volkswillens fein, wenn die Ber 
treter DBertrauen genießen follen. Namentlich tari 
fi die Regierung keine Einwirkung auf Die Wahlen 
geftatten und blinde Anhänger derfelben vorzuſchieben 
ſuchen. Sie verfehlt fon den Zweck der Stänte 
verfammlungen, in welchen fie nicht die Stimme det 
Volkes, fondern die ihrer Sreaturen hören wird. Die 
Leitung der Wahl durch Commiſſarien der Megierung 
kann nur den Zwed haben, den gefegmäßigen Bor- 
gang der Wahlen und die Beobachtung der gehörigen 
Form zu fidern. 
Die Frage, mie oft die Landesabgeordneien zu ge⸗ 
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meinſchaftlichen Verſammlungen zuſammentreten ſol⸗ 
len, muß nach Verſchiedenheit der Größe der Länder 
verſchieden beantwortet werden. In großen Reichen 
von 12 Millionen Menſchen und darüber wird, ſchon 
wegen der Veränderungen im Budget, eine jähr- 
liche Zufammenberufung nothwendig fein. In Staa- 
ten von 12 big zu 5 Millionen Einwohnern dürfte 
eine alle zwei Fahre zu veranftaltende Berfammlung 
der Landesabgeordneten genügen, und in Staaten des 
ten und Aten Ranges alle drei Jahre vie Zufam- 
menberufung nöthig werden. Sehr zweckmäßig und 
oft nothwendig ift das Beſtehen von Ausfhüffen, 
welche auch nach Beendigung der allgemeinen Ber- 
fammlung noch beifammen bleiben und theils mit für 
die Vollziehung der gefaßten Befchlüffe forgen, theils 
die Bermendung der bewilligten Gelder beauffichtigen, 
theils die Geſchäfte zu der nächften Verſammlung in 
Verbindung mit ver Regierung vorbereiten, wodurd 
die Berfammlungen ſelbſt um Vieles abgekürzt wer⸗ 
den. Iſt tüchtig und erſchöpfend vorgearbeitet, Die 
Geſchäftsordnung zweckmäßig, und finden tägliche 
Verſammlungen flatt, fo werden ſich bei dem gemöhn- 
lichen Laufe der Dinge in 4 bis 8 Wochen die Ge- 
fhäfte beendigen laſſen. 

Von großer Wichtigkeit iſt 4) noch die Verſchie⸗ 
denheit der Verfaſſungen, welche durch die Abtheilun- 
gen (Kammern genannt) hervorgebradt wird, in wel⸗ 
hen fi) die Abgeordneten verfammeln. Es fann 
Dies entweder in einer, oder in awei Kammern ge- 
ſchehen. Alle Abgeordneten haben diefelben Pflichten 
in Bezug auf die Sorge für das Wohl des Staates, 
ſo wie fie vernünftiger Weife auch nur Diefelben Rechte 
als Abgeordnete haben fönnen. Auch follen fie nicht 
Sonderintereflen, fondern den gemeinfamen Vortheil 
des Landes gemeinschaftlich zu fördern ſuchen. Es 
Scheint deshalb in der Natur der Sache zu liegen, daß 
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mer iſt und dadurch in entſchiedene Oppoſition mit 
der Volkskammer tritt, oder ſich von der Regierung 
zur Vernichtung der Wirkſamkeit der zweiten Kammer 
gebrauchen läßt, dürfte das Nachtheilige derſelben 
zum größten Theil wegfallen. Die Annäherung der 
Geſinnungen der erſten und zweiten Kammer kann 
am beſten dadurch bewirkt werden, daß von den für 
das ganze Yand gewählten Vertretern der drei Haupt⸗ 
interefjen eine angemefjene Anzahl in die erſte Kam⸗ 
mer übergeht, und dieſelbe Dann nur noch vielleicht 
mit den volljährigen ‘Prinzen des regierenden Haufes 
und einigen erblichen und lebenslänglichen Mitglie⸗ 
dern vermehrt wird. Die Zahl derfelben darf aber 
nicht zu groß fein. Es ift vielmehr ald Staatspraris 
angenommen, daß bie erfte Kammer im Oanzen nur 
balb fo ſtark fein dürfe, ale die zweite. Da auf dieſe 
Weiſe beide Kammern zum größten Theil nad) dem- 
felben Prinzip gebildet find, fo können in denfelben 
nicht ſowohl widerſtreitende Intereſſen, ale verſchie— 
dene Anſichten offenbaren. Wird nun vollends noch 
die ſehr empfehlenswerthe Beſtimmung einiger deut— 
ſchen Verfaſſungen, daß, wenn bei einzelnen wichti— 
gen Gegenſtänden die Anfichten beider Kammern zu 
weit auseinanderliegen, als Daß eine baldige Ausglei- 
hung erwartet werden fünnte, ein Jufammentritt von 
Mitgliedern aus beiten Kammern erfolgt und bie 
Sache nad Mehrheit der Stimmen in diefer Depu- 
tation entſchieden wird, angenommen, fo möchten die 
Nachtheile des Zweikammerſyſtems dadurch ziemlid) 
beſeitigt werden. 

So groß die Verſchiedenheit der äußeren Formen 
ift, welche, wie wir fo eben gefehen, bei der Begrüns 
dung von Conftitutionen zur Anwendung fommen 
fönnen, eben fo verfchieden find aud) die Bedingun— 
gen oder der materielle Stoff für die verfaflunge. 

mäßige Seftaltung des inneren Staatelebend. Wir 
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wollen in Folgendem einen Blick auf den Inhalt oder 
die wichtigften Gegenftände werfen, worüber fid eine 
tüchtige Verfaffungs-Urkunde auszuſprechen hat. 

1) Im genauen Zufammenhange mit einer den 
ganzen Staat umfchließenden Verfaſſung ſteht eine 
grundgefeglihe Drganifation der Landgemeinden und 
der Städte. Nach der Anficht Vieler kann eine neu: 
zeitgemäße Geftaltung des inneren Staatslebens nu: 
von unten anheben und muß der Verfaffungsurfund: 
eine Gemeinde», Städte- und Kreisordnung 
vorausgehen. Bon diefem Grundſatze iſt aber ti 
Erfahrung oft abgewichen, und wir ſehen die niede 
ven Ordnungen gleichzeitig oder fpäter ausgebilden, 
als die höheren. Namentlich hat Frankreich den um 
gefehrten Orundfag befolgt und feine Inſtitutionen 
von oben herab gefchaffen, wogegen Preußen von 
unten herauf begonnen hat. Dem letzteren Statt 
fehlte dag fhirmende Dad gegen die Stürme fpäterr 
Zeiten, dem erfleren die’ breite Bafis tüchhtiger Gr 
meinde- und Municipal» Berfaffungen. 

2) Muß in einem Staatsgrundgefege das Ye 
hältniß des Negenten zu den Ständen oder Abgror- 
neten und umgelehrt das Verhältniß diefer zum fe 
genten genau beſtimmt fein. Beftimmtheit in def 
ftellung der gegenfeitigen Rechte und Pflichten tet 
Regenten und der Vertreter des Volkes ift eine Hauph 
bedingung der Sicherheit und des Gedeiheng eine 
unter dem Schuge der Berfaflung blühenden Stastrl. 
Nur eine ſolche Beſtimmtheit fann gegen Willkür ver 
oben und gefeglofe DOppofition von unten fhüpn. 
Denn jene fann nur da einireten, wo Undentlidtet 
vorliegt, oder die den Abgeordneten bewilligten Redt 
an und für ſich weſenlos find, und diefe wird fid nur 
da zeigen, mo man den Vertretern eines politiſch mün 
dig gewordenen Volles gewiſſe weſentliche Reit: 
in der Verfaffung abfpricht, oder die ihnen veriı' 
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fungemäßig zugetheilten Rechte in der Wirklichkeit 
bald verfümmert, bald ganz vorenthält. 

3) Zu den in der Berfaffung auszufprechenden 
Rechten der Abgeordneten gehört der Antheil verfel- 
ben an der Geſetzgebung, an der Befleuerung, an den 
einzelnen Zheilen der Verwaltung und an den aud- 
wärtigen Angelegenheiten, Es war der Grundcha⸗ 
rafter aller ſtändiſchen Verſammlungen in den Neis 
Gen und Staaten, weldye von germanifchen Völker» 
ſchaften begründet wurden, daß die Einwilligung der 
Stände zu den von den Regenten verlangten Steuern 
und Abgaben erfordert ward. So in Frankreich, mie 
in Spanien; fo in England, wie in dem ffandinapi- 


ſchen Norden; fo in allen deutfchen Staaten, wo be» 


reits im Mittelalter ſtändiſche Formen in's Leben tra» 
ten. Diefes nie beftrittene Mecht ging auch überall in 


die neueren Verfaffungsurfunden über, und zwar in 


- der Art, Daß, wo zwei Kammern beflanden, jededmal 


die Borlegung des Budgets zuerſt in der zweiten 
Kammer gefhbah. In unzertrennlicher Verbindung 
damit flieht das Recht zur Mitwirkung bei der Ber» 


tdeilung der bewilligten Steuern und zur Controle 
- der Verwendung der erhobenen Steuern für Die 


im Budget angegebenen Zwecke. In Betreff der 


En; 


answärtigen Angelegenheiten ift das Verhältniß, wel⸗ 
ches in einigen großen Reichen ( Großbritannien und 
Franlreich) befleht, auf die zum deutfchen Bunde ge- 


Hörigen Staaten nicht anwendbar, weil nach den Deut. 


ſchen Bundesgefegen nur der ganze deutfche Staaten- 
bund das Recht des Krieges und des Friedens übt, 
und die in ſolchem Falle nöthige Truppenzahl bereits 
bundesgeſetzlich normirt if. Dagegen follte dev Rath, 


1.906 Gutachten und die Sinwilligung der Stände bei 


allen denjenigen Verträgen mit vem Auslande erfor- 
verlih fein, mweldhe Gewerbs⸗ und Handelsgegen— 
ſtände, Aus- und Einfuhr, Anfchließung an Mauit« 


‚ah ‚Bofercche. 


und Zollfgfieme u. ſ. w. betreffen. Von der größ- 
ten Wichtigkeit iſt aber der Antheil, welcher den Ab⸗ 
geordneten durch die, Verfaſſung an der gelegge- 
benden Oewalt eingeräumt wird; „Es ſeuchtet,“ 
‚fagt ein Veteran der Staatswiſſenſchaften (Poölitz), 
anach richtigen Grundſätzen des Staatsrechts und der 
Staatskunſt von ſelbſt ein, daß dieſer Antheil nicht 
auf ein ſogenanntes Petitionsrecht beſchränkt wer⸗ 
ven kann, weil dieſes Recht ſelbſt dem Bettler auf der | 
Sandfiraße nicht abgeſprochen, und ſogar in Stambul 
und Teheran nicht verweigert wird. Denn wie ſchon 

in dem Begriffe eines Petitionsrechts eine contra- 
diotio in adjecto liegt, fo hat au in der Wirklid- 
keit noch fein Autofrat, felbft nicht ein Dey der Bar- 
baregfen, feinen Untertbanen die Mittheilung von 
Bitten verweigert, ob es gleich von feiner Willfür ab- 
bängt, ob er überhaupt und bis mie weit er berüdfid- 
. tigen will.” — Es kann ſich ſonach überhaupt nidt 
.. um ein Recht, zu bitten, fondern um das Mecht, einen 
Antrag zu flellen, handeln. Hierbei muß man aber 

. drei verſchiedene Nüancen unterfcheiden, unter wel⸗ 
den diefes Recht vorfommen kann. Das Recht der 
. Beantragung von Gefegen (die Initiative) kann ent 
„ weder ausfchlieglich der Regierung zufteben, oder aus⸗ 
ſchließlich den Abgeorpneten, oder beiden zugleich. 
Im erſten Falle fteht es ganz im Belieben der Regie 
rung, ob und melde Geſetze fie vorfchlagen und un, 
‚ter welchen Hormen der Abfafjung fie Die Entwürfe 
derſelben an Die Kammern gelangen faffen will. Im 
‚zweiten Falle ift die Regierung bloß auf die Vollzie⸗ 
bung der von ten Kammern beſchloſſenen Geſetze be⸗ 
ſchränkt, doch fteht ihr häufig noch eim zweimaliges 
Veto zu, wodurd fie die Geſetzeskraft aufhalten kann. 
In den deutfhen Bundesftagten mar dieſe Feſtſtellung 
der geſetzgebenden Gewalt unanwendhar, da die Wie⸗ 
ner Schlußafte (Aut, 57) feſtſetzt, daß die gefausmte 
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Studtsgewalt (d. h. die geſetzgebende und vollzie⸗ 
hende) in dem Oberhaupte des Staates vereinigt 
‚Weiden ſoll und der Souverain durch eine landſtän⸗ 
diſche Verfaſſung nur in der Ausübung beflimmter 
Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden wer- 
ven kann.“ Mad der dritten Anficht ſteht beiden zu- 
gleich, der Regierung und den Abgeordneten, die Ini⸗ 
Hative zu. Das Leptere if in Frankreich und Eng- 
land der Kall, wogegen die Befimmungen der deut- 
(den Eonftitutionen über diefen Punkt nicht glei) Mar 
und erfreulich Klingen. In den meiften ift das Recht, 
Sefegesentwürfe vorzulegen, ausſchließlich tem 
Negenten beigelegt, jedoch den Ständen nidıt bloß 
ein „Petitionsrecht,“ fondern aud das Recht des 
Vorſchlags und des Antrags zu neuen oder ab» 
zuändernden Geſetzen zugeflanden, fo wie auch ohne 
ihre Einwilligung feine neuen Geſetze gegeben 
ant feine beſtehenden abgeändert und abgefchafft wer⸗ 
ven follen. 

4) Zu den weſenilichſten Erfordernifien einer gu- 
ten Berfaflung gehört auch, daß den Abgeordneten 
das Recht der Befhwerdeführung wegen Ber- 
letzung der Verfaffung, oder wegen Mängel und 
Mipbräuchen in der Verwaltung zufteht. Alle Beam- 
ten eines conftitutionellen Staates, von ten höchſten 
bis zu den niedrigften, müffen für die Art und Weife 
Ihrer Amtsführung verantwortlich fein. Weniger 
ſchwierig als die Entfcheidung der Fälle, wo die Ver- 
faſſung felbft von den höchſten Beamten des Staates 
verlegt oder bedroht worden iſt, erſcheint die Aus- 
Übung des Rechts der Beſchwerdeführung der Kam- 
mern: Über die Mängel und Gebrechen der einzel- 
nen Zweige der Verwaltung: der Gerechttgkeits 
pflege, der Volizei-, Zinanz- oder Militairvermaltung. 
Doc follten auch hier die Halle, in welchen Beſchwerde 
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geführt werben kann, genau angegeben, und die Brön- 
zen dieſes Rechts beftimmt gezogen fein. 

5) Die legte Bedingung, welche in jeder Vexfaſ⸗ 
fung mit Beftimmtheit ausgeſprochen werden muß, 
betrifft die DeffentlichFeit oder Nichtöffeutlich— 
Feit der fländifchen Verhandlungen. Der geringfe 
Brad ter Deffentlichkeit befteht. darin, baß bei dem 
Schluſſe der landſtändiſchen Verhandlungen bloß das 
allgemeine Ergebniß der gefaßten Beſchlüſſe durch 
den Druck befannt gemacht wird. Dies Verfahren, 
welches bloß die Wirkung ohne die Urfache zeigt, ent» 
fpricht feinem Zwecke auf Feinerlei Weife. - Man ifl 
daher. auch in neueren Zeiten längſt Dauon zurüdge- 
fommen, obfchon auch noch nicht überall Deffentlicd- 
feit der Sigungen eingeführt if. Man hat hier mei- 
ftens einen Mittelweg eingefchlagen und die Sigun- 
gen der zweiten Sammer für öffentlich erklärt, die der 
erflen aber nit. Allein dadurch wird der für das 
Vertrauen des Volkes nachtheilig wirkende Glaube 
erwedt, Daß die erfie Kammer dem Wohle des Vol⸗ 
kes entgegengefege Intereſſen verfolge, ein: weniger 
gutes Bewiflen habe und deßhalb die Publicität ſcheuen 
müſſe. — „Die Oeffentlihfeit ver Situng beider 
Kammern ‚” fagt bier wieder ein Staatsmann (Poͤ⸗ 
lig), der gewiß in feinen Forderungen die Grenzen 
nicht überfchreitet, „und der vollfländige Drud der 
Verhandlungen und Beſchlüſſe beider, um dem gan 
zen Volke eine vollbürtige Rechenſchaft über den Cha⸗ 
vafter und Geiſt abzulegen, in weldhem feine Abge⸗ 
ordneten Die Rechte und Intereſſen deſſelben vertre⸗ 

‚ten, verwahren und zur Entſcheidung bringen, wird 
daher auf den Geift des Volkes ſelbſt nicht bloß be- 
ruhigend, fondern auch bildend zurückwirken, und 
das innigfte Band des gegenfeitigen Vertrauens zwi- 
ſchen dem Bolfe und ven beiven Kammern vermitteln. 
Denn beruhigt wird das Volk, fobald es die in den 
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Verhandlungen enthaltene thatſächliche Ueberzeugung 
gewinnt, daß die ihm aufgelegten Laſten für die ge⸗ 
genwärtigen Zwecke und Bedürfniſſe des Staates un⸗ 
entbehrlich waren, und daß fie nur nach ſtrengſter 
Prüfung und Berathung bewilligt wurden. Es wird 
aber auch dadurch das Wolf dadurch politiſch fort- 
gebildet. Mag immerhin die erfie Ankündigung 
ver Theilnahme des Volkes an Gegenftänden des öf⸗ 
Fentlichen Lebens — nach langer Geheimhaltung der» 
felben — etwas unbehälflih und felbft einfeitig fein, 
fo verlieren fi dieſe Mängel doch ſchon nah weni⸗ 
gen Jahren, und reiferes Urtheil, hellerer Blick und 
Ginverfländniß zwifchen der Regierung und den Stän⸗ 
den wird nach furzer Zeit das wohlthätige Ergebniß 
der Deffentlichkeit der Verhandlungen beider Kam⸗ 
mern fein.” 

Werfen wir nun einen Blid auf die Art und Weife, 
wie ſich die bis jegt entwidelte Theorie in der Erfah» 
tung ausgebildet hat. Die Völker des Alterthumes 
wußten nichts von Eonftitutionen. Der, welder an 
ber Spitze des Staates fland, übte die oberite Gewalt 
allein und ungetheilt aus, und befragte höchſtens ihm 
nahe flebende Freunde und Diener dabei um Rath. 
Die Mehrheit des Volkes beftand aus Sklaven, ein 
Ausdruck, der dem conflitutionellen Wörterbuche uns 
befannt ift. Bald aber machten ſich diefe unumſchränk⸗ 

ten Monarchien verhaßt, und es wurde der Name 
König für gleihbedeutend mit Despot und Tyrann 
gehalten. An die Stelle der Einzelherrichaften traten 
Vielherrſchaften, welche eben fo wenig Rechtsſicher⸗ 
beit verbürgten. Sie waren entweder Demofratien 
oder Ariſtokratien, oder ein Gemiſch von beiden. In 
Erfteren war jeder einzelne Bürger der Willkür einer 
Volfsverfammlung oder der fie leitenden Demagogen 
Preis gegeben; in der zweiten Art der Vielherrſchaft 
landen flatt der Beften nur zu oft die Ehrgeizigſten 
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den die Stände mehr oder weniger beſchränkt. Nur 
England machte eine Ausnahme. Die Eingriffe, 
welche fich einige Könige, namentlih Johann ohne 
Land, in den Freiheitsbrief erlaubten, welchen ſchon 
Heinrid 1. im Jahre 1101 gegeben hatte, führten 
einen allgemeinen Aufftand herbei, durch welchen er 
genöthigt wurde, Die magna charta zu unterzeichnen 
(15. Juni 1215), welde, in Berbindung mit den 
ſpäteren Zufägen, die Grundlage der britifchen Volks—⸗ 
feeiheit ward. Sie garantirte freien Handel, reis 
beit der Perfon und des Cigentbume. Niemand 
durfte mehr gefangen gefeßt oder jeines VBermögeng 
‚oder Lebens beraubt werden, als auf einen Ausſpruch 
feines Bleichen (Geſchwornengericht). In den Jab⸗ 
ven 1225 und 1297 ward dieſes Grundgeſetz von 
Heinrich III. und Eduard I. beftätigt und erwei- 
tert, und erhielt den wichtigen Zuſatz: daß ohne Die 
Einwilligung der Abgeordneten der Städte feine 
Steuern erhoben werden durften. Seit 1343 befteht 
thatſächlich die Theilung des englifchen Parlamente 
‚In das Ober- und Unterhaus, ohne daß es dafür ein 
befonderes Reichſsgrundgeſetz giebt. Später nöthigte 
das Parlament den Regenten aus dem Haufe Stuart, 
weiche nach abjoluter Negentenmadt und Herftellung 
des Katholicismus jrebten, 1629 die petition of 
rights, 1673 die Zeftacte und 1679 die Habrag- 
Gorpus-Mcte ab; ihr folgte die bill of rights, vom 
22, Januar 1689, der act of settlement vom 
123. Juni 1701, die Unionsacte von Scottland’vom 
16. März 1707, die von Irland vom 30. Juni 1800, 
- Me Emancipationdacte der Statholifen von 1929 und 
die Reformbill von 1832, wodurd die Nepräfenta- 
tion wefentlich verbeflert und der Grund zu höchſt nö- 
thigen fernerweiten Reformen gelegt worden iſt. So 
beruht die Verfaſſung Großbritanniens, melde, trog 
ihrer mannigfachen Unvolllommenpeiten und veralte- 
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‚ten Formen, faſt allen neueren: Sonflihilionen zum 
Mufter diente, eigentlid) auf keinem, Das ganze innere 
Staatsleben umfchließenden Grundgefege, fondern 


bat fich vielmehr, geſtützt auf einzelne Reichsgeſetze, 


bauptfächlih durch die Praxis ausgebildet. Bon 
England wurde das conſtitutionelle Prinzip nah 
: Rordamerifa verpflanzt, nachdem ſich die britifchen 
: Colonien von der Herrfchaft des Mutterlandes lot 
- gefagt hatten. Nach der Anerkennung der Unabhän 
gigfeit der 13 vereinigten Provinzen ( 1783) bedurfte 
der Staatenbund, zu weldem fie fi vereinigt hatten, 
einer gemeinfamen Verfaffung. Cine folche erfhin 


am 17. September 1787, als die erſte ſchriftliche 


Perfaffungsurfunde im modernen Sinne des 


Worts. Durch fie wurde Die Leitung des. ganjın 


Staotenbundes einer Unionsregierung im zwei 
Kammern, ‚mit einem auf 4 Jahre gewählten Präf 
denten an der Spitze der vollziehenden Gewalt, über⸗ 
tragen. Der britifhen Berfaflung war darin viel 
nachgebildet, befonders in Beziehung auf Die Theis 
lung der gefeßgebenden, vollziehenden und richter⸗ 
lichen Gewalt, allein Mehreres geftaltete ſich nach den 
Eigenthümlichkeiten des Landes und nad den Grund⸗ 
fügen des Vernunftsrechts und der Zweckmäßigkei, 
welchen bier nicht, wie in den europäilchen Staaten, 


das hiſtoriſche Recht hemmend entgegen trat. Außer 


dem bat jeder Staat des Bundes nor ſeine bejor- 
dere Verfaſſung und feine eigene gefeßgebende, vol 


ziebende und vichterliche Gewalt, welde zufamme 


indeß nur fo viel Macht in fi vereinigen, als erfor 


dert wird, die Ordnung, Sicherheit, Ruhe und Wohl 


fahrt des einzelnen Staates zu erhalten und zu be 
* fördern, ohne dadurch Die Rechte des gefammten Bun⸗ 
des zu beeinträchtigen. Hauptſächlich durch franz. 
ſiſche Offiziere, insbefondere durch Rafayerte, welche 


“ für die nordamerikaniſche Freiheit gekämpft hatten, | 
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wurden bie conflitutionellen Ideen, die Ideen der 
Freiheit und Gleichheit, der Volksſonverainetät ıc. 
nah Frankreich getragen. Sie fanden bei der Un⸗ 


-zufriedenheit des franzöfiichen Volkes über die Bes 


drüdungen der Regierung und der mädtigen Arifto- 
kratie lebhaften Anklang, und waren fein geringes 
Motiv zu der franzöfifben Revolution. Nach dem 
Umfturze der Feudalrechte am A. Auguft 1789 wurde 
von der Nationalverfammlung die erfte Verfafiung 
Frankreichs bearbeitet und dem Könige am 3. Sep» 
tember 1791 zur Betätigung vorgelegt, auch wenige 
Zage darauf von ihm feierlich beſchworen. Hatte 
man glei früher in Sranfreih, Montesquieu's 
Anfichten folgend, der britifchen Verfaſſung ausſchließ⸗ 
li gehuldigt, fo trat Doch jegt mandye neue, Diefer 
fremde dee hinzu, namentlich die der Volksſouve⸗ 
rainität, welche — hauptſächlich durch Rouſſeau be» 
ſtimmter ausgeprägt — an die Spitze der neuen Ber» 
fafiung geftellt wurde. Auch wurde Die Nepräfenta- 
tion nicht in zwei Kammern getheilt und der König 
von der Ynitiative der Geſetze ausgeſchloſſen. Allein 
nachdem Franfreich für eine Republik erklärt und Des 
Könige Haupt gefallen war, wurde am 14. Juni 1793 
eine neue, die zweite Berfaffung angenommen, welche 
wir hier nod) erwähnen, weil ihre Cinleitung aus der 
der fo verrufenen „Erklärung der Rechte des Men. 
ſchen und des Bürgers” befteht, welche folgenderma» 
Gen lautet: 

„Meberzeugt, daß die Vergeſſenheit und Verachtung 
der natürliben Rechte des Menſchen die einzigen Ur⸗ 
ſachen des Unglüds der Welt find, hat das franzöfifche 
Volk beſchloſſen, in einer feierlichen Erklärung Diele. 
heiligen und unveräußerlihen Rechte darzulegen, das 
mit alle Staatsbürger jederzeit Die Verfügungen der 
Regierung mit dem Endzweck jeder gemeinſchaftlichen 
Ginrihtang vergleichen können, und fih niemals durch 
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bie freie Ausübung gottesbienſtlicher Gebräuche kön⸗ 
nicht unterſagt werden. 

Die Nothwendigkeit, dieſe Rechte ausdrücklich an- 
zugeben, ſetzt entweder einen gegenwärtigen oder kurz 
vorher ergangenen Despotismus voraus. 

8) Die Sicherheit beftebt in dem Schuge, welchen 
die Geſellſchaft jedem ihrer Mitglieder zur Erhaltung 
feiner Perfon angedeihen läßt, feiner Rechte und ſei— 
nes Eigenthums. 

9) Das Geſetz fol die öffentliche und perfönliche 
Freiheit gegen die Unterdrüdung der Regierenden be» 
ſchützen 

10) Keiner darf angeklagt, verhaftet, oder im Ge⸗ 
fängniß gehalten werden, außer in den durch das Ge⸗ 
ſetz beſtimmten Fällen, und nach den darin vorge⸗ 
ſchriebenen Formen. jeder kraft des Oeſetzes vor⸗ 
geladene oder in Haft genommene Bürger muß fo« 
gleih Gehorſam leiften. Durch Widerſtreben macht 
er ſich ſtrafbar. 

11) Jede, außer den durch das Geſetz beſtimmten 
Fällen, und ohne die darin feſtgeſetzten Formen 
vollzogene Verfügung iſt eigenmächtig und tyran⸗ 
niſch; Feder, gegen den man fie gewaltſam vollzie⸗ 
ben will, ift berechtigt, fie mit Gewalt zurüdzu- 
treiben. 

12) Diejenigen, welde eigenmädtige Berfügun- 
gen verlangen, ausfertigen, unterzeichnen, vollziehen 
oder vollziehen lafien, werden ale Schuldige betrach⸗ 
tet und müſſen beſtraft werden. 

13) Da jeder Menſch für unſchuldig gehalten wird, 
bis er für ſchuldig erklärt worden iſt, ſo muß, wenn 
man es unvermeidlich nothwendig findet, ihn zu ver⸗ 
haften, dennoch jede Strenge, welche nicht nothwen⸗ 
dig iſt, um ſich ſeiner Perſon zu verſichern, durch das 
Geſetz ſtreng unterſagt ſein. 

14) Niemand darf verurtheilt oder geſtraft wer⸗ 
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Verwendung zu wachen und ſich vavon Rechenſchaft 
ablegen zu laſſen. 

.21) Deffentliche Unterſtützungen find eine heilige 
Schuld. Die Sefellfhaft muß unglüdliden Bür- 
gern Unterhalt geben, e8 fei nun, indem fie ihnen Ar- 
beit verfchafft, oder indem fie denjenigen, die nicht im 
. Gtande find zu arbeiten, die Mittel ihrer Erhaltung 
darreicht. 

22) Der Unterricht iſt ein gemeinſchaftliches Be⸗ 
dürfniß. Die Geſellſchaft muß die Fortſchritte der 
. Öffentlichen Aufklärung aus allen Kräften befördern 

und allen Bürgern den Unterricht möglich machen. 
23) Die gefellfhaftlide Gewährleiſtung befteht in 

der Thätigfeit Aller, um einem Jeden den Genuß 
und die Erhaltung feiner Rechte zu ſichern; die Be- 
währleiftung felbft beruht auf der Souverainetät der 
Ration. ’ 

24) Sie fann nicht flattfinden, wenn die Örenzen 
der öffentlichen Aemter nicht deutlich durch das Geſetz 
beflimmt find, und wenn die Berantwortlichkeit der 
Beamten nicht geſichert iſt. 

25) Die Souverainetät gehört vem Volle. Gie 
it einig und untheilbar, unverjährbar und unver: 
äußerlich. 

26) Kein Theil des Volkes fann die Macht des 
- ganzen Volkes ausüben; aber jede Seltion des Sou⸗ 
verains muß, wenn fie verfammelt iſt, das Recht ge- 
nießen, ihren Willen mit vollflommener freiheit aus⸗ 
zudrücken. 

27) Jeder Einzelne, der die Souverainetät anma⸗ 
". Gend ausübt, muß von freien Menſchen auf der Stelle 

zum Tode verdammt werden. 

28) Ein Bolf hat immer das Recht, feine Berfal- 
: fung zw revidiren, zu verbeflern und zu verändern. 
: Eine Generation fann die folgenden Generationen 
nicht ihren Belegen unterwerfen. 
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1) Das Recht, ale rechtsfähiges Weſen, als Per⸗ 
ſon und Selbſtzweck oder Rechtsſubjekt anerkannt zu 
. werden, woraus auch das Recht auf Ehre abgeleitet 
wird; 

2) dad Recht auf Leib und Leben, auf die Erhal- 
tung feines Dafeins und die Unverleglicdfeit der ein- 
zelnen Glieder und Organe feines Körpers; 

3) das Recht auf ungehinderten Gebrauch der geis 
fligen und Förperlihen Kräfte — Recht der natürlichen 
Freiheit, weldye wieder die folgenden Rechte in ſich 
ſchließt: 

Die Denkfreiheit oder die Befugniß, ſeine Ge⸗ 
danken zu äußern und Anderen mitzutheilen; 
die Gewiſſensfreiheit und die Glaubensfreiheit, 
oder die Befugniß, feinen moraliſchen und religiö⸗ 
ſen Ueberzeugungen gemäß zu handeln; 
das Recht der Zueignung von Sachen und das 

Recht der Verträge, oder die Befugniß, feinen Wil⸗ 

len mit einem fremden Willen auszutaufchen, zu 

vereinigen. 

- Diefe dem Menfchen angeborenen Rechte werden 
ale unveräußerliche ven erworbenen oder veräußer- 
lichen Rechten entgegenfeßt. 

Was nun die Unveräußerlichkeit der angeborenen 
Rechte anbelangt, fo begnügt ſich ein Theil der Nas 
turrechtslehrer, ſolche ſchlechthin für unveräußerlich 
“und unverlierbar zu erklären, Andere Dagegen fügen 
bei, daß fie zwar nicht veräußert oder ganz aufgege- 
ben, mohl aber beſchränkt werden fönnen. Und Diefe 
Anficht findet wohl auch ihre Belräftigung in dem 
natürlichen Rechtsgefühl, wie es im Laufe der Jahr⸗ 
hunderte, befonders unter dem Einfluß der chriftlichen 
Ideen, fib entwidelt hat, ja man wird jogar behaups 
ten dürfen, daß diefer Uebereinftimmung mit dem ent» 
wickelten Rechtsgefühl ver hriftlichen Völker die Lehre 
von den unveräußerlichen Rechten ihre heutige Sel« 
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ein Anderer will (was ja täglich bei jedem Vertrage 
vorkommt), eben fo gut ift es an ſich auch möglich, 
Alles thun und leiden zu wollen, was ein Anderer 
mil. Der Wille, feinen andern Willen au haben, 
als den Willen feines Herrn, ift auch ein Wille; vie 
Rechtsfähigkeit aber verliert ſelbſt ein Sklave nid, 
denn auch der Sklave fann ja mit feinem Herrn we; 
nigſtens einen rechtsgültigen Freilaſſungsvertrag ab» 
ſchließen, auch Der Sklave Darf ſich ſeines Lebens ge- 
gen Dritte wehren u. ſ. w. 

Mit dem Beweiſe, daß die Rechtsfähigkeit etwas 
für den lebendigen, vernunftbegabten Menſchen Un— 
verlierbares und Unveräußerliches ſei, iſt alſo für die 
wirkliche Unveräußerlichkeit der angebornen Rechte als 
eine Forderung der ſittlichen Vernunft, die eines wei— 
teren Beweiſes nicht bedürfe, gelten laſſen, fo kann 
doch wiederum das unveräußerliche Recht kein unbe— 

ſchränkbares und unbeſchränktes ſein. 
| Beichränfung eines Rechts unterſcheidet fi) nam» 
ih von der Veräußerung dadurch, daß leßtere Das 
Wefen, die Subflanz, erftere bloß die Ausübung des 
Rechts betrifft. Veräußerung ift hiernad jede un— 
widerrüfliche Verzichtleiftung auf das Ganze oder 
einen Theil des Rechtes ſelbſt, nicht aber eine bloß 
temporäre, wenn aud gänzliche NMerzichtleiftung auf 
den Gebrauch, oder eine — fei es auch unmiderruf: 
liche — Berpflihtung zur Vornahme oder Unterlaf- 
fung einzelner unter dem Recht begriffener, Fraft des 
Rechts möglicher concreter Handlungen, fo lange dieſe 
einzelnen beftimmten Handlungen oder Aeußerungen 
nicht das ganze Recht erfchöpfen, fo lange durch eine 
ſolche Berpflibtung nicht jeder unabhängige Selbfl- 
gebrauch des Rechts unmöglid wird. Die Beſchrän⸗ 

fung eines Rechts, im Begenfag zu deflen Veräuße- 
rung kann daher auf zweierlei Art gefchehen: entwe⸗ 
der durch unwiderrufliche Berzichtleifttung auf den Sr» 


3 Bolkörihle, 


tung verdankt, und daß vorzüglidh hierdurch der dem 
heidniſchen Alterthum faft unbefannte Begriff des un 
veräußerlichen Rechte der wichtigfte im ganzen Rechts⸗ 
ſyſtem geworden if. Denn fo richtig Die neuere 
Rechtswiſſenſchaft von dem unabmweislichen Gefühl 
der Unverlierbarfeit gewiſſer Nechte ausgegangen it, 
und an die Spige ihrer Rechtsgebäude den Begrif 
des unveräußerlichen Rechts geftellt hat, fo mangel- 
daft. ift häufig feine wiffenfhaftliche Begründung un 
Begrenzung. Für die Unveräußerlichfeit der ange 
borenen Rechte oder des Urrechts wird nämlich mei 
flens der Grund angegeben: Verluſt oder Beräufe 
rung des Urrechts wäre gänzliche Rechtloſigkeit; wer 
aber rechtlos fei, der ſtehe auch nicht unter Dem Redtt 
gefeß und fei rechtlich zu nichts verpflichtet, mithin 
- auch nicht zur unbedingten Unterwerfung unter einen 
fremden Willen, worin eben die Beräußerung bei 
Urrechts beſtehe. Allein bier wird offenbar Rech— 
loſigkeit mit Rechtsunfähigkeit verwechſelt. Ein Ge—⸗ 
ſchöpf, das durchaus keine Rechte aus dem Grunde 
bat, weil es willenlos und rechtsunfähig, weil es keint 
Perſon, ſondern eine Sache iſt, ſteht allerdings nid! 
unter dem Rechtsgeſetz und kann deshalb auch fein 
Rechtspflicht haben. Wer aber, ſelbſt mit Verzicht 
leiſtung auf alle feine Rechte, in vie Knechtſchaft eines 
Undern ſich ergiebt, verfpricht Damit nicht, gar feinen 
Willen mehr zu haben oder zur vernunftlofen Godt 
zu werden, was freilich eine abfolute und natürliche, 
mithin auch rechtliche Unmöglichkeit iſt (denn DK 
Rechtsfähigkeit ift eine nothwendige Folge oder viel. 
- mehr ein integrivender Theil der vernünftig ſittlichen 
Natur des Menſchen, deren ſich zu entäußern gan; 
außer den Grenzen der Möglichkeit liegt), fondern et 
‚verfpricht bloß Alles zu wollen und zu thun, was dei 
Andere will, und fo gut man fih in einzelnen dr 
ziehungen verbindlich machen kann, zu wollen, was 
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ſchaft im Rechtsſinne unter ihnen zu begründen, wie 
Natur und Beflimmung des Menfchen es erfordern, 
Wäre hingegen nur Veräußerung im firengfien 
Sinne nidtig, und jede, auch die ausgedebntefle Bes 
ſchränkung durch Vertrag rechtefräftig und verbin- 
dend, ginge die Befchränkbarkeit des unveräußerlichen 
Rechts fo weit, als der Begriff ver Rechtsbeſchrän⸗ 
tung im Gegenſatz von Rechtsveräußerung reicht, fo 
müßte man audy zu unfittlihen Handlungen fich rechts⸗ 
gültig verpflichten können, und es müßte rechtlich mög. 
li fein, fo ausgedehnte Verpflichtungen (3. B. durch 
Dienſtbarkeits⸗Verträge) unwiderruflich einzugehen, 
oder auf die Ausübung unveräußerlider Rechte für 
fo lange Zeiten zu verzichten, daß in ihrer Wirkung 
die bloße Rechtsbefchränfung einer Rechtsveräußerung 
oder Rechtsvernichtung ziemlich gleich käme. Gäbe 
es endlich gar kein unveräußerliches Recht, ſo wäre 
die Freiheit blos ein glücklicher Zufall, keine Rechts⸗ 


nothwendigkeit, ſie könnte durch Ergebung in die 


Gklaverei, durch Unterwerfung unter abſolute Herr⸗ 
ſcher ganz vom Angeſicht der Erde ſchwinden, und 


"allgemeine Dienftbarfeit von Rechtswegen an ihre 
Stelle treten, die ganze Entwidelung der Menfchheit 
könnte rechtmäßiger Weile geradezu unmöglich ober 


. . 


von der Willfür einiger Wenigen abhängig werden. 

Je wichtiger daher die Rolle ift, welche die unver- 
äußerlihen Rechte im ganzen Rechtsgebiete fpielen, 
um fo wichtiger ift auch die Beflimmung der Grenz. 
linie , bie zu welcher ihre Beſchränkbarkeit im Gegen» 
faße der Beräußerlichfeit geht, und. es ift eine der 
vornehmften Aufgaben der Rechtsphiloſophie, das un» 
veräußerlihe Recht zu Ddeduciren und Maaß und 


»Grenze der Beſchränkbarkeit deffelben anzugeben. 


Seht man zu diefem Endzwed auf den legten 
Grund aller Rechtsfähigkeit und alles Rechts zurüd, 
fo ift es eine nicht weiter zu beweifende, aber aud) un⸗ 
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gungen und Geſetze ſeiner Natur und ſeines Lebens 
auch von Anderen anzuerkennen, haben dieſelben auch 
außer ihm ſelbſt und für Andere (alſo objective) 
Gultigkeit, wie fie dem Thiere, der Pflanze, dem Ge- 
Rein nicht zukommt. 

So gewiß jedoch, wenn freie Sittlichkeit des Men— 
(hen Beſtimmung ift, jein Wille ein auch äußerlich 
gültiger fein und eg in feiner Macht und Willfür fte- 
ben muß, das Sittengefeg im handelnden Leben zu 
erfüllen oder unerfüllt zu laflen, fo fann doch ˖ diefe 
Wahlfreiheit keine ganz unbedingte und in allen Zäl- 
len unbefdränfte fein. Das Sittengefeg ift nämlich 


den Nebenmenfchen oder den Miitlebenten gegenüber 


ein Geſetz der GOleichheit, und zwar fomohl der 
"gleichen Liebe und Förderung, als der gleihen Ach⸗ 
sung oder Geltung und Anerkennung; das Naturge- 
fe hingegen, welches bloß auf Befriedigung der an» 
geborenen Triebe gerichtet ift, und welches Der Menſch 
mit dem Thiere gemein hat, iſt ein Geſetz Des Stär- 
tern, der feinen ſelbſtſüchtigen Willen ohne Nüdficht 
auf den entgegenfiehenden des Schwächern durchſetzt, 
und die Sittlichkeit befteht eben darin, daß der Menſch 
bei der ihm freigelaffenen Wahl zwiſchen der Befol- 
gung des Einen oder des Andern für das Erſte ſich 
entfcheive. Stände nun aber Jedem frei, Den Neben- 
menfden, wie es ihm in jedem Fall beliebt, entweder 
nach dem fittlihen Geſetz der Bleichheit oder nad 
dem Naturgefeß des Stärkern zu behandeln, fo würde 
die völlig fchrankenlofe Freiheit tes Cinen Die des 
Andern aufheben, und Gleichheit würte zwat aud 
bier flattfinden, in fo fern das, was dem Einen er- 
laubt wäre, auch jedem Andern freiltände, aber Diefe 
gleiche Unbefihränftheit der Geltung jedes Einzelnen 
wäre ein förmlicher, immerwährenter Strieg Aller ge— 
gen Alle, und noch fchlimmer als der rohe Naturzus 
ftand, in dem das Recht des Stärkern gilt. Denn 


x 
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Sittengeſetz theils eine bloße Gleichheit der Achtung, 
Be dem Willen des Nebenmenfchen gleihe Geltung 
wie dem eigenen zuerfennt, theils eine weitergehende 
@leichheit ver Liebe, die für des Nächſten Wohl wie 
für das eigene beforgt ift, und der erzwingbare Theil 
des Sittengefeges iſt derjenige, der auf Die Achtung 
Anderer, die Anerkennung gleiher Geltung ihres 
Willens ſich bezieht, während derjenige Theil des Sit- 
‚tengefeßes, welcher die gleiche Liebe, wie für füch felbft, 
ar für den Nebenmenfchen fordert, unerzwingbar 
bleibt. | 
Die zur freien Erfüllung des Sittengefeßes noth- 
wendige Sleichheit kann alfo weder eine auch die reis 
nen Liebespflihten umfaflende, noch eine auf der glei. 
hen Unbeſchränktheit jedes Einzelwilleng beruhende 
fein, fondern fie muß in der gleichen wedhfelfeitigen 
Beſchränktheit, oder wechfelfeitigen Gleichheit Aller 
befieben. Um dies an einem Beifpiel zu verdeutli- 
hen, fo ift zwar das Gebot: Liebe deinen Nächften 
wie dich felbft! auch ein Geſetz der Gleichheit, aber 
nicht der gleihen Achtung und Anerkennung, fondern 
ver gleichen Liebe, und diefe fann es mir wohl zur 
Gewiſſens pflicht machen, an dem, was id) in den Be- 
reich und unter die Herrſchaft meines Willens gebracht 
habe, auch einen Andern theilnehmen zu laffen; aber 
um wider meinen Willen diefe Theilnahme zu erzıwin« 
‚gen, um mid) aus meinem Befig und Eigenthum ver» 
drängen zu dürfen, müßte fein Wille unbedingt, oder 
wenigſtens mehr gelten ale der meinige, und weil fei« 
nem Willen nur wechfelfeitig gleiche, aber weder eine 
höhere, noch eine unbedingte Geltung zukommt, fo ift 
auch meine Pflicht in diefem Falle Feine erzwingbare. 
Habe ich hingegen ausprüdlid verfprocden, von mei- 
nem Eigenthum ihm mitzutheilen, und hat der An⸗ 
dere dieſes Verſprechen angenommen, fo daß hierüber 
eine freie Willensmeinung zwifchen ung flattgefunnen 
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bei den kräftigſten, geſundeſten Naturvölkern, welche 
die Entſcheidung ihrer Streitigkeiten oft vertragsmä- 
fig dem Schwert anheimftellen,, findet fi die Bor- 
ſtellung, daß der Wille des Stärfern von Rechtswe⸗ 
gen berrfche; der offene Kampf um Herrſchaft und 
Befig, wenn nur geführt mit gleichen Waffen, iſt in 
ihren Augen etwas ganz Rechtmäßiges, und die 
Ueberwältigung des Schwächern dur den Stärkern 
liefert nur den Beweis der Ueberlegenheit des Lep- 
tern, und bildet fomit das Beweisverfahren, wodurch 
das Herrjcherrecht des Siegers dargethan, die Pflidt 
deslleberwundenen, fortan zu geborchen, außer Zwei 
fel gefegt wird. Nach dem Grundfage der gleichen 
Unbefchränktheit Aller aber würde niemals Friede, 
weil jede Waffe der Hinterlift, jeder Vortheil, den 
ivgendivie und irgendwann der Eine dem Andern ab- 
gewinnen fann, erlaubt wäre; Fein Menſch beſäße 
alfo unantaftbar dag zur freien Bflichterfüllung unent- 


behrliche Willens⸗ und Rechtsgebiet, und. die pro» 


tische Bernunft erfchiene mit fi felbf in Wiperfprud, 
indem fie, flatt einer Regel, welche vie Erfüllung if 
rer fittlihen Befimmung allen auf der Erde lebenden 
Vernunftwefen möglich macht, wieder nur das Redt 
des Stärkern und den dem Sittengefege widerſpte⸗ 
benden Krieg Aller gegen Alle fanktionirte. Die 
Freiheit in Erfüllung oder Nichterfüllung des Sit. 
tengefeßes kann daher nur einen Theil der durch dal 
felbe vorgefchriebenen Pflichten umfaffen; und fo ge⸗ 
wiß es unerzwingbare Pflichten, freie oder reine Or 
wiffenspflicten geben muß, wenn freie Erfüllung de 
Sittengefeges möglich fein fol, eben fo gemiß muß 
es auch unfreimwillige Pflichten oder einen erzwingba⸗ 
ren Theil des Sittengefeges geben. Nun find aud 
in der That die vom Sittengefege im Verhältniß zu 
Mülebenden gebotenen Pflichten wefentlich verſchie⸗ 
dener Urt: als ein Geſetz der @leichheit fordert das 
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Sittengeſetz theils eine bloße Gleichheit der Achtung, 
die dem Willen des Nebenmenfchen gleiche Geltung 
wie dem eigenen zuerfennt, theils eine weitergehende 
Bleichheit ver Liebe, die für des Nächſten Wohl wie 
für das eigene beforgt ift, und der erzwingbare Theil 
des Sittengefeßeg ift derjenige, der auf die Achtung 
Anderer, die Anerkennung gleicher ©eltung ihres . 
Willens ſich bezieht, während derjenige Theil des Sit- 
tengefetes, welcher die gleiche Liebe, wie für fich ſelbſt, 
na für den Nebenmenfchen fordert, unerzwingbar 
eibt. 

Die zur freien Erfüllung des Sittengeſetzes noth⸗ 
wendige Gleichheit kann alſo weder eine auch die rei⸗ 
nen Liebespflichten umfaſſende, noch eine auf der glei— 
chen Unbeſchränktheit jedes Einzelwillens beruhende 
fein, ſondern fie muß in der gleichen wechſelſeitligen 
Beſchränktheit, oder mwechfelfeitigen Gleichheit -Aller 
befteben. Um dies an einem Beifpiel zu verdeutlis 
hen, fo ift zwar das Gebot: Liebe deinen Nächflen 
wie dich felbft! auch ein Gefeg der Gleichheit, aber 
nicht der gleichen Achtung und Anerkennung, fondern 
der gleichen Liebe, und dieſe fann es mir wohl zur 
Gewiſſens pflicht machen, an dem, was ich in den Bes 
reich und unter die Herrſchaft meines Willens gebracht: 
habe, auch einen Andern theilnehmen zu laffen; aber 
um wider meinen. Willen dieſe Zheilnahme zu erziwin« 
gen, um mid) aus meinem Befig und Eigenthum ver- 
drängen zu Dürfen, müßte fein Wille unbedingt, oder 
wenigſtens mehr gelten ald der meinige, und weil fete 
nem Willen nur wechfelfeitig. gleiche, aber weder eine 
höhere, noch eine unbedingte Geltung zufommt, fo ift 
auch meine Pflicht in diefem alle Feine erzwingbare. 
Habe ih hingegen ausdrücklich verfprochen, von mei» 
nem Eigenthum ihm mitzutheilen, und hat der Ans 
dere dieſes Verfprechen angenommen, fo daß hierüber 
eine freie Willensmeinung zwifchen ung flattgefunden 
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hat, ſo iſt meine Verpflichtung, diefen Vertrag zu er⸗ 
füllen, allerdings erzwingbar, weil, um meinen Wil⸗ 
len ohne des Andern Zuflimmung ändern und da 
durch einfeitig die beftehende Willenseinigung aufld- 
fen zu dürfen, mein Wille (unbedingt, oder wenig 
ſtens) mehr gelten müßte alg der feinige. Aus gleis 
dem Grunde iſt e8 auch erzwingbare Pflicht, ſich jeder 
Bergewaltung oder Verletzung der Perfon des Ne 
benmenfcdhen zu enthalten, denn eines Menſchen Leib 
und Perfon bilden das Jedem angeborene Willens⸗ 
gebiet, und um in dieſes angeborene Willensgebiet 
des Andern wider feinen Willen eingreifen und inner 
halb deſſelben die Herrfchaft feines Willens hemmen 
oder aufheben zu Dürfen, müßte mein Wille (entwr- 
der unbedingte Geltung haben, oder wenigſtens) mehr 
gelten als der feinige. 

Hiernach ift es erzwingbare Pflicht, Andere nicht zu 
verlegen und eingegangene Verträge zu erfüllen; bie 
bloßen Liebespflichten aber find unerzwingbar, folange 

fie nit duch Vertrag oder Geſetz zur Rechtspflicht 
geworden find. Allein auch der an fich erzwingbore 
Theil des Sittengefeges ift wiederum nidt unbedingt 
oder ohne alle Beſchränkung erzwingbar, fondern nur 
in fo weit, als der Menſch dadurch die zur Erfüllung 
feiner menſchlich⸗ſittlichen Beflimmung unentbeprlide 
Freiheit oder Willensgeltung und Willensſphäre nicht 
verliert. Denn diefe muß ihm jederzeit gefichert, von 
fremder Willführ oder Gnade unabhängig bleiben, 
und darf felbft durch die fonft erzwingbaren Pflichten, 
durch den Grundſatz der gleihen wechlelfeitigen Be⸗ 
ſchränktheit oder wechfelfeitigen Gleichheit Aller nid 
gefhmälert werden, weil es ein Widerfprud wäre, 
wenn bafjelbe Geſetz, welches gewifie Pflichten für 
erzwingbar erklärt, bloß um die Mittel zur freien Gr- 
füllung ihrer fütlichen Beflimmung den auf Greven 
Bebenven zu fichern, diefe Erzwingbarkeit fo weit anf 
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Gleichheit ſich nicht theilen läßt und eine halbe oder 
Drittelögleichheit Feine Gleichheit ift, die Gleichheit 
alfo fchon ihrem Begriff nach unbejchränfbar fein muß. 
Da jedoch das Rechtsgeſetz von der Regel wechſel⸗ 
feitig gleicher Geltung Aller diejenige Sphäre aus- 
wmmet, die jedem Einzelnen zur Erreichung feiner 
menſchlichen Beftimmung auf Erden unentbehrlich if}, 
: fo find, um diefe Sphäre zu ermitteln, die vom We: 
ſen des Menſchen unzertrennligen und deshalb zu 
feinem unveräußerlihen Recht gehörenden Gigen- 
haften aus dem Begriff des Menfchen noch befon- 
‚dere zu entwideln, und iſt dann zu unterfuchen, ob 
und wie weit Beſchränkungen derfelben möglich find, 
ohne Daß dadurch Die Freiheit jedes Einzelnen in dem 
: für feine menfchlichsfittliche "Beflimmung unentbehr- 
lien Gebiete beeinträchtigt wird. 
.. Der Begriff des Menſchen ift nun aber Fein ande» 
rer, als der einer lebendigen Einheit von Leiblichkeit 
und Beift, eines Naturwefeng mit vernünftig-fittlicher 
Befimmung. Der Menfch if 
) ein lebendiges, leiblid und geiftig exiſtirendes, 
2) mit Bernunft und freiem Willen begabtes, und 
3) nah Maßgabe feiner leiblihen und geiftigen 
Kräfte ſowohl innerlich als nad) außen thätiges 
Weſen, und aus der Anerkennung diefer drei 
von feinem Wefen unzertrennlichen Eigenſchaf⸗ 
ten folgt fein Recht auf Leben, Ehre und reis 
heit. 
Dos Recht auf Leben nämlich umfaßt ſowohl das 
feibliche als das geiftige Dafein des Dienfchen und 
Alles, was zu deffen Schaltung und Beftand, im Gan⸗ 
zen wie im Einzelnen, gehört, alfo die Unantaftbarkeit 
des Leibes, wie die Unverlegbarfeit der Seelenkräfte. 
. Das Redt auf Ehre aber beruht darauf, daß ein gül⸗ 
- ger Wille oder Rechtsfähigkeit nur einem vernünftig- 
freien, unter dem Denk⸗ und Sittengefege ver Vex⸗ 
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geliung jedes Einzelnen vereinbar iſt, behandelt zu 
: werden. Auf diefes Urrecht, welches alle -amdern 


Rechte in ſich faßt, kann nie verzichtet werden, weil eh 


sı eine nothiwendige Folge der vernünftig-fittlichen Ro 
3 tur-des Menfchen if, deren Geſetze er zwar überne⸗ 


N 


[4 [/ 


ten, aber nie Ändern, noch aufheben kann. Gollke 


; ein Menfch zur bloßen Sade oder das. Eigenthun 
eines Andern werben, fo müßte er aufhören, Menif 


zu fein, was ja, fo lange er lebt, eine Unmöglichkeit 
und ſchlechthin wider die Natur der Dinge iſt. Die 


ſes Recht ift aber nicht nur unveräußerlich,, fondem 
. auch unbefchränfbar. Ein Menſch, der nur theilweie, 
- etwa zur Hälfte unter dem Nechtögefeg fände, wär 
: auch nur ein halber Menſch, er könnte, wie der Wahr⸗ 
: finnige oder das unmündige Kind, für feinen gany, 
.. vollſtändigen Menſchen gelten, und da Das Mechts⸗ 


. 


[72 


u 


. gefeß ein Geſetz der Gleichheit ift, fo iſt das erſte we⸗ 


der veräußerliche noch beſchränkbare Menſchenrecht det 
nnverlierbare Anſpruch auf die vom Nechtegefep gr 
botene Gleichheit Aller. —— 

Das Rechtsgeſetz aber ift ein Gefeg der Gleiqhhei 


‚. nicht bloß in dem Sinne, daß es dafjelbe. ift fr ale 


* 


Menſchen, ſondern auch in dem Sinne, daß es dieſelbe 


gleichheitlich beſchränkte, oder wechſelfſeitig gleiche Lil⸗ 
lensgeltung Allen zuerkennt, ſo weit ſolche mit der 


: gleiden unbedingten Geltung jedes Einzelnen in dt 


für feine menſchlich⸗ſittliche Beſtimmung unentbeit 
lichen Willensiphäre ſich verträgt, und Die vom Nedik 
gefeß gebotene Gleichheit umfaßt daher tigt bloß im 
Allgemeinen dag, was man die Gleichheit vor dem 


Rechtsgeſetze nennen kann, fondern auch ſpeciell die 


mechfelfeitig gleiche Beltung Aller, oder die Eleichhei 
im engern Sinne. Auch auf diefe Gleichheit, ale un 
mittelbaren Ausflug des Rechtsgeſetzes, hat daher je 
der Menſch ein unveräußerliches Recht, und Diefes un 


-. veräußerliche Necht tft ebenfalls unbeichränkbar, wei 
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befonderen Schwierigkeiten haben; es muß aber aud) 
einleuchten, daß von Befchränftheit nur bei dem Rechte 
der freiheit die Rede fein fann. Yür fi Far ift ee 
nämlich, daß, wenn es fih von Beſchränkbarkeit der 
unveräußerlichen Rechte handelt, dabei diejenigen nicht 
in Frage fommen fönnen, deren Natur an fi) ſchon 
jede Befchränfung verbietet; und an ſich möglich iſt, 
da Beſchränkung nie Das Weſen eines Rechts, fondern 
"bloß deſſen Ausübung betrifft, die wirkliche Befchrän- 
fung eines Rechts nur dann, wenn der Gebrauch def- 
felben von dem Rechte felbft fich fo weit trennen läßt, 
daß die Ausübung oder Nichtansübung auf den Fort- 
befand des Rechts ohne Einfluß, der Nichtgebrauch 
dem Recht felbft unnadhtheilig if. Ferner gehört zu 
der Beichränktheit der Rechte, daß die Beſchränkung 
der Natur der Dinge nad) erzmwingbar, alfo in dem 
Bereiche phyſiſchen Zwanges liegend und durch eine 
äußere Rechtsordnung realificbar fei. 
Unbeſchränkbar ift hiernach 
1) das Recht des Daſeins oder das Recht auf Leib 
und Leben, weil fi) Das Leben von der Tebensthätig- 
keit, der Ausübung des Lebens, nicht trennen läßt, 
vielmehr mit der Nichtäußerung des Lebens dag Le- 
ben felbft verloren geht; weil ferner Verſtümmelung 
unmiderrufliche Vernichtung eines Theils des menfch- 
lien Dafeing und Lebens ift, und weil Geſundheit, 
Unverfehrtheit und Unantaftbarkeit des Körpers eben 
fo wenig als das Leben überhaupt ein Recht iſt, bei 
dem fih Ausübung nnd Wefen unterfcheiden laſſen; 
2) das Recht auf Ehre, weil bei tiefem Rechte 
gleichfalls eine vom Wefen deffelben gefonderte Aus: 
- bung nicht möglich iſt. Ehre im Rechtsſinn iſt näm⸗ 
lid die gute oder wenigflens nicht ungünflige Mei⸗ 
nung , Die Andere von mir äußern, und da ich mid) 
hierbei durchaus leidend verhalte, fo kann zwar von 
Beltenpmahung meines Rechts auf Ehre, wenn ein 
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füllen, ſondern auch die poſitive, alſo nicht bloß zu 
Vernunftwidrigem und Unſittlichem nicht gezwungen 
zu werden, ſondern auch das Sittliche, Vernunftge⸗ 
mäße poſitiv zu können und zu dürfen. Wer bloß 
verſchont bleibt mit der Nöthigung, durch directe Ver⸗ 
letzung des Sittengeſetzes ſeine vernünftige Natur zu 
verleugnen, im Uebrigen jedoch nur als gezwungenes 
Mittel und Werkzeug fremden Zwecken dient und kei⸗ 
nen Kreis der jreien Pflichterfüllung ſich erſchaffen 
kann, der kann ebenfalls nicht feine ganze fittliche 
Beflimmung frei erfüllen. Um dies zu können, muß 
er fich felbft angehören, er muß fein Leben nad) eiges 
nem Zweck und Plan geftalten dürfen oder Gelbft- 
zweck fein, und dies ift nur derjenige, in defien Leben 
(wenigftens fobald er wil l) mehr freie Selbftbeflim- 
mung, als geswungene Abhängigkeit von fremdem 
Willen ift, wie überhaupt frei nur derjenige genannt 
werden kann, bei dem der Freiheit wenigſtens mehr 
als des Gegentheils, mehr ale der Unfreiheit oder der 
Knechtſchaft it. Deswegen anerkennt das Vernunft- 
recht fein unauflösliches Gelübde des Gehorfamg, wie 
der Mönd es ablegt, deſſen ganzes Leben dadurch zu 
einem Leben bloß gezwungener Zugenpübung anflatt 
freier Pflichterfüllung wird. Deswegen verwirft das 
Bernunftrecht jedes Abhängigkeitsverhältnig, vermöge 
defien in dem Reben eines Menſchen flatt des eigenen 
Willens ein fremder Wille bleibend überwiegt und 
vorherrſcht, obgleich es eine bloß vorübergehende 
Freiheitsbefchränfung durch widerruflihe, auf eine 
mäßige Zeitfrift. abgeſchloſſene Dienftbarkeitsverträge, 
fo wie deren freirillige Zortfegung und Erneuerung 
als rechtsgültig anerkennt, und felbft eine vollſtändige 
Verzichtleiſtung auf unveräußerliche Rechte, oder eine 
das unbefchränkte Hecht zerftörende Selbſtbeſchränkung 
zu Ounften Anderer Jedem freifteht, nur nicht recht⸗ 
Sic: bindet. Denn es gehört, weil innerhalb dex 
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freiheit ſtatt, inſofern darunter das Recht verſtanden 
wird, ſeine Gedanken auf jede beliebige Weiſe, alſo 
auch öffentlich, zu äußern und Anderen mitzutheilen. 
Auch dem Denker und dem Forſcher kann es zur Ge⸗ 
wiſſensſache werden, die von ihm erkannte Wahrheit, 
ſeine wiſſenſchaftlichen und politiſchen Ueberzeugun⸗ 
gen öffentlich auszuſprechen; und ſchon deshalb wird 
eine Geſetzgebung, melde ſelbſt die entfernte Mög- 
lichkeit einer Gewiſſensverletzung vermeiden will, der 
öffentlihen Mittheilung und befonders dem Oedan⸗ 
kenverkehr durch die Preffe Feine anderen Schranken 
fegen, als welche in vem Rechtsſchutz, den fie Allen 
ſchuldig find, begründet find. 

Das Recht der Zueignung und der Verträge end- 
lc ift fo weit befchränkbar, als dadurch dem unver» 
äußerlihen Recht auf Leben und Ehre Fein Eintrag 
geſchieht, und der auf fie Verzichtende nicht aufhört, 
Selbftzwed zu jein. Hiernach ift es z. B. eine noch 
zuläffige Beſchränkung des Rechts auf die Erwerbung 
von Eigenthum, wenn ic), was ich erwerbe, einem 
Herrn, einem Kloster, einer Geſellſchaft zu überlaffen 
mid verbindlich mache, falls ich mir dabei fo viel vor- 
behalte, als zu meinem Lebensunterhalte nothwendig 
ift; Dagegen wäre gänzliche Verzichtleiftung auf alles 
Eigenthum fo viel als Einräumung eines Rechts über 
Tod und Leben und aus diefem Grunde ungültig, ob- 
gleih an fi das Recht auf Eigenthumserwerb nur 
ein einzelner und deshalb verzichtbarer Ausfluß Des 
allgemeinen Rechts auf Freiheit if. 

Daß übrigens die Grenze zwifchen dem beſchränk⸗ 
baren und dem unbefchränkbaren Theil des Urrechts 
nicht mit mathematifcher Schärfe gezogen werden kann - 
und immer etwas Schwanfendes behält, fol nicht ge- 


.leuguet werden. Denn wenn fich auch unzweifelhaft 


erfennen läßt, daß es Verlegung eines unveräußer- 
lichen Rechts iſt, wenn man einen Meufden tittet 
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und individuelle Sphäre rein perſönlicher und ange⸗ 
borener Rechte, die Alles umfaßt, was von Natur zu 
ihm gehört, ſeinen Geiſt und Leib, ſeine Perſönlichkeit 
mit allen ihren Kräften, Thätigkeiten und naturge⸗ 
mäßen Aeußerungen, und dieſes Willensgebiet, das 
von des Menſchen eigenem individuellen Daſein un⸗ 
Rzertrennlich if oder vielmehr damit zuſammenfällt, 
iſt eben deshalb unveräußerlich, jedoch, wie ſchon ge- 
aeigt worden, nicht unbeſchränkbar, fondern ſich thei- 
end in ein unbefchränfbares und ein beſchränkbares 
Gebiet. 
Ein zweites Willensgebiet dagegen, das Gebiet der 
dinglichen Rechte und des Eigenthums, entſteht oder 
ſchafft ſich der Menſch durch eine ſolche Anwendung 
ſeiner geiſtigen und leiblichen Kräfte auf die von kei. 
-.nem fremden Willen fhon vor ihm beberrfchte und 
: eingenommene Außenwelt, wodurch dieſe (d. h. ein 
Theil derfelben), mit der eigenen Perſönlichkeit in 
bleibende Verbindung gefegt, zu einem Träger der 
- Seßteren gemacht wird. Zu beliebiger Einwirkung 
auf die Sinnenwelt hat nämlich im Allgemeinen jeder 
Menſch ein Recht, weil fie Das unentbehrliche gemein» 
ſchaftliche Willensobjekt aller coexiſtirenden Willeng- 
ſubjekte bildet. Allein wie jedem Menſchen eine eigen⸗ 
thümliche, die verſchiedenen Kräfte und Eigenſchaften 
ſeiner geiſtigen und leiblichen Perſönlichkeit umfaſſende 
- Raturfphäre anerſchaffen iſt, fo herrſcht in einem an- 
: dern Theil der körperlichen materiellen Welt au 
fhon vermöge der Naturordnung ein fremder Wille 
vor dem feinigen, nämlid in dem ganzen Gebiet frem⸗ 
: der Perſönlichkeiten, und da das Rechtsgeſetz Jedem 
gebietet, fo lange er nicht dadurch in den von feinem 
- Wefen unzertrennliden Eigenſchaften mehr, als mit 
Erreichung feiner menſchlichen Beflimmung auf Erden 
: vereinbar ift, befehränft wird, die Sphäre, die ein An- 
derer ſchon mit feinem Willen erfüllt und eingenum- 
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feiner perfönlichen Kräfte auf die vernunftlofe Außen- 
welt gefchaffene Willensiphäre kann alfo durch den 
eigenen Willen des Berechtigten beſchränkt oder ver- 
. engert werden, und durch folche freie Selbfibefchrän- 
tung coexiſtirender Rechtsſubjekte entfleht eine dritte 
Rechtsſphäre, eben fo unantaftbar ale die zweite: Die 
Sphäre der vertragsmäßigen Rechte, welche zuſam⸗ 
men mit der Sphäre der Eigenthums⸗ oder dinglichen 
Rechte die Sphäre des erworbenen Rechts bildet, die 
auch die Sphäre des veräußerlihen Rechts ge- 
nannt wird, weil fie feinen integrivenden Theil der 
eigenen Natur des Menſchen bildet, fondern von ihm 
wieder getrennt werden kann, ohne daß er Darum auf- 
hört, im Vollbegriff des Worte ein Menfch zu fein. 
Unter unveräußerlichem Recht dagegen verfieht 
man gewöhnlich bloß den unbeſchränkbaren Theil des 
einen unveräußerlichen, jedem Menfchen angebornen 
Urrechts, und unter unveräußerlichen Rechten Die Be⸗ 
ſtandtheile dieſes Urrechts, fo weit fie nicht nur unver- 
äußerlich, fondern auch unbefchränkbar find; fie bilden 
die unveräußerlichen Menfchenredhte im engern und 
eigentlichen Sinn, die nunmehr auch nad) ihren Rechts⸗ 
wirfungen und Folgen zu betrachten find. 

Es ift der unterfcheidende Charakter des unver- 
äußerlihen Rechts, daß es jedem Menſchen, fo meit 
der fittlihe Zweck feines Daſeins auf Erden ed erfor- 
dert, ſchlechthin und unbedingt, nicht bloß gleichheitlich 
zuſtehe, daß mithin nicht allein feine Hingabe nie po» 
ſitive Rechispflicht werden Fann, fondern aud der Be⸗ 
rechtigte in feinem Befige fi um jeden Preis, felbft 
mit Berlegung Anderer, behaupten darf. 

Daraus folgt nun zuerft die Unerzwingbarfeit dere 
jenigen Berträge, durch welche auf ein unveräußer- 
liches Recht verzichtet wird. Obgleich nämlich folcye 
Verträge nad dem Grundſatz der wechfelfeitigen 
Bleichheit eszwingbar wären, und ihre wirkliche Er⸗ 
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jeden Preis behauptet und vertheidigt werden dürfe, 
leidet jedoch eine nothwendige Beſchränkung durch das 
Recht der Wahrung der Rechtsgleichheit gegen unbe⸗ 
fugte und muthwillige Verletzung, oder durch das 
dem Verletzten zuſtehende Recht der Wiederausglei⸗ 
chung, der Strafe und Vergeltung. Soll nämlich 
Wahrung der vom Rechtsgeſetz gebotenen Gleichheit 
mögli und Das Rechtsgeſetz vollziehbar fein, fo muß 
im Fall von Rechtsverletzungen der Verleger dem 
Berlepten gegenüber au in Bezug auf unveräußer- 
liche Rechte die Befugniß verlieren, ver Erhaltung 
oder Wieverherftellung der rechtlichen Gleichheit thät- 
lichen Widerftand entgegenzufegen, es muß dem Rechte 
des Berlegten die Pflicht des Verletzers entfprechen, 
erſteren an der Ausübung feines Rechts nicht mit Ge⸗ 
walt zu hindern. Abſolut unverlierbar und unver- 
wirfbar find alfo auch die unveräußerlichen Rechte 
nicht, weil, wenn fie felbR für den Webertreter des 
Rechtsgefetzes nicht verloren gehen Fönnten, fein Wille 
und fein Recht ſchlechthin und überall mehr als die 
der Andern gelten würden, und eben damit wäre ja 
das Rechtsgeſetz als ein Geſetz der gleichen, theils be- 
ſchränkten, theils unbefhränften Willensgeltung Aller . 
aufgehoben. Es ift mithin das Nothrecht nur ein 
Hecht Derjenigen, die ſelbſt das Rechtsgefeg befolgen, 
- and flieht als ein den Grundſatz wechfelfeitiger Gleich» 
heit beſchränkendes Recht nur Demjenigen zu, der 
ohne Schuld, d. h. ohne vorausgegangene Verlegung 
des Nechtsgefeges von feiner Seite, in Nothſtand ge- 
rathen if. Wer muthwillig die Rechtsgleichheit an 
- Anderen verlegt, der muß es ſich gefallen laffen, daß 
ſelbſt auf Koſten feiner unveräußerlihen Rechte Das 
Rechtsgeſetz an ihm vollzogen und die von ihm be. 
drohte oder verletzte Gleichheit aufrecht erhalten oder 
wiederhergeftellt werde: es darf, mit anderen Wor⸗ 
ten, nad) dem Grundfage der Bleichheit auch von ſei⸗ 
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Naotwehraſtand wiuß: aufhören, wenn Vield eier Gen. 
zes bilden foßlen, wie bloße Genoflenfgaft ueh zu 
Gefammtheit und zur Einheit worden, wenn fie beſte⸗ 
ben uns ihren Zweck erreichen will. Soll jevech af 
bee andern Geite die vom Rechtageßetz geboiene 
Gleichheit im Staate nicht verloren gehen, fo fan 
auch des ſtaais geſellſchaftiiche Juſtand fick vom anfrı 
gewöhnlichen nur dadurch unterſcheiden, daß dad 
freie vertragemäßige Selbſibeſchränkung vie yrla 

rechtlich ſonderthümcliche Sheichhelt des Natarzußen 
bes in die geſellſchaftliche over ſtaatsbürgerliche, die 
abftrafte reine Gleichheit in eine tuncret amyerandt 
fi verwandelt, Beaft ver in gemein famen Maarlı. 
genpeiten vie größere Stimmenzahl mehr gilt, ale dr 
geringere. Stimmensinpeltigleit IR daher dus Yrir- 
zip des Privatrechts, und Stimmenmeohrheit das Ben 
ip des öffentlichen Rechts; und diejenige Badı, 
welche zu beſtimmen hat, was zur Verwirklichung bet 
Rechts (und anderer Stautozwecke) gefchehen fol, 
kann im Necdtöflaat nur Die jeweilige Mehrheit fein. 
Denn nur fo fange Gtinimenmehrheit ontſcheidet be⸗ 
hält jeves Geſellſchafismitglied an allen Rechten der 

Geſellſchaft gleiten Antheil mit jedem: andern Oe⸗ 
ſellſchaftsmitglied und ir nice bloß zu begab eine 
Zeit einmal den übrigen gleich geweſen, ſondern wird 

: Hi und fortwährend glei; wo nicht die Mehrheit 
felbft regiert oder wenigſtens in ihrem Vofknactins 
men regiert witd, da hat entweder alle onen boch di 
gleiche Willensgeltung der Staatsgenoſſen aufgepet 
Wenn aber volle Gleichheit oberſter Grundſoß dr 
Rechts iſt, fo iſt nit nur, fondren es bleibt and die 
Gewährung voller Gleichheit die: nothwendige Hal 

gabe jedes Staats, der die Realifirung des vernänl 
tigen Rechts bezwedt. Der Staat, als eine zae Ber 

wirklichung des Rechts beffimnite -Wnnftall, Tann ar 

mals ein anderes Drunvaeish anfflefles: voder auer⸗ 
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keunen, als das Rechtsgeſetz, und es wäre ein baarer 
Widerſpruch, wenn der Rechtsſtaat, deſſen unabänder- 
licher Zwed es if, das Rechtsgeſetz der allgemeinen 
Gleichheit oder gleichen Freiheit Aller zu verwirkli« 
den, jemals verlangen wollte, daß zum Schuß oder 
für nen Schutz der Gleichheit Aller eben auf dieſe 
Gleichheit und mit ihr auf Das verzichtet werde, was 
im VRechtsſinn den Menſchen erſt zum Menfden 
macht. Und dazu wäre offenbar ein Staat genöthigt, 
- welchen anflatt Der mit der vollen ſtaatsgeſellſchaftli⸗ 
den Gleichheit nicht nur vereinbaren, fondern fogar 
Durch fie gebotenen Unterwerfung unter den Willen 
der jeweiligen Mehrheit oder eines in ihrem Namen 
und Auftrag regierenden Statthalters, Unterwerfung 
unter ein anderes Organ bes Geſammtwillens for⸗ 
dern wollte. In einem ſolchen Staate wäre nicht nur 
ſür die ſich Unterwerfenden die gleiche oder gar alle 
Billensgeltung der gebietenden Macht gegenüber 
aufgehoben, fondern eg märe auch jeder in der Folge 
sau eintreiende Staatsbürger gezwungen, die Iheils 
nehme am Rechtsverein mit Verzichtleiflung auf Das 
Recht aller Rechte zu erfaufen. Auf bleibende Aner- 
feunung der urfprünglichen Gleichheit Aller muß da- 
hen das. ganze Staatsweſen gebaut fein, wenn es auf 
-. Me Grundlage des vernünftigen Rechts gebaut fein 
- fell, und jede Ungleichheit, die der Staat einführt, 
muß: auf das. Prinzip der rechtlichen Sleichheit als ih⸗ 
van: legten Grund ich zurüdführen laflen, fo daß die 
- fewtbauernde Anerkennung der angeborenen Gleichheit 
jedes Staatsbürgers das Mittel und den Weg zu Al⸗ 
lem: bildet, mas der Staat beſchließt und ausführt. 
"Wenn aber die gefellfchaftliche Gleichheit Aller 
nichts Anderes abs Herrichaft ver Stimmenmehrheit, 
und betztere im Staate durch die Gleichheit vor dem 
Rechtsgeſetze unmittelbar geboten ift, fo. darf Dagegen 
audy vermöge der unveräußerlichen Gleichheit Aller 
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vor dem Rechtsgeſetz der Einzelne oder die Diinder- 
heit nicht gegen ihren Willen nach einem andern Ge⸗ 
feg behandelt werden, als nach demjenigen, welches 
die Mehrheit auch für ſich als bindend aufſtellt. Nur 
wenn und fo Sange eine Minderheit damit einverflan- 
den iſt, unter einem andern Geſetz zu ſtehen als die 
Mehrheit, wird durdy die Ungleichheit ſtaatsbürgerli- 

cher Rechte und Verbindlichkeiten die gleihe Willense 
geltung Aller nicht verlegt, und find materielle Un- 
gleichheiten derjenigen Gleichheit nicht zuwider, die 
das Nechtsgefeg verlangt; — was jedod nicht fo zu 

verſtehen ift, als ob bei jeder ungleihen Feflfeßung 
ſtaatsbürgerlicher Befugniffe oder Pflichten alle Mir 
gliever der betreffenden Staatsbürgerflaffe in die 
wirkliche oder bloß fcheinbare Verkürzung ihrer Rechte 
einmwilligen müßten, fontern es genügt auch hier, 
wenn nur die Mehrheit der betheiligten Klafſe nich 
entgegen if. Denn das Geſetz der Stimmenmehr- 
beit gilt im Staate, als einem gegliederten Organis⸗ 
mus, nicht bloß im Ganzen, fondern auch im Einzel⸗ 
nen; auch die einzelnen Theilganzen, aus denen ber 
Staat befteht, die verfchiedenen Stände und Katego- 
rieen der Staatsgenoffen find dem Geſetz des Gan- 
zen unterworfen, und wenn bie flaatsbürgerliche 
Sleihheit darin befteht, daß der Wille Vieler mehr 
gilt als der Wille Weniger, fo muß auch der Wille 
vieler Staatsbürger einer Klaſſe mehr gelten, als 
der Wille Weniger von derſelben Klaffe. Auch auf 
die gleiche Willensgeltung, das gleihe Stimmredt 
und das allgemeine Stimmredt kann Daher verzichtet 
werden, und dem, mag nicht nur die Mehrheit über- 
haupt, fondern Überdies auch noch die Mehrheit der 
befonderen Standesgenofien will und befchließt, muß 
fich nad dem Geſetz der Stimmenmehrheit oder 
flaatsbürgerlichen Gleichheit Jeder unterwerfen. Aber 
dieſer Verzicht kann jederzeit widerrufen werben, und 
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den Fönnte es: nun ſcheinen, alt; hätte ex, wenn ari das 
Staatsgebiet nicht räumen, ſondern bleiben wäh, die 
Pflicht, ſich auch allen Staatsgefetzen zu: untarıpanfen 
und auf Verlangen des Staats deſſen Bürger: zu 
werden, fo wie andeverſeits nach Dem. algemeineu@r- 
ſetze der Gleichheit auch das Recht, von ven Mule⸗ 
benven ale ihres: Gleichen behandelt und: als winkli- 
her Mitbürger anerdaunt zu werden. Allee es 
ſcheint doch nur, als wäre, ein Solcher verwflldhtet, 
entweder mit Verkufl Der: Aufenthalts» und Delsmaths- 
vechte auszuwandern, oder Staatsbürger zu wenden 
weil allerdings der Staat Mitlel genug: befigt:, durch 
Ausſchließung von allem Staatsfchutz, aller: Saats⸗ 
hülfe und allen gemeinſamen Staatsauſtaltan, durch 
völlige Preisgebung und Schutzloſigkeit ihn zu dem 
Einen oder dem Andern zu bewegen, und in ver Wirk, 
lichkeit muß freilich der Rücktritt in den Stand Berun- 
bedingten natürlichen Freiheit mit Ausmanderung und 
': Räumung des Staatsgebiets zuſammenfalfen, aber 
. ein Recht, ihn auszufloßen, wenn er nicht, Staatskär- 
: ger werden, fordern nach dem Oeſetza der. matüriſchen 
Freiheit im Staatsgebiete fortlehen will, hat dauum 
dev Staat doch nicht. Und eben fo bat anch ar feiner- 
feits Bein Recht, zu fordern, daß der Staat ihn um 
: Bürger annehme; denn der Staat, auf beiten Gebiet 
ich lebe, ohne noch förmlich fein Bürger geworden zu 
fein, muß mid zwar in den privatrechtlihen Verhäli⸗ 
niſfen feinen Angehörigen gleihfiellen, aber micht in 
ven Öffewitich-vechtlihen; an ihren geſellſchaftlichen 
Rechten mich Autheil nehmen zu. lafien, if} er nicht 
verbinden. Dagegen bin auch ich bevechtigt mme ge- 
en Griheilung des vollen Bürgerrechte der abholuten 
—** des Naturzuſtandes zu entfagen und. mid al⸗ 
len Geſetzen des Staats zu unterwerfen; Ib bann ent» 
weder volles gleiches Burgerrecht oder Befreiung von 
jeden Bürgerpflicht verlangen. Und viefe. Shlseno- 
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und individuelle Sphäre rein perſönlicher und ange⸗ 
borener Rechte, die Alles umfaßt, mas von Natur zu 
ihm gehört, feinen Geift und Leib, feine Perfönlichkeit 
mit allen ihren Kräften, Thätigfeiten und naturge⸗ 
mäßen Heußerungen, und diefes Willensgebiet, dag 
von des Menfchen eigenem individuellen Dafein un. 
zertrennlich if oder vielmehr damit zufammenfällt, 
ift eben deshalb unveräußerlich, jedoch, wie ſchon ge- 
zeigt worden, nicht unbefchränkbar, fondern ſich thei- 
lend in ein unbefchränfbares und ein befchränkbares 
Gebiet. 
Ein zweites Willensgebiet dagegen, das Gebiet der 
dinglichen Rechte und des Eigenthums, entſteht oder 
ſchafft ſich der Menſch durch eine ſolche Anwendung 
feiner geiſtigen und leiblichen Kräfte auf die von kei— 
- nem fremden Willen ſchon vor ihm beberrfchte und 
eingenommene Außenwelt, wodurch diefe (d. h. ein 
Theil derfelben), mit der eigenen Perfönlichkeit in 
bleibende Verbindung gefept, zu einem Zräger der 
letzteren gemacht wird. Zu beliebiger Einwirkung 
auf die Sinnenwelt hat nämlich im Allgemeinen jeder 
Menſch ein Recht, weil fie Das unentbehrliche gemein- 
ſchaftliche Willensobjeft aller coexiſtirenden Willeng- 
fubjekte bildet. Allein wie jedem Menſchen eine eigen» 
thümliche, die verfchiedenen Kräfte und Eigenfchaften 
- feiner geifligen und leiblichen Perfönlichkeit umfaſſende 
- Naturfphäre anerfchaffen ift, fo herricht in einem an- 
: dern Theil der Eörperlichen materiellen Welt aud 
fhon vermöge der Naturordnung ein fremder Wille 
vor dem feinigen, nämlid in dem ganzen ®ebiet frem- 
der Perfönlichfeiten, und da das Rechtsgeſetz Jedem 
gebietet, fo lange er nicht dadurd) in den von feinem 
- Wefen unzertrennlihen Eigenfchaften mehr, als mit 
Erreihung feiner menſchlichen Beftimmung auf Erden 
vereinbar iſt, beſchränkt wird, die Sphäre, die ein An- 
derer ſchon mit feinem Willen erfüllt und eingenem- 
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von Rechtswegen mehr freie Selbſtbeſtimmung als 
gezwungene Abhängigkeit von fremdem Willen ſein 
ſoll, und die Beſchränkung der Freiheit nie fo weit 
gehen darf, daß ſtatt des eigenen Willens ein fremder 
Wille bleibend überwiegt und vorherrſcht: fo muß 
auch im Geſammtleben des Staats der Wille der Ge⸗ 
fammtheit oder der Volkswille wenigfiens im Gan⸗ 
zen jeden andern Willen überwiegen; um rechtmäßig 
zu fein, muß die Regierung zwar nicht in jedem ein- 
zelnen Punkte, aber doch im Allgemeinen und im We⸗ 
fentlichen dem Volkswillen entfprechen ; es Dürfen ing» 
befonvere die Geſetze, da diefe vie Richtung des Gan⸗ 
zen beflimmen und das Allgemeine im Staat, den 
waltenden Sinn und Geiſt parftellen, dem Volk nicht 
wider feinen Willen aufgedrungen werden, und auf 
eine Berfaffung, welche eine dem mündigen Volks⸗ 
willen beharrlich widerfirebende Regierung unmöglich 
macht, bat jedes Volk ein unveräußerliches Recht. 

‚Aus der bisherigen Ausführung ergiebt ſich ohne 
Zweifel die hohe Wichtigkeit Des Begriffe der unver⸗ 
&ußerlichen Rechte nicht im Privatrecht bloß, fonvern 
auch. und vorzugsweiſe im öffentlichen Recht, wo er 
die Anerkennung ſich erſt noch erkämpfen muß, wäh: 
vend derfelbe im Privatrecht zur pofitiven Anerfen- 
ung doch allmälig dDurchgedrungen if. Denn daß 
fein Menſch der Sklave eines Anvdern fein könne, 
darüber hat die Stimme der gebildeten Völker Euro» 
pa’s in der Geſetzgebung wie in der Theorie entſchie⸗ 
den; eben fo einig ift man darüber, daß das Unfitt« 
liche und Schändliche nie Nechtspflicht werden könne, 
- und ‘wer dies Beides anerkennt, muß folgeredht aud 
zugeben, daß die zur Erfüllung feiner vernünftig-fitt- 
-. fihen Beflimmung nöthige Freiheit Feinem Menſchen 
entzogen werden dürfe, Daß jeder Menſch mehr Selbft- 
zwed als Mittel für fremde Zwede fein und bleiben 
. möfle. Noch lange nicht gehörig anerkannt ift Dage- 
Der. ten. Ener. Th. CCXXVVI. DV 
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gen, daß der Menſch auch der Stantsgerwait gegen⸗ 
über nicht rechtlos, nicht Hötiger des Staats oder des 
Staatsoberhaupts fein kann, und daß es auch unver» 
öußerliche Rechte der. Gefammtheit giebt, obwohl ein 
inſtinetmäßiges Gefühl von Diefer Wahrheit im den 
- "meiften Bölfern lebt, das ſich verdunfeln, zurüdorän- 
: gen und veriirren, aber nie ganz erfiiden läßt. Denn 
wider den Willen der Mebrheit des Volle kann sıi 
die Dauer feine Regierung ſich behaupten, und für 
: jede, auch die unumfchränftefle, giebt es eine Grenze, 
. die fie nicht überfchreiten darf, ohne daß das Volk fid 
feines unverlierbaren Rechts erinnert, feinen Willen 
‚als den in oberfier Inſtanz entſcheidenden geltend zu 
machen. Auch wird in unfern Zagen unlengbar ti 
Ueberzeugung immer allgemeiner, daß feine Regi.⸗ 
——. zung dem vernänftigen Willen der Bollamehepel 
oder der üffentlihen Meinung foflematifch und ber 
harrlich entgegenhandeln dürfe, und daß im Sta: 
am Ende nır zu Necht beſtehen fünne, was die Mei 
ſten wollen und zum. allgemeinen Beflen dient. Daß 
der Fürft der Staat, und Land und Volk fein Eigen⸗ 
thum feien, wagen felbit die erklärteſten Diener der 
Gewalt nicht mehr zu behaupten, und daß der Wille 
des Monarden von Rechtswegen Alles, der 7 6 
Volks nichts gelte, ift eine Lehre, die, fo eifrig fie mod 
immer von mancher Seite her gepredigt werben mag, 
40 häufig. die Erfüllung der Regentenpflichten nod 
- ale eine Onaden⸗ und Gewiſſensſache dargeſtellt wird, 
doch dem Beifte der Zeit, wie dem entwidelten Gelbf- 
. gefühl und der wahfenden Aufklärung der Bölfer 
- .widerfirebt. Dagegen feben wir die Lehre vom der 
unveräußerlichen Selbfiberrlichleit des Volke in Eug⸗ 
Sand und. in Frankreich ſchon in Das .pofitive Staates 
recht aufgenommen, und wenn in Deutiehlaud dir- 
felbe ſich bis jetzt bloß tyeoretifcher Erfolge rühmen 
‚Fann, fo dürften doch ſchon dieſe Dafür bürgen, daß 
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ſie auch hier das Bürgerrecht erhalten und eine Zeit 
fommen werde, wo eine abfolute, vom Volkswillen 
mabhängige Staatsgemwalt für eben fo vernunftivie 
drig als Sklaverei und Leibeigenfdaft erkannt wird, 

Alle Verfaffungen, welche die verſchiedenen Staa⸗ 
ten Curopa's von 1793 bie 1799 erhielten, beruh⸗ 
ten, duch franzöfifchen Einfluß, auf rein demofratis 
(den Grundlagen. Seit dem Jahre 1799 erhielten 
fie eine monardifche Beimifhung, und feit dem Jahre 
1804, d. h. feit Napoleon Bonaparte Kaifır 
von Frankreich geworden war, gingen fie in die Korm 
bee Verfaſſungen conflitutionelleer Monardien über. 
Solche Berfaflungen fihern den Rechtszuſtand des 
Volkes und geben ihm ein beruhigendes und erheben«- 
des Gefühl. Wenn gleich Fein denkender Menſch 
die Wahrheit verfennen fann, daß die Fürſten ihren 
Völfern gegenüber nicht bloß Rechte, fondern auch 
Pflichten haben, und daß das Verlangen nad) einer 
grundgefeglichen Feſtſtellung derfelben nicht allein dag 
für beide Theile zweckmäßigſte und billigfte, fondern 
auch das vernunftgemäßefte und gerechtefte ift, fo fin- 
den wir doch noch immer Individuen und Staaten, 
welche demfelben Widerſtand entgegenfegen. Die 
Quellen diefes Widerſtandes, fofern fie nicht in Un⸗ 
wiffenheit, Irrthum und im Verfennen der Zeit ihren 
Grund haben, find eben fo unlauter, als die Reaction 
gegen Ideen, welde im Herzen mündig gewordener 
Völker wurzeln, vergeblich iſt. Nicht dem conflitu- 
ttonellen Prinzipe fann es zur Laft gelegt werden, 
wenn e8 in den Staaten, welde fi einer verfaſ⸗ 
fungsmäßigen Feſtſtellung ihrer Verhältniſſe erfreuen, 
noch nicht die Früchte getragen hat, welche es zu zeir 
tigen im Stande ift und Die man davon ermartete, 
fondern die tragen die Schuld, welche demſelben nicht 
im Geifte und in der Wahrheit hulvigen, eine Ver⸗ 
faffung nur als eine läftige Form betrachten, al« 
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len, und die ſes Nefultat glänzt mit Zlammenfchrift 
— heller als jedes andere Denkmal — auf den Leis 
henfeldern von Saragoffa, von Borodino, von Leip⸗ 
zig und von Waterloo! Das, was feit Jahrhunder⸗ 
ten der Stolz und die Baſis der Nationalgröße Groß⸗ 
britannieng war, das, was jenfeits des Dreans Nord» 
amerifa zu einer der Geſchichte bis dahin völlig unbe» 
kannten Entwidelung und Zeitigung der National- 
kraft und des Nationalmohlftandes führte; das, mas 
achtzig Millionen Europäer zum Theil bereits erhiel« 
ten, wenn gleich bisweilen nur unter unvollkommenen 
und bald wieder wechfelnden Formen; das, was Die 
beten Regenten Europa's ihren Völkern in Augen- 
bliden der Befahr mit einem heiligen Fürſtenworte 
vor dem Angefichte des Emigen und mit dem Beifall 
der ganzen aufgellärten Menfchheit verſprachen; das 
endlich, was die veraltete Form der Reiche und Staa» 
ten, nach dem Zeugnifje der Geſchichte, von Neuem 
verjüngt, alle Stände friedlih ausgleicht und mit 
feften Banden an die Ihrone fetter, alle Bedürfnifie 
befriedigt, und alle einzelnen Bedingungen des inne» 
zen und äußeren politifchen Lebens zuc Vollkommen⸗ 
heit führt — iſt eine zeitgemäße Konftitution, 
gegründet auf die perfönliche Freiheit und Sicherheit, 
und gemeinfam entworfen von edlen Fürſten und von 
den Repräfentanten ihrer frei und mündiggemwor- 
denen Völker. 

Als im Jahre 1848 in fämmtlichen deutfchen Staa- 
ten die Verfaffungen eine bedeutende demokratiſche 
Färbung erhielten, wurden vom Reiche. Parlament in 
Frankfurt am Main Volksrechte der deutfchen Nation 
berathen und proflamirt. Die verfchiedenartigen Ver⸗ 
fofjungen der Einzelftaaten follten mit jenen Grund⸗ 
rechten des deutſchen Volkes in Einklang gebracht wer- 
den, welche indeß niemals zur Ausführung und Gel- 
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sung kamen. Wir führen fie hier nur noch als ein 
hiſtoriſches Document auf: 


Grundrechte des deutſchen Volks. 


Dem deuitſchen Volke follen . vie nachflehenden 
Grundrechte gemährleiftet fein. Sie follen den Ber- 
faſſungen der deutfchen Einzelftanten zur Norm bie- 
nen, und feine Berfafjung oder Gefepgebung eines 
deutſchen Einftelftantes foll dieſelben je aufheben oder 
befchränten können. 


Artikel J. 


81. Das deutfche Volk befieht ans den Ange 
hörigen der Staaten, welche das deutfhe Reich bilden. 

G. 2. Jeder Deutfohe hat das Reichsbürgerrecht. 
Die ihm kraft deſſen zuſtehenden Rechte kann er in 
jedem deuiſchen Lande ausüben. Ueber das Recht, 

zur deutſchen Reichsverſammlung zu wählen, verfügt 
das Reichswablgeſetz. 

$. 3. Jeder Deutſche hat das Recht, an jedem 
Orte des Reichegebietes feinen Aufenthalt und Wohnfig 
zu nehmen, Liegenſchaften jeder Art zu erwerben und 
darüber zu verfügen, jeden Nahrungszweig zu betrei⸗ 
ben, das ®emeindebürgerrecht zu gewinnen. 

Die Bedingungen für den Aufenthalt und Wohnſitz 
werden durch ein Heimathesgefeg, jene für ben Ge⸗ 
werbebetrieb durdy eine Gewerbeordnung für ganz 
Deutſchland von der Reichsgewalt feſtgeſetzt. 

HS. 4. Sein deutſcher Staat darf zwiſchen feinen 
Angehörigen und anderen Deutſchen einen Unterſchied 
im bürgerlichen, peinlichen und Prozeß⸗Rechte machen, 
welcher die Letzteren als Ausländer zurüdiegt. ‘ 
$. 5. Die Strafe des bürgerlichen Todes fol 
nicht flattfinden und da, wo fie bereits ausgeſprochen 
it, in ihren Wirkungen aufhören, foweit nicht hier⸗ 
durch erworbene Privatrechte verlegt werden. 
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F. 6. Die Auswanderungsfreiheit iſt von Staats 
wegen nicht beſchränkt; Abzugsgelder dürfen nicht er⸗ 
hoben werden. 

Die Auswanderungsangelegenheit fleht unter dem 
Schutze und der Fürforge des Neiche. 


Artikel II. 


6.7. Bor dem Geſetz gilt kein Unterfchied der 
Stände. Der Abel ald Stand ift aufgehoben. 

Alle Standesvorredhte find abgefhafft. 

Die Deutſchen find vor dem Geſetze gleich, 

Alle Zitel, infoweit fie nicht mit einem Amte ver» 
bunden find, find aufgehoben und dürfen nie wieder 
eingeführt werden. 

Kein Staatsangehöriger darf von einem auswär⸗ 
tigen Staate einen Orden annehmen. 

Die Öffentlihen Aemter find für alle Befähigten 
gleich zugänglich. 

Die Wehrpflicht ift für Alle gleih. Gtellvertre- 
tung bei derfelben findet nicht flatt. 


Artikel TIL 


6.8. Die Freiheit der Berfon ift unverletzlich. 
Die Verhaftung einer Perſon foll, außer im Falle 
der Ergreifung auf frifher That, nur geliehen in 
‚Kraft eines richterlichen, mit Gründen verfebenen Be- 
febls. Diefer Befehl muß im Augenblide der Ver⸗ 
baftung. oder innerhalb der nächſten vierundziwanzig 

Stunden dem Verhafteten zugeftellt werden. 

:* Die Polizeibehörde muß Jeden, den fie in Ber- 
wahrung genommen hat, im Laufe des folgenden Za- 
ges entweder freilaflen ober der richterlichen Behörde 
übergeben. 

Jeder Angeſchuldigte foll gegen Stellung einer vom 
Bericht zu beſtimmenden Caution oder Bürgſchaft der 
Haft eatlafjen werden, fofern nidt dringende Anzet- 
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gen eines ſchweren peinlichen Verbreqhens gegen den⸗ 
ſelben vorliegen. 

Im Falle einer widerrechtlich venfügten oder Der» 

>: längerten Gefangenſchaft ift der Schuldige und nö- 
thigenfalls der Staat dem Berlegten zur Genugthuung 
und Entſchädigung verpflichtet. 

Die für Das Heer: und Seeweſen erforderlichen 
"Mopificationen dieſer Befimmungen werden befon- 
deren Geſetzen vorbehalten. 

$. 9. Die Todesſtrafe, ausgenommen, wo das 
Kriegsrecht fie vorfchreibt, oder das Seerechti im Falle 

=’.90R Mentereien ſie zuläßt, fo .wie die. Strafen des 
2. Prangers, der. Branpmarkung und der körperlichen 
Züdhtigung fi find abgeſchafft. 
86. 10. Die Wohnung ifl anverletzlich. 
Eine Hausſuchung iſt nur zuläſſi g: 

N in Kraft eines richterlichen, mit Gründen verſe⸗ 

henen Befehls, welcher fofort ober. innerhalb der 
=”. nächſten vierundzwanzig Stunden dem Bethei- 
ligten zugeftellt werden foll; Ä 

2) im Falle der Verfolgung auf feifcher That durch 
den geſetzlich berechtigten Beamten; 

3) in den Fällen und Formen, in welchen dag Ge⸗ 
ſetz ausnahmsweiſe beflimmten Beamten auch 
ohne richterlichen Befehl dieſelbe geſtattet. 

Die Hausſuchung muß, wenn thunlich, mit Zeozie- 

hung von Hausgenoſſen erfolgen. 

Die Unverletzlichkeit der Wohnung ifb fee Hinder⸗ 
niß der Verhaftung eines gerichtlich Werfolgten. 

F. 11. Die. Beſchlagnahme von Briefen und Pa⸗ 
 piosen darf, außer bei einer Berhaftung oder Haus- 
ſuchung, nur in Kraft eines richterlichen, mit Orfaden 
verfehenen Befehls vorgenommen werben, welcher ſo⸗ 
fort oder innerhalb der nächſten vierusdzwanzig Stun⸗ 

den dem Betheiligten zugeſtellt: werden ſoll. 

S. 12, Das Briefgeheimuniß iſt gewährleifien. 
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Die bei firafgerichtlihen Unterfuhungen und in 
Kriegsfällen nothwendigen Befchränfungen find durch 
die Geſetzgebung ſeſtzuſtellen. 


Artikel IV. 


5. 13. Jeder Deutfche hat das Recht, durch Wort, 
Schrift, Drud und bildliche Darftellung feine Mei- 
nung frei zu äußern. ie 

Die Preßfreiheit darf unter feinen Umfländen und 
in keiner Weife durch vorbeugende Maßregeln, na⸗ 
. mentlih Cenfur, Eonceffionen, Sicherheitsbeſtellun⸗ 
gen, Staatsauflagen, Beſchränkungen der Drudereien 
‚oder des Buchhandels, Poftverbote oder andere Hem- 
mungen bes freien Verkehrs befchränft, ſuspendirt 
oder aufgehoben werden. 

Ueber Preßvergehen, weldye von Amts wegen ver- 
folgt werden, wird duch Schwurgeridhte geurtheilt. 

Ein Preßgeſetz wird vom Reiche erlaffen werden. 


Artikel V. 


6. 14. Jeder Deutfche bat volle Glaubens⸗ und 
Gewiſſensfreiheit. 

Niemand iſt verpflichtet, ſeine religiöſe Ueberzeu⸗ 
gung zu offenbaren. 

- 615. Jeder Deutiche iſt unbeihränkt in der ge- 
- meinfamen häuslichen und öffentlichen Hebung feiner 
Religion. 

Verbrechen und Vergeben, welche bei Ausübung 

dieſer Freiheit begangen werden, find nad) dem Ge⸗ 
feße zu beſtrafen. 
- 6. 16. Durch das religiöfe Belenntniß wird der 
Benuß der bürgerlichen und flaatsbürgerlihen Rechte 
weder bedingt noch beſchränkt. Den flaatsbürger- 
lichen Pflichten darf vaffelbe feinen Abbruch thun. 

6.17. Jede Religionsgefellichaft ordnet und ver- 
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waltet ihre Angelegenheiten felbfiftändig, bleibt aber 
den allgemeinen Staatsgeſetzen untermosfen. 

Keine Religionsgefellfchaft genießt vor anderen 
Vorrechte durch den Staat; es beftebt ferner Feine 
Staatskirche. 

NReue Religionsgefellſchaften dürfen ſich bilden; 

Heiner Anerkenntniß ihres Bekenninifſſes durch den Staat 
bedarf es nicht. 

$. 18. Niemand fon zu einer kirchlichen Hand⸗ 
lung oder Feierlichkeit gezwungen werden. 

$. 19. Die Formel des Eides foll Fünftig kauten: 
„So wahr mir Bott helfe!“ 

620. Die bürgerliche Gültigkeit der Ehe ift nur 

von der VBollziehung des Civilactes abhängig; Die 
fichliche Trauung kann nur nach der Vollziehung des 

- Civilaktes ſtattfinden. 

Die Religionsverſchiedenheit iſt kein bürgerliges 
Ehehinderniß. 

F. 21. Die Standesbücher werden von den bür⸗ 
gerlihen Behörden geführt. 

Artikel VI. 
6,223. Die Wiſſenſchaft und ihre Lehre if frei. 
$. 23. Das Unterrichts. und. Erziehungsweſen 
ſteht unter der Oberaufficht des Staats, und if, ab⸗ 
gefehen vom Religionsunterricht, der Beouffihtigung 
der Geiftlichkeit als folcher enthoben. 

j $. 24. Unterrichts⸗ und Erziehungsſanſtalten zu 
gründen, zu leiten und an ſolchen Unterricht zu exthei- 
len, fiebt jedem Deutfchen frei, wenn er feine Befä- 
higung der betreffenden Staatsbehörbe nachgewie⸗ 
ſen hat. 


u häusliche Unterricht unterliegt keiner Befchräu- 
"S "35, Kür die Bildung der deuiſchen Sugend fol 
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durch öffentliche Schulen überall genügend geſorgt 
werden. 

Eltern oder deren Stellverireter dürfen ihre Kinder 
oder Pflegebefohlenen nicht ohne den Unterricht laſ⸗ 
fen, weißer für die unteren Volksſchulen vorgefchrie- 
ben iſt. 

6. 26. Die öffentlichen Lehrer haben die Rechte 
der Staatsdiener. 

Der Staat flellt unter gefeßlich geordneter Bethei- 
ligung der Gemeinden aus der Zahl der Beprüften 
die Lehrer der Volksſchulen an. 

6. 27. Für den Unterriht in Volksſchulen und 
niederen Bewerbefchulen wird Fein Schulgeld bezaplt. 

Unbemittelten ſoll auf allen Öffentlichen Unterrichts 
anftalten freier Unterricht gewährt werden. 

6. 28. Es fleht einem Seven frei, feinen Beruf 
zu wählen und fich für denfelben auszubilden, wie und 
wo er will. 


Artikel VII. 


$. 29. Die Deutfchen haben das Recht, ſich fried- 
ih und ohne Waffen zu verfammeln; einer befondes 
‚ren Erlaubniß dazu bedarf es nicht. 

Bolksverfommlungen unter freiem Himmel können 
bei dringender Gefahr für die Öffentlihe Drdnung 
und Sicherheit verboten werden. 

6. 30. Die Deutfchen haben das Recht, Bereine 
zu bilden. Diejes Recht foll durch Feine vorbeugende 
Maßregel beſchränkt werden. 

F. 31. Die in den 68. 29 und 30 enthaltenen 
Beſtimmungen finden auf das Heer und die Kriegs⸗ 
flotte Anwendung, infomweit die militairifchen Discipli⸗ 
narvorfchriften nicht entgegenftehen. 


Artikel VIIL 
3. 32. Das Cigenthum iR unverletzlich. 
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Eine Enteignung kann nur aus NRädfihten des ge⸗ 
meinen Beſten, nur auf Grund eines Geſetzes und 
gegen gerechte Eniſchãdigung vorgenommen werden. 

Das geiſtige Eigenthum ſoll durch Die Reichsgeſetz⸗ 

gebung geſchützt werden. 

$. 33. Jeder Grundeigenthümer kann ſeinen 

Grundbefitz unter Lebenden und. von Todes wegen 
ganz oder theilmeife veräußern. Den Einzelftaaten 

. ‚bfeibt überlaſſen, die Durchführung des Grundfages 
der Theilbarkeit alles Grundeigenthums durch Ueber⸗ 
gangsgeſetze zu vermitteln. 

Für die todte Hand ſind Beſ chrünkungen des Rechts, 
Liegenſchaften zu erwerben und über ſie zu verfügen, 
im Wege der Geſetzgebung aus Gründen des öffent⸗ 
lichen Wohls zuläſſig. 

$. 34. Jeder Unterthänigkeits⸗ und Hörigkeits⸗ 
verband hört für immer auf. 

$. 35. Ohne Entſchädigung find aufgehoben: 

1) Die Patrimonialgerichtsbarkeit und die grund⸗ 

herrliche Polizei, ſammt den aus dieſen Rechten 
—— Befugniſſen, Exemtionen und Ab⸗ 


2) Die us dem guts⸗ und ſchutzherrlichen Verbande 
fließenden perſönlichen Abgaben und Leiſtungen. 
Mit dieſen Rechten fallen au die Begenleiftun- 
‘gen und Laften weg, melde dem bisher Berechtigten 
darüber oblagen. 

F. 36. Alle. auf Grund und Boden haftenden 
Abgaben und Feiftungen, insbefondere die Zehnten, 
find ablösbar: ob nur auf Antrag des Belafleten, oder 
auch des Berechtigten, und in welder Weiſe, bleibt 
der Befeßgebung der einzelnen Staaten überlaffen. 

Es fol fortan Fein Grundſtück mit einer unablös⸗ 
baren Abgabe oder Leiftung belaftet werden. 

6. 37. Im Grundeigenthum liegt die Beredti- 
gung zur Jagd auf siganem Brunn und Voden. 
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Die Jagdgerechtigkeit auf fremdem Brund und Bo» 
den, Jagddienſte, Jagdfrohnden und andere Leiflun- 
—& für Jagdzwede ſind ohne Entſchädigung aufge⸗ 


Nur ablösbar jedoch iſt die Jagdgerechtigkeit, welche 
erweislich durch einen läſtigen, mit dem Eigenthümer 
des belaſteten Grundſtückes abgeſchloſſenen Vertrag 
erworben iſt; über die Art und Weiſe der Ablöſung 
haben die Landesgeſetzgebungen das Weitere zu be⸗ 
ſtimmen. 

Die Ausübung des Jagdrechts aus Gründen der 
öffentlichen Sicherheit und des gemeinen Wohle zu 
ordnen, bleibt der Yandesgefeßgebung vorbehalten. 

Die Jagdgerechtigfeit auf fremdem Orund und Bo⸗ 
den darf in Zufunft nicht wieder als Grundgerechtig- 
keit beſtellt werden. 

6. 38. Die Familienftdeicommiffe fi nd aufzube- 
ben. Die Art und Bedingungen der Aufhebung be- 
Rimmt die Geſetzgebung ver einzelnen Staaten. 

Ueber die Familienfiveicommiffe der regierenden 
fürftlichen Häufer bleiben die Beſtimmungen ven Lan 
desgefeßgebungen vorbehalten. 

$. 39. Aller Lehensverband ift aufzuheben. Das 
Nähere über die Art und Weife der Ausführung ha- 
ben die Geſetzgebungen der Einzelftaaten anzuordnen. 

6. 40. Die Strafe der VBermögenseinziehung foll 
nicht ftatıfinden. 


Artikel IX. 


6. 41. Alle Gerichtsbarkeit geht vom Staate aus. 
Es follen feine Patrimonialgerichte befteben. 

6. 42. Die richterlihe Gewalt wird ſelbſtſtändig 
von den Berichten geübt. Cabinets⸗ und Diinifterial» 
juſtiz iſt unftatthaft. 

Niemand darf ſeinem geſetzlichen Richter entzogen 
werden. Ausnahmsgerichte ſollen nie ſtattſinden 
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* allen deutſchen Landen gleich wirkſam und voll⸗ 
ziehbar 

Ein Reichsgeſetz wird das Nähere beſtimmen. 
Frankfurt, den 27. December 1848. 


Der Reichsverweſer 
Erzherzog Johann. 
Die Reichsminiſter 
H. v. Gagern. v. Peuder v. Bederath. 
Drauckwitz. R. Mohl. 


Zu den bedeutendſten Rechten des Volkes rechnet 
man die Volksbewaffnung, die perfönliche Freiheit 
un bie Bolfsvertretung. Unter Volksbewaffnung 
: serfleht man im Allgemeinen diejenige Bewaffnung 
seines Volkes, bei welcher jedem mwaffenfähigen Bür- 
ger obliegt, in Zeiten der Gefahr das Vaterland zu 
veriheidigen. In diefem Sinne fann man den alt- 
germanifchen Heerbann, ale das Aufgebot ver Waf- 
fenfühigen zu einem Kriege, fo das alte Bantongiy- 
- em in Preußen, nah welchem jedem Negimente ein 
Bezirk angereiefen war, aus defien Bewohnern es er- 
gänzt wurde, ferner das Conſeriptionsſyſtem in Frank⸗ 
‚zei und in den nad) ihm gemodelten Staaten, fo 
„endlich auch die jeige Kriegs» und Lanpwehrpflichtig- 
Sch in Preußen, melde ebenfalls das ganze Boll 
wehrhaft macht, eine Wollsbewaffnung nennen. Im 
engeren Sinne verſteht man unter Volksbewaffnung 
eine befondere neben dem ſtehenden Heere beſtehende 
Wehranftalt. Als ſolche Anftalten find zu nennen: 
- ver Landflurm oder die Landwehr, tie Schuitery, Die 
Miliz, die National-, Bürger- und Communalgarbde. 
Hiſtoriſch iſt Die Landwehr das ältefte Inſtitut folder 
Vertheidigung. Dan findet ſchon im fränkiſchen 
Reiche eine Landveri und Befammtanfgebote zur Lan⸗ 
desvertheidigung (Landſturm) und ähnliche Aufge- 
bote zum Schutze der dentſchen Freiheit gegen Uu- 
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ecxercirt ans dem: fiehenden Heere zur Kriegsreſerve 


Auf zwei Jahre entlafien. Alsdann fommen pie Leute 


zum erſten Aufgebot der Landwehr, einer Ergänzung 


und UÜnterflügung des fiehenden Heeres, zu der alle 
Mannſchaft vom: 26ſten bis’ 32ften Jahre gehört, 


. und die alljährlich vierzehn Tage, ale zwei Jahre bei 
größeren Mandvern vier Wochen zufammenberüfen 
und geübt wird. Der Landwehrmann fommit nad 


feinem Austritte aus dem erſten Aufgebote in das 


‚zweite, welches, aus den Männern bis zum Igſten 


Bahre beſtehend, in Kriegszeiten Garnifondienfte lei⸗ 
ſtet, Feſtungen befegt und Magazine bewadt. Alle 
übrige mwaffenfähige Mannfchaft, bis zum 5Often 


Jaähre, teitt in SKriegszeiten zum fogenannten Land⸗ 
ſturm, der im denkwürdigen Jahre 1813 wunderbare 
Tapferkeit an den Tag gelegt und ‚feinen Heinen An⸗ 


heil an der Befiegung der franzöfiihen Heere hat. 


Als Diejenigen Wehranftalten, in welchen fich Die Idee 
einer Volksbewaffnung am meiften ausgeprägt. hat, 


find aber vor allen zu nennen: die Miliz in den nord⸗ 
amerifanifihen Vereinsſtaaten und die franzöſiſche 


Nationalgarde. Die beflehende Einrichtung deu nord⸗ 
amerikaniſchen Miliz wurde, nachdem Wafbington 


ſchon 1789 vie Gründung eines guten Militäkrfy- 


ſftems für einen Chrenanfpruch der Geſetzgebung er- 
. -Hönt.batte, durch das Sefeg vom 8. Mai. 1798. fefle 


geſetzt. Das Verhältniß der Miliz zur Volksmenge 
iſt hier 1 zu 11, die Dienftpflicht Dauert vom 18flen 


- bis 4öften Lebensjahre. Zur Anfchaffung von Waf- 
- few werden von der Unionsregierung jährlih 200000 
Dollars an die einzelnen Staaten, je nach Verhältniß 
der vom einzelnen zu fiellenden Milizenanzahl, vers 


teilt. Auch die Geſchütze giebt die Regierung. Ge⸗ 
feglich befreit von der Dienftpflicht find eigentlich nur 


: alle Öffentliche oder Staatsbeamte, doch iſt in einzel» 
nen Staaten auch Die Loskaufung geflattet, und bier 
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die Zollbeamten. Vom gewöhnlichen Dienſte kön⸗ 
‚nen ſich auch die Mitglieder beider Kammern und der 
Gerichtshöfe losfagen. Weber die den Dienft betref⸗ 
‚fenden Leiftungen, fo wie über Einſchreibung in bie 
Lifte der Nationalgarde, enticheidet eine Revifiong- 
jury, welche aus dem Friedensrichter, einem Präfiden⸗ 
ten und zwölf, aus einer Liſte Nationalgardiſten, 
welche 35 Jahre alt und des Lebens und Schreibens 
kundig ſind, durch das Loos gewählten Geſchworenen 
beſteht. Zur Oültigkeit der Ausſprüche der Jury wird 
Stimmenmehrheit mit Einſchluß der Stimme des 
Präfidenten erfordert. Die mobile Nationalgarde be⸗ 
‚geeift die Bürger von 20 bis 30 Jahren. Sobald 
fie gebildet if, fleht fie unter dem Militaicbefehle. 

Seit der gewaltfamen Zhronbefteigung des zum 
Präſidenten gewählten Neffen Napoleon’s L., des 
jegigen Kaiſers von Frankreich, Napoleon IL, 
eriflirt die Nationalgarde in diefem Rande nur fchein- 
"bar, fie ift in der That faft gänzlich aufgehoben. 

Mit der franzöfifchen Anftalt nichts gemein, ale 
‚daß fie Die Ordnung im Innern ſchützen halfen, und 
‚damit Die Linientruppen anderweit benußt werden 
. fonnten, hatten die, in mehreren deutfchen Staaten 
während der franzöfiihen Herrſchaft, z. B. in Baiern - 
und Sachſen, eingeführten Bürgergarden, hier und 
da auch Nationalgarden genannt. Die jpäter in 
Kolge der Breigniffe von 1830 in Sachſen, Braun- 
ſchweig und Kurheſſen eingeführten Bürgergarden 
‚geflalteten fidy fpäter zu Tandesanflalten. So wurde 
: duch Verordnung vom 239. November 1830 in 
:36 Städten Sahfens eine Bürgerwehr unter dem 
Namen Communalgarde errichtet, zu welcher je- 
: ver Bürger von 20— 50 Jahren als vienftipflidtig 
treten mus. Die Wahl der Offiziere ift den Gar» 
viften überlafien und ein fogenannter Ausfchuß leitet 
in jeder der 36 Städte Die Angelegenheiten der An- 
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.. @ründen die Bürgerwehr einzelner Gemeinden oder 
Kreife ihres Dienſtes enthoben oder aufgelöft werden. 
. Die Dienftenthebung darf nicht länger als ſechs Mo- 
nete dauern. Im Fall einer Auflöfung muß die Ver⸗ 
ordnung wegen der neuen Organifation der Bürger- 
„wehe binnen drei Monaten erfolgen. - 
6. 4. Wenn die Bürgerwehr einer Gemeinde 
- wer eines Kreiſes den Mequifitionen der Behörden 
. Beige zu leiften ſich weigert, oder fi in die Verrich- 
..tangen der Bemeindes, der Verwaltungs: oder ge⸗ 
richtlichen Behörden einmiſcht, fo kann ver Verwal⸗ 
mungschef des Regierungsbezirks unter Angabe der 
. Gründe fie vorläufig ihres Dienftes erheben. Diefe 
‚Dienfienthebung hört nah Ablauf von vier Wochen 
. son felbit auf, wenn nicht innerhalb diefer Zeit die 
"Beflätigung derfelben oder die Auflöfung der Bür- 
gerwehr nad) $. 3. erfolgt. 
6. 5. Die Bürgerwehr gehört zum Reflort des 
- Miniflers des Innern. 
- 66. Die Müglieter der Bürgerwehr dürfen ſich 
ohne Befehl ihrer Anführer weder zu dienftlichen 
.Zwecken verfammeln, noch unter die Waffen treten. 
# Die Anführer dürfen vielen Befehl nicht ohne Requi« 
. tion der zufändigen Eivilbehörden ($. 67) erthei- 
len, ausgenommen fo weit es fih um die Bollziehung 
des Dienfireglements handelt. 
G. 7. Jedes Mitglied der Bürgerwehr leiſtet vor 
Dem Gemeinbevorſteher in Gegenwart des Befehls⸗ 
:habers der Bürgerwehr folgende feierliche Verſiche⸗ 
-zungz „Ich gelobe Treue dem König und Behorlam 
; der Berfaflung und den Geſetzen des Königreichs.” 
6. 8. Jeder Preuße nah vollendetem vierund- 
zwanzigſten und vor zurüdgelegtem funfzigſten Le⸗ 
‚.hengjahre if, vorbehaltlich der unverfürzten Erfül⸗ 
.. lang der Milttaicpfliht, zum Dienfle in der Bürger- 
:..meebs derjenigen Gemeinde berechtigt und yerpflichtet, 
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“in welcher ex feit wenigſtens einem Jahre ſich oufge⸗ 
halten hat. 

$. 9. Derjenige, welcher bereits in feinem frühe⸗ 
ren Wohnorte Mitglied der Bürgerwehr war, iſt bei 
feiner Ueberſiedelung an einen anderen Ort zum ſo⸗ 
fortigen Eintritt in die dortige Bürgerwehr berechtigt 
und verpflichtet. 


"..$.10. Der Dienfl in der Bürgerwehr ift unver | 


einbar mit dem Amte eines Verwaltungschefs des 
Regierungsbezirks oder Rreifes, Bürgermeifters, eines 
executiven Sicherheitsbeamten, Beamten der Staat. 
anwaltſchaft, Gerichtspräfidenten oder Direktors, Un 
terfuchungerichters, Einzelukbters, Ortsſchulzen oder 
- eines jeden andern Vorſtehers einer Gemeinde, einer 
» im aktiven Dienft befindlichen Militairperfon, eines 


BVBorftehers und Gefangenwärters in einer Gefangen | 


anſtalt. 

G. 11. Zum Dienſt find nicht verpflichtet: 1) Mir 
niſter, 2) Geiſtliche, 3) Grenz⸗, Zoll⸗, Steuer⸗ 
Forſtiſchutz- und Poſtbeamte, 4) Eifenbahnbeamte, 
5) Lootfen. | 

8.12. Ausgeſchloſſen von der Bürgerwehr find 
: Diejenigen, welche fih in Folge vechtöfräftiger rich⸗ 
' terliher Erkenntniffe nit im Vollgenufle der. bür- 
gerlichen Rechte befinden. 

$. 13. In jeder Gemeinde wird eine Stammliſte 
"aller Derjenigen angelegt, welche in Gemäßheit der 
"+66. 8. bie 12. zur Bürgerwehr heranzuziehen find. 
814. Die Stammlifte wird von.dem Gemeinde⸗ 
vorſtande gefertigt, fie wird jedes Jahr erneuert und 
vom 1. bis 15. Dezember zu Jedermanns Einſich 
auf dem Sekretariat der Gemeinde offen gelegt. Je 
des Bemeindemitglied kann bis zum 20. Dezember 
inſchließlich ſeine Bemerkungen gegen die Stamm» 
lite bei dem Gemeindevorſtande anbringen. uw der 
Zeit vom 21. bis 31, Dezember wird vie Stamm⸗ 
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:#fle von ber @emeindevertretung revidirt und mit 
Rüdfiht auf die eingegangenen Bemerkungen oder _ 
von Amtswegen berichtigt und feitgeftellt. Die feſt⸗ 
geftellte Lifte wird vom 1. bis 15. Januar auf dem 
Sekretariate offen gelegt. Gegen die Feſtſtellung 
gebt die Berufung an die Streisvertretung, melde dar- 
über endgültig entfcheidet. 

6. 15. Aus der Stammlifte werden durch die 

Gemeindevertretung jährlich zwei Dienflliften ausge- 

ogen. 

J 16. Die erſte Dienſtliſte umfaßt die zum lau⸗ 
fenden Dienſte auwendbare Mannſchaft (Dienſtwehr). 
. 17. In allen Gemeinden, in welchen die Ge⸗ 

ſammtzahl der für den laufenden Dienſt verwendba⸗ 
ven Männer den 20Oſten Theil der Bevölkerung über⸗ 

.ftelgt, bat die Gemeindeveriretung das Recht, vie 
wirklich dienſtthuende Mannfchaft auf diefen Theil der 
‚Bevölferung zu befchränten. Macht fie von diefer 
Befugnig Gebraud, fo muß fie durch das Loos einen 

Wechſel des Dienfles in der Art fefifiellen, daß alle 
für den laufenden Dienft vermenbbaren Männer in- 
nechalb des Jahres, für welches die Dienflifte gilt, 
nad) und nah an die Reihe fommen. Es darf jedoch) 
bei dem jedesmaligen Wechfel nicht mehr als ein 
Drittel ausſcheiden; auch müſſen alle Altersklaſſen 
möglichſt nach Verhältniß der darin vorhandenen 
Zahl von Bürgerwehrmännern gleichzeitig herange⸗ 

zogen werden. 

6. 18. Die zweite Dienſtliſte begreift Diejenigen, 
welche nur in außerordentlihen Fällen zum Dienfte 
heranzuziehen find (Hülfswehr). Sie bildet fih aus 
Denjenigen, welde ihre Aufnahme in diefelbe bean- 
tragen. Berechtigte zu dieſem Verlangen find nur 
Dienfiboten und alle Diejenigen, für melde der lau- 

— fende Dienft eine zu drückende Laft fein würde. 
.. 61% Es können auf ihren Antrag und unten 
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$. 41. - Ein Zug beſteht aus 15 bis 30 Mann. 
Er Hat einen Zugführer, einen Stellvertreter deſſel⸗ 
ben und einen bie zwei Rottenmeifter. 

6. 42. Zwei bie vier Züge (60 bis 120 Mann) 
bilven eine Schwadron. Jede Schwadron hat einen 
Rittmeiſter, einen Oberzugführer, einen Wachtmeifter, 
einen Schreiber und einen bis zwei Trompeter. 

6. 43. Die berittene Bürgerwehr ſteht unter dem 
Befehlshaber der Bürgerwehr der Gemeinde, in wel⸗ 
her fie fi gebildet hat, oder, wenn fie aus Bewoh⸗ 
_ nern mehrerer Gemeinden befleht, unter dem Ober⸗ 
ſten der Bürgerwehr des Kreiſes. 

6. 44. Es ſteht der Bürgerwehr frei, bei fich Ar— 
tillerie einzuführen. Dazu iſt jede Gemeinde berech⸗ 
tigt, welche ſich verpflichtet, vier Geſchütze nebſt der 
nöthigen Beſpannung und Mannſchaft zu beſchaffen 
und auf dem Fuße der Artillerie des ſtehenden Hee⸗ 
res zu organiſiren und zu erhalten. Auch ſteht der 
Bürgerwehr einer jeden Gemeinde frei, Diejenigen, 
welche bei den Pionieren gedient haben, in eine eigene 
Abtheilung zu vereinigen. 

F. 45. Die Anführer der Bürgerwehr werden 
von allen Bürgerwehrmännern der Dienſtwehrliſte 
($. 16) gewählt. 

6. 46. Der Oberfi wird vom Könige aus der 
Lifte von drei Kandidaten ernannt, welche in drei ein- 
: zelnen Waplalten gewählt werben. 

6. 47. Die Wahl der Anführer geſchieht mittelft 


.  geflempelter Stimmzettel nad abjoluter Stimmen- 


mehrheit, unter Leitung des Gemeindevorſtehers des 
Wablorts, welder aus den Mitgliedern der Bürger. 
wehr einen Protofollführer und die erforderlichen 
Stimmzäpler zuzieht. 

Wenn die Majorität bei dem erften Skrutinium 
nicht vorhanden if, fo werden Diejenigen beiden Kan⸗ 
didaten, welche die meiften Stimmen haben, anf ür 
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Sowohl für die Beſchwerden über die Gültigkeit 
per Wahlen, ats auch fün vie Berufung an die Be» 
zufung an bie Kreis. und Bezirksvertretung findet 
eine präflufive Frift von zehn Zagen ftatt. 

An der Gntfheivung nehmen Diejenigen nicht 
: heil, welche bei der angegriffenen Wahl als Ge⸗ 
meindevorficher, Protokollführer oder Stimmzähler 

mitgewirkt haben. 

6. 54. Die Wahlen und Ernennungen der An- 
- führer gefheben auf drei Jahre, zum erftien Male auf 
ein Jahr. ever ift zur Annahme der anf ihn gefal- 
Aenen Wahl für vie Dauer einer Wahlperiode ver- 
ice. Die nämlihe Perſon kann wieder ermählt 


:, Ber ernannt werden. Jedoch kann fie die Wahl für 


Bie nächſte Wahlperiode ablehnen. 
6,56. Im Kalle der Erledigung einer Stelle fin- 
det eine Erſatzwahl für die Dauer der noch Übrigen 
Dienfizeit des Abgegangenen ftatt. 
6. 57. Die Bürgermehr foll ein im ganzem Lande 
gleithes Dienfizeichen tragen, welches vom Könige be» 
ſtimmt wird. 


6. 58. Die Bewaffnung für die Bürgerwehr iſt: 

1) für alle Anführer vom Zugführer aufwärts ein 
Seitengewehr, 

2) für die Wehrmänner und Rottenführer eine 
Muskete mit Bajonett und Patrontaſche. 

Die Bewaffnung der Kavallerie und der Urtille⸗ 
siften bleibt der Kreisvertretung vorbehalten. 

6. 59. Der Bürgerwehr einzelner Gemeinden ifl 
6 geflattet, aus denjenigen Bürgerwehrmännern, 
welche erweislich geübte Büchfenfchügen find, eine 
Echügenabtheilung zu bilden. Die Zap diefer Büch⸗ 
fenfhüßen wird vom Commando ber Bürgermwehr 
mit Genehmigung der Gemeindevertretung feſtgeſtellt. 

Weber den Eintritt in die Schützenabtheilung ent- 
{heisst das Kommando ber Bürgerwehr. Die Mi 
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‚die Beſorgung aller übrigen ökonomiſchen Angelegen- 
beiten nad Anhörung des Befehlehabers der Bürger- 
wehr der Gemeinde, nah Maßgabe der Beſclüſſe 
und Gtatsfefffegungen der Gemeindevertretung ob. 

Außerdem gebührt ihm die Prüfung und Eniſchei- 
dung der im $. 27 erwähnten Geſuche. 

Der Vorfteher der Gemeinde führt den Vorſttz i im 

Verwaltungsausſchuſſe. 
G. 66. Die Bürgerwehr tritt, ſobald es der im 
6. 1 angegebene Zweck erheiſcht, auf Requiſition des 
Gemeindevorſtehers oder der von ihm delegirten Ge⸗ 
mieindebeamten, fo wie der demfelben vorgejeßten 
Kreisbehörde in Dienfithätigfeit. 
G6. 67. Die Requifition wird an den Befehlsha⸗ 
ber der Bürgerwehr der Bemeinde, oder an die von 
bemfelben ermächtigten Unterbefehlshaber erlaſſen. 
Geht die Nequifition von der Kreisbehörde aus, fo 
muß gleichzeitig dem Gemeindevorſtande Kenniniß 

davon gegeben werden. 
G. 69. Zur Beſtellung von Wachtdienfien und 
zu regelmäßigem Garniſondienſte überhaupt iſt die 
Bürgerwehr nur in Kriegszeiten, wenn in ihnen Ab⸗ 
weſenheit oder Verhinderung des Militairs ſtattfin⸗ 
det, oder ſonſt in Zeiten geſtörter öffentlicher Ord⸗ 
nung, verbunden; wohl aber dazu jederzeit mit Ein⸗ 
willigung der Gemeindeverwaltung berechtigt. Ä 

6. 69. Zum Dienft außerhalb ihrer Gemeinde ift 
die Bürgerwehr nur auf Requiſition des Verwal—⸗ 
tungsvorſtehers des Kreiſes verpflichtet. 

Es reicht jedoch im Falle einer bedrohenden Ge- 
fahr die ſchriftliche Requiſition des Vorſtehers einer 
benachbarten Gemeinde ſelbſt eines anderen Kreiſes 
hin, welcher hiervon ſeiner vorgeſetzten Behörde ſofort 
Nachricht zu geben hat. 

6. 70. Zum Dienft außerhalb des Kreiſes iſt die 
Bürgerwehr der Gemeinde defjelben nicht verpflichtet, 
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‚mit Ausnahme des im $..69 im Schlußfatze augege⸗ 
nen re ber nachbarlichen Hülfe. 
G. 71. Erleidet ein Bürgerwehrmann in feiner 
Dieafafüct folhe Befhäpigungen, welche ihn zum 
Betriebe. feiner Erwerbebefchäftigung ganz oder theil- 
weife unfähig machen, fo wird. für die Dauer biefer 
‚ Unfüßigkeit ihm, und falld ein Bürgermehrmann in 
feinen Dienflverrichtungen das Leben verliert, fein: 
Familie ein nad) feinen Berhältniffen abzumeffenber, 
jedoch. auf das Noihwendige beſchränkter Unterhalt 
zugefihert. Diefen Unterhalt bat die Gemeinde au 
gewähren, vorbehaltlich ihres Regreſſes an rechtlich 
näher Verpflichtete. | 

.$. 72, Die Waffenübungen der Bürgerwehr ſol⸗ 
- Jen wenigſtens zwölfmal im. Jahre, und zwar inner» 
‚halb des Gemeindebezirks, Rattfinhen. 

$..73. Die Bürgerwepren mehrerer Gemeinden, 
welche vereint eine Compagnie bilden, müſſen alljähr⸗ 
lid) mindeſtens viermal zu gemeinſchaftlichen Waffen⸗ 
übungen an einem Orte im Bezirt dieſer Gemeinden 
verſam welt werden. 

8. 74. Dos Nähere über die Waffenübungen, ſo 
‚wie über die Drdnung des Dienfles überhaupt, wird 
durch ein Reglement beitimmt, welches von dem Ober: 
fien der Bürgerwehr unter. Zuziehung der Mojore 
und Haupileute entworfen und der Kreisvertretung 

;, zur Genehmigung vorgelegt wird. 

8 75. Leder Bürgerwehrmann. muß den Befeh- 
len feiner Vorgeſetzten zur Leiftung eines Bürger: 
wehrbienfles, und mährend des Dienſtes pünftlih 
GOehorſam leiften. Im Falle der Krankheit oder an: 
berex dringender Hinderniſſe hat der zum Dienft: Ber 
rufene dies dem Befehlshaber fogleich anzuzeigen, 

$. 76. Die Art ver Zufgmmenberufung der Büi⸗ 
»gerwehr mird durch das im $. 74 toihe Regle⸗ 
ment beflimmt. ' Ä 
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Auf die Aufforderung oder das feſtgeſetzte Signal 
muß ſich jeder dienfithuende Bürgerwehrmann, mit 
nem Dienftzeichen verfehen, bewaffnet auf dem Sam⸗ 
wnelplage einfinden. | 

Die bloße Behauptung, von dem gegebenen Signal 
keine Kenntniß erhalten zu haben, Fann dag Ausblei- 
ben nicht entfchuldigen. 

6. 77. Die im Dienft befindliche Bürgerwehr hat 
das Recht, felbft ohne Requifition ver Civilbehörden, 
von den Waffen Gebraud zu machen, wenn Gewalt⸗ 
thätigfeiten gegen fie verübt werden, oder wenn fie 
nur durch Anwendung der Waffen verhindern fann, 
daß fie von der eingenommenen Stellung oder einem 
ihr angewiefenen often verdrängt werde, oder daß 
gewaltfame Angriffe gegen Perfonen oder Eigenthum 
begangen werben. 

6. 78. Tritt das zur Unterflüßung der Bürger- 
wehr requirirte Militair in Thätigkeit, fo bildet die 
.Bürgerwehr die Reſerve deſſelben. 

6 79. Die in die zweite Dienſtliſte eingetragenen 
Bürgerwehrmänner ($. 18) fünnen durch einen Be- 
ſchluß der Oemeindevertretung zum Dienft herange- 
zogen werben. 

Der Beihluß muß zugleich dic Zahl der einzube- 
sufenden Mannſchaften feftfegen. 

6. 80. Jeder Befehlshaber der Bürgerwehr oder 
einer Abtheilung derfelben, welcher den Requifitionen 
der zufländigen Behörden, die Bürgerwehr zu einem 
geſetzlichen Dienfte in Thätigkeit zu fegen, nicht Folge 
leiftet,, wird mit Gefängniß von acht Zagen bis zu 
ſechs Monaten befiraft. 

6. 81. Jeder Befehlshaber der Bürgerwehr oder 
einer Abtheilung derfelben, welder außer Den im Ge» 
fege vorgefehenen Fällen die Bürgerwehr ohne Re⸗ 
quifition der zuſtändigen Behörden in Thätigkeit ſetzt, 


Ri? 
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wird mit Gefängniß von vierzehn Tagen bis zu einem 
Jahre beſtraft. 

$. 82. Die Verfolgung wegen der in den $$. 80 
und 81 vorgefehenen Bergehen hat die Suspenfion 
vom Dienfte zur Folge. Es kann au auf Verluſt 
der Stelle erfannt werden, in welchem Falle die Wie- 
dererwählung binnen dret Fahren nicht zuläfft ig iſt. 

$. 83. Wenn Mitglieder der Bürgerwehr in gr» 
feren oder Kleinen Abtheilungen fi) ohne Befehl zu 
dienfllihen Zwecken verfammeln oder eigenmädhtig 
unter die Waffen treten ($. 6), fo werden die Bethr'- 
ligten von dem Oberften des Dienſtes enthoben. Sie 
werden außerdem mit Gefängniß von drei Tagen bie 
zu drei Monaten und nad) Befinden der Umftänve mit 
der Entfernung aus der Bürgerwehr auf ein bis Drei 
Jahre befiraft. 

$. 84. Jedes Mitglied der Bürgerwehr, welches 
Waffen oder andere zur Ausrüftung gehörende Ge⸗ 
genftände, die ihm von der Gemeinde anvertraut find, 
abfichtlich verdirbt oder zerſtört, oder verkauft, ver- 
pfändet, verſchenkt oder ſonſt bei Geite fhafft, wird 
nad) den gemeinen Strafgefegen ober, in fo weit viefe 
nicht zur Anwendung fommen, mit Gefängniß von 
drei Tagen big zu ſechs Monaten beftraft. 

So lange der Eigenthümer von Waffen und fon- 

ſtigen Ausrüſtungsgegenſtänden Bürgerwehrmann iſt, 

dürfen dieſelben nicht abgepfändet werden. 
885. Die in den $$. 80, 81, 83 und 84 vor⸗ 
gefehenen Vergehen gehören vor die ordentlichen Ge⸗ 
richte. 

$. 86. Jeder Vorgeſetzte kann feinen Untkergebe⸗ 
nen im Dienſte zurechtweiſen; er kann ſogar zur Auf⸗ 
rechthaltung der Ordnung deſſen ſofortige Entwaff⸗ 
nung und Entfernung oder auch Einſperrung bis auf 
24 Stunden im Falle der Trunkenheit oder Wider⸗ 
ſetzlichkeit anordnen. 
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Die Anwendung einer etwa verwirkten Strafe wird 
hierdurch nicht ausgeſchloſſen. 

$. 87. Die in den $$. 80 bis 84 nit vorgefes 
men Uebertretungen dieſes Geſetzes und des im 6. 74 
erwähnten Dienfireglements werden mit nachfiehen- 
Ben Disciplinarfirafen geahndet: 

1) mit einfahem Verweiſe; 

2) mit gefihärftem Verweiſe; 

3) Entziehung des Grades; 

4) Entfernung aus der Bürgerwehr auf drei 
Monate bis drei Jahre. 

6.88. Wer aus der Bürgermehr entfernt wird, 
Tann zugleich verurtheilt werden, bis zum Ablaufe der 
Strafzeit eine Geldbuße zu zahlen, deren jährlicher 
Betrag höchſtens 50 Rthlr. fein foll. 

6. 89. Die Entfernung aus der Bürgerwehr wird 
.. unter Angabe der Gründe der Gemeindevertretung 
" angezeigt. 

6. 90. Die Unterfuhung und Beflrafung ber 
Disciplinarvergehen ($$. 87 bis 89) erfolgt durch 
Bürgermwehrgerichte. 

$. 91. Die Bürgermehrgerichte find entweder 

1) Eompagniegerichte, oder 
2) Bataillonsgerichte. 

$. 92. Das Sompagniegericht beſteht bei jeder 
Compagnie aus neun Bürgerwehrmännern derfelben. 
Zu feiner Competenz gehören alle Disciplinarverge- 
ben der Bürgerwehrmänner, NRottenmeifter, Geftei- 
ten, NRottenführer, Feldwebel und Schreiber, fo wie 
der Zambours und Horniften der Compagnie. 

$. 93. Das Bataillonsgericht befieht aus neun 

Bürgermehrmännern des Bataillons. 
Zur Gompetenz deflelben gehören alle Discipli- 
narvergehen der Anführer der zum Bataillon gehö⸗ 
renden Compagnien, vom Zugführer aufwärts bie 
einfchlieplich des Majors. 
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8. 94. Die Mitglieder des Compagniegerichts 
werden von ſämmtlichen Bürgerwehrmännern der 
Dienſtwehrliſte der Compagnie, unter Leitung bes 
: .‚Hauptmanng, und die Mitglieder des Bataillonsge⸗ 
richts von ſämmtlichen Bürgermehrmännern der Dienft- 
wehrlifte des Bataillong, unter Leitung des Majors, 
nad abfoluter Stimmenmehrheit aus jämmtlichen 
Mitgliedern der Bürgerwehr, einſchließlich der Offi⸗ 
ziere, Zugführer und Rottenführer, gewählt. 

9. 95. Bilder die berittene Bürgermehr einer Ge⸗ 
meinde eine Schwadton, fo wird bei derfelben in glei. 
her Weife und zu gleihem Zwede, wie bei jeder 

Compagnie, ein Bürgermwehrgericht gebildet. 
$. 96. Hat die berittene Bürgerwehr einer Ge⸗ 
meinde nicht Die Stärfe einer Schwadron, fo ſteht die 
Mannſchaft unter vem Compagnierecht. Sind meh» 
 vere Compagnien vorhanden, fo beflimmt ver Be- 
fehlshaber der Bürgermwehr der Gemeinde dag Com⸗ 
pagnieredht, unter welchem die Mannfcaft ſtehen foll. 
$. 97. Die Zugführer und Rittmeifter der berit- 
tenen Bürgerwehr flehen unter dem Bataillonsgericht 
ihrer Gemeinde. 

Sind mehrere Bataillonsgerichte in einer Gemeinde 
vorhanden, fo beftimmt der Dberft der Bürgermehr 
der Gemeinde Das Bataillonsgericht. 

$. 98. Die Mitglieder der berittenen Bürgerwehr 
haben Stimmrecht bei der Wahl der Mitglieder der 
Bürgerwehrgerichte, unter welchen fie ftehen, und find 

zu ©erichtsmitgliedern wählbar. 

$. 99. Die Beflimmungen der 6$. 95-98 fin- 

“ den aud auf die Bürgermehr - Artillerie und Pionir- 
Abtheilungen Anmendung. 

6. 100. Die Wahl der Richter erfolgt auf Ein 
Jahr. Die Austretenden können wieder gewählt 
werden, tür jeden Richter wird ein Stellvertreter 
gewählt. en . 
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6. 101. Yeder Gewählte muß die Wahl anneh- 
men. Im Falle der Wiederwahl if die Ablehnung 
geflattet. 

$. 102. Die Mitglieder der Bürgermehr wählen 
aus ihrer Mitte durch abfolute Stimmenmehrheit den 
Borfigenden. Ergiebt fih diefe Stimmenmehrheit 
beim erften Serntinium nicht, fo erfolgt eine zweite 
Abflimmung über die beiden Kandidaten, welche die 
meiften Stimmen haben. 

$. 103. Die Verrihtungen der Staatsanwalt» 

-Ichaft werden bei jedem Bürgerwehrgericht von einem 
Bericterftatter und von jo vielen Stellvertretern def- 
felben wahrgenommen, als das Bedürfniß des Dien- 
les erfordert. 

Der Berichterftatter und deſſen Stellvertreter, fo 

‚wie der Secretair des Bürgerwehrgerichts, werden 

- von ben betreffenden Befehlshabern ($. 106) aus 
den Mitgliedern der ihnen untergebenen Bürgermwehr 
auf ein Jahr ernannt. 

$. 104. Wenn die Mehrzahl einer Compagnie 

‘ oder eines Bataillong eines Disciplinarvergebens ſich 
ſchuldig macht, fo wird Durch den Oberſten ein benach⸗ 

. bartes Compagnie» oder Bataillonsgeridht für compe- 
tent erklärt. " 

6. 105. Es ift ſowohl dem Berichterſtatter, als 
dem Ungefchuldigten geftattet, vier Mitglieder des 
Gerichts zu vekufiren. In diefem alle tritt für den 
Rekufirten deſſen Stellvertreter ein. 

6,106. Die Anzeigen von Disciplinarvergehen 
der DBürgermehrmänner und Rottenführer werden 
dem Hauptmanne (oder Rittmeifter), von Discipli⸗ 
narvergehen der Jugführer, Haupileute und Rittmei⸗ 
ler dem Major, und von Disciplinarvergehen ter 
Majore dem Oberften eingereicht. 

ec 497, Die eine oder die andere. dev vorbezeich- 
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 neten Perfonen überfendet die Anzeige dem Bericht⸗ 
erftatter bei dem zufländigen Bürgerwebrgerichte. 

$. 108. Der Berichterftatter kann nöthigenfalls 
durch ſummariſche Vernehmung der von der Sache 
unterrichteten Perfonen oder durch fonflige geeignete 
Mittel fich diejenigen Aufklärungen verfhaffen, melde 
zur Erhebung einer beflimmten Befuldigung erfor⸗ 

', derlich find. ’ 
$. 109. Der Berichterflatter überreicht die Schrift, 
. welche die Befhuldigung enthält, dem Borfigenpen 
des Bürgerwehrgerihts mit dem Antrage, zur Ber 
handlung der Sache einen Termin zu beflimmen. 

$. 110. Zu dem von dem Borfigenden beftimm- 
ten Zermin wird der Befchulvigte, unter abfcheiftlicher 
Mittheilung der Beſchuldigungsſchrift, auf Anfuchen 

des Berichterſtatters, mit der Warnung vorgeladen, 

daß im Falle ſeines Ausbleibens nichtsdeſtoweniger 

mit der Unterſuchung und Eutſcheidung verfahren wer⸗ 
den ſoll. 

.$. 111. Der Beſchuldigte muß in Perſon oder 
durch einen Bevollmächtigten erſcheinen. Das Ge⸗ 
richt iſt jedoch befugt, feine perſönliche Anweſenheit zu 
verlangen. Es kann ihm ein Vertheidiger zur Seite 
ſtehen. 

6. 112. Erſcheint der Beſchnldigte zu der in der 
Vorladung beſtimmten Stunde nicht, fo wird deſſen⸗ 

ungeachtet zur Verhandlung und Eniſcheidung ge⸗ 
ſchritten. 

6 118. Gegen die Contumacialverurtheilung 

(88. 110. 112) findet ver Einſpruch ſtatt. Derſelbe 
muß jedoch innerhalb Dreier Tage nach der Bekanni⸗ 
-machung Des Urtheils an den: Befchuldigten durch eine 
dem Berichteritatier zuzuſte llende Erklãrung eingelegt 
werden. 

8. 114.. ‚Bur Entiche dung über. den Ginfprud 
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wird der Verurtheilte in eine von dem VBorfigenden 

‚des Gerichts zu beflimmenden Sigung vorgeladen. 
$. 115. Wird Fein Einfprud eingelegt oder er⸗ 

ſcheint der Verurtheilte nicht in der beflimmten Sigung, 

fo wird das Contumacialurtheil rechtskräftig. 

6. 116. Das Verfahren vor dem Bürgerwehr- 
gericht ift öffentlich. 

Die Polizei der Sigung ſteht dem Borfigenven zu, 
welcher das Recht hat, Jeden, der die Ordnung flört, 
zu entfernen oder fefinehmen zu laflen. 

Wird die Störung durch ein Verbrechen, ein Ver⸗ 
geben oder eine Uebertretung verurfacht, fo wird hier- 
über ein Protokoll aufgenommen. Handelt es fi 
hierbei von einem Disciplinarvergehen eines Bürger: 
mwebrmannes, fo wird darüber fofort verhandelt und 
: entfhieden. In allen anderen Fällen wird der Be- 
. fpuldigte an die competente Behörde vermiefen und 
derfelben das Protokoll überfandt. 

6. 117. Die Verhandlungen vor dem Bürger- 
webhrgerechte finden in folgender Ordnung ftatt: 

: Der Secretair ruft die Sache auf. 

Denn der Befchuldigte die Zuftändigkeit des Bür- 
gerwehrgerichts ablehnt, fo enticheidet daſſelbe zuerft 
hierüber. 

Erklärt es fich für incompetent, fo wird die Sache 
an die zuftändige Behörde verwieſen. 

Der Secretair verlieft die Anzeige oder Meldung 
und die etwaigen zu deren Unterflüßung dienenden 
Aktenſtücke. Hat der Berichterflatter oder der Be- 
ſchuldigte Zeugen vorladen laſſen, fo werden diefe 
vor ihrer Bernehmung vereidet. 

Ddrer Beſchuldigte oder fein Vertheidiger wird ge- 
hört. Der Berichterflatter legt das Ergebniß der Un- 
terfuhung dar und ftellt feinen Antrag. Der Ber 
ſchuldigte oder fein Bevollmädtigter und fein Ver⸗ 

theidiger können ihre Bemerkungen yorbringen. 
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fFechs Mitgliedern der Bürgerwehr vorgelefen wird. 
Beim geſchärften Verweiſe geſchieht die Vorleſung 
vor verſammelter Mannſchaft. 

$. 124. Die Geldbußen (5. 88) fließen zur Ge⸗ 
meindefaffe. 

- Die zwangsweife Beitreibung derfelben gefchieht 
in derfelben Weiſe, wie die der Gemeindeabgaben. 

Bon jedem auf Geldbuße lautenden Wrtheile wird 
ein Auszug dem Bemeindevorfleher überfandt. 

6. 125. Die Entziehung des Grades und die Ent- 
fernung aus der Bürgerwehr wird der verfammel- 
ten Compagnie oder Schwadron durch Tageshbefehl 
verkündet. 

. 126. Im Falle der Pflichtverletzung oder Un⸗ 
fähigfeit kann der Dberft, jedoch nur auf den Antrag 
der Kreisvertvetung, durch den König vom Amte ent- 

- fernt werden. - 

6. 127. Alle Angelegenheiten der Bürgerwehr 
find porto», fportel» und ſtempelfrei. 

Die Büreaukoſten der Bürgerwehr, fo wie alle 
anderen Verwaltungskoſten befireitet die Gemeinde- 
fafle. - 

6. 128. Durd die Bildung der Bürgerwehr nad) 

der Beſtimmung diefes Geſetzes werden alle zur Bür- 

. gerwehr gegenwärtig gehörenden oder neben derſel⸗ 

ben beſtehenden bewaffneten Corps aufgelöft. 

Die Mitglieder der Schützengilden dürfen ſich we⸗ 
der dem Dienſte in der Gürgerwehr entziehen, noch 
innerhalb derfelben befondere Abtheilungen bilden; 
es iſt ihnen aber unverwehrt, zu ihren fonfligen , mit 
der Beftimmung der Bürgerwehr nicht zufammenfal- 
lenden Zweden als bewaffnete Corporationen fortzu⸗ 
befteben. | 

6. 129. Die in diefem Geſetze den Bezirke» oder 
Kreisvertretungen beigelegten Verrichtungen werden 

bis zus Ginfährung der neuen Kreidsunn Beyetavo- 
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es wird, was befonders von Robert Mohl hervor- 
» gehoben if, der Widerſtand gegen ungefegliche Ver⸗ 


. Daftung, zu mweldem, dem Grundſatze nah, jeder 


. Staatsbürger ohne Klage befugt iſt, in der Anwen- 


dung in der Mehrzahl von Fällen faſt tollkühn er- 
ſcheinen.“ 

Eine Garantie der perſönlichen Sicherheit, wie ſie 
die Habeascorpus⸗Acte der Engländer darbietet, hat 


‚Seiner der übrigen Staaten Europa’s. Ihren Ur- 


ſprung und Inhalt erklärt der Erwähnie, wie folgt: 


.: „Bereits in der erfien Ausfertigung der Magna 


: Charta (duch König Johann 1215) findet fich der 
. folgende Sag: „Tin freier Dann fol nidt in Haft 


oder Gefängniß verfegt, noch aus feinem Befige oder 


‚Recht gefegt, noch auf iraend eine Weife befüimmert 
‚werden, noch wollen wir ihn verfolgen oder verfol- 
‚gen laflen, anders als durch gefegliches Urtheil feiner 


Standesgenofien, oder nach dem Belege des Landes.” 
Au diefe berühmte Stelle knüpfen ſich mehrfache Be- 
trachtungen. inmal: aus dem ganzen Zuſammen⸗ 


.Bange erhellt, daß eine Kreiheitsbefihränfung, ale rich» 


! 


‚.serlich zuerkannte Strafe, bereits ein geläufiger Be- 
griff war — im Widerſpruche mit der Vorſtellungs⸗ 
weiſe des römifchen Alterthums, nach welder dag Ge⸗ 
fängniß feinesweges als Strafmittel dienen, fondern 
nur in feltenen Fällen „für die Beftrafung offenbarer 


und ruchlofer Verbrecher haften follte.” Somohl 
die große Achtung der perſönlichen Freiheit, als die 


Erhebung der Anklagen faft nur von Bürgern, flan- 


den den Verhaftungen im Wege. Befirebungen im 


Sinne der Habeascorpug-Acte gegen willfürlid ver. 
fügte und willkührlich ausgedehnte Freiheitsbeſchrän⸗ 


fung find daher dem Alterthume fremd. Die leitres 


de cachet, die Möglichkeit, in einem vielleicht ganz 
anfländigen Verſtecke zu Tode gefüttert au werben, 


‚arbören ganz der neueren Givilifation.an, unter deren 
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Einfluß die Willkühr in anſchelnend milderen Formen 
und eben deshalb unendlich viel gefährlicher aufttitt. 
Es iſt aber merfwürdig, wie wenig bie jegt die Rechts⸗ 
hiſtoriker um die Ermittelung eben dieſes Üebergan- 
ges ſich bekümmert haben, deſſen Nachweifung dod 
nicht allein für die Geſchichte des Strafrechts, fondern 
für die ganze Sittengeſchichte von großem Intereſſe 
fein würde. Es fcheint (denn auch nach einer nicht 
unforgfältigen Nachforſchung ziemt uns nicht, zuver⸗ 
fichtlicher zu veden), duß Freiheitsſtrafen als ſolche 
zuerſt ziemlich gleichzeitig in den Geſetzen der germa⸗ 
niſchen Völker im achten und neunten Yahrhundert 
vorkommen. Wenn nun die Magna charta den dr. 
griff der Freiheitsſtrafe als einen geläufigen vorand- 
feßt, fo läßt fie Dagegen zweitens nicht errathen, ob 
irgend ein Theil desjenigen Merhanismus bereits vor- 
- handen war, durch welchen auch im Fall der Unter 
fuchungshaft die rechtzeitige Dazwifchenkunft des Ri 
ters verbürgt wird. Hallam läßt es unentſchieden, 
ob die Berichte bereits gewohnt gewefen, den Befehl 
zur Vorführung (writ of Habeas Corpus) auf 
zufertigen; genug, der Grundfag ter Magna Charta 
- berechfägte den Berhafteten, einen ſolchen Befehl nad 





zufuchen. Daß aber eine ähnliche Uebung ſich fhon 


vorgefunden, möchte man daraus fehließen, daß, mie 
Blaͤckſtone angemerkt hat, in einer andern Sielle 
der älteften Magna Charta (c. 36) ſchon angeord⸗ 


net if, der Befehl zur gerichtlichen Unterfudhung in 


peinlihen Sachen’foll demjenigen, der ihm begeht, 


koſtenfrei zugefertigt und dürfe ihm nicht verweigert 


werden. Es wird drittens geflritten über den Sinn, 
in welchem außer dem Urtheil des Richters auch von 
dem Geſetz Des Landes die Rede if. Hallam flägt 
vor, mit einer alten Handfchrift et für vel zu leſen. 
Das ſcheint nicht nöthig. Es ift nicht gefagt, daß die 
Worte vel per legem terrae ſich auf die gefäng⸗ 
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® Nipe Haft beziehen; fie können eben fo gut von ande- 


: zen, in demſelben Sa angeführten Uebeln gefagt fein; 


3. B. von der Redhtlogerflärung; (ntlagaria, out- 


- -lawry ), welche eine Selbfifolge war von viermaligem 


Ausbleiben nad gerichtliher Vorladung. Aber die 


- "Worte mögen immerhin auch von der Unterſuchungs⸗ 
‚haft gelten, und dann wohl mit Bezug auf die Fälle, 


in welchen das Geſetz des Landes dem Richter nicht 


vorſtattet, ven Angeflagten wegen Bürgſchaft auf freien 
Fuß zu feßen, oder der Angeklagte nit im Stande 


iſt, zureichende Bürgfchaft darzubieten. So würde 
dieſer Nachfat den Juficherungen entfprecdhen, worauf 


- auch die Bürger deutfher Reichsſtädte und Die Unter- 


thanen deutſcher Fürſten fo großen Werth legten, daß 
fie nämlich nicht in Unterfuchungshaft gehalten wer- 
den follten, es fei denn der Hall von der Beſchaffen⸗ 
beit, daß fie vem Geſetze nach feiner Bürgichaft ge» 


nießen möchten. Die Ausdrücke endlich, durch welche 


die Worte. per legem terrae in ſpäteren Beſtäti⸗ 


6 


gungen dieſes Artikels erläutert und umfchrieben find, 
aflen feinen Zweifel übrig, daß man entfchloffen war, 


die Beobachtung der gefeglichen Formen der Verhaf⸗ 


ung nicht weniger ale den Anfprucd auf den ordent» 


Shen Richter geltend zu machen. Und es that Noth, 
- ‚bie perfönliche Freiheit durch wiederholte Schuggefege 


fiber zu ſtellen. Dreißigmal, fagt Sir Epmard 
Cote, ift Magna Charta neu beflätigt worden; dar⸗ 
aus fi abnehmen läßt, wie häufig fie mag verlegt 
worden fein. Stein Saß aber ift häufiger übertreten, 


"ale der oben entiwidelte. Dian kennt die Lehre von 


einer Föniglihen Madtvolllommenheit, welche über 
dem Gefeg zu fleben vorgiebt. Dem Prinzip nach 


- war es bei dem erften Epuard, bei defien Nachfolgern 


und bei ven Tudors diefelbe Lehre, kraft deren die 


Stuarts das Dispenfationsredt übten, Das ihnen den 


Thron gekoftet hat. Die Anwendung auf wi 
Des, techn. Th. Enc. CCOXXVIM. &y 





\. 
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an die feltenen,, aber entichiedenen Ausſprüche unbe- 
ſtochener Richter. „Jeder Unterthan”, hatte Mark⸗ 
bam Eduard dem Vierten erklärt, „nicht aber der 
König, kann auf bloßen Verdacht hin jemanden ver- 


daften laffen, aus dem Grunde, weil dem Verhafte⸗ 


ten, wenn ihm Unrecht gefchieht, gegen den König 
fein Rechtsmittel zuſteht.“ Als Hamppden und feine 
Breunde dennoch in den Kerker zurüdgefchleppt wur⸗ 
den, entwarf dag Unterhaus die „Petition der Rechte” 
(1627), zu deren hervorſtechenden Zügen die Erklä⸗ 
rung zum Schuße der individuellen Sicherheit gehört. 
Im Oberhauſe ward der Berfuch gewacht, die Clau⸗ 
fel einzuſchalten: „unbefchadet der fouverainen Ge- 
walt des Könige”; Coke aber fagte: „Magna Charta 
iR von foldem Schrot und Korn, das feinen Souve⸗ 
rain leiden mag”, und der Verſuch mißlang. Weber 
die Annahme der Petition erklärte Der gefrönte Heuch⸗ 
fer fih in zweideutiger Rede; gedrängt, gab er feine 
einfache Zuſtimmung, aber erſt, nachdem die Richter 
in einer Art von Ohrenbeichte ihn darüber beruhigt 
batten, daß man bei vorfommenpden Fällen ihn nicht 
im Stich laffen werte. Nun erklärte er, wie er gar 
wicht gemeint geweien, in der Betition der Rechte ir» 
gend etwas Neues einzuräumen; es fei nur Das alte 
Mecht; und darauf hin ernenerten die Berichte Das 
alte Spiel der Feigheit, des Verraths am Volksrecht. 

Es war aber wirklid nur das alte Recht, mas die 
Berition der Rechte enthielt, unn auch die Habeas⸗ 
corpug- Arte fiellte keinen neuen Grundſatz auf. Selbft 
der Name Habeas Gorpus war längft üblih für ven 
beim Richter nachgeſuchten Vorführungsbefehl. Die 
Aete, die nach mehrfachen vergeblidhen Verſuchen end- 
fih im 3 Iſten Regierungsjahre Karls II. Geſetzes- 
kraft erhielt, hat nur Durch genauere Beflimmung und 
ſtrengere Einfhärfung der dem gemeinen Recht längſt 
befannten Formen dafür geforgt, dag aud in Dielen 

Sy? 
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find, der Entſcheidung des angerufenen Richters, hin⸗ 
ſichtlich der Aufhebung der Haft gegen Bürgſchaft, 
unterworfen, und zwar in der Art, daß der Richter 
wach feiner Ueberzeugung über den Grund oder Un- 
grund der Anfhuldigung zu erkennen hat. 

Es dauerte faft noch hundert Jahre, bie der Will- 
kühr bei Verhaftungen in einer andern Beziehung, 
durch noch ſchärfere Beſtimmung der Formen, ein 
Ziel gefegt ward. Die Beranlaffung mar diefe. Am 

» 26. April 1763 erließ ein Mitglied des Geheimraths, 
ver Sraf Halifar, einen fchriftlihen Befehl an vier 
"Königeboten, dahin gehend, „die Verfaſſer, Druder 
und Verbreiter einer aufrührerifyen und hochverrä⸗ 
tberifchen Schrift, betitelt The North Briton Nr. 45, 
aufzufuchen, ſolche zufammt ihren Papieren zu grei« 
fen und in fichere Haft zu bringen.” Darauf bin, 
und nach beflimmterer, aber nur mündlich ertheilter 
Anmeifung, ward der Berfafler der Schrift, der bei 
all feinem Märtyererthum übel berücdhtigte Wilkes, 
nebft einigen Buchdruckern eingefledt und ihre Papiere, 
nad erfolgter Hausfuchung, mweggenommen. Der 
Oberrichter Pratt, bei welchem Wilkes ein Habeas 
Corpus nachſuchte, erklärte den Verhaftsbefehl, weil 
er ein allgemein lautender (a general warrant) ſei 
und die Angefchuldigten nicht namhaft made, fondern 
ihre Ausipähung und Verhaftung und felbft die Haus⸗ 
fuhung auf bloßen Verdacht hin dem untergeortne- 
ten Perfonal überlaffe, für null und nidtig. Die 
Königeboten wurden wegen Ungebühr in ſchwere 
Geldbuße verurtheilt — fo ſchwer, daß fie offenbar 
dem Urheber des Befehls galt. Wilkes verlangte 
aun vergebens einen Polizeibefehl zur Hausfuhung 
gegen Lord Halifax, welder geftohlene Güter (feine 
Papiere) im Haufe habe. Darauf ward Lord Ha- 
lifax förmlich von ihm eingeflagt, aber der Prozeß 

eb zu Schaden, weil Wilkes, in Folge anderer 
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wirklicher und augenſcheinlicher Gefahr die öffentliche 


- Sicherheit vor allen Dingen wahrgenommen wer- 


den; jedes befondere Geſetz muß dann zurückſtehen.“ 


‚&benfo dachte Zefferfon, und er drüdte fi) noch 


weit färker aus. Wilkfinfon hatte in der Verſchwö⸗ 


. sungsgefchichte des Aaron Burr (1807) zwei ame- 


rikaniſche Bürger ohne Verhafisbefehl durch militai- 
-. sifhe Gewalt gefangen genommen; er ließ fie von 


New⸗Orleans nah Washington bringen. Zeffer- 


fon fagt: „Hatte er Recht, notorifcher Verſchwörer 


Ah zu bemädtigen? Darüber fann es nur zwei 
-ı Meinungen geben: die eine, die der Schuldigen und 


Mitſchuldigen, die andere, die aller ehrlichen Leute.” 


:: Dafür, daß die Verhafteten nicht an Ort und Stelle 
. vor ein Geſchwornengericht, fondern nad dem Sig 


. Der Regierung abgeführt werden, madt Jefferhon 
. geltend (und es ift das die ſchwächere Geite feines 


- Raifonnements): „Die Oefahr einer gewaltfamen Be- 
. feeiung, die Sangfamleit und Unmacht des Geſetzes, 
"pie Apathie der Nichter, den Beiftand verſchmitzter 


Abdvokaten, die ungewiſſe Gefinnung der Geſchwor⸗ 


nen, vor Allem die flündlihe Erwartung feindlichen 


Ueberfalls.“ Jefferſon ift wegen diefer Aeußerun⸗ 
gen von Story hart getadelt worden. Es ift wahr, 


- "daß man verfuhen Fönnte, auf diefe Weile jeden Akt 
. der Willkür zu rechtfertigen. Aber es ift ſehr die 
Frage, ob der Verſuch gelingen würde in einem Lande, 


wo Jeder der öffentlihen Meinung, der freien Prefie, 
der Beurtheilung unabhängiger Gerichte im Fall eines 


Mißbrauchs der Umtsgewalt unterlieat. Und Yef- 


forſon täufchte fih nicht über die furdtbare Verant⸗ 
wortung, welche Derjenige auf ſich ladet, der ed un- 


- temimmt, Nothrecht zu üben und bie salus populi 


Aber gefchriebenes Geſetz zu fiellen. „Der Beamte, 


welcher fo handelt, — wagt Alles — im Vertrauen 


: :@uf die Gerechtigleit dev Oewalten, welchen die Aui- 
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rechterhaltung der Verfaſſuug obliegt. Seine Siel⸗ 
lung verpflichtet ihn, darauf hin Alles, auch feine 
Exiſtenz, zu wagen. Es wird die Sache dieſer con⸗ 
trolirenden Behörden ſein, ihn nach den Umſtänden, 
unter denen er handelte, zu beurtheilen.“ Ebenſo 
wie ber eifrige Demokrat dachte einer der größten 
Staatsmänner von Alt- England. Lord Chatam 
fagte bei der Debatte über die general warrants 
(1764), er habe als Staatsſekretair zwei ſolche er- 
lofien; ex habe gewußt — fein Freund der Kronan⸗ 
walt (Lord Camden) habe es ihm ausdeinanderge- 
fegt — daß fie geſetzwidrig feien; er habe es doch ge- 
than; er habe in der Kriegszeit die allgemeine Sider- 
heit jeder perſönlichen Rüdficht vorangeflellt, — er 
‚ babe, wie jeder gute Bürger thun müfle, die Gefahr 
‚nicht gefcheut, der er felbft etwa ſich babe ausfeten 
möffen, um die Gefahr vom gemeinen Wefen abzu- 
wenden; Übrigeng fei er überzeugt, daß augenfälliger 
Nothſtand einen Staatsfekretair immer rechtfertigen 
werde, wenn er zu außerordentlidden Maßregeln greife, 
Hier aber (in vem Fall von Wilfeg) ſei eine muth⸗ 
willige, durch Feine Nothwendigkeit entſchuldigte Ueber⸗ 
ſchreitung der Amtsgewalt. Bei ruhiger Erwägung 
dieſer Ausſprüche wird man es mindeſtens zweifelhaft 
finden, ob eine Regierung, die es gut meint, die neben 
ihrer Verantwortlichkeit auch ihrer moraliſchen Kraft 
ſich bewußt ift, felbft in Zeiten der Gefahr, im öffent- 
liben Intereſſe der Ausnahmegefege bedürfen könne. 
Wenn ferner Benjamin Conftant fragt, ob je 
- mals Ausnahmegefege einem Lande wirkliden Nuten 
gebracht haben, während fie anerfannter Weiſe Häufig 
ſich ſchädlich erwiefen, fo wird man die Frage ſchwer⸗ 
lid bejaben wollen, ob man nun nad England-blidt 
oder nah Frankreich (unter der Herrſchaft der Aus⸗ 
- - aahmegefege vor und nach der Julirevolution). In 
Enaland.kaun bekanmlich nur das Parlament die Ha- 
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deasCorpus⸗Acte ſuspendiren; aber es hat fie unter 
lautem Proteſt der Diinderzapl mehrfach in Fällen 
fuspendirt, deren erträumte Gefahr nach kurzer Zeit 
zum allgemeinen ©efpötte ward. Die Minifter müf- 
fen fpäter eine Indemnitätsbill nachſuchen, das ift ein 
Zeugniß, daß fie die ausgedehnte Gewalt nicht miß- 
braucht haben. Aber bittere Klage iſt von der Oppo⸗ 
fition oft geführt, daß diefe Verantwortlichkeit nur 
illuſoriſch ſei; und wenn etwas fie zu zügeln vermag, 
fo iſt es mehr die freie Preſſe, als die Beſchwerden 
der Oppofition, das iſt, der jeweiligen Dinorität. 
Man bat verfudht, die Bälle zu definiren, in welchen 
eine Buspenfion zu rechtfertigen fei. Lord Holland 
nennt gefahrdrobende, weitverzweigte Verſchwörung, 
indem die DBeröffentlihung der Zeugenausfagen die 
Mitfhuldigen in den Stand fegen fünnte, zu beur- 
theilen, wie weit die Regierung unterrichtet fei, und 
fih der Gerechtigkeit zu entziehen. Lord Brougham 
führt den Fall an, da inmitten heftiger religiöfer oder 
politiſcher Zermürfniß ein Agitator fi bewegt, den 
die Regierung vom Mittelpunft feiner Operationen 
- zu entfernen juchen müßte. Das Volk der Vereinig- 
ten Staaten, eiferfüchtiger auf fein ©eburtsredt, hat 
"dem Congreß nur verftattet, in Fällen von Rebellion 
oder Invafion die Habeas- Corpus» Acte zu fuspen- 
diren. Nehmen wir nun aub an, diefe Beſchrän⸗ 
kungen feien weiſe und unbedenklich, fo bleibt noch die 
Frage, ob fie denn dem ausgeſprochenen Zweck genü- 
gen fünnen. Was uns Deutfche anlangt, laßt ung 
nur erſt fireben, daß wir eine Habeas⸗Corpus⸗Acte 
erhalten. Wenn wir fie haben, fo wollen wir reiflich 
erwägen, ob fie auch wieder fuspendirt werden fol, 
“ und wie und in welchen Fällen. 

Dos flurmbewegte Jahr 1848 brachte auch für 
Preußen ein Befeg zum Schug der perfünlichen Frei» 
heit, welches folgendermaßen lautete: 
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6. 1. Die perſönliche Freiheit if gewäßrleffiet. 
Eine Verhaftung darf außer dem alle der Ergrei⸗ 
fung auf friſcher That nur kraft eines ſchriftlichen, die 
Beſchuldigung, ſo wie den Beſchuldigten beſtimmt be⸗ 
zeichnenden richterlichen Befehls, bewirkt werden. 
Dieſer Befehl muß entweder bei der Verhaftung oder 
ſpäteſtens innerhalb 24 Stunden dem Beſchuldigten 
zugeſtellt werden. Bei jeder Verhaftung iſt in glei⸗ 
her Friſt das Erforderliche zu veranlaffen, um ben 
Verhafteten dem zuſtändigen Richter vorzuführen. 

6.2. Ergreifung anf friſcher That lirgt vor, wenn 
ber Ihäter bei ver Ausführung der firafbaren Hand» 
lung oder gleich nach derfelben betroffen wird. Der 
Ergreifung auf frifcher That werden diejenigen Fälle 
gleihgeftellt, in melden Jemand durch die öffentliche 
Stimme als Ihäter bezeichnet, oder auf der Flucht 
ergriffen, oder kurz nach der That im Befig von Waf- 
fen, Seräthfchaften, Schriften oder anderen Gegen⸗ 
ſtänden betroffen wird, welche ihn als Urheber oder 
Theilnehmer verdächtig machen. 

$. 3. Diefe Beſtimmungen ($$. 1 und 2) blei- 
ben außer Anwendung auf Berfonen, welche zu ihrem 
eigenen Schuße oder während fie Die Ruhe, die Sitt- 
Jichleit oder die Sicherheit auf den Straßen und 'an 
öffentlichen Orten gefährden, polizellic in Verwah⸗ 
tung genommen werden. Diefe Berfonen müffen je- 
doc fpäteltens binnen 24 Stunden entweder in Frei⸗ 
heit gefegt oder dem gewöhnlichen Berfahren über- 
wieſen werben. 

$. 4, jeder Berhaftete maß binnen 24 Stunden 

nach feiner Vorführung vor dem zufländigen Richter 
von demfelben fo vernommen werden, daß ihm die 
Anſchuldigungsgründe mitgetheilt werben und ihm die 
Möglichkeit zur Aufflärung eines Moßverſandriſſes 
gegeben win. 
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6. 5. Niemand darf vor einen anderen als den im 
Geſetz bezeichneten Richter geftellt werden. 

Ausnahmegerichhte und außerordentlihe Kommiſ⸗ 
fionen find unftatthaft. 

Keine Strafe kann ungedroht oder verhängt wer⸗ 
den, als in Gemäßheit des Geſetzes. 

6.6. Die Wohnung ift unverleglih. Während 
der Nacht hat Niemand das Recht, in diefelbe einzu- 
dringen, als in Fällen einer Feuer⸗ oder Waſſersnoth, 
einer Lebensgefahr oder eines aus dem Innern der 
hervorgegangenen Anſuchens. Bei Zage kann wider 
den Willen des Hausheren Niemand eindringen, 
außer in Folge einer in amtlicher Eigenfchaft ihm ge⸗ 
ſetzlich beigelegten Befugniß oder eines ihm von einer 
geſetzlich dazu ermächtigten Behörde ertheilten ſchrift⸗ 
lichen Auftrags. 

Hausſuchungen dürfen nur in den Fällen und nach 
den Formen des Geſetzes unter Mitwirkung des Rich⸗ 
ters, der gerichtlichen Polizei und, wo dieſe noch nicht 
eingeführt iſt, der Polizeikommiſſarien oder der Kom⸗ 
munalbehörde, wo eine ſolche aber nicht beſteht, der 
Polizeibehörde des Orts geſchehen, und zwar unter 
Zuziehung des Angeſchuldigten oder, falls ſolche un- 
möglid, der Hausgenoflen. 

6.7. Das aus der Nachtzeit bergeleitete Verbot 
beſteht für die Zeit vom 1. Dftober bis 31. März 
während der Stunden von 6 Uhr Abends bis 6 Uhr 
Morgens, und für die Zeit vom 1. April bis 30. Sep⸗ 
tember während der Stunden von 9 Uhr Abends bis 
4 Uhr Morgens. Auf diejenigen Orte jedoch, welche 
als Schlupfmwinfel des Hazardfpiels und der Aus» 
fhweifungen oder als gemöhnliche Zufluchtsorte von 
Verbrechern durch den gemeinen Ruf bezeichnet wer- 
- den, und auf Wohnungen ber ‘Berfonen, welche durch 

‚ein Strafertenntniß unter befondere polizeiliche Auf- 
ficht geftellt find, findet das Verbot keine Anwratiung. 


In Betreff derjenigen Orte, in welchen während 
der Nachtzeit pas Publikum ohne Unterſchied zugelafs 
fen wird, bleibt es außer Anwendung, jo lange fie 
dem Publikum geöffnet find. 

$.8. Im Falle eines Krieges oder Aufruhrs kann, 
wenn die Volksvertretung nicht verfammelt iſt, durch 
Beſchluß und unter Berantwortlichleit des Staats⸗ 
minifteriums die zeit oder diftriftsmeife Suspendi⸗ 
‚zung des $. 1 und $. 6 gegenwärtigen Gefeges pro⸗ 
viforifh audgefproden werden. Die Bolfsvertre- 
tung iſt jedoch in diefem Falle fofort zufammen zu be» 
rufen, 

8.9. Es ift Feine vorgängige Genehmigung der 
Behörden nöthig, um öffentliche Civil- und Militair- 
beamten, wegen der, Durch Ueberſchreitung ihrer Amts⸗ 
befugniffe verübten Berlegungen vorfiehender Beſtim⸗ 
mungen gerichtlich zu belangen. 

Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Un- 
terfchrift und beigedrudtem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Sangfouri, den 24. September 1848. 

Friedrich Wilhelm. 

Es ift hierüber folgendes Allgemeine noch anzu 
führen: Die Unverleglichkeit der perfönlichen Freiheit 
ift dag heilige Net jedes Bürgers; um fo heiliger, 
als dies dem Armen gerade eben fo, wie dem Reichen 
zufommt. Damit nun aber bie Unverleglichleit der 
Perſon nidt ein Privilegium der Verbrecher und der 
Wildfänge werde, müflen die Ausnahmen feftgeftellt 
werden, welche nothwendig find, um daneben Ruhe 
und Ordnung aufrecht zu erhalten, alfo die Fälle, 
wo e8 den Behörden freifteht, jemanden feiner Frei⸗ 
heit zu berauben. Hier ift num dreierlei zu unterſchei⸗ 
den. Einmal, wenn Jemand von dem zufländigen 
Gerichte zu einer Freiheits⸗ oder einer noch ſchwereren 
Strafe rechtskräftig verurtheilt if; daß er Dann ver- 
haftet wird, verſteht füch fo fehe von felbſt, daß vie 


⸗ 
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Grundrechte davon gar nicht ſprechen. Zweitens, 
wenn Jemand einer geſetzlich verbotenen oder gar 
einer verbrecheriſchen Handlung nicht überwieſen, aber 
verdächtig iſt, d. h. dringende Anzeigen gegen ihn 
vorliegen, welche nach der Vermuthung des Richters 
im Laufe des Prozeſſes zur vollſtändigen Gewißheit 
ſich werden erheben laſſen, ſo ſteht es dem Gerichte 
zu und iſt daſſelbe ſogar verpflichtet zu veranſtalten, 
daß der Verdächtige ſich der künftigen Strafe nicht 
entziehe. Iſt die Handlung, deren er verdächtig iſt, 
kein ſchweres peinliches Verbrechen, ſo daß alſo nur 
eine Geld⸗ oder eine geringere Freibeits⸗ oder Ehren⸗ 
ſtrafe ihn treffen kann, ſo kann das Gericht verſichert 
ſein, daß er ſich der Strafe nichl entziehe, wenn er 
eine nach der wahrſcheinlich zu erwartenden Schwere 
der Strafe vom Gerichte für jeden einzelnen Fall zu 
beſtimmende Caution ſtellt, die nicht nothwendig in 
Deponirung einer Geldſumme zu beſtehen braucht, 
ſondern wobei auch, wenn das Gericht den Mann 
kennt und ſich damit begnügen will, ein Eid oder 
Handſchlag ausreichen kann. Statt der Caution kann 
auch Bürgſchaft ſtattfinden. Statt der Geldeaution 
reicht es hin, wenn zahlungsfähige Leute für die ver- 
longte Summe dem Gericht gut fagen, und in dem 
Kalle, wo die Verhältniſſe der Art zwiſchen dem An⸗ 
geichuldigten und dem Bürgen find, daß diefer jenen 
“zwingen kann, ſich dem Gericht zu flellen und der 
Bürge dem Gerichte befannt iſt als ein ordentlicher 
Mann, genügt es wohl aud, wenn ein folder Bürge 
den Angeſchuldigten zu flellen verfpridht, 3. B. der 
Pater den noch nit vollmündigen Sohn. — Iſt dag 
Verbrechen aber, deſſen der Angefchuldigte verdächtig 
it, ein fo fehweres, daß man annehmen fann, der» 
felbe werde lieber eine nod fo bedeutende Geldfumme 
im Stiche laffen, als die Strafe erleiden, oder will 
- bei geringeren Vergehen für den Angeldultiggen 
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wieder Mißbranch getrieben werde, wie das ſo oft 
und nicht immer bloß aus politiſchen Gründen geſche⸗ 
hen iſt, ſo iſt in den Geſetzen vorgeſchrieben, daß 
ein Jeder, den die Polizei in Verwahrung genommen 
hat, im Laufe des ſolgenden Tages, wenn er kein 
Verbrechen begangen, ſondern ſich bloß betrunken 
‚oder geprügelt hat — was zwar nicht recht iſt, aber 
ven Strafrichter nichts angeht — wieder auf freien 
Zuß geflellt werden muß. Iſt er aber nach der Mei⸗ 
aung der Polizei auf einem Verbrechen betroffen, fo 
muß er ebenfalls im Laufe des folgenden Tages an 
ven Richter ausgeliefert werden, der Dann nach Be- 
fund der Sache entweder ihn freiläßt oder einen Ver- 
baftungsbefehl abgiebt. 

Sollte nun aber entweder der Polizeibeamte es 
mand länger als die beflimmte Zeit in Verwahrung 
balten, oder der Gerichtsbeamte ohne allen vernünf- 
tigen Grund eine Verhaftung verfügen oder Jemand 
länger, als Noth ift, in Berhaft halten, oder au 
nur verſäumen, ihm einen fchriftlichen und motivirten 
Derbaftsbefehl innerhalb 24 Stunden zuzuftellen,, fo 

IR ver Polizei- oder Gerichtsbeamte hierfür felber 
ſtraffällig. Er hat den Verwahrten oder Berhafte- 
ten vallſtändig zu entichädigen und ihm überdies eine 
Genugthuung zu leiften. Sollte der Beamte unver- 
mögenD fein, fo muß der Staat fiatt feiner den Ber. 
hafteten entfchädigen. 

Dos auf Soldaten im Dienft und Matrofen dieſe 
ſtrengen Vorſchriften feine Anwendung leiden fön- 
nen, wenn militairifche Disciplin und Schiffgzucht ge- 
handhabt werden foll, verfieht ſich von felbft. 

Mit der neuen Verfafjung des Jahres 1850 wurde 
auch, flatt des erwähnten, ein anderes Geſetz zum 
Schutze der perfönlichen Freiheit erlaffen, welches wir 
bier ebenfalls mittheilen: 

8 1. Die Verhaftung einer. Perſon dark uux 
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Kraft eines ſchriftlichen, die Beſchuldigung und dem 
Beſchuldigten beſtimmt bezeichnenden richterlichen Be⸗ 
fehls bewirkt werden. 

Dieſer Befehl muß bei der Verhaftung oder fpü- 
teſtens im Laufe des folgenden Tages dem Beſchul⸗ 
digten zugeftellt werden. 
$.2. Die vorläufige Ergrpifung und Feſtnahme 
einer Perſon kann ohne vichterlichen Befehl erfolgen: 

1) wenn die Perfon. bei Ausführung einer ſtraf⸗ 
baren Handlung oder gleich nach derſelben 
betroffen oder verfolgt wird; 

2) wenn fi, felbft fpäter, Umftände ergeben, 
welche die Perſon als Urheber oder Theil⸗ 
nehmer einer firafbaren Handlung und zu 
gleich der Flucht Dringend verdächtig machen. 

6. 3. Zu der vorläufigen Ergreifung und Feſt⸗ 
nahme ($. 2) find die Polizeibehörden und andere 
Beamte, welchen nach den beſtehenden Gefegen Die 
Pflicht obliegt, Verbrechen und Vergehen nachzufor⸗ 
fchen, fo wie die Wachtmannſchaften berechtigt, legtere 

jedoch nur in dem Falle des $. 2 Nr. 1 

Wenn in dem Falle des $. 2 Nr. 1 der Thäter 
flieht, oder der Flucht dringend verdächtig iſt, oder 

Grund zu der Beforgniß vorliegt, daß die Identität 

- der Berfon fonft nicht feftzuflellen fein werde, fo iſt 

, jede Privatperion ermächtigt, den Thäter zu ergreifen. 

Der Ergriffene muß fofort einem der oben bezeid- 
neten Beamten, Behufs Beflimmung über die vor- 
läufige Feſtnahme, oder einer Wachtmannſchaft zuge: 
führt werden. | 

$. 4. Bei jeder Verhaftung ift fofort dag Erfor⸗ 
derlihe zu veranlaflen, um den Befduldigten dem 

. Richter vorzuführen, welcher ven Befehl dazu erleſ⸗ 
ſen hat. 

Jeder vorläufig Feſtgenommene muß ſpäteſtens 
im Laufe des folgenden Zages entweder in Freiheit 
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»geſetzt, oder es muß in dieſer Zeit das Erforderliche 
veranlaßt werden, um ihn dem Staatsanwalte bei 
dem zuftändigen Gerichte vorzuführen. Der Staater 
anwalt muß entweder die fofortige Freilaſſung ver- 
fügen, oder unverzüglich bei vem Gerichte der Antrag 
fiellen, daß über die Verhaftung Beſchluß gefaßt 

werde. 

Iſt Jemand außerhalb des Bezirks des zuſtändigen 
Gerichts vorläufig feſtgenommen worden, ſo kann er 
verlangen, zunächſt vor den Staatsanwalt des Be⸗ 
zirks, in welchem er ergriffen worden, geführt zu wer⸗ 
den. Diefer ift nur Dann befugt, den Feſtgenomme⸗ 
nen in Freiheit zu fegen, wenn verfelbe nachweiſt, 
Daß der Feſtnahme ein Mißverſtändniß zum Grunde 
jag. Anderenfalls hat er die Vorführung vor ven 
®Staatsanıvalt des zufländigen Berichts zu veran- 
laſſen. 

F. 5. Jeder Verhaftete oder vorläufig Feſtge⸗ 
nommene muß ſpäteſtens im Laufe des folgenden Ta⸗ 
ges nach ſeiner Vorführung vor den zuſtändigen Rich⸗ 
ter ſo vernommen werden, daß ihm der Gegenſtand 

der Anſchuldigung mitgetheilt und ihm die Mögliche 

- Seit zur Aufflärung eines Mißverſtändniſſes gegeben 

. werde, 

G. 6. Die im $. 3 genannten Behörden, Beam- 
ten und Wachtmannſchaften find befugt, Perfonen in. 
polizeiliche Berwahrung zu nehmen, wenn der eigene 

. Schuß diefer Perfonen oder die Aufrechthaltung ver 
‚öffentlihen Sittlichkeit, Sicherheit und Ruhe viele 
Maßregel dringend erfordern. Die polizeilih in Ver⸗ 
wahrung genommenen Perfonen müflen jedoch fpä- 

. seftens im Laufe des folgenden Tages in Freiheit ge» 

» fegt, Ber es muß in diefer Zeit das Erforderliche 

. ‚veranlaßt werden, um fie der zufländigen Behörde zu 

‚Überweifen. . 

4 Kt In eine Wohnung darf wider den. Bien 

Der. ten. Ene. Tb. COXXVII. Sy 
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Wohnung bei Nachtzeit einzudringen, bezleht ſich nicht 
auf diejenigen Räume, welche die Zoll» und Steuer⸗ 
Beamten zur Bollziebung ber ihnen obliegenden Re⸗ 
vionen zu betreten berechtigt find, ohne durch die Be⸗ 
Rimmungen der Zoll» und Steuergefege auf die Ta- 
geözeit befchränft zu fein. 

6. 11. Hausfuchungen dürfen nur in den Füllen 
und nach ben Formen des Geſetzes unter Mitwirkung 
bes Richters oder der gerichtlichen Polizei, und wo 
dieſe nicht eingeführt ift, der Pollzei- Commiffarien 
oder der Communaf» oder der Ortspolizeis Behörde 
geſchehen. Sie müllen, fo weit dies gefchehen Fann, 
auter Zuziehung des Angeſchuldigten oder der Haus⸗ 
genoſſen erfolgen. 

6. 12. Das Verbot, Hausfuhungen bei Nacht- 
jet vorzunehmen ($. 8), findet feine Anwendung: 

8) auf die Wohnungen der Perfonen, melde durch 
ein Straferkenntniß unter Polizeis Aufficht ge- 
ftellt finv; 

3) auf Drte, welche der Polizei ale Schlupfmin- 
kel des Hazardſpiels, ald Herbergen und Ver⸗ 
fammlungsorte von Verbrechern, als Nieder- 
lagen verbrecherifch erworbener Saden oder 
als Aufenthaltsorte liederlicher Frauenzimmer 
bekannt ſind; 

3) wenn dringende Gründe dafür ſprechen, daß bei 
längerer Zögerung die in einer Wohnung be- 
findlihen Gegenſtände, in Bezug auf welde 
eine flrafbare Handlung begangen worden, oder 
die daſelbſt vorhandenen Beweismittel abhan- 
den gebracht oder gefährdet werden möchten. 

6. 13. In den Lanvestheilen, in weldyen bisher 
die Stellung unter Polizei» Aufficht durch ein Straf- 
erkeuntniß nicht flattgefunden bat, find Hausſuchun⸗ 
gen bei Nachtzeit in den Wohnungen derjenigen Per⸗ 
onen zuläffig, welche vor dem Eintritt der Seirarte 


Sy 
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kraft der Geſetzes, die Stellung unter Polizei⸗Aufficht 
- betreffend, vom 12. Februar d. J. (Geſetzſammlung 
S. 49—51) wegen Diebſtahls, Raubes, Heblerei 
oder wegen Gontrebande oder Zolldefraudationen in 
den Fällen der SS. 3, 4, 11 Nr. 2, S$. 13, 14, 15, 
24 des Zollftrafgefeßes vom 23. Januar 1838 zu 
einer ſechswöchentlichen oder längeren zeitigen Frei— 
beitsfirafe von einem Collegialgerichte verurtheilt find. 

Die Befugniß zu nächtlichen Hausfuchungen in den 
Wohnungen diefer Perfonen dauert von dem Tage, 

- an weldem die Freiheitsſtrafe verbüßt worden ifl, 

. mindeftens ein Jahr, in denjenigen Fällen, in wel. 
den anf eine längere als einjährige Freiheitsftrafe 
erfannt worden, jedod während eines der erfannten 
Freiheitsſtrafe gleichkommenden Zeitraums. 

Den Perſonen, welche in den vorſtehend bezeichne⸗ 

ten Fällen wegen Contrebande oder Zolldefraudation 
verurtheilt ſind, kann von der Polizeibehörde auch un⸗ 
terſagt werden, bei Vermeidung einer Polizeiſtrafe 
von zwei bis fünf Thalern oder Gefängnißſtrafe bis 
zu acht Tagen, während der von der Polizeibehörde 
zu beſtimmenden Stunden der Nachtzeit (G. 8) ihre 
Wohnungen zu verlaſſen. 
Die vorſtehenden Beſtimmungen finden, fo weit 
dieſelben die wegen Contrebande oder Zolldefrauda⸗ 
tion verurtheilten Perſonen betreffen, auch auf den 
Bezirk des Appellationsgerihtshofes zu Köln An- 
wentung. 

Urkundlich unter Unferer Höcfteigenhändigen Un» 
terfchrift und beigedrucktem Königlichen. Infiegel. 


Gegeben Charlottenburg, den 12. Februar 1850. 
(L. S.) Sriedrih Wilhelm. 


Straf von Brandenburg. von Ladenberg. 
v. Manteuffel. v. Strotha. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons. v. Schleinig. 
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Das Recht der Vertretung betreffend, fo handelt 
es ſich zuvörderſt um den Urſprung und Geiſt des 
Repräſentativ⸗-Syſtems überhaupt. Hierüber ſpricht 
ſich eine publiciſtiſche Autorität aus den Tagen, welche 
die Befreiung des deutſchen Vaterlandes ans der 
Knechtſchaft Frankreichs geſehen, in einer Schrift aus, 
der wir Folgendes entnehmen: 

Die bürgerlihe Geſellſchaft mag entflanden fein, 
wie fie wolle — ohne oder durch Vertrag — und 
mag einen Zwed haben, melden fie wolle, Schug 
und Sidyerheit des Rechts oder Beförderung menſch⸗ 
licher Bolfommenpeit und Glückſeligkeit innerhalb 
dee Schranken des Rechts — fo iſt eine ſolche Ver⸗ 
bindung der Menſchen doch nicht möglich ohne eine 
Autorität, der alle Olieder der Geſellſchaft von Rechts⸗ 
wegen untergeben find, und die daher als zwingende 
Kraft alle einzelnen, in Bezug auf den Zwed der Ge⸗ 
ſellſchaft wirkſamen Kräfte beherrfcht. Jene Autori- 
tät heißt die Staatsoberhauptlichkeit (principatus — 
souverainete) und die damit verknüpfte Befugnig 
zum Zwange gegen die Untergebenen, die höchfte Ge⸗ 
walt (summa potestas — pouvoir supreme). 
Die höchſte Gewalt Fann in verfchiedenen Staaten 
auf fehr verfchievene Weife ſowohl dargeftellt als aus⸗ 
geibt werden. Die Darftellungsmeife verfelben giebt 
die Herrfhaftsform, die Ausübungsmweife aber die 
‚ Regierungsform eines Staats. Bon beiden, in Ver⸗ 
einigung gedacht, hängt die gefammte Staatsform ab, 
bie, fofern fie durch Herlommen oder Befege beftimmt 
if, aud) die Verfaffung (constitutio) eines Staates 
heißt. Die Verfaſſung iſt in Anfehbung der Herr. 
ſchaftsform (Arie) entweder monarchiſch oder po⸗ 
lyarchiſch, in Anfehung der Regierungsform (Kratie) 
aber entweder autofratifh oder ſynkratiſch. Wenn 
nämlid die höchfte Gewalt durch eine phyfiiche Per- 
fon oder ein Individuum dargeftellt wird, fo giebt 
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"and befragte darüber höchſtens nur feine ſelbſterwähl⸗ 
ten Freunde oder Näthe, deren Meinung zu folgen 
‚In feinem Belieben ftand. Diefe unbeſchränkten Mo- 
warchien wurden fo drückend für day Voll und daher 
fo verbaßt, daß in vielen Staaten die monardifche 
Berfaofiung gänzlih abgefchafft und der Name Rönig 
-faR gleih geltend mit Tyrann und Despot wurde. 
‚Un die Stelle der Monardien traten nun Polyar⸗ 

. dien, in melden aber die Rechtsidee fo wenig wie 
dort herrſchte, mithin die Völker Feine wefentliche Ver⸗ 
beſſerung ihres Zuflandes gewonnen hatten. Denn 
jene Polyardien waren entweder Demofratien oder 
Uriſtokratien oder Baftarde von beiden. In den De» 
; mößratien follte die Verſammlung aller ftimmfähigen 
‚Bürger die Stantsgewalt zugleich darflellen und aus- 
‚üben; wodurch natürlich jeder einzelne Bürger und 
alle Übrigen im Staate lebenden Berfonen der unbe- 
:Bingten Willkür jener Berfammlung oder der fie felbft 
behestfchenden Demagogen unterworfen waren. In 
den Arifſtokratien hingegen follten bloß die angeblich 
Beflen (d. h. die Vornehmen und Reichen) zufam- 
:wengenommen, die höchſte Oewalt darfiellen und 
ausüben; Das ganze übrige Volk wurde Daher von 
Dielen fogenannten beften, nicht ſelten aber böfeften 
‚Bürgern mit ebeufo unbeſchränkter Willkür vegiert. 
: Da den unglüdieligen Miſchlingen von beiten endlich 
"äußerte ſich das politiſche Leben faſt nur im beſtändi⸗ 
‚gem Kampfe des ariſtokratiſchen und demokratiſchen 
Mrinzips. Dieſe beiden Prinzipien waren demnach 
234m Grunde nichts anders als Masken oder verän⸗ 
derte Abdrücke des autokratiſchen Prinzips. Denn 
:.gig Autokratie iſt und bleibt weſenilich dieſelbe, fie 
„mag die Geſtalt der Monokratie oder Ariſtokratie ober 
:.Demolratie annehmen. Immer und überall, wo nicht 
-. zufällige Umflänpe, infonderheit die Perfönlichkeit der 
HDerrſchenden, ihren Beift mildern, führt fie zu Des» 
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mmultuariſche Verfahren für geſetzwidrig erklärte? Go 
wenig nun die alten Völker ſelbſt ſtellvertretende Ver⸗ 
faſſungen kannten, fo wenig wußten auch ihre politi⸗ 
Shen Schriftſteller davon. Dieſe drehten fich faſt alle 
um jene drei Grundgeſtalten des Autolratismus — 
Monokratie, Ariſtokratie und Demokratie — theils 
um deren mögliche Modificationen und Ab⸗ oder 
Ausartungen zu beſtimmen, theils um aus ihnen wo 
möglich die vorzüglichſte herauszufinden. An eine 
eigentliche Stellvertretung der Nation vor der regie⸗ 
renden (phyſiſchen oder moraliſchen) Perſon, an Re⸗ 
präſentanten des ganzen Volks, welche nicht an der 
Darſtellung, wohl aber an der Ausübung der Staats⸗ 
gewalt in Beziehung auf gewiſſe Zweige derſelben 
theilnehmen ſollten, dachte, ſo viel uns bekannt, Nie⸗ 
mand von ihnen; wahrſcheinlich weil man einen ſol⸗ 
chen Organismus der bürgerlichen Geſellſchaft in der 
Erfahrung nicht vorfand und die Theorie in der 
Staatskunſt, wie in andern Künſten, gewöhnlich nur 
von dem durch die Praxis Begebenen ausgeht, um 
daſſelbe weiter zu entwideln und auszubilden. ‘jene 
Politiker fuchten daher bei der Pädagogik Troft und 
Hülfe gegen die politifchen Uebel ihrer Zeit, meinend, 
wenn die Staaten nur erſt die Negierenden ſowohl, 

. als die Regierten recht gut erziehen ließen, fo würde 
: e8 auch nicht an einer guten Regierung fehlen. Hierin 
. hatten fie wohl nicht Unrecht; fie bedachten aber nicht, 
"Daß eine gute Staatserziehung ohne .eine gute 
Staatsverfaffung nidt füglid fattfinden könne. 
Nachdem der Autofratismus in den alten Staaten 
:"fange Zeit nur mit fi felbft in feinen verſchiedenen 
Geſtalten gelämpft, und endlich der Monokratismus 
in dem Alles verſchlingenden römifchen Staate die 
Oberhand gewonnen hatte: fo erlag eben diefer Staat, 
wie ein abgelebter Greis, um die Zeit der großen 
Völkerwanderung unter den Streichen fogenannter 
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Barharen; in welchen aber, beſonders denen von ger⸗ 
maxiſcher Abkunft, ein kräftiger Geiſt und ein freilich 
noch wilder Freiheitsſinn lebte. Aus den Trümmern 
des alten römischen Reiches bildeten fi) nun allmälig 
neue: Staaten, in welchen der Autokratismus nicht 
‚mehr bloß mit Sch ſelbſt zu kämpfen hatte, ſondern ia 
Rem Synkratismus einen neuen Gegner fand. Dieſer 
Synkratismus war eine Frucht Des Feudaliſsmus. 
So paradox dieſes Manchem Hingen mag, der bei 
dieſem Worte nur an Barbarei und Despotie zu den⸗ 
ken gewohnt iſt, fo wahr iſt es doch. Der Feudalis—⸗ 
mus oder das Lehnsſyſtem beruht ſeinem Weſen nad 
anf der freilich unrichtigen Idee, daß das Staats⸗ 
oberhaupt als urſprünglicher Cigenthümer des Staats⸗ 
gebieis, beſonders des eroberten, beliebige Theile deſ⸗ 
-felben ſolchen Unteribanen, die ſich durch perſönliche 
- Dienßleikungen, vornehmſich im Kriege, um das 
Staatsoberhaupt verdient gemacht haben, unter Bor 
behalt nes Obereigenthums gegen fernere. Dienfllei- 
ſtungen zur Benugung Überloflen fünne, Es belohnt 
. ynd belehnt fie alfo damit vergeftalt, daß das Lehn 
.on Deu Lehosherrn zurüdfält, wenn der Yebnsteäger 
- Micbt oder feiner Lehnspflicht durch Felonie untren 
wird. Da aber die Lehne mad und nad (durch's 
Geſetz erſt im. 1iten Jahrhundert unter Ronrad IL, 
durch Gewohnheit aber ſchon früher) erblich wurden, 
fo wurden auch Die Vaſallen ala deren erbliche Be⸗ 
fer: nad und nad reicher, mädtiger und unabbän⸗ 
giger non ihrem Lehnsherrn. Sie geboten felbf über 

- eine Menge von Leuten, die ihuen entweder als eine 
Art von lebendigem Eigenthume grebörten oder bie 

: ie ſeibſt wieder als freie Leute mit einem Theile ihres 
Grundeigenthums belehnten. Die in Lehnspflicht ges 
gen das Stoatsnberhaupt ſtehenden Bornehmen und 
 &plen bildeten nun einen eigenen Stand im Staate 
Sande, nicht status in statu), deſſen Anſehen zwar 
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der Autorität des Staatsoberhauptes untergeordnet 
war, der aber doch von dieſem bei Ausübung der 
höchſten Gewalt mit ſchonender Rückſicht behandelt 
und bei den großen Fragen über Krieg und Frieden 
und andere öffentliche Angelegenheiten gehört werden 
mußte. Neben dieſem Stande erlangte bald auch die 
Geiſtlichkeit durch ähnliche Belehnungen, Schen⸗ 
kungen und andere Mittel einen bedeutenden Antheil 
an Grund und Boden des Staats, uud ſomit bie 
Mürde eines befonderen Standes in der bürgerlichen 
Geſellſchaft, deſſen Einfluß auf Staatsangelegenhei« 
ten um fo größer wurde, je mehr die Geiftlichkeit als 
ausſchließliche Befigerin und von Gott ſelbſt bevoll. 
mädtigte Spenderin geiftiger und himmlifher Güter 
an Anfehen gewann und ihr allgemeines Oberhaupt, 
der Papſt, fi zum Nang eines unabhängigen Fürften 
emporihwang. Endlich bildere ſich auch in den durch 
©emwerbefleiß und Handel aufblühbenden Städten 
noch ein britier Stand (tiers Etat), deffen politifche 
Bedeutſamkeit in eben dem Maße wuchs, als fich bier 
immer mehr Reichthum, Stenntniffe und Fertigkeiten 
aller Art einfanten und die Städte felbft theils durch 
ihr geſchloſſenes Grundeigenthum, theile Durch ihre 
Uuge Munizipal⸗Verfaſſung eine gewiſſe Selbfiftän- 
digkeit erlangten. 

Ep erhaben nun aud) das Staatsoberhaupt Durch 
feine Würde als Darfleller ver höchſten Gewalt über 
jene drei Stände erſchien, fo ſah es ſich doch oft ge⸗ 
nöthigt, in den dringendſten Angelegenheiten des 
Staats wegen der zu nehmenden Maßregeln ſich mit 
ihnen gemeinſchafilich zu berathen und inſonderheit, 
wenn neue Geſetze gegeben oder neue Steuern aus⸗ 
gefchrieben werden follten, deren Ginwilligung nad» 
sufuhen. So gewann, wenn aud nidt das ganze 
Volk, Doc ein fehr aroßer und gewichtiger Theil deſ⸗ 
felben, einen gewillen Antheil an der höchſten Bewalt 
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liegt, und durch die Idee der Oberherrſchaft in kräf⸗ 
lügen und ſelbſt in ſchwachen Gemüthern noch mehr 
jufgeregt wird, wenn die dee des Rechts noch nicht 
nit voller Evidenz und Energie in's Bewußtſein ge- 
veten ift, fo fonnte es auch in jenen Staaten nidt an 
nannigfaltigen Kämpfen zwifchen dem Autokratismus 
and Synfratismus fehlen. Daher ift die politifche 
Befchichte tes Mittelalters und der neuen Zeit fafl 
aichts Anderes, als eine Geſchichte jener Kämpfe, ab- 
zefeben von den Kriegen mit auswärtigen Mächten, 
m die fi) aber auch jene Kämpfe oft einmifchten. 
Dies war aber um fo natürlicher, da der Synkratis⸗ 
mus fih anfangs noch in einer fehr rohen Geſtalt 
jigte und dadurch ſowohl der weſentlich nothwendi⸗ 
gen Autorität des Staatsoberhauptes, als dem allge⸗ 
meinen Wohle des Volkes ſelbſt Abbruch that. Be⸗ 
ſonders war es ter ſeudaliſtiſche Adel, welcher ſich 
lange Zeit in wilder Geſetzloſigkeit bewegte und 
häufig mit rebelliſchem Sinne der Staatsgewalt ſich 
geradezu widerſetzte. Daher ſuchte dieſe zuerſt Die 
Beifllichfeit in ihr Intereſſe zu ziehen; und als auch 
die Beiftlichkeit im Gefühl ihrer moralifchen Weber: 
macht mit ungemeflenen Anfprüden hervortrat und 
mit dem Adel gemeinfchaftlihe Sache machte, da ſchloß 
ib die Staatsgewalt näher an den dritten Stand an, 
der fchon vermöge feiner Lage und Beſchäftigung ge- 
fügſamer war, und brauchte diefen als ein Gegenge- 
wicht gegen die Hebermacht der beiden anderen Stände. 
Eben dadurd gewann aber das fynfratifche Prinzip 
sine breitere Bafis und bildete ſich mitten in jenen 
Kämpfen immer weiter aus, fo daß hin und wieder 
ſogar Spuren von der Bildung eines vierten oder 
Bauernflandes zum Borfchein famen, indem man 
endlich bemerkte, dag die Volfsvertretung durch die 
bisherigen drei Stände noch fehr unvolllommen war. 

Zwei Dinge beglinftigten vornehmlidy Diele worikerr 
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Uusbildung ves Synkratismus: bas Chriſtenthum 
and vie durch das Chriſtenthum erleuchtete Philoſo⸗ 
phie. Jenes entäußerte ſich zwat anfangs alles por 
itiſchen Eiufluſſes, weil deſſen göttlichet Stifter aus» 
drucklich etklaͤrt hatte, ſein Reich ſel nicht von dieſer 
Melt, Es lehrte daher den Menſchen, in jener Staatd- 
ſotm win guter Bürger zu werden. Uber es wedte zu⸗ 
. glei Ideen im menschlichen Geiſte und verbreitete fie 
im Volke, die bis dahin vie Weifeften des Alterthums 
. Saum geahnet, viel weniger öffentlich verfündigt und 
- 40m Bemeingute der Menfchen gemadt hatten, Es 
-Iepete, daß alle Menfchen Kinder eines und deffelben 
. Vaters und Srlöfle eines und deffelben Heilandes 
fſeirn, daß alle ſich als Brüver lieben, alle an derfel- 
ben heiligen Gemeinſchaft, an denfelben himmliſchen 
Bütern theilnehmen follen. So erwachte in den Be- 
 Benneen des Chtiſtenthums die Idee von einer Würde 
des Menſchen, die allen, felbft ven Oeringften im 
Volle, auf gleiche Weile zufomme; und die Führer 
bes Bölfer, denen dag blinde Heidenthum nicht bloß 
nach ihrem Tode, fordern fhon bei Lebzeiten Tempel 
und Altäre geweiht hatte, um fie feibhaftig zu vergöt⸗ 
tern, beugten nun m Demuth ihr Knie vor dem Gott 
ver Epriften als allgemeinen Vater und vor dem 
: Heiland der Welt als allgemeinen Exlöfer der Men⸗ 
chen, Sie befannten, daß fie nicht ang eigener Macht, 
ſondern nur durch Bottes Onade herrfchten, und muß⸗ 
sen eben darum anerkennen, vaß fie nicht mit unum⸗ 
ſchraͤnkier Willkür über ihre Unterthbanen herrſchen 
dütften, weil dieſe ja auch von Gott mit hoben Vor⸗ 
gügen begnadigt waren. Die durd) das Chriſtenthum 
erleuchtete Philoſophie aber beftätigte alles Dies burch 
Brände, die fie in der menſchlichen Natur felbft aufe 
ſuchte. Sie fand auf diefe Art, daß die Bürger eines 
Staats nicht bloße Pflichten, fondern auch Rechte hät 
“1, die ſchlechthin unveräußerlich wären und als von 
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Bott felbft verliebene Rechte von dem Kürften eben 
ſo heilig gehalten werden müßten ; ale die Nechte des 
Kürten vom Volke. Sie fand ferner, daß die elgent- 
liche Bafis der oberfien Staatsgewalt im Volke felbft 
liege, und Diefes daher nicht Mittel, fondern Zweck 
jener Semalt fei. Sie entwidelte endlich diefe Ideen 
- Ämmer weiter und bildete dadurch eine. förmliche Theo⸗ 
vie von den gegenfeitigen Nechten und Pflichten der 
Menſchen überhaupt und der Fürſten und Völker in- 
fonderheit; und fo geftaltete füh In den neueflen Zei⸗ 
- ten eine chriſtlich⸗philoſophiſche Staatsfunft und Wiſ⸗ 
ſenſchaft, die unlängſt ihren höchſten Triumph in der 
Etiftung eines heiligen Bundes aller hriflliden Für⸗ 
Ren und Völlker gefeiert hat. - 

Merkwürdig und eigenthümlich Klingen jet nad 
vierzig verfloffenen Jahren und bei der jeßigen Stel⸗ 
lung der europäifden Hauptmädte die Worte des 
Publiciſten, mit welchen er bei dieſer Gelegenheit auf 
feine bereits vorber erfdienene Schrift: „La sainte 
"Alliance, oder Denkmal des von Deftreih, Preußen 
und Rußland gefhlofienen Heiligen Bundes” zurück⸗ 
fommt. Als der Verfaſſer diefe letztere Schrift her- 
ausgab — fagt er — verlachte ihn Mancher als einen 
Träumer und Schwärmer, und meinte, der Bund 
werde feinen Beſtand haben, man werde geheimen 
Unrath in demfelben wittern und den Beitritt überall, 
wie in England ablehnen, Und dod find bis jept 

September 1816) ſchon Frankeeich, Sardinien, 

bieten, Dänemark, die Niederlande, Balern, Sach⸗ 
fen und Würtemberg (vielleicht auch einige andere 
noch nicht Öffentlich genannte Staaten) förmlich bei- 
‚getreten. Auch möchte der Verfaſſer taufend gegen 
ring wetten, daß in nicht gar langer „Zeit der heilige 
Bund fi über ganz Europa (nur mit wenigen in je- 
nee Schrift bereit angedenteten Ausnahmen) er, 
firedden werde. Was er dann für Kolaea yeinn 
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Mechte mit zu großer Klarheit bewußt, und wollen 
zwar gern ihre Pflichten erfüllen, aber auch jene Rechte 
averfannt und gefihert wiffen. Sie fönnen und wol» 
fen daher der Willkür folder Weſen, vie, wie hoch fie 
auch fteben, Doc immer ſchwache und binfälliye, des 
Jerthums und Der Leidenſchaft fäbhige Menſchen blei⸗ 
ben, nicht mehr unbedingt unterworfen ſein, weil ſie 
aus langer und ſchmerzlicher Erfahrung wiſſen, daß 
nicht bloß der böſe Wille, der vielleicht nur ſelten 
flattfand, ſondern ſelbſt der gute, aber irrende oder 
uon feinen Umgebungen irregeleitete Wille ihnen un⸗ 
endlichen Schaden zugefügt bat, ja daß felbft tie beſt⸗ 
ergogenen und vielverfprechenpften jungen Fürſten 
im Laufe ihrer Regierung umſchlugen und die grau« 
famften Tyrannen wurden. Wem fällt bier nicht das 
Quinquennium Neronis ein, jenes römifchen Kal. 
ers, Defien Name ald das Symbol der graufamften 
rannei allen folgenden Zeitaltern zum Abfcheu ges 
morden, und Der doch, von den vorzüglichſten Män- 
nern feiner Zeit gebildet, als fiebzehnjähriger Jüng⸗ 
ling zum Throne gelangend und bei der erften Untere 
fhrift eines Zodesurtheils wünſchend, er möchte nicht 
fhreiben können — nit nur die ſchönſten Hoffnuns 
gen erregte, fondern auch eine Zeit lang fo herrlich 
erfüllte, daß felbit TZrajan von ihm fagte, ed fei ihm 
in den erften fünf Jahren feiner Negierung fein ans» 
derer Fürſt gleich gefommen! Wäre aber auh Nero 
eblieben , was er war, wäre er der mufterhaftefte 
ürſt für alle Zeit geworden, gab dies irgend eine 
©icherheit auf die Zukunft? Folgte nicht unmittelbar 
auf den trefflihen Marc- Aurel der Wütherich 
Gommodus, fo viel Mühe ſich auch jener gab, aus 
feinem Sohne einen würdigen Nachfolger zu bilden ? 
Auf diefe und taufend ähnliche Beifpiele follten doch 
die Vertheidiger der Autofratie hinblicken, um zu be» 
greifen, was für eine ſchlechte Sache fie verthe 
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und wie wenig ihr Lieblingsſatz, daß ber Regent bie 
perionificikte Rechtsidee fei, Die Zein Unrecht thun 
könne, ſich an Der Erfahrung bewähre. Sie follten 
. „do aus der Geſchichte wenigfieng fo viel gelernt ba 
ben, Daß der Negent in concreto etwas Anderes fri, 
als der Regent in abstracto! — Darum verlange 
die Völker nicht ohne Grund für ihre Rechte eine 
Bürgſchaft, und nicht bloß eine vnrübergehenpe, in 
dem perſönlichen Charakter des Fürſten, ſeiner Die 

‚ner, Räthe und Beamten, und in der Davon meiſt ab- 
: Hängigen Berwaltung gegründete, weil der Charal⸗ 
ter der Menfchen und fomit auch bie Marimen der 
Verwaltung einem ſteten Wechfel unterworfen find, 
fondern eine dauerhafte, dergleichen allein eine recht⸗ 
liche, d. h. nach dem Prinzip.des Synkratismus eir⸗ 
gerichtete, mithin ſtellvertretende Verfaſſung gewäh⸗ 
sen kann. Denn nur wo dag Volk in feinen Stell⸗ 
vertretern ein Organ hat, wodurd es feine gerechten 
» . and billigen Forderungen auf eine gefeßmäßige Meile 
geltend machen darf, hat es eine hinlängliche Buͤrg⸗ 

ſchaft für feine Rechte, fo weit überhaupt eine fold: 

mögih il. 

Wenn man eine ſolche Bürgfhaft in den Staats⸗ 
beamten geludt und gemeint hat, diefe Beamten 
ſeien ja ſchon die natürlihen Vertreter des Volle, 
- und e8 bedürfe daher feiner andern, fo ift Dieg wieder 
our eine Isere Soppifterei. Allerdings follen bie 
Beamten, wie die Regierung felbft, zum Beften des 
Volks mit der Regierung mwirfen. Aber fie thun dies 
aur vermöge des von der Regierung erhaltenen Auf⸗ 
trags und nad der darauf ſich beziehenden Inſtrub⸗ 
tion. Sie find daher bloß Drgane, und in fo fern 
auch Nepräfentanten der Regierung. für das Voll, 
aber nicht Nepräfentanten des Volks für Die Regie 
rung. Nun findet man aber in der Erfahrung mande 
Benmuen, welde, um fih zu empfehlen und empor⸗ 
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Bumdesalte vom 8. Zum 1815 füge userdiih: 


. „In allen Bunvesflaaten wird eine lameesfbäuilhe 
Verfaffung Raufinden.” Auch harten ja ſchon meh» 


rerte deutsche Fürſten wirklich Hand ans Werk gelegt 


und waren mi löblidem Beiſpiele den ãbrigen voran- 
. gegangen, fo wie andere mit noch rübmlicherem Bei 
- spiele die ſtändiſch⸗ repräſentative Verfaffung ihrer 


Länder felbf in jener sromtigen Zeit, wo deren Huf. 


. Yebung gleidfam an ver Zagrdorbuung war, nid! 


. ten politiſchen Unglüds bewährte. — Es follten allo 


unfgeboben, und für dieſe Achtung der Volksrecht 
von ihren Völkern eine Liebe und Aubänglichkeit ein 
geerntet haben, die fi jetbR in ven Togen des größ- 


in allen dentſchen Bunvesflaaten ſtellsertretende Ber- 


faſſungen flattfinden, und da dag keinem Zweifel mehr 


unterlag, fo kann aur noch vom Wie die Mede fein. 
Es giebt zwei Hauptarten der Ötellveriretung, rine 

matbematifche und eine dynamiſche. Jene rid- 

tet ſich bloß nad der Zahl oder Dienge, viele nad 





- dem pyolitifchen Werthe over Gewichte der Glieder 


eines bürgerlichen Geſellſchaft. Beide Repräfenta- 


- tionsweifen haben ihren Bortheil und ihren Nachtheil, 


7 


keine iſt daher unbedingt zu loben oder zu tadeln, und 
die Unyarteilichfeit der Unterſuchung heiſcht es, Dies 
ſogleich einzugeftehen. Aus der näheren Erwägung 


- wird ſich von ſelbſt ergeben, welche vom beiden für 


und Deuitſche bie vorzüglicdere fei. 

Die mathematiſche Reyräfentationsweife berußt auf 
dem ſtatiſtiſchen Prinzipe der Seelenzahl und beſtimmi 
daher arithmetiſch Das Verhältniß der Stellverireter 


. gm Volle. @efegt, es hätte ein Staat eine Milkion 
- oder hundert Myriaden ſtimmfähiger, d. h. männlicher 


amd mündiger Perfonen — denn Weiber und Un 
mündige haben non Rechtswegen in öffentlichen An- 


gelegenheiten keine eigene Stimme, ſondern werben 


Darin. ſchos natäirlicher Weiſe durch die Männer und 


Voltsrechte. 503 


Wenn indeffen unter ung (ter Berfafler hat zu- 
nächſt fein Vaterland Sachſen im Auge) nidt nad) 
Seelen, fontern nah Ständen repräfentirt werden 
fol, fo wird Das fläntifhe Fachwerk allerdings einer 
Reform betürfen, weil die gegenwärtige Einrichtung 
und Anortnung deſſelben theils an ſich manches Un⸗ 
braueme bat, theild Dem Rulturgrade unferer Zeit 
nicht mehr angemefien if. 

Zuvörderſt ift offenbar, daB den bisherigen drei 
Sitänden überall in Deuiſchland nod ein vierter, 
nämlih der Bauernſtand, hinzugefügt werden 
müfle, menn die Nepräfentation des Volkes nur eini- 
germaßen vollſtändig fein fol. Die Befiger der 
bäuerlichen Grundſtücke waren freilihd ſonſt unfreie 
Leute, galten daher nicht für Staatsbürger, und konn⸗ 
ten folglich aud nicht ale ein befonterer Stand der 
großen Bürgergefellfihatt auf das Recht der Vertre⸗ 
tung in derfelben Anfprudy machen. Ueberdies (zum 
Tbeil aud eben darum) befanden fie fi) in einem 
folden Zuſtande der Rohheit, daß fi unter ihnen 
ſchwerlich Jemand gefunden haben möchte, der in einer 
Berfammlung von Repräfentanten des Volles etwas 
Dernünftiges und Erſprießliches hätte ausſprechen, 
anregen oder befchließen können. Jetzt find dieſe 
Verhältniſſe ganz andere. Wenn auch auf den bäuer- 
lichen Grundſtücken zum Theil noch aus dem früheren 
Zuſtande herrührende Verpflihtungen gegen die Be⸗ 
fiter der größeren Landgüter haften, fo find doch die 
Perſonen größtentheilg frei, und ihre Bildung hat 
durch diefe Verbefierung ihres politifchen Zuſtandes 
dergeflalt zugenommen, daß fid) unter ihnen (beſon⸗ 
ders unter den Bauern proteflantifher Länder) fehr 
viele finden, die nicht nur lefen und fdhreiben, fondern 
auch denken und urtheilen, und fich Daher über dag, 
was ihnen heilſam ift, wenn aud nicht zierlich und 
ſchön (was ja auch in den höheren Ständen aft urr- 
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“ mißt wird), fo doch erträglich und verkimnfil, fo- 
wohl mündlich als ſchriftlich, erklären Finnen. Es 
kann ihnen alſo weder das Staacusbürgerrecht, mod 
die Fähigken zur Stellvertretung abgefprochen wer⸗ 
ven. Daß fie ſchon durch die Beſttzer ver guößeren 
Landgüter mit vertreten würden, kann man wohl nid 
behaupten. Denn dieſes Dlitvertreteu, wenn wis wo 
es flattfand, war bisher fo dürftig, daß ihr befonde⸗ 
yes Intereſſe entweder vernachläfſigt oder gar ge 

. fährdet wurde. Es ſcheint daher ein dringendes Be- 
dürfniß der Zeit, daß dieſe achtungswerthe Klaffe von 
Staatsbürgern, die einen fo großen Theil vom Staats⸗ 
gebiete befigt, von deren Schweiße fa viele ſich näh⸗ 
ven und deren Blut im legten Befreiungskriege fo 
reichlich floß, unter die Stände gefeglih aufgenom- 
men und daher auch befonders vertreten werde. Was 
in diefer Hinſicht ſchon in manchen deutſchen und aus 
wärtigen Staaten gefchehen, wird hoffentlich auch in 
ven Übrigen Theilen unferes gemeinfcaftlichen Va⸗ 

» terlandes rühmliche Nachahmung finden. Denn das 
ift die magnetiſche Kraft des Guten, daß es von jedem 
Bunfte aus, wo es ſich bliden läßt, die Bemüther der 
Edlen mit unwiderſtehlicher Oewalt an ſich zieht, und 
daß felbft die minder Eulen enplih, wenn auch nur 
ans Scham, dem gewaltigen Zuge folgen möflen. 

Mit der Bildung eines vierten Standes allein if 
jedoch den Anforderungen der Zeit noch nicht Genüge 
gethan. Auch die erflen Drei Stände bedürfen einer 
zeitgemäßen Geftaltung. Was nämlich zuerſt Den 
Herren» oder Ritterftand betrifft, fo it Dasımter 
nach dem alten Begriffe eigentlich die Klaſſe der ade» 
ligen Beſitzer jener großen Lehngüter zu verſtehen, 
welche jegt Rittergikter heißen. Run ift aber befannt, 
daf viele dieſer Lehngüter jetzt nicht nur allodiſtcirt, 
ſondern auch in den Beſitz ſolcher Staatsbürger ge⸗ 
kommen find, welche wegen Mangels einer abeligen 
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1 
Bel den anderen Ständen werben ja au hie Stell⸗ 
vertreter Durch Wahl beflimmt. - 
Was ferner Die Geiſtlichkeit ale den zweiten 
, Stand betrifft, fo hat fih das Berhältniß dieſer ehr- 
würdigen Klafle von Staatsbürgern im Laufe ter 
Zeiten fo weſentlich verändert, daß auch bier in An⸗ 
fehung der Hepräfentation eine Umgeftaltung eintre⸗ 
‚ten muß. Die Geiſtlichen ganz davon auszuſchließen, 
wie Einige vorgefchlagen, halten. wir für eben fo un- 
gerecht, als. unbillig und unflug. Es beruht dieſer 
Vorſchlag auf jener fehlerhaften Denkart, die unferm 
‚ Zeitalter noch immer anflebt, fo viel auch von Reli 
gion und Kirchenthum geſprochen wird. Wer beide 
wahrhaft achtet und ihre wefentlihe Beziehung auf 
das Menſchen⸗ und Bürgertbum kennt, wird den Die 
» mern der Kirche und (mittelft derfelben auch) der Res 
ligion gern einen Anıheil an der Volksvertretung zur 
‚gefteben, aber freilich nur auf eine Weife, die auf Zeit 
‚und Umftände paßt. . Die Geiftlichfeit bildete fonf 
einen befondern Stand, theild wegen ihres Grund⸗ 
eigentbumg, Das fie fowohl ale Lehn, wie auch als 
„reines Eigenthum beſaß, theils aber und vorzüglich 
. als Repräfentantin der höheren Intelligenz, weil fie 
ausfchließlih im Befige dar Wiffenfchaft und Kunſt 
wor. Dan fand es alfo. recht und billig und Flug, 
auch die höhere Intelligenz in das Intereſſe des Staa⸗ 
tes zu ziehen und fid mit ihr über öffentliche Angeles 
‚genheiten zu.berathen. Dies Verhältniß hat ſich ger 
ändert. Die Geiftlichfeit hat im Yaufe der. Zeiten 
ihr Orundeigenthum größtentheilg verloren, befonders 
in proteftantifchen Ländern; Wiſſenſchaft und Kunft 
it .aber auch den Laien in folhem Maße zu Theil ger 
. worden, daß viele derfelben in diefer Hinſicht nicht 
nur eben fo, fondern noch mehr gebildet. find, ale die 
Geiſtlichkeit ſelbſt. Sie kann alfo nicht mehr als 
ensthlieglihe Repräfentantin ber. höheren Intelligenz 
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ben doch keinen wahren Werth hat. Wenn daher 
auch die Stände über die jedem eigenthümlichen An⸗ 
gelegenheiten ſich abgeſondert berathen mögen, ſo iſt 
es doch nothwendig, daß die Reſultate dieſer beſon⸗ 
dern Berathung ſowohl, als die allgemeinen Angele- 
genheiten von Allen gemeinfhaftlih in Erwägung 
gezogen, und daher auch die Repräfentanten aller vier 
Stände in ein Ganzes vereinigt werden. Es ließen 
fih außer den beiden legten ragen wohl noch meh- 
vere aufwerfen, 3. B. über die Srblichkeit und Wähl⸗ 
barfeit der Repräfentanten. Der Berfaffer hält aber 
dieſe Frage für minder bedeutend. Schaden fann es 
gewiß nicht, wenn unter mehreren Wahlrepräfentan- 
ten ſich auch einige Erbrepräfentanten befinden; es 
fann fogar in mancher Hinficht vortbeilhaft fein, vor⸗ 
nämlich um den Ständen mehr Befländigfeit und 
Unfehen zu geben. 

„Die Ipätere Zeit flellte es übrigens Mar heraus, 
daß in feinem conftitutionellen Staate Europa’s das 
Cinkammerſyſtem zur Geltung fam; in denjenigen 
Ländern, wo dafjelbe unter irgend einer Benennung 
eingeführt wurde, zeigte es ſich überhaupt als unhalt⸗ 
bar-und machte bald überall vem Zweikammerſyſtem 
Platz.“ 

Wir ſind endlich bei dem wichtigſten und ſchwierig⸗ 
ſten Punkte der ganzen Unterſuchung angelangt, bei 
den Rechten der Stände als Volksvertreter. Denn 
die Art und Weiſe der Stellvertretung iſt an ſich nicht 
fo bedeutend, wenn nur den Stellvertretern ſolche 
Rechte zugeftanden werden, daß fie wahrhafte Reprä- 
fentauten fein können, und nicht etwa bloße Figuran⸗ 
ten. Auf der andern Seite aber werden auch die 
Nechte des Staatsoberhauptes dergeftalt verwahrt 
bleiben müfjen, daß dieſes ein wahrhafter Negent und 
nicht ein bloßer Schattenkönig ſei. Wir wollen da- 
ber viefen Punkt der Unterfuchung mit allec wur was’ 
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Sache ſelbſt. Nun iſt aber in allen menſchlichen An- 
gelegenheiten der bloße Schein ein mißliches Ding. 
Wer nur ten Schein der Frömmigkeit und Tugend 
bat, ift ein Heuchler, al ein ſittlich verdorbener 
Menſch. Wer gefunn fcheint, es aber nicht if, befin- 
det fich in deſto größerer Gefahr; denn das Uebel 
zehrt indgeheim an feiner Lebenskraft, und fann, wenn 
es endlich hervorbricht, wielleicht gar nicht mehr ge- 
hoben werden. Eben fo wenig hält der Schein des 
Reichthums lange vor; man blendet damit nur eine 
Zeit lang; endlich aber bricht der Bankerott unver- 
meidlih aus, wenn tie Gläubiger Zahlung fordern. 
Auf ähnliche Weife ſchaden der Regierung fcheinbare 
Repräfentanten mehr, als fie nügen. Das Volk fegt 
natürlich ein gewiſſes Vertrauen auf feine Vertreter; 
es erwartet Hülfe von ihnen, wenn es ſich gedrüdt 
fühlt. Da fie aber dieſe nicht geben können, fo fieht 
es fih in feiner Erwartung getäufcht. Die getäufchte 
Erwartung erregt Unzufriedenheit, und Diefe Unzu- 
friedenheit kehrt ſich natürlich gegen die Regierung 
feibft, weil diefe vie Stände eben dadurch, daß fie ih- 
nen in feinem Falle eine entfcheidente Stimme, mit. 
bin Beine wahre Mitwirkung geflattet, vor dem Volke 
rechtfertigt und ſich felbit als die alleinige Duelle des 
Uebels darſtellt. Ganz andere if es, wo die Stände 
auch eine entfcheidende Stimme haben. Da ericheint 
umgelehrt Die Regierung gerechtfertigt, weil ja dag, 
was fie beſchloſſen, als ein Mitbefchluß der Volks⸗ 
vertreter erſcheint. Glaubt alfo das Volk fi dadurch 
beſchwert, fo mag es ſich an diefe halten und ihnen 
bei Der von Zeit zu Zeit zu erneuernden Wahl der 


- Repräfentanten andere Perſonen fubflituiren. Das 


ft eben der große Vortheil einer wahrhaft ſynkrati⸗ 
fchen Monarchie, daß der Monarch dabei in den Augen 
des Volks immer als ein ſchuldloſes Wefen erfcheint 
und die Majeſtät des Throns den Nimbus von Kri- 
str 
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fahrung lehrt ja zur Genüge, daß dort die Kammer 
der Gemeinen, ob ſie gleich das Unterhaus heißt, 
: über vie Kammer der Pairs oder dag Oberhaus ein 
. fo bedeutendes Uebergewicht bat, daß jene faft Alles 
entfcheidet und diefe nur felten es wagt, ihre Zuftim- 
mung einem Beſchlufſe verfelben zu verfagen. Da 
wie nun in Deutſchland feine eigentlihe Pairs haben 
— die wenigen mediatifirten Fürſten und Grafen in 
einigen deutfchen Staaten können faum dafür geften — 
und überhaupt unfer hoher und: niederer Adel anders 
organifirt fl und in einem andern Berhältniffe zum 
Staate lebt, ale der britiiche, fo iſt nicht wohl abzu⸗ 
ſehen, wie jenes Ynflitut der zwei Kammern auf un 
ſere Nepräfentation Überzutragen wäre und was es 
unfern Staaten für befondere Vortheile gewähren 
follte. Die Bereinigung aller Volksvertreter in eine 
Kammer gewährt Dagegen den wefentlichen Vortheil, 
daß die verfchiedenen Stände fi nit wie orientas 
liſche Kaſten von einander abfondern, fondern ald 
Blieder einer und derfelben großen Familie anfehben 
fernen, daß fie bei Beforgung ihrer befonveren In⸗ 
tereflen den Bid mehr auf das Allgemeine und &e 
meinſchaftliche zu richten genöthigt find, und daß fie 
immerfort ®elegenheit haben, jeven Gegenfland auf 
das Vielfeitigfte zu betrachten und ihre Ideen Darüber 
gegenfeitig auszutaufhen. Wenn z. B. ein gelehrter 
Neyräfentant, dem es an praftifcher Lebensklugheit 
fehlte, fih etwa zu fehr in das Gebiet des Idealen 
verlöre, fo würde ihn der Grundeigenthümer erin- 
nern, daß man Doch exit fäen müfle, bevor man ern⸗ 
ten könne, oder der Kaufmann, daß ein Papier, wel- 
ches nicht honorirt wird, feinen realen Werth habe, 
Dagegen würde au jener, wenn etwa dieſe ihren 
Blick zu ſtarr auf die niederen irdiſchen Güter Hefte 
ten, fie mit Recht auf die höheren geiftigen Güter auf⸗ 
merkſam machen, ohne welde das ganze irdiſche Le⸗ 
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ben doch keinen wahren Werth hat. Wenn daher 
auch die Stände über die jedem eigenthümlichen An⸗ 
gelegenheiten ſich abgeſondert berathen mögen, fo iſt 
es doch nothwendig, daß die Reſultate dieſer beſon⸗ 
dern Berathung ſowohl, als die allgemeinen Angele- 
genheiten von Allen gemeinfhaftlih in Erwägung 
gezogen, und daher auch die Repräfentanten aller vier 
Stände in ein Ganzes vereinigt werden. Es ließen 
fih außer den beiden legten Bragen wohl noch meh- 
zere aufiwerfen, 3. B. über die Erblichkeit und Wähl⸗ 
barfeit ver Repräfentanten. Der Verfaſſer hält aber 
diefe Frage für minder bedeutend. Schaden fann eg 
gewiß nicht, wenn unter mehreren Wahlrepräfentan«- 
ten fi aud einige Erbrepräfentanten befinden; es 
kann fogar in mancher Hinficht vortbeilhaft fein, vor- 
nämlich um den Ständen mehr Beftändigfeit und 
Anſehen zu geben. 

„Die fpätere Zeit flellte es Übrigens klar heraus, 
dag in feinem conftitutionellen Staate Europa’s das 
Einfammerfpftem zur Geltung fam; in denjenigen 
Ländern, wo daſſelbe unter irgend einer Benennung 
eingeführt wurde, zeigte es fich überhaupt als unhalte 
bar-und machte bald überall dem Zweilammerfyftem 
Platz.“ 

Wir ſind endlich bei dem wichtigſten und ſchwierig⸗ 
ſten Punkte der ganzen Unterſuchung angelangt, bei 
den Rechten der Stände als Volksvertreter. Denn 
die Art und Weiſe der Stellvertretung iſt an ſich nicht 
ſo bedeutend, wenn nur den Stellvertretern ſolche 
Rechte zugeſtanden werden, daß ſie wahrhafte Reprä⸗ 
ſentanten fein können, und nicht etwa bloße Figuran⸗ 
ten. Auf der andern Seite aber werden auch die 
Nechte des Staatsoberhauptes dergeſtalt verwahrt 
bleiben müſſen, daß dieſes ein wahrhafter Regent und 
nicht ein bloßer Schattenkönig ſei. Wir wollen da⸗ 
ber dieſen Punkt der Unterſuchung mit aller nur wöe 
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Sache ſelbſt. Run iſt aber in allen menſchlichen An- 
gelegenheiten der bloße Schein ein mißlihes Ding. 
Wer nur ten Schein der Frömmigkeit und Tugend 
hat, iſt ein Heuchler, ala ein fittlich verdorbener 
Menſch. Wer gefund fcheint, es aber nicht if, befin- 
det fi in defto größerer Gefahr; denn das Uebel 
zehrt indgeheim an feiner Lebenskraft, und fann, wenn 
es endlich hervorbricht, wielleicht gar nicht mehr ge- 
hoben werden. Eben fo wenig hält der Schein des 
Reichthums fange vor; man blendet damit nur eine 
Zeit lang; endlich aber bricht der Bankerott unver- 
meidlich aus, wenn die Gläubiger Zahlung fordern. 
Auf ähnliche Weife ſchaden der Regierung feheinbare 
Repräſentanten mehr, als fie nügen. Das Volk fegt 
natürlich ein gemifjes Vertrauen auf feine Vertreter; 
es erwartet Hülfe von ihnen, wenn es ſich gedrüdt 
fühlt. Da fie aber diefe nicht geben fönnen, fo fieht 
es fich in feiner Erwartung getäufcht. Die getänfchte 
Erwartung erregt Unzufriedenheit, und dieſe Unzu⸗ 
frievenheit kehrt fich natürlich gegen die Regierung 
felbft, weil diefe die Stände eben dadurch, daß fie ih- 
nen in feinem Falle eine entſcheidende Stimme, mit» 
bin keine wahre Mitwirkung geftattet, vor dem Wolfe 
rechtfertigt und fich felbft ale die alleinige Duelle des 
Uebels darſtellt. Ganz anders iſt ed, mo die Stände 
auch eine entfcdheidende Stimme haben. Da erfcheint 
umgelehrt die Itegierung gerechtfertigt, weil ja dag, 
was fie befchloffen, als ein Mitbefchluß der Volks⸗ 
vertreter erfcheint. Glaubt alfo das Volk ſich dadurch 
beſchwert, fo mag es fich an diefe halten und ihnen 
bei der von Zeit zu Zeit zu erneuernden Wahl ver 
Repräfentanten andere Perſonen fubflituiren. Das 
ift eben der große Vortheil einer wahrhaft ſynkrati⸗ 
ſchen Monarchie, daß der Monarch dabei in den Augen 


des Volks immer als ein ſchuldloſes Weſen erfcheint 


und die Majeftät des Throns den Nimbus von Hei 
Str 
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nur das Recht der Beſchwerde oder Klage anſprechen, 
weun fie glauben, daß die Gerichtshöfe oder Verwal⸗ 
tungs⸗Behörden pflichivergeffen handeln. Das Recht 
der Beſchwerde oder Stlage. bei der Perfon des Re⸗ 
genten bat zwar ſchon jeder Untertban. Da es aber 
taufend Mittel giebt, den Einzelnen zu beſchwichtigen 
: oder zu behindern, jenes Recht geltend zu machen, fo 
. müffen die Stände auch hierin als Stellvertreter han⸗ 
dürfen, indem fie mehr Anfehen und alfo auch ihre 
Vorftellungen mehr Gewicht haben und leicdhtern Ein- 

"gang finden. Eben darum muß es auch den Unter- 
. Ibanen erlaubt fein, ſich dieſerhalb an die Stände alg 
Mittelsyerfonen zu wenden. Cie felbfi aber können 
Niemanden zur Verantwortung ziehen, viel weniger 
richten und verurtheilen. Denn fie würden dann 
- Richter und Kläger in einer Perfon. Gie legen alfo 
ihre Beſchwerden oder Klagen nur ehrbietig an den 
. Stufen des Throns nieder, und der Regent unterſucht 
oder läßt unterfuchen, vermöge befonderen Auftrags 
- an eine andere (entweder ſchon vorhandene oder zu 
dieſem Behuf einzufeßende) Behörde, was die Stände 
vorgebradht haben. Den darauf erhaltenen Befcheid 
müſſen fie ſich aefallen laffen, wenn fie nicht etwa 
durch wiederholte Vorftellungen einen andern erhal« 
- ten können. Denn die bürgerlihe Drdnung bringt 
es einmal mit fi, daß der Negent in höchfter Inſtanz 
urtheile, und es würde nichts als Anarchie heraus 
fommen, wenn die Stände eine noch höhere Inſtanz 
: bilden follten. Dies gilt aud) in Beziehung auf das 
: Staatsminifterium, als die erfle, unmittelbar unter 
dem Regenten ſtehende Behörde. Die Minifter fol- 
: len allerdings verantwortlich fein, wie jeder andere 
- Unterthan und Beamte — denn nur der Regent felbft 
{RR unverantwortlich — aber fie find es nur in dem 
:angegebenem Maße. Der Berfaffer fieht wenigſtens 
nicht: ein, wie man ohne Verlegung aller Relaxen 
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ſollen denn nicht auch die Stände erklären dürfen, 
daß fie es für rathſam halten, dieſes oder jenes GOe⸗ 
feg zu geben? Es hänat ja immer von der Regie⸗ 
rung ab, ob fie dem Vorſchlag ihre Zuſtimmung ge- 
ben will. Die gemeinfchaftlihe Theilnahme der Re⸗ 
gierung und der Stände an der Geſetzgebung iſt aber 
um fo beilfamer, je nothwendiger es ift, daß alle die 
Momente, von denen die Beurtheilung der Zweck⸗ 
mäßigfeit eines Geſetzes abhängt, recht vielfach von 
allen Seiten erwogen und befproden werden. Denn 
feines Menſchen Weisheit iſt hinreichend, alle die Um⸗ 
Hände und Verhältniffe zu überfchauen, die der Ge— 
ſetzgeber von Rechtswegen zu berüdfichtigen hat, wenn 
feine ®efege durchaus anwendbar fein ſollen. Da- 
ber ift Das Machtwort des Autofraten: Sic volo, 
sic jubeo — oder: Car tel est notre plaisir — 
nirgends übler angebracht, als bei der Geſetzgebung. 
Wenn nun auch ein foldher Autofrat im Gefühle fei- 
ned Unvermögens, gute Gelege zu geben, ſich ent- 
fließt, eine befondere Geſetzcommiſſion, die gleich“ 
fam pie Stelle der Stellvertreter des Volks erfepen 
ſoll, niederzufegen: fo ift Doch dieſes Surrogat der 
Stellvertretung, glei andern Surrogaten, nicht aus⸗ 
veichend, weil eine bloße Geſetzcommiſſion eigentlidy 
nur beratbend, aber nicht entfcheidend ift. Sie erfüllt 
alfo nicht die mefentlide Bedingung eines wahren 
Geſetzes, daß es Ausdruck des allgemeinen Willens 
ſei. Es iſt dann immer nur Ausprud des Willens 
einer autofratifchen Negierung, der unbedingte Unter» 
werfung fordert; und folde einfeitig und eigenmäch⸗ 
tig gegebene Geſetze werden daher auch nie mit der 
- Bereitwilligfeit aufgenommen und befolgt, wie jene, 
die mit wechjeljeitiger Juftimmung gegeben find. Da 
nun eben von diefer Bereitwilligkeit die volle Wirk⸗ 
famleit der Sefege abhängt, fo muß jeder Regierung 
daran gelegen fein, dieſe Bereitmilligkeit, die Ch nad 
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fordern dürfe, ohne ihm weſentlich zu ſchaden. Fehlt 
es aber noch überdies an der Cinficht oder dem Wohle 
wollen, was doc leicht möglich iſt; denkt der Eine: 
"L’ötat c'est moi! und iſt der Andere ein Projekt« 
und Plusmacher, der nur an den Vortheil feines Ge⸗ 
bieterö oder gar an feinen eigenen dent — wie es 
denn ſolche Finanzhelden vor und nad Lam in Dienge 
gegeben hat — fo werden nicht nur dem Volke un- 
heilbare Wunden gefchlagen, fondern auch die Regie- 
rung felbft in endlofe Verlegenpeiten verwidelt, aus 
denen immer neue und gewaltfamere Eingriffe in die 
GEigenthumsrechte der Unterthanen hervorgehen. Das 
- Volk wird in der Zeit der Noth gern Opfer bringen, 
wären fie auch noch fo groß. Aber man lafje ihm 
doch wenigfteng in feinem Unglüde das tröftende und 
erhebende Gefühl, daß es dieſe Opfer freiwillig 
brachte! Man zeige doch wenigftens die Klugheit, 
wenn nit den Edelmuth, fib harte Diaßregeln zu 
erfparen, die als Folgen der Eigenmadt nur Unwil⸗ 
fen und Haß erregen, während man dur glimpf- 
lihere Mittel zu vemfelben Zwede gelangen Tann! 
Denn wenn nur den volfsvertretenden Ständen das 
: wahre Bepürfniß des Staats und die Mittel und 
Wege, es zu deden, offen vorgelegt werden, fo kön⸗ 
nen und werden fie fich nicht weigern, auf irgend eine 
Weile Rath zu Schaffen. Sollte nun die Regierung 
flatt der gewöhnlichen Abgaben eine Anleihe oder die 
Schöpfung eines Papiergeldes nöthig finden, fo wer- 
den auch Dazu die Stände erft ihre Einwilligung ges 
ben müflen. Denn nur fo ift es möglich, den Credit 
des Staats aufrecht und ein eingebilvetes, aber eben 
darum vom Credit abhängiges Geld in Werth zu er» 
halten. Warum hatten fih wohl im SKönigreiche 
Sachſen mitten unter den größten Drangfalen der 
Zeit die fogenannten Kaflenbillets und die Übrigen 
. Staatspapiere in ihrem Werth erhalten, un warum 
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als Volksvertretern noch das Recht der Oeffentlichkeit 
oder Publicität ihrer Verhandlungen zueignen. Dazu 
gehört nicht nothwendig, daß die Verhandlungen ſelbſt 
in Gegenwart einer Menge von Zuſchauern und Zu⸗ 
hörern geſchehen — wiewohl auch dies in mancher 
Hinſicht nützlich ſein dürfte, beſonders um unter uns 
auch einen öffentlichen Geiſt und eine öffentliche Be⸗ 
redtſamkeit zu bilden, woran es auch gar ſehr fehlt — 
ſondern wir verſtehen unter jenem Rechte der Def- 
fentlichkeit die Befugniß der Stände, ihre Berhand- 
lungen unter einander und mit der Regierung durch 
den Drud befannt zu machen, um Dadurch ihren 
fämmtlihen Sommittenten oder dem Volke Rechen⸗ 
ſchaft abzulegen von der Art und Weife, wie fie ihren 
hoben Beruf erfüllt haben. In der That iſt dieſe 
Rechenſchaftsablegung mehr eine Pflicht ver Stände 
gegen das Volk, in deſſen Namen fie gehandelt ha- 
ben; um fo weniger kann Das Recht dazu geleugnet 
werden. Auch bevarf es wohl Feines Beweiſes, daß 
der Drud der von der Ständeverfammlung befannt 
zu machenden Schriften cenfurfrei fein müfle. Denn 
die Bevormundung der Stände durch einen Genfor 
wäre wohl das Unwürdigſte, was ſich in dieſer Bezie- 
hung denken ließe. 

Mas das Recht des Staatsoberhauptes, Krieg und 
Frieden zu ſchließen, betrifft, fo wird die Theilnahme 
der Stände an der Ausübung deſſelben nidt beveu- 
tend fein können. Iſt der Krieg unvermeidlich, fo 
.. fällt die Deliberation, ob man ihn führen wolle oder 
nicht, von felbft weg. Iſt er vermeidlich und dag 
Staatsoberhaupt bejchließt ihn dennoch, fo ift dies 
freilich ein Unglüd; aber vem Volke und alfo auch 
den Ständen bleibt doch nichts übrig, als ſich darein 
au ergeben und ſich tapfer gegen den Feind zu weh- 
ven, weil es ja ein noch größeres Unglüd wäre, dem⸗ 
felben zu unterliegen. Wird nun der Krieg ELCH 
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zu hindern, und als wenn den Ständen als Volks⸗ 
vertreteen an der Erhaltung einer gefegmäßigen Re⸗ 
gierung und am’ der Beförderung des allgemeinen 
Beften nicht eben fo viel liegen müßte, als dem Re⸗ 
genten ſelbſt. Im Herzen aber — miefern der 
Trieb zur ungehinderten Thätigkeit in den Perſonen, 
die zur Regierung unmittelbar oder mittelbar gebö- 
ven oder einft zu gehören hoffen, fi zur ungemäßig- 
ten Herrfchbegierde ausgebildet hat und man bei der 
Befriedigung diefer Begierde feinen Privatvortheil, 
ſelbſt auf Koſten des allgemeinen, zu erreichen ſtrebt. 
Die erfie Duelle hat ver Verfafler, fo weit es feine 
geringen Sträfte erlaubten, zu verfiopfen gefucht. In 
Anfehung der zweiten bekennt er gern fein abfoluteg 
Unvermögen. Darum erlaubt er fih nur noch, einer 
gewiflen Klaſſe von Spöttern einen guten Rath zu 
geben. Man hat nämlich in unferen Zeiten auch oft 
über fogenannte papierne Conftitutionen ge- 
fpöttelt, ich weiß nicht, ob um ihres unbequemen In⸗ 
halte oder um ihrer Bergänglichkeit willen. Doch 
meint man wohl das Legte. Wohlen denn, fo grabt 
die Conflitutionen in Erz oder Stein, wie Mofes die 
zehn Bebote; oder noch befier, ſchreibt fie in Sinn 
und Herz der Völker, und fie werden fortleben mit 
den Völkern und fi) immer herrlicher fortbilden big 
and Ende der Tage! 

Der Auseinanderfegung des Geifles und des Prin- 
zips der ſtändiſchen Vertretung, die jener Publiciſt 
- (Krug) vor vierzig Jahren gab, fchließt fi dasje⸗ 
nige an, was Welder über das fländifhe Verfaſ⸗ 
fungs.- Prinzig fagt. Es gefchieht dies freilich in der 
befannten geiftvollen Weife dieſes Mannes, jedoch 
zugleich auch in der nicht minder befannten Schroff⸗ 
heit, mit welcher derſelbe ſich, wie bei allen ähnlichen 
politifchen Staats- und Volfsfragen, auf den Stanp- 
punkt eines zu weit gehenden, radicalften Eoukiusin« 
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einander unterſchieden, gelang es dieſen, ihrer Ge⸗ 
meinſchaftlichkeit einige Organiſation zu geben, in 
welcher ſie mit ihrer verſchiedenen Eigenthümlichkeit 


als die Grundelemente des Staates erſchienen und 


als ſolche die alleinigen Inhaber flaatsbürgerlicher 


Rechte fo wie zum Schutze hinterfäffiger Perfonen 


berechtigt waren. So hatten ſich allerdings wirkliche 


politiſch⸗ſtändiſche Abtheilungen gebildet, allein nur 


mit der Erblichleit der Lehen und dem eigen- 
thümlichen Bildungsprozefie, welchen das Staatsle⸗ 
ben durch die Entwidelung des auf das Privatredt 
gebauten Feudalſyſtems erhielt, war es wöglich, daß 


: der Begriff der Standſchaft zugleich iventifch mit 


dem Begriff der flaatsbürgerlihen Vollfreipeit, fo wie 
mit dem ausfhließlichen Rechte auf Bertretung wurde, 
und daß man unter jener Freiheit allmälig nur Die 
Eremtion von Pflichten verſtand, welche nach richti⸗ 
gen Grundſätzen allen Staatsgenoffen obliegen 
mußten. | 

In dieſer Weife bildeten ſich zuerft die Reichs⸗ 


- fände aus, indem die höchſten kirchlichen Würden 
- träger, die. Inhaber der erblih gewordenen Reichs⸗ 


ämter und der damit verbundenen Beneficien, und 
endlich die freigebliebenen (d. h. Feiner Territorialge- 


- walt unterworfenen) Städte dem Kaifer gegenüber 


als die alleinigen Träger der Volksrechte, als das 
eigentlihe Reich (daher der Ausprud: Kaifer und 


- Reich) erfchienen. Mit der Entfiehung der Zerrito- 


rien, welche ihr Bildungsprinzip befanntlid aus dem 
Makrokosmus des Reiche entlehnten, traten hier ana- 
loge Formen hervor, welche fofort eine beſtimmte po» 
litiſche Bedeutung dadurch erhielten, daß während der 
unruhigen Zeiten des Fauſtrechts fchon freie Vereini⸗ 
gungen verſchiedener Stände zu eigenem Schutze 
durch ganz Deutfchland fich gebildet hatten, Durch de- 


ren den Fürften gewährte Unterkägung allein es möge 


Volksrechte. 627 


Diefes durch die Entwidelung des geſellſchaftlichen 
Lebens herbeigeführte Abweichen von der hiftorifchen 
Bafis hat nun aber auch zweitens noch einen ver» 
fhiedenartigen Bebraud des Wortes „Stände” zur 
Folge gehabt, bei welchen der Unterfcheidungsgrund 
wiederum lediglich von der Beſchäftigung und der Le⸗ 
bensweiſe ablehnt, auf politifche Rechte oder eine be- 
fondere Stellung zum Staate Feine befondere Rüd- 
fiht genommen if. Wir erinnern zunächſt an bie 
lange üblich gewefene und eigentlich ſchon wieder außer 
Gebrauch gefommene Eintheilung der Geſellſchaft in 
den Nährftand, den Lehrſtand und den Wehr- 
fand, eine Eintheilung, welche jedoch eine flaate- 
rechtliche Bedeutung fhon um desmillen nicht erlan- 
nen Fonnte, weil fie ebenfalls nicht erihöpfend if. 
Ferner pflegt man aus einem anderen Geſichtspunkte 
die Befellfhaft wohl in Adel, Bürger und Bauern 
einzutheilen, wobei es jedoch an allem Eintheilungs- 
grunde fehlt, weshalb auch der Adel felbft für fich viel 
eonfequenter allein nach den Begriffen von Adel und 
Nichtadel Haffificirt. Endlich aber in noch ungezwun- 
generem Wortgebrauche fpridt man vom Militair- 
ftande, vom Stande der Handwerker, der Geiſtlichen, 
der Advocaten, der Aerzte, der Künftler, Kaufleute, 
ja man fpricht von höhern und niedern, von gebilde- 
ten und ungebildeten Ständen ır. 

In wie fern nun der politifch-ftändifche Begriff bei 
uns in Deutfchland den hier angedeuteten Grundzü- 
gen gemäß fi) ausgebildet hat, ift aus einer kurzen 
Zufammenftellung der Hauptpunfte zu erfehen. Nach» 
dem die auf dem Grundbeſitze und der Wehrhaftigfeit 
berubende gemeine Freiheit, das wahrhaftige Deutfche 
Staatsbürgerrecht, in den Stürmen des Mittelalters 
zum Vorrechte einzelner in Genoſſenſchaften zuſam⸗ 
mengetretener Wolfsabtheilungen geworden war, 
welche ſich allerdings durch Beichäftiaunaswelle aus 
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lich wurde, eine territoriale und mittelbare Staaisge⸗ 
walt in den Fürſtenthümern zu bilden. Auch hier fin- 
den wir daher häufig Drei Stände, Brälaten, größere 
Brundbefiger (Ritterſchaft) und Städte, öfter jedoch 
auch Landgemeinden. Jene größeren Grundbeſitzer 
beſtanden theils aus Reſten der früheren gemeinfreien 
Landeigenthümer, welche, oft freiwillig oder auch durch 
den Drang der Zeiten gezwungen, in ein ſchutzherrli⸗ 
ches Verhältniß zu dem Territorialfürſten getreten 
waren, jedoch dabei ihre politiſchen Freiheiten aufrecht 
erhielten, theils auch aus Vaſallen und Miniſterialen 
des Fürſten, welche, oft aus dem Stande der Unfrei⸗ 
heit ſtammend, das Recht der Standſchaft zu erlangen 
gewußt hatten. Hieraus ging der Territorialadel 
hervor, welcher ſpäterhin, nachdem Hofpubliciſten die 
Sache mehr in ein Syſtem gebracht hatten, als nie- 
derer Adel dem hoben, nämlich den zur Neiche- 
ſtandſchaft berechtigten Fürften entgegengefeßt wurde. 
- Um nun die heutige Bedeutung des Begriffes von 
- Ständen und Standesunterfchieden richtig aufzufaf« 
fen, {ft es vor allen Dingen erforderlich, ſich der Ab⸗ 
ändernngen zu erinnern, welde die Geſchichte in der 
focialen wie politifhen Stellung jener Abtheilungen 
zu einander, fo wie auch in ihren eigenen Orundele- 
menten hervorgebracht hat. Hier zeigt fi) nun, Daß 
ihr Wefen, auf dem ihre Bedeutung beruhete, zum 
Theile im Strome der Zeit ganz und gar unterge- 
gangen if. Der geiftlidhe Stand oder der Stand 
der Prälaten, früher durch einen großen, von der 
weltlichen Gewalt unabhängigen Srundbefig zum 
Genuſſe der vollen politifchen Rechte betufen und 
durch gelehrte Bildung als Stand abgeidieden, hat 
jegt feinen Grundbeſitz zum großen Theile verloren, 
mindeſtens denfelben nicht mehr unabhängig zu ver- 
treten, und theilt die gelehrte Bildung mit vielen ane 
deren Klaffen der Staatsangehörigen, melde ihr 
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. üben; und auf der andern einen Adel, der nur zum 
geringfien Theile der politifch bevorrechteten Klaſſe 
angehört und nur noch eine traditionelle Bedeutung, 
fo wie daneben nicht felten die grundlofeften Anma⸗ 
Bungen (wohin aud die habituelle Scheu vor bürger- 
licher Beſchäftigung gehört) für fib hat. — Der 
Bürgerſtand endlich, obgleidh bei ihm eine Grund⸗ 
verfchiedenheit in der Beſchäftigung wenigitens noch 
vorherrſchend if, hat fi Doch den übrigen Ständen 
wefentlih genähert und ift zum Theil in diefelben 
übergegangen. Diele Bürgerlihe haben Lanpgüter 
erworben, treiben auch wohl Landwirthſchaft oder 
ländliche Gewerbe in den Städten, und befonders in 
zegfamen Fabrikgegenden ift der Unterfchien zwifchen 
Stadt und Land faft gänzlich verihmwunden. — So 
find ſchon die alten politiſch⸗ſocialen Unterfcheidungen 
an ſich den jegigen Verhältniſſen nicht mehr entipres 
hend; noch verworrener wird aber dasjenige flän. 
diſche Syſtem, welches man das hiftorifch begründete 
wennt, wenn man erwägt, daß durch die ganze Rich⸗ 
tung der Zeit auf die Entwidelung eines allgemeinen 
Staatsbrgerthums noch ein ganz neuer Stand, der 
Stand der Landleute und Bauern, in den Bor, 
dergrund getreten ift, welchem mit dem Aufhören ſei⸗ 
. ser früheren Abhängigkeit und Hinterfälfigfeit eine 
Theilnahme an den allgemeinen politifhen Rechten 
nicht verweigert werden konnte; ein Stand, der mit 
dem grundbefißenden Adel die Beihäftigung, mit dem 
‚ Bürgerflande aber die Abneigung gegen die exceptio« 
nellen Beftrebungen des Adels gemein hat. 

Wohin wir daher blidden, überall finden wir in dem 
Spfteme der ſtändiſchen Gliederung nur Annahme 
von Fundament, Berufung auf gefchichtlihes Her- 
kommen ohne Karen Blid in vie einfachften Geſtal⸗ 
. wangen der Gedichte, traditionelle Anſichten ohne 
BWeheheit, Eintheilungen ohne allen Theilungsarunn, 
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Mobregeln der Geſetzgebung oder. Verwaltung auf 
die Wiederherftellung veralteter, vie Bildung neuer 
dder.auch nur auf Die neue DOrganifation und -die 
fhärfere Abfonderung der ſchon beftehenden Abthei- 
Tungen hinwirken zu wollen. Es ift auch nur eine 
von jenen häufigen — abfichtlihen oder unabfichtli- 
hen — Zäufhungen, zu welchen eine oberflächliche 
Auffaffung der Befchichte.fo leicht verleitet, wenn man 
daraus, daß einft in Deutichland corporationgähnliche 
Bereinigungen einzelner Stände durch ihre abgefihlofe 
fene Individualität und ihre auf Sonderverträgen be⸗ 
ruhbendes Verhältniß zum Oberhaupte den eigentli- 
den Staatsorganismus bildeten, nun jeßt die Folge⸗ 
rung ziehen will, vaß es möglich, daß es erſprießlich, 
recht und nothwendig fei, in gleicher oder ähnlicher 
Weiſe wiederum den Staat auf fländiiche Corpora⸗ 
tionen zu gründen. Jene Vereinigungen waren al- 
lerdings auch Sache ver Nothwendigkeit, aber nicht 
einer NRothwendigfeit zum Beften des Staates, der 
Monarchie, Tondern: nur des eigenen Schußes, und 
wir finden die Staatsgewalt am ſchwächſten eben in 
denjenigen Zeiten, in welchen die Corporationen am 
Mächtigften waren. Ihr Charakter war fein monar- 
chiſcher, fondern ein ariſtokratiſch⸗republikaniſcher, und 
wurde nar duch Das Lehensſyſtem vom völligen 
Uebergange in die Republik abgehalten. Die neuere 
Zeit, welche jeden Staatsbürger in ein unmittelbares 
Verhältniß zur Staatsgewalt treten läßt und das 
Bedürfnig einer Bermitielung Durch Schutzvereine 
nicht. mehr kennt, würde weder die Nichtung, noch die 
Rooft haben, welche in früheren Jahrhunderten erfor- 
derfih waren, um. ein ſo eigenthümliches, in. feinen 
‚wehentlifien Theilen auf das Privatrecht errichtetes 
‚Gebinde des Öffentlichen Lebens zu erhalten. 
Gleiches Recht für Alle vor dem Gefetze, Ehre und 
Aquang, warb. dem Vrrdienſte abgemeſſen und nicht 
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Mabregeln der Geſetzgebung oder Verwaltung auf 
die Wieverherftellung veralteter, die Bildung neuer 
oder auch nur auf Die neue Drganifation und die 
ſchärfere Abfonderung der fhon beſtehenden Abthei- 
lungen hinwirken zu wollen. &s ift auch nur eine 
von jenen häufigen — abfichtlihen oder unabfichtli- 
ben — Täufhungen, zu welden eine oberflächliche 
Auffaffung der Geſchichte fo leicht verleitet, wenn man 
daraus, Daß einft in Deutfchland corporationgähnliche 
Vereinigungen einzelner Stände durch ihre abgefchlof- 
fene Individualität und ihre auf Sonderverträgen be- 
rubendes Berhältnig zum Oberhaupte den eigentli- 
ben Staatsorganismus bildeten, nun jegt die Folge— 
rung ziehen will, vaß es möglich, daß es erjprießlich, 
recht und nothiwendig frei, in gleicher oder ähnlicher 
Weife wiederum den Staat auf ſtändiſche Corpora- 
tionen zu gründen. Jene Vereinigungen waren al- 
lerdinge auch Sache der Nothwendigkeit, aber nicht 
einer Nothwendigkeit zum Beflen des Staates, der 
Monardie, fondern nur des eigenen Schußes, und 
wir finden die Staatsgewalt am ſchwächſten eben in 
denjenigen ‚Zeiten, in welchen die Corporationen am 
Mächtigſten waren. Ihr Charakter war fein monar- 
hifcher, fondern ein ariftofratifch-republifanifcher, und 
wurde nur duch das Lehensſyſtem vom völligen 
VUebergange in die Republik abgehalten. Die neuere 
Zeit, welche jeden Staatsbürger in ein unmittelbares 
Verhältniß zur Staatsgewalt treten läßt und das 
Bedürfnig einer Vermittelung durch Schutzvereine 
nicht mehr kennt, würde weder die Richtung, noch die 
Kraft haben, melde in früheren Jahrhunderten erfor- 
derlich waren, um ein fo eigenthümliches, in feinen 
wefentlichſten Theilen auf das Privatrecht errichtetes 
Gebäude des Öffentlichen Lebens zu erhalten. 
Gleiches Recht für Alle vor dem Geſetze, Ehre und 
Achtung, nad dem Berdienfle abgemeſſen und nicht 
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welcher auf der angemeſſenen Berückſichtigung der ſo⸗ 
genannten Standesverſchiedenheit nicht ſelten die ganze 
Bedeutung und die ſegensreiche Wirkſamkeit ver Ver⸗ 
faflung beruht. Wenn die Volfsvertretung überhaupt 
die Beflimmung hat, alle gejeglichen Interefien des 
ganzen Volkes vollfländig in dem richtigen Verhält⸗ 
niffe Durch einen gewählten Ausſchuß darzuftellen, fo 
ift ed Aufgabe ver Staatsweisheit, das richtige Mit- 
tel aufzufinden, durch welches die angemeffene Be⸗ 
rückſichtigung jeder natürlichen Standesverfchiedenheit 
am ſicherſten verbürgt werden kann. Wie dies aber 
zu erreichen ſei, darüber laſſen ſich begreiflich keine 
allgemeinen Regeln aufſtellen, da Alles von der je⸗ 
desmaligen Kulturſtufe und den vorherrſchenden Be- 
ſchäftigungen eines Volkes abhängt, und man daher 
dem praktiſchen Verſtande deſſelben in der Regel das 
Meiſte überlaſſen muß; doch werden die drei Haupi⸗ 
factoren der allgemeinen Volksthätigkeit: Bodenkul⸗ 
tur, Induſtrie und Intelligenz, ziemlich ohne Aus- 
nahme die Hauptmaſſen bilden, in welche auch wei- 
ter getheilten Intereſſen fi zufammenfaffen laflen. 
Sedenfalls alfo ift die Idee einer ſtändiſchen Ein: 
richtung fehr alt und mir möchten nicht fagen Deutfch, 
fondern natürlich; aber bei einer gefchichtlichen Auf- 
fofjung des Begriffs it Grundlage und gefchichtliche, 
oft weit auseinandergehende Entwidelung wohl zu 
unterfcheiden. Cigentliche hiſtoriſche Nachrichten über 
diefen Theil der älteſten Neichsverfaffung laſſen fid 
nur erſchließen, ja oft nur ahnen. Unftreitig lebte 
der Grundfag, wie hier und da in den Repräfentativ- 
verfaflungen der alten Welt, fo aud unter den alten 
germanifhen Stämmen, und Tacitus, welder ung 
die Deutfchen als freie, unter einem Führer lebende 
Gemeinden oder Baufchaften darflellte, beweift we⸗ 
nigflens, daß fie, welche auf ihren allgemeinen Ver⸗ 
fommlungen und Berichtstagen über ihr Wohl wur 
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War nun ein Fürſten⸗ oder Landtag, fo ſah man 
Grafen und Ritter, Burgvögte, Burgemeifter und Bi- 
ſchöfe, ale Vafallen und Lehnsleute der Fürſten, vie 
Intereffen ihrer Gemeinde, zugleich aber, wie natür- 
lich, auch nicht felten die Intereſſen ihrer Zunft, ihrer 
Kaften, ihres Standes vertreten, und find darum, 
weil noch dazu nicht vom ganzen Volke erkoren, alfo 
daffelbe auch nicht vepräjentirend, nur in fehr be> 
Thränftem Sinne Volksvertreter zu nennen. Die 
Bedürfniffe und die volksthümliche Geſtaltung jeder 
einzelnen Gauſchaft aber, wie der Franken, Sachſen, 
Schwaben ıc., gaben auch der Zufammenftellung der 
Landſtände ihre eigenthümliche Richtung und Geſtal⸗ 
tung; jedoch blieb überall der Durchfcheinende Grund: 
faß lebendig, welchen die Landſtände zuerft in’3 Leben 
riefen, „Bewahrung der Volksrechte“; z. 3. Feine 
Duldung von Willkühr in Sandestheilungen, in Aen⸗ 
derung religiöfer Einrichtungen, bei Einſetzung eines 
neuen Regenten, bei Auflegung von Abgaben ıc. Die 
bbchſte Blüthe folder landſtändiſcher Berfaffung des 
Mittelalters entwidelte fi) aber bis zur Vollendung 
im 14ten bis in’s 16te Jahrhundert. Bon da an 
finft ihr Werth und ihr Einfluß, die Landſtände mwur- 
den Greaturen der Fürften und gingen in verfchiede- 
nen Ländern ein und unter. Das eigentlihe Orab 
ihrer Wirkſamkeit aber hatte ihre Zufammenfepung 
und die Eigenſucht der betheiligten Individuen felbft 
bereitet. Anftatt dem Gigenwillen des Souverains 
entgegenzutreten, waren fie nur auf Sicherung ihrer 
Privilegien oder der ihrer Corporation bedacht, ließen 
fih als Mittel zu Zweden der Regierung gebrauden, 
und traten um fo mehr auf die Seite derfelben, ale 
diefe durch Freiheiten und Freibriefe fie anlodte und 
für ihre Zmede gewann. Der niedere Adel erhob 
fein Haupt, fuchte fi) von dem Bürger und Land⸗ 
mann immer mehr zu fiheiden, ſich Yebsileaken unap- 
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ſprach der Bund dagegen als oberſte Behörde des 
ehemaligen deutſchen Geſammtreichs. Beharrlichkeit 
von Seiten der Landſtände auf ſolchen Forderungen 
und Verweigerung des vom deutſchen Bunde Be⸗ 
ſchloſſenen ward darum von letzterem für Auflehnen 
gegen das allgemein Gültige angeſehen, und die Bun⸗ 
desbeſchlüſſe vom 28. Juni und 5. Juli 1832 ſtell⸗ 
ten das Einſchreiten des Bundes mit militairiſcher 
Gewalt in Ausſicht, da, wo der Conflict zwiſchen dem 
Landesherrn und den Landfländen eine bedrohliche 
Beftalt angenommen und Aufregung im Lande er- 
zeugt haben würde. Das feit dem Jahre 1834 be. 
ſtehende Bundesſchiedsgericht, deſſen Thätigkeit Schon 
mehrfach beanſprucht wurde, konnte doch nicht ſolche 
Gonflicte beſchwichtigen, wie fie ſeit dem Jahre 1849 
in mehreren deutfchen Staaten flattfanden. Deshalb 
mußten die Bundestruppen in Holftein und Kurheſſen 
einfchreiten und die Ruhe wieder berftellen. Indeſſen 
find Dies nur vereinzelte, in Folge des merfwürdigen 
Jahres 1848 eingetretene Fälle. Im Allgemeinen 
wird Das Bundesſchiedsgericht felten angegangen, oder 
“ fein Urtheil genügt, die Oppofition zu beruhigen. Es 
iR allerdings möglich, fagt der oben erwähnte Krug 
fhon damals (1816), ja es iſt fogar wahrſcheinlich, 
daß, wie in jeder Bürgergefellichaft, fo auch unter den 
Ständen ſich einzelne Glieder finden werden, welche 
durch Beftreitung der Vorfchläge und Maßregeln der 
Regierung mit derfelben in eine Art von Gegenfag 
treten. Uber es werden fich auch immerfort andere 
Glieder finden, melde fi näher an die Regierung 
anfchließen und deren Vorſchläge oder Maßregeln 
vertheidigen. Dadurch bildet fih denn unter den 
Ständen felbft eine Oppofition, die freilich nicht wohl 
vermeidlih, aber auch ganz unſchädlich if. Denn 
diefe Oppofition ift immer nur eine SBartei, der eine 
andere gegenüberfieht und das Gleichgewicht zu Kal- 
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Man pflegte die ausdauernde Oppofitions - Vartet 
oder Landſtände eine ſyſtematiſche Oppofition 
zu nennen, Weider fagt hierüber: 

- „&s ift natürlich, beilfam und unvermeidlich), daß 
ich in jedem Staatsorganismus und zunächſt in einer 
treien fländifchen Verfaſſung eine Regierungs⸗ oder 
Minifterialpartei und eine Oppofitionspartei ausbil- 
den und gegenübestreten.. Sie führen für's Erſte zur 
möglihft vollſtändigen geordneten Vertretung und 
Durchführung der beiden unentbehrlidien Hauptrich- 
tungen im Staatsleben, der Einheit und der Freiheit, 
des Erhaltens und des Fortſchreitens. Sie führen 
für’s Zweite ebenfo zur fleten möglichſt forgfältigen 
Prüfung aller Staatsmaßregeln, zur Enthüllung und 
Berbeflerung ihrer Einfeltigkeiten und Fehler. Das 
feit feiner freien Entwidelung in aller Macht, Größe 
und Blüthe ftets glorreich fortfchreitende egglifche 
Staatsleben beweift es der Welt, daß diefe Parteien 
der Einheit und Kraft der Geſetzgebung und Negie- 
rung und der Negierungsmaßregeln, felbft in foldyen 
fhwierigen Zeiten und Kämpfen, wie in Denen der 
neuen Dynaftie, wie in denen der amerifanifchen und 
der franzöfiichen Nevolutionen, nichts ſchaden, ſon⸗ 
dern dieſe Einheit und Kraft und vollends die Weis⸗ 
heit und Güte derfelben vermehren. 

Die Natur der Dinge und ihre Gewalt beflimmen 
denn endlich auch felbft die gutmüthigſten deutſchen 
Politiker, gegen die Eriftenz einer Dppofition ihren 
Vernichtungskrieg einzuſtellen. So wie fie aber al» 
lermeift einer gründlichen Einficht in Die ganze Noth⸗ 
wendigfeit und in die pofitive und negative heilfame 
Wirkfamleit der Oppoſition ermangeln, fo ereifern 
fie fih gewöhnlich ſehr unnöthig und einfeitig gegen 
eine eigentliche Oppoſitionspartei, und vollends ger 
gen das, was fie nicht richtig eine ſyſtematiſche Oppo- 
fition nennen. Sie glauben, jeder einzelne Abgeorn- 
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ms . Bullärichte. 
cheit iſt rine Jortbewegung denkbar, und cur nach dem 
. Mane. eines in ſich einigen Geiſtes lafſen: ſich Eni⸗ 


 fhließungen zum. Wohle des Vaterlandes faflen uud 
mit Der. Kraft jener Einheit ausführen. : Wäre aber 
vieſes möglich , könnte ein einiger Geiſt und Haltung 
in die Befeggebung, arganiſches Leben in das ©taatt- 


- getriebe kommen, wenn bie Mojsrität Der Kammer in 
 jebem einzelnen Fade werbfelte, Her mit: ver Regic⸗ 
: züng ginge, dort ſeitwärts ober Intgegenfäude? Wie 


- follte es der Regierung je gelingen, ein planmäßiges 


: Werk zu Stande zu bringen, einen Vorſchlag, der 


: zur Harmonie des Ganzen zwedt, in’s Leben. zu füh- 


. ren, wenn fie. bei jedem Punkt der Diajorität wuge- 


wiß wäre, fo daß jedes Projekt, von wechſelnden Ma⸗ 
joritäten zerriflen, verfehoben und verſtümmelt, ie fei- 


. ner legten Geftalt feinem Geiſt, feinem Sylem mehr 


angehört? Die Schrift: Führt nun. weiter aus, wie 


; ohne feſte Parteien und ihr Zufammenhalten bei dır 
Menge der Yndividualitäten, Meinungen und‘ ber 
- werhfelnden Kinflüſſe und Gründe für dieſelben, in 
jeder Sitzung Die Majorität ſchwanken und eine feld: 
;ı Mafie der gröhten Inconſequenzen zum Schaden der 


Ordnung Des Landes und der Einheit im Negierungs⸗ 


ſyſteme entſtehen müßten, daß Die Regierung ia ſol⸗ 
» der Weiſe nicht zu: den Verbefferungen und dem ge 

ordneten Fortſchreiten gelangen. könne, welche das 
: Ziel ver Staaten wie der Menſchheit find, Sm ſol⸗ 
ber Weiſe würde die: conflitutionelle Monagrchie fei- 
neswegs zu dem, was fie nah Mondes quien wer- 
den folle, zur herrlichſten Schöpfung Des menſchlichen 
Geiſtes. Stodung, Unflöfung, Zerfall vieimehr wä- 


ven unvermeidlich. Der Verfaſſer weiſt dieſes nad 


: an dem erfolgloſen unglücklichen Ausgange deu erſten 


badiſchen Landtage, welcher bei dem beſten Wallen der 
durch die gutmöthige Tänſchung von einem Abſſim⸗ 








- Regierung und ber neuen Landflünde..gerabe nur 
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men bioß nach individuellen Ueberzeugungen aller 
einzelnen Deputirten über jeden einzelnen Fall ver- 
ſchuldet wurde. Der Berfafler fordert daher, daß 
fi des Dopulirte nach feiner gewiſſenhaft geprüften 
allgemeinen Ueberzeugung entweder ganz an die Re⸗ 
giesung ‚oder. ganz an die Dppoftion anfchließen 
müffe, fo DaB entweder die eine oder die andere fiher 
und ganz anf ihn zählen fann. Es giebt nur Diefe 
zwei Wege, Der Einzelne verfucht alle moralifhen 
Mittel, um feiner Anfiht (namentlich auch in feiner 
Partei) Eingang zu verfhaffen. Erſt bei der Ab- 
ſtimmung, wenn fie feinen Eingang gefunden, ordne 
er fie feiner allgemeinen gewiſſenhaften Weberzeugung 
(von dem dem Landeswohl entiprechenden Beftreben- 
and Gang feiner Bartei) unter, und überlaffe es der 
Zeit, ob der Samen feiner ansgeftreuten Fpeen Wur⸗ 
zel fafle und aufgehe. Zur Unterflügung feiner An- 
füht weißt der Verfaſſer auf das Vorbild von Eng- 
fand bin, wo fo’ vielfeitig gebildete und ſicher gewiſ⸗ 
jenhafte Staatemänner und Patrioten in Diefem or» 
ganiſchen geordneten Gange ihre ſtändiſchen Pflichten 
‚erfüllen. Er hätte dabei noch weiter fich auf. die 
Bründe berufen fönnen, Daß nur auf diefe Weiſe die 
unvermeidlichen natürlichen Parteien und Begenbe- 
firebungen in jedem freien Volke eine georbnete, of- 
feue, gefegliche und heilfame Beftaltung erhalten, daß 
ferner nur fo die wählenden Bürger eine Bürgſchaft 
haben, daß auch ihre eigenen Üeberzengungen und 
Bedürfniffe durch ihre frei gewählten Vertreter mög- 
lichte Vertretung und Berwirflichung finden, und daß 
„bie gewählten. Bertreter auch in der That nach ihrer 
(oligemeinen) .gemiffenhaften Ueberzeugung und nicht 
nach wechfelnden fubjectisen Intereſſen und Leiden⸗ 
ſchaften Ammen. Wer, der einigermaßen ſtändiſche 
Berhandlungen kennt, weiß es nicht, daß bei jenen 

angeblich ſo gewiſſenhaften Juſtemilieu⸗Männern und 
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men bloß nach individuellen Ueberzeugungen aller 
einzelnen Deputirten über jeden einzelnen Fall ver- 
fdulvet wurde. Dee Verfaſſer fordert daher, daß 
fi der Deputirte nad) feiner gemwiffenhaft geprüften 
allgemeinen Ueberzeugung entweder ganz an die Re⸗ 
gierung oder ganz an die Dppofition anfchließen 
müffe, fo daß entweder Die eine oder die andere ſicher 
und ganz auf ihn zählen kann. Es giebt nur dieſe 
zwei Wege. Der Einzelne verfucht alle moralifchen 
Mittel, um feiner Anficht (namentlich auch in feiner 
Partei) Eingang zu verfhaffen. Erſt bei der Ab⸗ 
flimmung, wenn fie feinen Eingang gefunden, ordne 
ex fie feiner allgemeinen gewiffenhaften Ueberzeugung 
(von dem dem Landeswohl entiprechenden Beftreben 
und Gang feiner Partei) unter, und überlaffe es der 
Zeit, ob der Samen feiner ausgeftreuten Ideen Wur⸗ 
zei fafie und aufgehe. Zur Unterflügung feiner An⸗ 
fiht weiſt der Verfaſſer auf das Borbild von Eng- 
land bin, wo fo vielfeitig gebildete und ficher gewif- 
ſenhafte Staatsmänner und Patrioten in dieſem or» 
- ganifchen geordneten Gange ihre Händifchen Pflichten 
erfüllen. Er hätte dabei noch weiter ſich auf Die 
Gründe berufen können, daß nur auf diefe Weife die 
unvermeidlichen natürlichen Parteien und Gegenbe⸗ 
ſtrebungen in jedem freien Wolke eine geordnete, of: 
fene, gefegliche und heilfame Geſtaltung erhalten, daß 
ferner nur fo die wählenden Bürger eine Bürgfchaft 
haben, daß auch ihre eigenen Weberzeugungen und 
Bedürfniſſe durch ihre frei gewählten Vertreter mög- 
lichfte Vertretung und Vermirklichung finden, und daß 
- Die gewählten Vertreter auch in der That. nad) ihrer 
(allgemeinen ).gewifienhaften Ueberzeugung und nicht 
nach mechfelnden fubjectiven Intereſſen und Leiden⸗ 
haften flimmen. Wer, der einigermaßen fländifche 
Verhandlungen Fennt, weiß es nicht, daß bei jenen 
angeblich fo gewifienhaften Zuftemilieu-Mänueru ud 
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von den bloß politiſchen und naturrechtlichen Grün⸗ 
den ab. Dennoch ift ihm auch ſonach jene gerichtlidhe 
Unverantwortlichkeit der Kammermitglieder wegen ih» 
ver landſtändiſchen Aeußerungen keinen Augenblid 
zweifelhaft. Sie ift ihm unmittelbar in der jurifti- 
Shen Natur und Weſenheit unferer pofitiven confti- 
tutionellen Berfaffungen begründet. „Da nämlich 
das Geſetz der einzige Maßſtab des Rechts für Die 
Mitglieder des Staats iſt, fo wäre es ein Wider. 
ſpruch, wenn viejenigen, welche das Volk für die 
Mitwirkung bei Ausübung der gefegebenden Ge⸗ 
. walt berufen bat, und welche daher, ein Jeder für fein 
Theil, das ganze Wolf bei diefer Mitwirkung vertre- 
ten oder mit ihm als eine Perfon ericheinen, gleich. 
wohl für das, was fie in diefer Eigenſchaft durch 
Vorberathungen und Discuffionen zur Bildung einer 
Kammermajorität oder durch Abflimmung gethan ha- 
ben, zur Berantwortung gezogen werden Fünnten. 
Vielmehr nehmen fie, in fo weit fie in diefer Eigen- 
ſchaft handeln, an der Unverantwortlichfeit der fouve- 
rainen gefeggebenden Gewalt Theil. Sie find alfo 
nur der Disciplinargewalt der Kammer darum und 
in fo meit unterworfen, ale dieſes nothwendig ift, um 
durch untergeorbnete Berathung vernünftige Majoris 
tätsbefchlüffe zu bilden und auszuſprechen. Diefe aus 
dem Nepräfentatiofgfteme fi) ergebenden Folgerun⸗ 
gen find mit der Monarchie volllommen vereinbar. 
Ya, es ſtünde eine Monarchie, wenn fie jenen Grund⸗ 
fag nicht anerfennte, mit dem Repräfentativfyfteme, 
das doch gerade in der conflituticllen Verfaflung fo 
weit mit der Monarchie verbunden werden follte, alg 
es die leßtere zuläßt, nur noch in einer fehr entfern« 
ten Berwandtichaft: darum wird dieſer Grundfag in 
Großbritannien und in Frankreich zu den vornehm⸗ 
ften Bemwährleiflungen für die Wirkſamkeit diefer Ver⸗ 
.: faflung gerechnet. In den deutſchen Staaten, weihe 
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zirk das Lokal, in welchem die auf den Bezirk bezüg⸗ 
liche Abtheilungsliſte öffentlich auszulegen und die 
Wahl der Wahlmänner abzuhalten iſt, zu beſtimmen 
und den Wahlvorfleher, der die Wahl zu leiten hat, 
fo wie einen Stellvertreter deflelben für Verhinde⸗ 
sungsfälle zu ernennen. 

In Bezug auf die Berichtigung der Abtheilungsli- 
fien kommen die Borfchriften des $. 15 gleichmäßig 
zuc Anwendung. 

6. 17. Der Tag der Wahl ift von dem Minifter 
des Innern feftzufegen. 

6. 18. Die Wahlmänner werben in jeder Abthei⸗ 
lung aus der Zahl der flimmberechtigten Urwähler 
des Urwahlbezirks ohne Nüdficht auf die Abtheilung 
gewählt. 

Mit Ausnahme des Falles ver Auflöfung der Kam⸗ 
mer find die Wahlen der Wahlmänner für Die ganze 
Legislaturperiode dergeftalt gültig, daß bei einer er- 
forderlih werdenden Srfagwahl eines Abgeordneten 
nur an Stelle der inzwifhen durch Tod, Wegziehen 

aus dem Urwabhlbezirk oder auf fonftige Weiſe ausgeo 
ſchiedenen Wahlmänner neue zu wählen find. 

6. 19. Die Urmähler find zur Wahl durch orts⸗ 
übliche Bekanntmachung zu berufen. 

6. 20. Der Waplvorfteher ernennt aus der Zahl 
der Urwähler des Wabhlbezirks einen Protokollführer, 
fo wie 3 bie 6 Beifiger, welche mit ihm den Wahl⸗ 
- vorfland bilden, und verpflichtet fie mittel Hand» 

ſchlags an Eivesflatt. 

6. 21. Die Wahlen erfolgen abtheilungsmeife 
durch Stimmgebung zu Protofol, nach abfoluter 
Mehrheit und nach den Vorfchriften des Reglements 

6. 32). 
( 6.223. In der Wahlverfammlung dürfen weder 
Diskuffionen flattfinden, noch Beldlüffe gefaßt wer⸗ 
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ven Wahlſtimmen, unter Proteſt oder Morbehalt 
abgegeben, find ungültig. 
6. 23. Grgiebt fi bei der erfien Abflinemung 


feine abfolute Stimmenmehrheit, fo findet Die engere | 


Wahl flatt. 


5. 24. Der gewählte Wahlmann muß ſich über 


Annahme der Wahl erklären. Cine Unnahme unter 
Brote oder Vorbehalt gilt als Ablehnung und gieht 
eine Erfagwahl nach fi. 
G. 25. Das Pretsfoll wird von dem WBahlvor- 

ſtande ($. 20) unterzeichnet und fofort dem Wab'- 
fommiflar ($. 26) .für die Wahl der Abgeordneten 
eingereicht, 
8. 26. Die Regierung emennt den Wahllen- 

miflar für jeden Wahlbezirk zur Wahl der ÄÜugeerd⸗ 
neten und beflimmt den Wahlort u 

$. 27. Der Wahlkommiſſar beruft Die Wahl⸗ 
männer mittelft ſchriftlicher Einladung zus Wahl der 
Abgeordneten. Er hat die Verhandlungen über bie 
Urwahlen nad) den Vorſchriften dieſer Verordnung 
zu prüfen, und wenn er einzelne Wahlakte für uugl‘- 
tig erachten jollte, der Verſammlung ver Wahlmär- 
.. ner feine Bedenken zus endgältigen Entfcheigung vor- 
zutragen. Nach Ausſchließung derjenigen Wabhl⸗ 
männer, deren Wahl für ungültig erkannt iſt, ſchrei⸗ 
tet die Berfammlung fofort zu dem eigentlihen Wehl- 
geibäft. | 

Außer der vorgedachten Erörterung und Eutſchei⸗ 
dung über die etwa gegen einzelne Wohlakte erhobe⸗ 
‚uen Bedenken dürfen in der Verſammlung keine Die- 
kuſſionen flattfinden, noch Befchläffe gefaßt werden. 

6. 28. Der Zag der Wahl per Abgeordneten if 
von dem Minifler des Innern feſtzuſetzen. 

$. 20. Zum Abgeordneten iſt jeder Preuße wähl- 
bar, der das dreißigfie Lebensjahr vollendet, den Woll- 
befig der bürgerlichen Rechte in Folge rechtskraͤftigen 








richterlichen Sulenninifies nicht verloren bat nf be⸗ 
reits ein Jahr lang dem Preußiihen Staatsurrhende 
angehört. 

6.30, Die Wohlen der Abgtordneten erfolgen 
durch Stimmgebung zu Protofoll. 

Der Protokollführer und die Beifiger merden von 
Ben Wahlmännern auf den Vorſchlag das Wahl» 
kommiſſars gewählt und bilnen mit diefem han Wahl⸗ 
vorfland. 

Die Wohlen erfolgen nach obfoluter Stimmen⸗ 
mehrheit. Wahlſtimmen unter Proteſt oper Vorbe⸗ 
Halt abgegeben, ſtad ungültig. 

Ergiebt ſich bei der erſten Abſtimmung Keine abſo⸗ 
Inte Mehrheit, fo wird zu einer engeren Wahl ge⸗ 


u, 

$. 31. Der gewählte Abgeordnete muß ſich über 
Die Annahme oder Ablehnung Ber auf ihn gefallenen 
Way gegen ven Weblkommiſſarias erklären. Cine 
Annahme⸗Erklärung unten Proteß oRer Worbebalt 
gilt als Ablehnung und hat eine neue Wahl zur Folge. 

$. 82. Die zur Ausführung dieſer Verorpgung 
erfortexlichen näheren Beſtimmun gen hat Unfer Staats» 
— in einem zu erlaſſenden Reglement zu 
treffen. 

Urkundlich unter Unſerer Hächlleigenhändigen Un- 
terſchrift und beigedrucktem Königlichen Inßegel. 

GSegeben Sansfouci, ven 30. Mai 1849. 

Ä (ge) Friedrich Wilhelm. 
(gegengez) Graf von Brandenburg. von ar 
denberg. von Manteuffel. von Strotha. 

vonder Heydt. von Rabe Simons. 


Die Berosanung zur Bildung der erſen Kammer 
(vom 12. October 1854) lautet folgendermaßen: 
Wir Friedrich Wilhelm, von Bottes Guaden, 
König von Preußen ⁊c. 26. vexordnen, ia iemfolg des 
Rn2 








En welche nn dee— 
$. 2 m En —S Berechtigung 9 | 


1) die Häupter der Fürſtlichen Häı 
— und Hobhen ) 


2) * der Deutſchen U 
ee 
5 —— u 
von) Februar 1847 * 
ner: Landtages berufenen Fürhen , ( 


j Außerdem gehören mit erblicher B 
erften Kammer Diejenigen Berfonen, wel 
liche Recht auf Sig und Stimme in de | 
mer von Uns durch befondere Verordnung verfieher 
wird. "Das Nedht hierzu mi in der Ö die 
— feſtgeſetzten Folgeort Dr | 
6. 3 Als Mitglieder auf Lebensze 


den Paragraphen präf 
J— die Inhaber der vier großen 
_. Preußen; 
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3) einzelne Perfonen, welde Wir aus befonderem 
Bertrauen auserfehen. Aus denfelben wollen 
Wir „Kron⸗Sindici“ beftellen, welden Wir 
wichtige Rechtsfragen zur Begutachtung vorles 
gen, imgleihen die Prüfung und Erledigung 
vechtliher Angelegenheiten des Haufes ander» 
trauen werden. 

$. 4. Das Präfentationsrecht ſteht zu: 

1) den nad Unferer Verordnung vom 3. Februar 
1847 zur Herren-Rurie des Vereinigten Land⸗ 
tag6 berufenen Stiftern; 

2) dem für jede Provinz zu bildenden Berbande 
der darin mit Rittergütern angefeflenen Grafen, 
für je einen zu Präfentirenden; 

3) den Verbänden der durch ausgebreiteten Fami⸗ 
lienbefig ausgezeichneten Geſchlechter, welche Wir 

mit diefem Recht begnadigen; 

4) den Verbänden des alten und des befefligten 
Grundbeſitzes; 

5) einer jeden Landes⸗Univerſität: 

6) denjenigen Städten, weldhen Wir diefes Recht 
befonderg beilegen. Ä 

$.5. Die von den Stiftern zu präfentirenden 
Vertreter werden von den Mitgliedern derfelben aus 
ihrer Mitte, die von den Univerfitäten zu präfentiren» 
den von dem alademifchen Senate aus der Zahl der 
ordentlichen Profefloren, die von den Städten zu prä- 
fentirenden von dem Magiftrate, oder in Ermange- 
fung eines follegialifchen Vorſtändes von den übrigen 
kommunalverfafiungsmäßigen Bertretern der Stadt 
aus der Zahl der Magiftrats- Mitglieder ermählt. 

8.6. Die näheren reglementariſchen Beflimmun- 


- gen wegen Bildung der Verbände des alten und bes 


befefligten Srunpbefiges — Landſchaftsbezirke — 


. ($ 4 Nr. 4) und wegen Ausübung des Präfentar 
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“one ($: 4 Re. 1 die 6) werden von uas ⸗ 


7 —*2* af Si me Eine 
area | 


— haben. 


gerne in on u Geld 
d — Außer * 
som den Bee — cin Allee von 


ng, Das Dee we cc Mitt we nn 
Kammer erlifcht n igen Mitglievern, welche 

in — * ver sahe6 6 ————— 
— IT. — 

$. 9. Das Recht ver 


Kammer geht außer den Fällen ver $$. 12 und 21 
des Strafgeſetzbuchs verloren, ‚die Kammer 
durch einen von Uns beftätigten Beſchluß einem Mit 
gliede das Anerkenntniß unverlegter Shrenbaftigf: 
oder eines der Würde der Kammer enifpr 
Lebenswandels oder Verhaltens verfage, 

$. 10. Wenn die Kammer mit Ruͤckſicht 


felben — ae big Und“ 
e zu —— ſo iſt zu dieſer 
etforderlich· 
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fiens hundert Jahren fi) im Beſitze einer und derfel- 
ben Kamilie befinden. 

Zum befefligten Orundbefige gehören ſolche Rit- 
tergüter, Deren Vererbung in der männlichen Linie 
durch eine befondere Erbordnung (Lehn, Majorat, 
Minorat, Seniorat, Fideilommiß, fiveitommiffarifche 
Subſtitution) geſi icher if. 

Wenn in einem Landſchafts⸗Bezirke gar keine zur 
aktiven Wahl befähigte Befiger qualificitter Ritter- 
güter vorhanden find, fo ruht das Präſentationsrecht. 

Sind deren weniger ale drei, fo wählen viefelben, 

vereinigt mit Dem von dem Ober Präfdenten zu ber 
fimmenden nächſten Lanpfchafte - Bezirke, nur die auf 
den legteren fallende Zahl. 
. . Wenn in einem Landſchafts⸗Bezirke, dem zwei oder 
. mehrere zu Präfentirende zukommen, mehr wie drei 
oder weniger wie ſechs zur Wahl fähige Ritterguts- 
befißer vorhanden find, ſo wählen dieſelben zwar 
ſelbſtſtändig, jedoch nur einen, und beziehungsweiſe 
erfordert die Präſentation der übrigen die je dreifache 
Zahl zur Wahl fähiger Rittergutsbefiger. Inſoweit 
hiernach die Anzahl der legteren nicht zureicht, ruht 
dos Präſentationsrecht für Die abrigen Wahlen. 

Die Bertreter des alten und des befefligten Grund» 
befipes find von den zur Wahl berufenen Ritterguts⸗ 
befigern jedes Bezirks aus ihrer Mitte zu präfentiren. 

Es bleibt vorbehalten , fünftig anderweitige nähere 
Anmeifungen wegen Feſtſtellung der Landſchafts⸗Be⸗ 
zirte und Ausübung des Präfentationsrechts feiteng 
der Verbände der Grafen und des alten und des be» 
feftigten Grundbefißes zu treffen. 

Begeben Sansfouci, den 12. October 1853. 

Friedrich Wilhelm. 

v. Mantenffel. v. d. Heydt. Simons. 

9.Raumer v. Weſtphalen. v. Podelſawinsb. 
Graf Walderſee. 
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denheit und Beredſamkeit in dem Begriffe Redekunſt 
zuſammenfließen. Unter den ſchönen darſtellenden 
Künſten behaupten jedenfalls die redenden Künſte 
den erſten Rang, ſofern in diefen.der ſchaffende Geiſt 
in ſeiner höchſten Potenz aus der Innerlichkeit zur 
Außenwalt heraustritt und ſich gleichen Geiſtern (den⸗ 
kend, wollend, begehrend) in wohllautender Form 
mittheilt. Auf anſchauliche Darſtellung geht die Dicht⸗ 
kunſt mit jeder anderen ſchönen Kunſt ſowohl als die 
Rede mit der Beredſamkeit hinaus, nur hat die erſtere 
nicht, wie die letztere, den Verſtand zu belehren und 
den Willen zu beſtimmen, ſondern iſt eine freie, aus 
innerem Drange hervorgegangene Entäußerung eines 
im Geiſte vorhandenen idealen Gegenſtandes. Ein 
gelungenes Produkt der Dichtkunſt läßt ſich demnach 
als vollendeter Abdruck eines im Geiſte vorhandenen 
idealen Gegenſtandes im Gewande rythmiſch⸗ſchoͤner 
Redeform betrachten. Der wefentlichfte Unterſchied 
zwiſchen Poeſie und Proſa berupet darin, daß Die 
legtere äußere Zwecke, Belehrung, Üeberzeugung ıc. 
erfirebt, da hingegen die Poeſie als ſchöpferiſche Kunſt 
ihren Zwed in fi felbft trägt. Wenn aber dennoch 
die Dichtkunſt durch ihre Leiftungen ergößt und be» 
lehrt, fo iſt, dies nicht ihe Zweck, Sondern eine adhäri- 
rende Wirkung, welche fie nicht beabfichtigt. 

Der Volksredner ift 1) ein Redner für das Volt 
in einer gefegmäßigen Verſammlung, einem Parla- 
ment u. Dgl.; 2) ein auf öffentlihen Plätzen auftre- 
tender, zum Volke fprechender Nedner. In manchen 
Staaten, 3. B. in England, iſt dies auch, wenn die 
Rede Gegenftände der Politik betrifft, nicht verboten, 
in anderen unterfagt. 

Rhetoren und Orammatifer oder Nedekunfl- 
und Spradlehrer hießen bei ven alten Griechen und 
Nömern die Männer, welche die Beredtfamleit und 
Sprade zum Begenfland ihrer Torkdumaga uU rd 
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—— .Grammatiker, Philologen, auch 
genannt und bei die Männer, —— 


Die erſte Spur 
agen finden wir 
—* *— Hom Geſäng 


e 
— n und in ein Ganzes erarbeiten ließ. Bon 
diefer Zeit an ward Der ee eine Art von Schul- 
— und der gewöhnliche Gegenſtand ur 
Platon, Sofrates mit feinen 
pe Allen Ariftoteles — der Bater 
verifch-miflenfch fil 


politifchen und moralifchen Untergange 

verſchwand natürlich auch alles energiſche, 
Leben, und es blieb nichts übrig, als die, 
Schätze früherer Zeit zu ſchützen, zu —— 
klären und das in der Idee feſtzuhalten, was 
Wirklichkeit untergegangen war. So entfland die 
Alerandrinifhe Schule, welde es fih zur Auf: 
gabe machte, die verdorbene Sprade gramı 
‚reinigen und zu ſichern und die fprachliche | 

ordnen. Hierher gehören Jen odotog La 
—J— us zur Zeit Ptohomäus I. 280 v. Chr., Siifter 
der erflen ‚grammatifchen Schule zu Alerandrien, 
Ariſtophanes von Byzantium, dem bie Einführung 
der griechiſchen Accente zugefhrieben wird, Ariftar- 
dos von Samothrace, Krates von Mallos u. ſ. w. 
— Alles: wurde zur Theorie, Alles zum Gegenftand 
* bloßen Gedankens, da es als Wirklichkeit im pra 

ſden Leben m * — konnte. Di 


-.. 
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Alexandriner bilden die erſte Periode in der Geſchichte 
der Grammatik. Die zweite kann man mit den Neu⸗ 
platonifern anfangen, welche mit ihren philofophifchen 
Studien auch ſprachliche verbinden, indem fie auf wun⸗ 
derliche Weife die verfchiedenen philoſophiſchen Sy⸗ 
ſteme durch fpiefindige Erklärung der Worte verein- 
baren wollten. Der reinen, natürlichen Worterflä- 
rung entfagte man, um denfelben Sinn hineinzufüns» 
fieln, den die Neuplatonifer "haben wollten. Das 
dritte Zeitalter iſt das der chriftliden Grammatiker, 
der Mönche, die ihr einfames Leben damit augzufül- 
len fuchten, daß fie die Schriften der Alten lafen, er» 
flärten, mit Randgloſſen verfahen oder Commentare 
dazu ſchrieben, oder ſelbſt grammatiſche Werke aus 
den früheren Schriften zuſammenſtahlen. 

Mit dem Wiederaufblühen der Wiffenfchaft im 
4Aten Jahrhundert fam in die fprachlichen Zuflände 
ein anderer Geift, und es ermachte eigentlidhes philo- 
logifches Leben. Bei den Römern war anfangs fo 
wie alle Wiffenihaft auch die Grammatif veradhtet. 
Erſt als fie griechifhes Leben und griechiſche Sprache 
fennen lernten, und viele Griechen ſich in Rom nieder 
ließen, erwachte Liebe zu grammatifcher Gelehrfamfeit. 
Die Griechen und fpäter auch die Römer errichteten 
ertt in Rom und dann aub in anderen rvömifchen 
Städten fogenannte Rhetorfchulen, worin man eine 
Art von Afthetifch-Eritifchen Worlefungen über grie- 
chiſche und fpäter über lateinifche Schriftfteller hielt. 
Krates von Mallog 170 v. Chr. war der erfte die⸗ 
fer Art. Plotius, ein Zeitgenoffe Cicero's, 
machte zuerft die Tateinifche Sprache zum Gegenflante 
des Unterrihts. äacilius machte ven Birgil zur 
Grundlage des grammatifchen Unterrichts; hernach 
aud den Horaz und Statius. Auch war es ſchon 
vor Cicero's Zeit Sitte, junge, vornehme Römer 
in ausländifche, pur Rhetoren und Grammatlker ür« 

DVR 
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Recht zu verwandeln. Sein Schüler Eunathlos, 
der für 2000 Thaler die Kunſt von ihm erlernt hatte, 
übertraf ihn noch, indem er ſeinen Lehrer durch Rede⸗ 
kunſt um das rückſtändige Honorar betrog. Pro- 
dikos, ein anderer Schüler deg Protagoras, 408 
im Lande umher, hielt und verfertigte Reden, um ſich 
bewundern und qut bezahlen zu laffen, worin er viele 
Nachahmer befam. Antiphon machte ein befonde- 
res Geſchäft daraus, für andere Reden zu machen. 
Anytos machte eine von dem Soppiften Polykra- 
tes beftellte Nede, wodurch Sokrates zum Tode 
verurtbeilt ward. Viele wurden durch Verfertigung 
beftellter Reden reihe Männer. Endlich mußte man 
durch den hohlen Schein, den ſolche Rhetoren um fi) 
verbreiteten, durchdringen, wodurch denn nad und 
nad das Handwerk in die verdiente Verachtung ver⸗ 
fiel. Bei ven Römern, wo die Beredtfamfeit fo hoch 
land und für das politifche Leben fo unentbehrlich 
. war, mußte ſich das Bedürfniß bald aufprängen, Durch 
die Kunft zu überreden und die Gemüther zu beftechen, 
eine Rolle zu fpielen, befonders als die Politik in. 
Derfönlichfeit und Parteien ausartete. Die Nhetoren 
aus Sriechenland machten deshalb auch hier gute Ge: 
fhäfte. Cicero, ver bewundertſte Nedner der Rö- 
mer, fuchte auch in mehreren Schriften eine befondere 
Rhetorik zu begründen, was fpäter Duinctiltan, 
ein öffentlicher Nhetor, mit Olück noch weiter aus- 
führte. Unter den Kaifern- entflanden in allen gro⸗ 
Ben Städten des römifchen Reihe Rhetorſchulen, de> 
ven Lehrer anfangs von ihren Schülern leben muß- 
ten, bis fi) der Staat ihrer annahm und fie befoldete. 
Nicht bloß Rhetorik, fondern alle 7 freien. Künfte der 
Alerandriner wurden in ſolchen Schulen gelehrt, was 
fid) audy in das chriſiliche Mittelalter fortpflanzte. 
Wir geben hier, um mit ven griechifhen Rednern 

zu beginnen, die erfte Nede des Demofiheunet »- 
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Sodann müßt Ahr beherzigen, was Ihr von Andern 
gehört habt, und felbft aus eigener Erinnerung wiſſet, 
wie Ihr vor nicht langer’ Zeit, ale die Lacedämonier 
noch eine große Macht befaßen, fo rühmlich und an- 
gemefien gehandelt, und Der Würde Eures Staates 
nichts vergeben habt, ja fogar einem Kriege gegen 
diefelben für die Gerechtſame aller Hellenen Euch un⸗ 
terzogen habt. Weßhalb fage ich dies nun? Damit 
Ihr einfehet und begreifer, Athenifche Männer, dag 
nichts furchtbar für Euch fein wird, wenn Ihr Euch 
forgfältig vorfehet, daß aber auch nichts Euch nach 
Wunfche geben wird, wenn Ihr die Sache forglos 
gering achtet. Wobei Euch der Umftand ale Beifpiel 
dienen kann, daß Ihr die damalige Macht der Face» 
dämonier überwandet, weil Ihr mit rechtem Eifer dar- 
auf bedacht waret, und daß der Uebermuth Philipp's 
ung deßhalb jegt ängſtigt, weil wir für nichts, was 
die Pflicht erheifcht, Sorge tragen. Sieht aber Je— 
mand unter Euch, Athenifhe Männer, Philipp für 
einen ſchwer zu befiegenden Feind an, weil er wahr⸗ 
nimmt, welche bedeutende Macht demfelben zu Gebote 
fteht, und daß unfer Staat diefe vielen Pläte verlo- 
ren bat; fo urtheilt er nicht unrichtig: er erwäge aber 
doch, daß mir, Athenifhe Männer, einft Pydna, Po⸗ 
tidäa und Methone und die ganze Gegend umher in 
Befig hatten, daß viele Völker, die jegt auf feiner 
Seite find, damals frei und ſelbſtſtändig und mehr 
ung als ihm zugetban waren. Hätte nun Philipp 
damals dieſe Anficht gehabt und gemeint, es fei für 
ihn Schwer, fo ohne alle Bundesgenoffen die Athener 
zu befämpfen, welche fo vtel feite Plätze in feinem 
Lande befäßen, fo würde er von alle dem, was er 
wirklich ausgeführt hat, nichts unternommen und feine 
ſolche Macht fih eeworben haben. Aber, Ihr Athe- 
nifhen Männer, er erkannte ganz richtig, daß alle 
diefe Pläge gleichfam als Preis des Kriegs aa iell 
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kläre, daß Ihr diefe ablegt. Denn Ihr feht ja, 
Männer von Athen, wie die Sache ſteht, und wie 
weit dieſer Menſch in ſeinem frechen Muthwillen 
gegangen iſt, da er uns nicht einmal die Wahl 
däßt, ob wir thätig fein oder Ruhe halten wol» 
len, vielmehr Drohungen und übermüthige Reden 
ausftößt, wie-man fagt: und ed nicht über fi) gewin⸗ 
nen kann, ruhig fi) mit dem zu begnügen, was er 
ſchon erobert hat, fondern nach allen Seiten hin im⸗ 
mer mehr an fid) reißt, und Euch gleichfam mit Negen 


liſtig umflellt, während Ihr zögert und müßig dafiget. 


Wann nun, wann endlid, Athenifbe Männer, wer» 
det Ihr das thun, was Ihr ſollt? Was muß gefche- 


ben, damit Ihr es thut? „Beim Zeus, wir werden 


ed thun, wenn die Nothwendigkeit eintritt.” Für was 
hat man denn aber Das, was jetzt ſich ereignet, anzu⸗ 
feben? Ich meine, daß für freie Männer die ſtärkſte 
Nöthigung in dem Schimpf liegt, den gewiſſe Hand- 
lungen nad fi ziehen! Oder wollt Ihr auf dem 
Markt umhergehen und Einer den Andern fragen: 
Sage mir, giebt's etwas Neues? Kann es wohl et- 
was geben, was mehr neu und befremdend wäre alg 
das, daß ein Macedonier die Athener durch Strieg in 
die Enge treibt und die Angelegenheiten der Hellenen 
leitet 2° „Iſt Philipp etwa gefiorben?” Nein, beim 
Zeus! nicht, aber er it krank! Welchen Unterfchied 
macht dies für Euh? Denn wenn ihm auch etwas 
begegnen follte, fo werdet Ihr Euch gewiß balp einen 
andern Philipp fchaffen, wenn Ihr Eure Angelegen- 
heiten ferner To eifrig betreibt. Denn nicht fo fehr 
durch jeine eigene Macht, als durch Eure Sorglofig- 
keit ift Philipp zu foldher Größe emporgewachſen. 
Und dennoch könnt Ihr Euch überzeugt halten, daß 
wenn ihm ein Unfall zuftieße und das Glück auf: un- 
ferer Seite wäre, welches flets beffer für ung forgt 
als wir ſelbſt, und Dies für ung bewirkte, Ko WÄR, 
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nun iſt dies Verſprechen; die Sache ſelbſt aber wird 
es rechtfertigen: Ihr aber werdet nun entſcheiden. 
Für's Erſte behaupte ich, daß Ihr fünfzig Kriegs⸗ 
ſchifſe in Stand ſetzen und in Gedanken Euch bereit 
halten müßt, dieſelben ſogleich ſelbſt zu bemannen und 
in die See zu ſenden, ſobald es erforderlich ſein ſollte. 
Außer dieſen müßt Ihr Reitertransportſchiffe für die 
Hälfte Eurer Reiterei, und genug kleine Fahrzeuge 
in Bereitſchaft ſetzen. Dieſe, meine ich, müſſen vor⸗ 
handen ſein gegen die plötzlichen Kriegszüge, welche 
Philipp von ſeinem Lande aus nach Pylä, dem Cher⸗ 
ſones, Olynth und wohin es ihm ſonſt beliebt, unter⸗ 
nimmt. Denn er muß durchaus zu der Ueberzeugung 
gebracht werden, daß Ihr nach Eurer nur allzugroßen 
ſaumſeligen Unthätigkeit, gleichwie nach Cuböa, und 
ſchon vorher nad Haliartus und zuletzt ganz kürzlich 
nach Pilä, gegen ihn Euch in Bewegung ſetzen wer⸗ 
det. Es werden dieſe Anſtalten, auch wenn ſie nicht 
gerade ſo, wie ich es für angemeſſen erkläre, gemacht 
werden ſollten, verächtlich erſcheinen; damit er näm- 
li entweder aus Furcht, wenn ihm befannt wird, daß 
Ihr in gehöriger Verfaflung feid (Dies erfährt er aber 
gewiß, denn es giebt Leute in Eurer Mitte, welche ihm 
von Allem, was hier vorgeht, Nachricht geben, eg 


giebt dergleichen mehr als gut ift), fi ruhig verhalte, ' 


oder wenn er ſich hieran aus Oeringfhägung nicht 
kehrt, ohne daß er auf feiner Hut ift, Üüberrafcht werde, 
indem dann Niemand ung hindert, nach feinem Lande 
zu fegeln, wenn er Dazu Gelegenheit darbieten follte, 
Dies nun, glaube ich, muß von Euch Allen genehmigt 
und veranftaltet werden. ch behaupte nun, daß Ihr 
auch außerdem eine Truppenmacht in Bereitfchaft hal- 
ten müßt, welche den Philipp unaufhörlich zu befrie- 
gen und zu beunruhigen hat. Niemand denke hier 


etwa an die zehntaufend oder zwanzigtauſend Sölde 


ner oder an die Truppen, welche nur auf tem Aduyr 
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für hinreichend erachte und verlange, daß die Kriegs⸗ 
leute Bürger unferer, Stadt fein follen. Eine Kriegs⸗ 
macht von fo geringer Stärke erkläre ih aus diefem 
Grunde für hinreidend, weil wir nicht im Stande 
find, eine Kriegsmacht aufzuftellen, welde fib im 
Felde mit Philipp mefien kann, vielmehr in der Noth⸗ 
wendigfeit find, auf Streif- und Beutezüge ung zu 
. befhränfen, und für's Erfte auf. ſolche Weife Krieg 
zu führen. Deshalb müſſen diefe Truppen nicht fehr 
zahlreich fein, da fonft weder Sold, nod Unterhalt 
hinreicht; aber auch nicht ganz ſchwach an Zahl. Daß 
aber Bürger darunter fein und fid mit einfdiffen fol- 
len, verlange ich, weil ich gehört habe, wie der Staat 
Ihon früher einmal ausländifhe Söldner zu Korinth 
unterhalten hat, unter den Befehlen des Polyftratus, 
Iphikrates, Chabriag und Anderer, und dag Ihr dort 
felbft mit Kriegspienfte gethan habt; und weil, wie 
mir Durch die Erzählung Anderer bekannt ift, diefe 
fremden Truppen mit Euch und Ihr mit ihnen die 
Laredämonier iu der Schlacht befiegt.habt. Seitdem 
aber diefe fremden Truppen allein den Krieg für Euch 
führen, befiegen fie Eure Freunde und Bundesgenof- 
fen, während die Feinde mehr, als Recht ift, an Macht 
zugenommen haben, Jene Truppen aber, wenn fie 
ſich den Krieg, den unfere Stadt führt, flüchtig ange⸗ 
feben haben, fegeln lieber fogleih zum Artabazus und 
überall hin, und der Anführer zieht ihnen nad. Und 
dies ift leicht begreiflich; denn wie kann man mit Er- 
folg den Soldaten befehlen, wenn man ihnen feinen 
Sold zaplı? 
(Schluß diejes Artikels im nächlten Bande.) 
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